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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Ci vilſachen. 
I: 


Uebermäßiger Gewinn bei abſtrakter eee 
rechnung. 


Der Beklagte A. R. in B. kam gegenüber dem Kläger 
F. Sch. in E. mit einem am 28. Juli 1916 auf Ende Au⸗ 
guſt 1916 abgerufenen Wagen Karbid in Lieferungsverzug 
und ließ auch die ihm vom Kläger unter Androhung einer 
Schadenserſatzforderung von 1000 M. bis 25. September 
1916 geſetzte Nachfriſt unbenützt verſtreichen. Der Kläger 
klagte auf Bezahlung von 1500 M. Schadenserſatz und be⸗ 
hauptete, daß er ſo viel durch Weiterverkauf gewonnen hätte. 
Der Beklagte beſtritt die Forderung dem Grunde nach, an⸗ 
erkannte ſie dagegen der Höhe nach an ſich zum Betrag von 
1000 M. an. Durch rechtskräftig gewordenes Teilurteil ver⸗ 
urteilte das Landgericht den Beklagten zur Bezahlung von 
1000 M. Hinſichtlich der weiter verlangten 500 M. wen⸗ 
dete der Beklagte ein: der Kläger hätte nicht ſo viel gewin⸗ 
nen können; jedenfalls wäre es gegen die guten Sitten, 
einen ſolchen Gewinn geltend zu machen, da der Gewinn als 
übermäßig gegen die PreisſteigVO. des Bundesrats vom 
23. März 1916 verſtoßen hätte. Das Landgericht ver⸗ 
urteilte den Beklagten zur Bezahlung der 500 M. In der 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 1. ä 1 


2 entſcheidungen des Oberlandesgerlchts. 


Berufungsinſtanz wurde inſoweit der Anſpruch des Klägers 
abgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

Es handelt ſich nur noch um die Frage, ob der Kläger 
von dem Beklagten wegen Nichtlieferung des am 28. Juli 
1916 abgerufenen Wagens Karbid außer dem ihm hiewegen durch 
das Teilurteil vom 22. November 1916 ſchon zuerkannten 
Betrag von 1000 M. einen weiteren Schaden von 500 M. 
erſetzt verlangen kann. An der Geltendmachung dieſes wei⸗ 
teren Schadens iſt der Kläger nicht, wie der Beklagte glaubt, 
ſchon deshalb verhindert, weil er dem Beklagten bei Beſtim⸗ 
mung der Nachfriſt für die Lieferung die Erhebung einer 
Schadenserſatzforderung von nur 1000 M. für den Fall des 
fruchtloſen Ablaufs der Nachfriſt angedroht hat; denn mit 
dieſer Androhung wollte der Kläger nur erklären, daß er die 
Annahme der Leiſtung des Beklagten nach dem Ablauf der 
Nachfriſt verweigere ($ 326 BGB.); keineswegs wollte er 
ſich auf die von ihm hiebei überflüſſigerweiſe ſogleich ange⸗ 
gebene Höhe des Schadens endgültig feſtlegen. 

Der Kläger berechnet den ihm entgangenen Gewinn ab- 
ſtrakt, indem er behauptet, dadurch daß ihm der Beklagte 
den Wagen Karbid nicht geliefert habe, ſei ihm ein Gewinn 
von 1500 M. entgangen, den er durch den Weiterverkauf 
des Wagens Ende September 1916 hätte erzielen können. 
Um einen ſolchen Gewinn zu erzielen, hätte der Kläger das 
Karbid gegenüber dem Einkaufspreis um 15 M. per 100 Kilo 
teurer verkaufen müſſen, alſo die 8000 Kilo feinkörnige 
Ware um 70 M., die 2000 Kilo grobſtückige Ware um 67 M. 
je per 100 Kilo gegenüber 55 M. und 52 M. per 100 Kilo beim 
Einkauf. | 

Nach dem Gutachten des Sachverſtändigen F., dem in 
dieſem Punkt auch die Gutachten der Sachverſtändigen Schw. 
und M. nicht entgegenſtehen, iſt nicht zu bezweifeln, daß der 
Kläger bei dem Verkauf des Wagens Karbid die genannten 
Preiſe hätte erzielen und ſonach einen Gewinn von 1500 M. 
hätte machen können. Dies wäre aber dem Kläger nur des⸗ 
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halb möglich geweſen, weil ſchon Ende September 1916 die 
Beſtände des am Markt befindlichen Karbids ſo knapp ge⸗ 
worden waren, daß ſie nicht mehr hinreichten, um den vor⸗ 
handenen Bedarf an Karbid in normaler Weiſe zu befriedi⸗ 
gen. Denn die herrſchende Karbidknappheit zwang, wie ſich 
aus dem M. ſchen Gutachten ergibt, viele Fabrikanten der 
Kriegsinduſtrie, die keine Vorräte an Karbid hatten, behufs 
Beſchaffung des für die Fortſetzung ihrer Fabrikation un⸗ 
umgänglich erforderlichen Karbids ſo hohe Preiſe zu be⸗ 
willigen, wie ſie nach dem Gutachten der Sachverſtändigen 
Schw. und M. im reellen Handel nicht bezahlt wurden. Zu 
dieſen hohen Preiſen gehören auch die Preiſe von 67 und 
70 M., die der Kläger in Anſatz bringt. Der Anſicht des 
Sachverſtändigen F., der in dem Verkauf zu dieſen Preiſen 
noch einen reellen Handel erblickt, konnte nicht beigetreten 
werden; denn die hohen Preiſe von 67 und 70 M. und dar⸗ 
über waren nicht das Ergebnis einer natürlichen Entwicke⸗ 
lung, ſondern wurden, wie der Kläger gar nicht beſtreitet, 
vorwiegend dadurch hervorgerufen, daß die Spekulation 
große Mengen Karbid aufgekauft hatte und dieſe nun, um 
die Preiſe hiedurch in die Höhe zu treiben, vom Markt fern⸗ 
hielt; ferner hatte der ſogenannte Kettenhandel auf die Preiſe 
des Karbids in ungeſunder Weiſe ſteigernd eingewirkt. 

Der Gewinn den der Kläger bei dem Verkauf des Wa⸗ 
gens Karbid zu Preiſen von 67 und 70 M. per 100 Kilo 
erzielt hätte, muß hienach als ein übermäßiger im Sinn des 
§ 5 der Verordnung des Bundesrats gegen übermäßige 
Preisſteigerung vom 23. März 1916 (RGBl. S. 184) be⸗ 
zeichnet werden, wonach beſtraft wird, wer unter anderem 
für Gegenſtände des Kriegsbedarfs Preiſe fordert, die unter 
Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe, insbeſondere der 
Marktlage, einen übermäßigen Gewinn enthalten. 

Daß Karbid unter die Gegenſtände des Kriegsbedarfs 
fällt, ergibt ſich ſchon aus der am 12. Januar 1917 von 
dem ſtellv. Generalkommando des XIII. Armeekorps ange⸗ 
ordneten, in Nr. 10 des Staatsanzeigers für Württemberg 
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vom 13. Jan. 1917 veröffentlichten allgemeinen Karbidbeſchlag⸗ 
nahme. Auch iſt dem Senat aus andern Prozeſſen bekannt, 
daß die Heeresſtellen in großem Umfang als Käufer von 
Karbid aufgetreten ſind, wie denn auch der Sachverſtändige 
F. angegeben hat, daß ſich die Nachfrage nach Karbid in- 
folge der Bedürfniſſe der Heeresverwaltung ungeheuer ge— 
ſteigert habe. 

Nun iſt allerdings dem Kläger zuzugeben, daß nicht der 
ganze Betrag von 1500 M., den er bei dem Weiterverkauf 
des Wagens Karbid zu Preiſen von 67 und 70 M. für 100 
Kilo erzielt hätte, als reiner Gewinn anzuſehen wäre, daß 
vielmehr hieran noch der auf den Ein- und Verkauf eben 
dieſes Wagens entfallende Anteil an den allgemeinen Ges 
ſchäftsunkoſten, wohl auch eine gewiſſe Summe für den Zins 
aus dem zur Anſchaffung dieſes Karbids verwendeten Ka— 
pital in Abzug kommen würde. Allein auch wenn man 
dies und die übrigens bei der im Karbidhandel üblichen 
Barzahlung nicht gerade erhebliche Gefahr berückſichtigt, die 
der Kläger bei dem Geſchäft lief, und wenn man wegen 
aller dieſer Umſtände einige Prozente an dem etwa 27% 
betragenden Rohgewinn von 1500 M. abzieht, bleibt immer 
noch ein Gewinn von etwa 20 % übrig, während der Sach— 
verſtändige Schw. nur einen Rohgewinn von etwa 10 %, 
der Sachverſtändige M. nur einen ſolchen von 500 M. als 
angemeſſen bezeichnet haben. 

Für die Angemeſſenheit des von ihm beanſpruchten Ge— 
winns kann ſich der Kläger nicht darauf berufen, daß er bei 
andern Geſchäften Verluſte erlitten habe und daher den hohen 
Gewinn, den er im vorliegenden Fall gemacht hätte, zur 
Ausgleichung dieſer Verluſte verwenden müſſe; denn es 
ſteht nicht der von dem Kläger bei ſeinem Karbidhandel er: 
zielte Durchſchnittsgewinn in Frage, ſondern es handelt ſich 
lediglich darum, ob der von dem Kläger gerade aus dem 
vorliegenden Geſchäft erwartete Reingewinn im Verhältnis 
zu dem bei gleichartigen Geſchäften üblichen Reingewinn als 
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ein übermäßiger zu bezeichnen ijt!). 

Zur Vergleichung können nun aber nicht diejenigen Ge⸗ 
ſchäfte herangezogen werden, die zu den oben erwähnten 
künſtlich hinaufgeſchraubten Preiſen abgeſchloſſen wurden. 
Denn gerade der Forderung ſolcher Preiſe will die erwähnte 
Bundesratsverordnung entgegentreten. Die Marktlage, die 
in ſolchen Preiſen ihren Ausdruck findet, kann bei Beurtei⸗ 
lung der Frage, ob ein übermäßiger Gewinn vorliegt, nicht 
berückſichtigt werden; zu berückſichtigen iſt hiebei nur die 
normale Lage des Markts 2). 

Der Klr. kann deshalb den von ihm geforderten Schadens⸗ 
betrag nicht mit der Höhe der im September 1916 vielfach 
verlangten und auch bezahlten Karbidpreiſe rechtfertigen. 

Wäre aber, wie hienach anzunehmen iſt, dem Kläger 
der Verkauf des Wagens Karbid zu den ſeiner Scha⸗ 
densberechnung zugrunde liegenden Preiſen von 67 und 70 M. 
pro 100 Kilo auf Grund der genannten Verordnung des 
Bundesrats verboten geweſen, ſo kann er auch nicht einen 
unter Zugrundelegung dieſer Preiſe berechneten Gewinn als 
entgangen von dem Beklagten erſetzt verlangen, ohne hie⸗ 
durch gegen die guten Sitten zu verſtoßen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 9. November 1917 in 

Sachen A. R. gegen F. Sch. U. 324/1917. 


2. 


Krankenkaſſenmitglieder, die als ſolche in einem 

Krankenhaus behandelt werden, haben ein eigenes 

Recht auf ſachgemüäße Pflege und Behandlung gegen 
den Unternehmer des Krankenhausbetriebs. 


Der an Lungenentzündung mit hohem Fieber erkrankte 
Klr. wurde am 4. Februar 1916 auf Anordnung des ihn 


1) Vgl. RG. in Strafſ. im „Recht“ Jahrg. 1917 S. 401 Nr. 828. 

2) Vgl. Güthe⸗Schlegelberger, Kriegsgeſetze Bd. 3 S. 177 
und Bd. 4 S. 764, ſowie die dort angeführten Entſcheidungen des RG. 
in Strafſachen. 
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behandelnden Arztes und auf Koſten der Stuttgarter Orts⸗ 
krankenkaſſen, deren Mitglied er war, in dem der beklagten 
Stadtgemeinde St. gehörigen Krankenhaus in C. unterge⸗ 
bracht. In der Nacht vom 5. auf 6. Februar 1916 ſtürzte 
er ſich, während die anderen Kranken ſchliefen, zu dem von 
ihm geöffneten Saalfenſter hinaus. Durch den Fall auf den 
gepflaſterten Hof erlitt er einen ſchweren Knöchelbruch. Er 
machte mit Erfolg die Bekl. als Eigentümerin des Kranken⸗ 
hauſes und Unternehmerin des Betriebs für den ihm durch 
den Unfall entſtandenen Schaden verantwortlich, weil die 
Bekl. es an einer genügenden Bewachung ſeiner Perſon habe 
fehlen laſſen. Ueber die Rechtsbeziehungen zwiſchen dem 
Klr. und der Bekl. iſt in den 
Gründen 

des Berufungsurteils ausgeführt: 

Daraus, daß der Klr. auf Koſten der Stuttgarter Orts— 
krankenkaſſen in das der Bekl. gehörige Krankenhaus in C. 
aufgenommen wurde, ergibt ſich, daß ſeiner Aufnahme ein 
von der Bekl. mit den Stuttgarter Ortskrankenkaſſen über 
die Krankenhausbehandlung der Mitglieder der letzteren ge— 
ſchloſſener Vertrag zugrunde lag, nicht, wie das Landgericht 
angenommen hat, ein von dem Klr. mit der Bekl. abge⸗ 
ſchloſſener Vertrag. 

Wenn nun auch dem Klr. aus jenem Vertrag kein ei⸗ 
genes Recht gegen die Bekl. auf Aufnahme und Verpflegung 
in ihrem Krankenhaus zugeſtanden haben ſollte, wenn viel⸗ 
mehr der Klr. darauf angewieſen wäre, falls ſich die Stutt- 
garter Ortskrankenkaſſen geweigert hätten, ihn in einem 
Krankenhaus unterzubringen, einen Anſpruch auf Behand⸗— 
lung in einem Krankenhaus gegen die Stuttgarter Orts- 
krankenkaſſen auf Grund ſeiner Zugehörigkeit zu dieſen als 
ihr Mitglied geltend zu machen, jo entſprach es doch, nad): 
dem der Klr. einmal auf Grund jenes von den Stuttgarter 
Ortskrankenkaſſen zugunſten ihrer Mitglieder mit der Bekl. 
abgeſchloſſenen Vertrags in einem Krankenhaus der Bekl. 
Aufnahme gefunden hatte, dem Zweck dieſes Vertrags und 
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der ganzen Sachlage, dem Klr. ein unmittelbares Recht ge⸗ 
gen die Bekl. gemäß $ 328 BGB. darauf zu verſchaffen, daß 
ihm die von der Bekl. nach dem Vertrag mit den Stutt⸗ 
garter Ortskrankenkaſſen zu leiſtende Pflege und Behand⸗ 
lung im Krankenhaus in ſachgemäßer Weiſe ohne Schaden 
für ſeine Geſundheit gewährt werde. Denn eine ſachgemäße 
Pflege und Behandlung erwartet mit Recht jeder, der ſich 
in ein Krankenhaus aufnehmen läßt, in dem Krankenhaus 
zu erfahren. Dieſe Erwartung hatte auch der Klr., ſonſt 
hätte er ſeiner Aufnahme in das Krankenhaus Widerſpruch 
entgegengeſetzt. Wollte man kein vertragliches Recht des 
Klrs. gegen die Bekl. darauf annehmen, daß ſie ihm die 
nach dem Vertrag mit den Stuttgarter Ortskrankenkaſſen zu 
leiſtende Krankenhausbehandlung in ſachgemäßer Weiſe, ohne 
ihn hiebei an ſeiner Geſundheit zu ſchädigen, gewähre, ſo 
käme man zu dem für alle Teile unbefriedigenden Ergebnis, 
daß der Klr. den ihm durch unſachgemäße Behandlung in 
dem Krankenhaus der Bekl. entſtandenen Schaden, ſoweit 
keine unerlaubte Handlung der Bekl. in Frage kommt, nur 
gegen die Stuttgarter Ortskrankenkaſſen geltend machen 
könnte, weil ſich dieſe zur Erfüllung der ihnen dem Klr. 
gegenüber obliegenden Verpflichtung zur Gewährung ſach⸗ 
gemäßer Krankenhausbehandlung der Bekl. bedient haben, 
und daß die Stuttgarter Ortskrankenkaſſen darauf ange⸗ 
wieſen wären, ſich wegen dieſes von dem Klr. gegen ſie er⸗ 
hobenen Anſpruchs bei der Bekl. mit der Begründung 
ſchadlos zu halten, daß diejenige Perſon, deren ſich die 
Bekl. zur Erfüllung ihrer Vertragspflicht gegenüber den 
Stuttgarter Ortskrankenkaſſen bedient habe, ein Verſchulden 
an der unſachgemäßen Behandlung des Klr. treffe. 

Dieſer Umweg erübrigt ſich bei Annahme eines un⸗ 
mittelbaren Rechts des Klrs. gegen die Bekl. darauf, daß 
ſie ihm die von ihr zu leiſtende Krankenhausbehandlung in 
ſachgemäßer Weiſe gewähre. 

Dies hat nun aber die Bekl. nicht getan; denn ſie hat 
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nicht für die durch die Umſtände gebotene Ueberwachung und 
Sicherung des Klrs. vor ſich ſelbſt geſorgt. ... 
Urteil des I. Zivilſenats vom 30. November 1917 i. S. 
Stadtgemeinde St. g. W. E. Nr. 366/1917. 


3. 


Kein Rückgriff des den Gläubiger befriedigenden 
Drittverpfänders gegen den neben ihm haftenden 
Kür gen. 


A. Kl. in R. beſtellte auf feinen Häuſern Nr. 326% 
und 331 am 5. Dezember 1908 für 7000 M. Darlehens⸗ 
ſchuld, verzinslich jährlich zu 5 vom Hundert, dem Gläubi⸗ 
ger Ad. W. in St. eine Briefhypothek an dritter Stelle hin⸗ 
ter 13800 M. Gleichzeitig gingen die Witwe M. Kl. in D. 
und der Bekl. je die Selbſtzählerbürgſchaft für die Schuld 
des A. Kl. von 7000 M. ein. Auf Grund Tauſchvertrags 
vom 16. Juli 1910 und Auflaſſung vom 3. Oktober 1910 
wurden die Klrin. und ihre fünf Kinder als Erben des nach 
Abſchluß des Tauſchvertrags geſtorbenen Erwerbers K. H. 
(Ehemanns der Klrin.) am 13. Oktober 1910 als neue 
Eigentümer der Häuſer Nr. 326 /1 und 331 im Grundbuch 
eingetragen. Im Tauſchvertrag hatte ſich der Veräußerer 
A. Kl. verpflichtet, die Hypothek des Ad. W. vor der Auf⸗ 
laſſung löſchen zu laſſen; er tat dies aber nur hinſichtlich 
des Teilbetrags von 5000 M. Die Klrin. bezahlte dem 
Ad. W., da er mit Zwangsvollſtreckung drohte, ſeit 1. Ja⸗ 
nuar 1911 den Zins und am 9. Mai 1916 die ihr längſt 
zur Heimzahlung gekündigte Hauptſumme von 2000 M. Der 
von der Klrin. bezahlte Betrag iſt unſtreitig durch den Wert der 
verpfändeten Grundſtücke gedeckt. Die Klrin. klagte gegen den 
Bekl. als Bürgen auf Bezahlung von 2000 M. nebſt 5% 
Zins daraus ſeit 1. Januar 1911, weil die Forderung des 
Ad. W. gegen A. Kl. nach SS 1142, 1143 BGB. mit dem 
Anſpruch des Ad. W. gegen den Bürgen auf fie übergegan⸗ 
gen ſei. Der Bekl. wollte nichts ſchulden, weil die Sach⸗ 
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haftung der Bürgſchaftshaftung vorgehe; hilfsweiſe bean⸗ 
tragte er, ihn nur Zug um Zug gegen Abtretung der Eigen⸗ 
tümergrundſchuld der Klrin. zu verurteilen. Das Landge⸗ 
richt wies die Klage ab. Auch die Berufung der Klrin. 
wurde zurückgewieſen aus folgenden 

Gründen: 

Die Sachlegitimation der Klrin. hinſichtlich der Anteile 
ihrer Kinder ergibt ſich aus ihrer Stellung als ſtatutariſche 
Nutznießerin am Vatergut der Kinder und iſt nicht bean⸗ 
ſtandet. 

Wäre der Bekl. als Bürge in Anſpruch genommen wor⸗ 
den, ſolang der Hauptſchuldner A. Kl. noch Eigentümer der 
verpfändeten Liegenſchaft war, jo hätte er nach § 774 Abſ. 1 
BGB. das Rückgriffsrecht gegen den Hauptſchuldner gehabt: 
dieſer hätte ihm perſönlich und, da die Hypothek ein Neben⸗ 
recht des perſönlichen Forderungsrechts bildet, auch mit dem 
Pfand gehaftet. Hätte umgekehrt der Hauptſchuldner A. Kl. 
als ſolcher oder als Hypothekenſchuldner den Gläubiger Ad. W. 
befriedigt, ſo wäre dem Hauptſchuldner kein Rückgriffsrecht 
gegen den Bürgen zugeſtanden, es ſei denn, daß ein beſon⸗ 
deres, eine ſolche Verpflichtung begründendes Rechtsverhält⸗ 
nis zwiſchen ihnen beſtanden hätte. Nicht bloß die Haftung 
des Hauptſchuldners als ſolchen, ſondern auch die Pfand⸗ 
haftung geht grundſätzlich der Bürgſchaftshaftung vor. Dies 
ergibt ſich ſchon aus 8 776 BGB., wornach die Bürgſchaft 
endet, wenn der Gläubiger eine für die Forderung beſtehende 
Pfandſicherheit aufgibt, aus welcher der Bürge nach 8 774 
BGB. hätte Erſatz verlangen können. Eine entſprechende 
Vorſchrift zugunſten des Pfandſchuldners (ſei es des Haupt⸗ 
ſchuldners oder eines Drittverpfänders) für den Fall, daß 
der Gläubiger das Recht gegen einen Bürgen aufgibt, iſt 
im BGB. nicht enthalten. 

Geht — wie im vorliegenden Fall — die verpfändete 
Sache durch Veräußerung auf einen neuen Erwerber über, 
der nicht zugleich die perſönliche Schuld übernimmt, aber 
beim Fehlen des guten Glaubens im Sinn von $ 892 BGB. 
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mit der verpfändeten Sache dinglich haftet, ſo kann grund⸗ 
ſätzlich die Rechtsſtellung des Bürgen keine andere werden 
als bisher. Zwiſchen dem Bürgen und dem neuen Pfand- 
ſchuldner beſtehen grundſätzlich und beim Fehlen beſonderer 
Vereinbarungen keine Rechte und Pflichten. Befriedigt der 
Bürge den Gläubiger, jo gehen nach 8 774 BGB. die 
Rechte des Gläubigers gegen den perſönlichen Schuldner und 
das Pfandrecht gegen den neuen Grundſtückseigentümer auf 
ihn über. Auch jetzt geht die Pfandhaftung der Bürg— 
ſchaftshaftung vor. Abgeſehen von dem hier nicht in Be 
tracht kommenden Fall beſonderer Abreden zwiſchen den Be— 
teiligten gilt dieſer Grundſatz allgemein, gleichviel ob neben 
die Bürgſchaftshaftung von Anfang an die Pfandhaftung 
eines dritten Sacheigentümers oder zunächſt die Pfandhaf- 
tung des ſeine Sache verpfändeten Hauptſchuldners getreten 
war, und er muß auch gelten, wenn nicht der Bürge, ſon— 
dern der nicht zugleich perſönlich verpflichtete Eigentümer des 
Pfands den Gläubiger befriedigt. 

Dem letzteren Satz ſteht nur ſcheinbar die Vorſchrift 
des § 1143 (und des § 1225) BGB. entgegen. Iſt der 
Eigentümer des verpfändeten Grundſtücks — gleichgültig, 
ob er vom Anfang an Drittverpfänder war oder ob er erſt 
nachträglich durch Erwerb der verpfändeten Liegenſchaft 
Eigentümer wurde — nicht der perſönliche Schuldner, ſo 
geht nach $ 1143 BGB., ſoweit er den Gläubiger befrie⸗ 
digt, die Forderung des Gläubigers auf ihn über. Mit der 
Forderung gehen nach SS 412, 401, 1153 BGB. die Neben⸗ 
rechte, insbeſondere die Hypothek (als Eigentümerhypothek, 
§ 1177 Abſ. 2 BGB.) und an ſich auch die Anſprüche 
gegen die Bürgen auf ihn entſprechend den Vorſchriften des 
8 774 Abſ. 1 BGB. über, § 1143 Abi. 1 Satz 2 BGB. 
Entſprechendes gilt nach $ 1225 BGB. bei der Einlöſung 
einer beweglichen Pfandſache. — Im Geſetz iſt nun weiter 
der Fall geregelt, daß mehrere Drittverpfänder vorhanden 
ſind, die nicht perſönlich haften, und daß einer von ihnen 
das Pfand einlöſt. Auf dieſen Fall beziehen ſich § 1143 
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Abſ. 2 und $ 1225 Satz 2 BGB. und es beruht daher nicht 
etwa auf einem Verſehen, daß in $ 1143 BGB. der 8 774 
Abſ. 2 BGB. (anders als in $ 1225 BGB.) nicht angeführt 
iſt. Die in § 1225 durch Verweiſung auf § 774 Abſ. 2 ge⸗ 
löſte Frage, inwieweit der den Gläubiger befriedigende Dritt⸗ 
verpfänder in das Pfandrecht eines anderen Drittverpfän⸗ 
ders eintritt, iſt in $ 1143 durch die Verweiſung auf $ 1173 
geregelt. Beide Regelungen beruhen auf demſelben Grund⸗ 
gedanken: ein den Gläubiger befriedigender Drittverpfänder 
tritt in das Pfandrecht des Gläubigers an der Sache eines 
anderen Drittverpfänders nur inſoweit ein, als er von dem 
anderen Drittverpfänder (oder einem Rechts vorgänger des⸗ 
ſelben) Ausgleichung verlangen kann. Grundſätzlich gilt dieſe 
Regel auch für das Verhältnis zwiſchen dem nicht perſönlich 
haftenden, die verpfändete Sache einlöſenden Drittverpfän⸗ 
der und einem für dieſelbe Schuld des Hauptſchuldners dem 
Gläubiger haftenden Bürgen. Dagegen fragt es ſich, ob die 
entſprechende Anwendung der Regel auf das Verhältnis 
zwiſchen dem einlöſenden Drittverpfänder und dem Bürgen 
auch dieſelbe Art der Ausgleichung zwiſchen dieſen beiden 
mit ſich bringt, wie wenn nach § 774 BGB. zwiſchen meh⸗ 
reren Bürgen auszugleichen iſt. Dies iſt zu verneinen. Die 
Vorſchrift des § 774 Abſ. 2 BGB. hat ihren Grund in dem 
Geſamtſchuldcharakter der Mitbürgſchaft (5 769 BGB.) und 
damit in dem geſetzlichen Innenverhältnis und Rückgriffs⸗ 
recht der Mitbürgen untereinander: der Mitbürge ſoll nicht, 
wenn er gemäß § 774 Abſ. 1 Satz 1 anſtelle des bisherigen 
Gläubigers der Gläubiger ſeiner Mitbürgen geworden iſt, 
von ſeinen Mitbürgen als ſeinen jetzigen Schuldnern das 
verlangen können, was er auf Grund des Rückgriffs der 
Mitbürgen alsbald wieder ausgleichen müßte; vielmehr ſoll 
für die Haftung der Mitbürgen gegenüber demjenigen Mit⸗ 
bürgen, der jetzt ihr Gläubiger geworden iſt, nur die in 
§ 426 für das Innenverhältnis unter den Geſamtſchuldnern 
gegebene Ausgleichungsregel gelten. Entw. I 8 676 Abſ. 1 
Halbſ. 2 drückte dies dahin aus: „Die mit der Forderung 
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verbundenen, in der Haftung von Mitbürgen beſtehenden 
Nebenrechte gehen jedoch nur nach Maßgabe des § 337 
Abſ. 2, 3 (= 8 426 Abi. 1 Satz 2 und Abſ. 2 BGB.) auf 
den Bürgen über.“ Der Fall der Befriedigung des Gläu— 
bigers durch einen neben einem Bürgen nicht perſönlich haf⸗ 
tenden Drittverpfänder liegt teilweiſe anders. Wer ſich ver⸗ 
bürgt, haftet obligatoriſch mit ſeinem ganzen Vermögen; wer 
ein Pfand beſtellt, übernimmt als Verpfänder nicht eine 
Schuldverbindlichkeit und haftet nur mit dem verpfändeten 
Vermögensſtück. Die Bürgen beim Rückgriff unter ſich nach 
Kopfteilen haften zu laſſen, entſpricht der Sachlage; Ver⸗ 
pfänder und Bürgen unter ſich nach Kopfteilen haften zu 
laſſen, iſt im Geſetz nirgends vorgeſchrieben und wäre will⸗ 
kürlich, unbillig, unſachgemäß und mit dem Grundunter⸗ 
ſchied zwiſchen Pfandrecht und Bürgſchaft nicht verträglich. 
— Mit der Ablehnung der Ausgleichung zwiſchen dem ein— 
löſenden Drittverpfänder und dem Bürgen nach Kopfteilen 
iſt indeſſen noch nicht gegeben, daß jede Ausgleichung zwi⸗ 
ſchen ihnen ausgeſchloſſen ſei. Sonſt füme man zu dem 
unannehmbaren Ergebnis, daß davon, wer dem anderen bei 
der Befriedigung des Gläubigers zuvorkommt, es abhängt, 
wer ſchließlich die Laſt zu tragen hat. Vielmehr muß eine 
Ausgleichung ſtattfinden, wie ſie durch die Rechtsnatur von 
Pfandrecht und Bürgſchaft geboten iſt. Entſcheidend iſt, daß 
— wie oben am Anfang ausgeführt wurde — der Verpfänder 
vorweg, jedoch nur mit dem Pfand, der Bürge mit ſeinem 
Vermögen, jedoch nur nach dem Pfand, haftet. Demgemäß 
kann grundſätzlich der Verpfänder nach der Einlöſung den 
Bürgen in Anſpruch nehmen; aber er muß mit dem Wert 
des Pfands — als des Gegenſtands, mit dem er vor dem 
Bürgen haftet — ausgleichen, während ein einlöſender Bürge 
ohne weiteres die Pfandhaftung geltend machen kann. 

Im vorliegenden Fall überſteigt unbeſtrittenermaßen der 
Wert des Pfands die von den Grundſtückseigentümern bei 
der Einlöſung bezahlte Summe. Die Eigentümer find da— 
her durch ihre Eigentümerhypothek gedeckt: ſie müſſen mit 
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dieſer gegen die an ſich auf ſie übergegangene Forderung 
gegen den Bürgen ausgleichen und ſie haben daher gegen 
den Bürgen weder einen Erſatzanſpruch ſchlechthin noch einen 
Erſatzanſpruch Zug um Zug gegen Abtretung der Eigen⸗ 
tümerhypothek. Dieſe Abtretung wäre nur ein Umweg, der 
doch dazu führen würde, daß im Verhältnis zwiſchen den 
Grundſtückseigentümern und dem Bürgen der Schaden ganz 
die Eigentümer trifft ). 

Urteil des I. Zivilſenats vom 16. November 1917 i. S. 

K. H. gegen W. H. Nr. 336/1917. 


4. 


Anwendung des 8 1163 Satz 1 BOB. auf Höchſtbetrag⸗⸗ 
hypatheken. 


Der Klr. und O. F. haben als Eigentümer der Parz. 
698 / 2 in Schw. der Württ. Landesbank, an deren Stelle 
ſpäter die Dresdner Bank getreten iſt, für alle ihr aus ihrer 
Geſchäftsverbindung mit dem Klr. jetzt oder künftig zuſte⸗ 
henden Forderungen auf dieſem oder anderen Grundſtücken 
eine Sicherungshypothek in Höhe von 35000 M. bewilligt 
und eintragen laſſen. Später verkauften ſie die genannte 
Parzelle an A. L. um 7296 M. Dabei wurden die Hypo⸗ 
thekenverhältniſſe dahin geregelt, daß die Verkäufer ſich ver⸗ 
pflichteten, die Käuferin von der auf dem Grundſtück für 
den Höchſtbetrag von 35 000 M. eingetragenen Sicherungs⸗ 
hypothek bis zum Teilbetrag von 6000 M., der bis zur 
völligen Abzahlung des Kaufpreiſes ſtehen bleibe, zu be⸗ 
freien; weiterhin bewilligten die Verkäufer die Löſchung der 


1) Zu vgl. über die verſchiedenen Anſichten RGR. Komm. BGB. 
2. Aufl. 8 774 Bem. 6; $ 1142 Bem. 6; 8 1225 Ben; Staudinger, 
BGB. 5./6. Aufl. § 1143. IV; 58 774 Ben. r; $ 1225 Ben. 2 b; 
Planck⸗Greiff, BGB. 3. Aufl. § 1225 Ben. 26; Enneccerus, 
Lehrb. Bürg. Recht, 6. Bearb. Bd. I Abt. 2 S. 554; Iherings J. 
61, 59 ff.; DJ Z. 1903, 373 und 543. In RG3Z. 85, 363 = die m 
dahingeſtellt gelaſſen. 
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zufolge dieſer Vereinbarung anfallenden Eigentümergrund⸗ 
ſchuld. 

Die Anna L. hat in der Folge weder an Kapital noch 
an Zins mehr als 1624 M. 50 Pf. bezahlt, und es iſt auch 
weder eine völlige, noch eine teilweiſe Löſchung des Hypo⸗ 
thekeneintrags erfolgt. 

Am 21. September 1915 iſt über das Vermögen der 
Anna L. das Konkursverfahren eröffnet worden. Der Klr. 
hat die reſtliche Kaufpreisforderung im Betrag von 5671 M. 
50 Pf. nebſt Zinſen, Zinſeszinſen, Mahnkoſten des Rechts⸗ 
anwalts und Spefen, insgeſamt in Höhe von 6473 M 18 Pf., 
im Konkurs als Ausfallsforderung angemeldet. Im Prü⸗ 
fungstermin wurde die Forderung zum Betrag von 5671 M. 
50 Pf. nebſt 5 % Zinſen ſeit 27. Februar 1915 bis zur 
Konkurseröffnung als Ausfallsforderung anerkannt und feſt⸗ 
geſtellt. Die feſtgeſtellte Forderung beläuft ſich mit den an⸗ 
erkannten Zinſen zuſammen auf 6398 M 65 Pf. In dem 
anläßlich des Konkurſes der Anna L. eingeleiteten Zwangs⸗ 
verſteigerungsverfahren betr. die Parz. 698 beteiligte ſich 
die Dresdner Bank nicht. Dagegen hat der Klr. die abge⸗ 
ſonderte Befriedigung ſeiner Forderung aus dem Erlös der 
Parz. 698% 2 beanſprucht. Der Konkursverwalter hat aber 
den 6876 M. 55 Pf. betragenden Erlös aus dieſer Parzelle 
zur Konkursmaſſe gezogen, indem er davon ausging, daß die 
für die Bank auf genannter Parzelle eingetragene Hypothek 
infolge der Löſchungsbewilligung der Bank, die dem Klr. 
ausgehändigt worden war, erloſchen ſei und dem Klr., für 
den keine Hypothek eingetragen ſei, nur eine perſönliche 
Forderung zuſtehe. Der Zuſchlagsbeſcheid vom 16. Juni 1916 
iſt rechtskräftig geworden. 

Mit der Klage hat Klr. den Erlös in Höhe ſeiner For⸗ 
derung an die Anna L. mit 6473 M. 18 Pf. beanſprucht, 
indem er zur Begründung vortrug: Die Bank ſei hinſichtlich 
der Hypothek lediglich die Treuhänderin des Klrs. geweſen. 
Dieſes Treuhandverhältnis ſei nicht erſt gegenüber der 
Dresdner Bank, ſondern ſchon bei Beſtellung der Hypothek 
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gegenüber der Württ. Landesbank begründet worden. Das 
Verhältnis zu der Bank ſei näher folgendes geweſen: der 
Klr., der mit der Landesbank in Kontokorrent geſtanden ſei 
und ſtets bei ihr einen erheblichen Aktivſaldo gehabt habe, 
ſei im Jahr 1908, als er gemeinſchaftlich mit F. die Schw. er 
Grundſtücke gekauft habe, mit der Bank dahin übereinge⸗ 
kommen, daß ſie für den Erwerb der Grundſtücke einen Be⸗ 
trag von 35 000 M., der auf ein conto separato zu buchen 
ſei, auf Grund des Kontokorrentverhältniſſes auszahlen ſolle. 
Der Klr. hätte dieſe Summe auch ohne jede Sicherheit von 
der Bank erhalten, habe aber trotzdem die Bank erſucht, auf 
den Grundſtücken eine Hypothek eintragen zu laſſen. Zweck 
der Errichtung des Sonderkontos ſei geweſen, das Rechts⸗ 
verhältnis mit F. auf eine klare und ſichere Grundlage zu 
ſtellen; Zweck der Hypothekbeſtellung, den F. zu verhindern, 
über ſeinen Anteil an den Grundſtücken frei zu verfügen. 
Dagegen habe der Klr. ſelbſt der Bank gegenüber ſich das 
Recht zur jederzeitigen freien Verfügung über die Hypothek 
vorbehalten. Gemäß dieſer Vereinbarung ſei die Hypothek 
beſtellt worden, darnach ſei zwar die Hypothek nominell der 
Bank zugeſtanden, materiell ſei aber die Bank jederzeit zur 
Abtretung der Hypothek oder, was gleichbedeutend ſei, zur 
Anerkennung des geſetzlichen Uebergangs der Hypothek auf 
den Klr. verpflichtet geweſen. Ein ſolcher Uebergang voll⸗ 
ziehe ſich, wie auch in anderen Fällen, außerhalb des Grund⸗ 
buchs. Das Anerkenntnis dieſes Uebergangs liege ſchon in 
der Aushändigung der Löſchungsbewilligung. Außerdem 
habe die Bank den Klr. vor Beginn des Rechtsſtreits noch 
ausdrücklich ermächtigt, die ihr etwa noch formell zuſtehen⸗ 
den Rechte in eigenem Namen geltend zu machen. Die aus 
dem Verkauf der Schwer Grundſtücke erzielten Eingänge 
ſeien an dem Sonderkonto abgeſchrieben worden, das hie⸗ 
durch bis auf 10 614 M. 65 Pf. getilgt worden. 

Die Beweisaufnahme hat dieſe Darſtellung beſtätigt. 
Das Berufungsgericht hat darauf dem Klr. 6000 M. nebſt 
Zinſen zugeſprochen aus folgenden 
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Gründen: 

Der Klr. verlangt mit der (urſprünglich auf Feſtſtellung 
des von ihm in Anſpruch genommenen Hypothekenrechts ge⸗ 
richteten) Klage nunmehr, nach der Durchführung der Zwangs⸗ 
verſteigerung, die Herausgabe des von ihm auf Grund ſei⸗ 
nes dinglichen Rechts an dem Erlös beanſpruchten Betrags. 
Der Standpunkt, den der Bekl. dieſem (vom Klr. allerdings 
nicht richtig begründeten) Anſpruch gegenüber eingenommen 
hat, iſt rechtlich nicht haltbar. 

1. Wenn der Konkursverwalter und ihm folgend die 
Zivilkammer davon ausgehen, daß dem Klr. kein Recht auf 
den aus dem Grundſtück erzielten Erlös zuſtehe, da für ihn 
keine Hypothek eingetragen ſei, ſo iſt dabei die Vorſchrift 
des 8 1163 BGB. nicht beachtet. Hier iſt beſtimmt, daß 
die Hypothek dem Eigentümer zuſteht, wenn die Forderung, 
für die ſie beſtellt iſt, nicht zur Entſtehung gelangt. Dieſe 
Geſetzesbeſtimmung findet nach der nunmehr vom Reichsge⸗ 
richt gebilligten (allerdings beſtrittenen) Anſicht, der auch der 
erkennende Senat beitritt, auch auf die Höchſtbetragshypothek 
Anwendung. Darnach entſteht alſo bei einer ſolchen Hypo— 
thek, ſoweit die zu ſichernde Forderung nicht zur Entſtehung 
gelangt, nicht eine Gläubigerhypothek, ſondern ſofort eine 
Eigentümerhypothek ). 

In vorliegendem Fall iſt nun aber in der Tat die For— 
derung, zu deren Sicherung die Hypothek beſtimmt war, 
nicht zur Entſtehung gelangt. Nach dem Grundbucheintrag 
ſollte die Hypothek haften nicht etwa für den jeweiligen 
Stand des Sonderkontos, ſondern für alle Forderungen der 
Bank aus der Geſchäftsverbindung mit dem Klr. (aus allen 


1) S. RKG. 2. Aufl. § 1190 Aum. 1; Jäckel-Güthe, Komm. 
zum ZwVG. 4. Aufl., $ 14 Anm. 3, 8 114 Anm. 6; RG. 75 S. 250; 
RG. in JW. 1912 S. 297, 298; 1912 S. 402, 403; Warneyer, 
Erg. Bd. VII Nr. 21; ferner bei Sörgel 1915 § 1190 BGB. Nr. 1 
(Entſch. des 5. Senats), Leipz. Zeitſchr. 1913 S. 627, 628 (Entſch. des 
2. Senats); vgl. dagegen Staudinger, BGB. 7.8. Aufl. $ 1190 
Erl. 5 a. 
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den Geſchäften, welche eine bankmäßige laufende Rechnung 
mit ſich bringt). Soll alſo feſtgeſtellt werden, ob die im Grund⸗ 
buch bezeichnete Schuld wirklich beſteht, ſo kommt es nicht 
auf den jeweiligen Stand des Sonderkontos an, vielmehr 
iſt es erforderlich, die verſchiedenen Konten des Klrs. zu⸗ 
ſammenzurechnen und daraus den Geſamtſaldo zu ziehen. 
Dieſer Saldo war aber ſtets ein Aktivſaldo des Klrs. Nicht 
der Klr. war Schuldner der Bank, ſondern die Bank war 
Schuldnerin des Klrs. Demgemäß hatte auch die Bank, 
was ſie dem Klr. ausdrücklich erklärte, keinerlei Intereſſe an 
dem Beſtehen der Hypothek; dieſe diente vielmehr ausſchließ⸗ 
lich dem Intereſſe des Klrs., der hiemit eine ihm nachteilige 
Verfügung ſeines Teilhabers ausſchließen wollte. Der Klr. 
hat dieſe Einrichtung nur aus formalen Gründen getroffen, 
um im Verhältnis zu ſeinem Teilhaber F. eine einfache 
überſichtliche Verrechnung zu ermöglichen. Dieſe Form der 
Behandlung hatte nun allerdings zur Folge, daß das 
Sonderkonto jeweils mit 5 % Zinſen aus dem Paſſivſaldo 
dieſes Kontos belaſtet wurde. Allein dies beweiſt nicht, daß 
der jeweilige Aktivſaldo der Bank aus dem Sonderkonto 
eine ſelbſtändige Forderung der Bank an den Klr. darſtelle. 
Ebenſo iſt unerheblich, daß ſich F. für ein Guthaben der 
Bank aus dem Geſchäftsverkehr mit dem Klr. bis zum Be⸗ 
trag von 17 000 M. verbürgt hat; denn hieraus folgt nicht, 
daß ſeit Begründung der Bürgſchaft jemals eine ſolche For⸗ 
derung der Bank an den Klr. beſtanden habe. 

2. Demnach ſtand, da der Fall des § 1163 Abſ. 1 
Satz 1 BGB. zutrifft, die Hypothek an der Parz. 698 /2 den 
beiden Eigentümern, d. i. dem Klr. und F., gemeinſchaftlich zu 
und zwar gemäß § 1177 BGB. als Eigentümergrundſchuld. 
Es handelt ſich hiebei nicht, wie der Klr. geltend macht, um 
ein Treuhandverhältnis oder gar um einen geſetzlichen Ueber⸗ 
gang der Hypothek auf den Klr. außerhalb des Grundbuchs; 
vielmehr iſt das dingliche Recht von Haus aus als eine den 
Eigentümern zuſtehende Grundſchuld entſtanden. Ein ge⸗ 
ſetzlicher Uebergang der Hypothek würde den Klr. auch gar 
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nichts nützen, da die Hypothek für eine Forderung der Bank 
beſtellt, eine ſolche aber nicht erwachſen iſt. Das Grund— 
ſchuldrecht der Eigentümer iſt dagegen als ſolches unab— 
hängig vom Beſtehen einer ſchuldrechtlichen Forderung. 
Dieſes Recht haben der Klr. und F. auch nicht dadurch 
verloren, daß ſie am 27. Februar 1913 das Eigentum an 
der Parz. 698 / 2 auf die Käuferin Anna L. übertragen ba: 
ben; denn die Eigentümergrundſchuld haben ſie auf die 
Anna L. nicht mit übertragen; dieſes Recht iſt ihnen daher 
(wenn auch nicht mehr als Eigentümergrundſchuld) verblie— 
ben 1). Für dieſe Grundſchuld konnten die Inhaber des 
Rechts abgeſonderte Befriedigung im Konkurs und weiterhin 
auch volle Befriedigung im Zwangsverſteigerungsverfahren 
verlangen). Pflicht des Konkursverwalters wäre es geweſen, 
nachdem die Bank keinerlei Recht anmeldete und hiemit zu 
erkennen gab, daß ſie kein Recht, für das die Hypothek hafte, 
in Anſpruch nehme, nunmehr Aufklärung darüber zu ſchaffen, 
wem auf Grund des Bucheintrags Rechte an dem Grund— 
ſtück und auf den Verſteigerungserlös zuſtehen. Es war 
unrichtig, die Anſprüche des Klrs. mit der Begründung ab— 
zulehnen, daß für ihn keine Hypothek eingetragen ſei. Die 
Rechte aus $ 1163 BGB. bedürfen des Eintrags auf den 
Namen des Berechtigten nicht und eignen ſich im Fall einer 
Höchſtbetragshypothek überhaupt nicht zur Eintragung. Denn 
bei dieſer Hypothekenart iſt das Grundſchuldrecht des Eigen- 
tümers nur ein vorläufiges, auflöſend bedingtes Recht?), ſo⸗ 
fern ja eine Forderung des Gläubigers, d. h. im vorliegen⸗ 
den Fall ein Geſamtpaſſivſaldo des Klrs., an ſich jederzeit 
durch eine entſprechende Inanſpruchnahme des Kredits hätte 
entſtehen können und alsdann inſoweit die Hypothek der 
Bank an die Stelle der Eigentümergrundſchuld getreten wäre. 


1) S. Staudinger, BGB. 8 1163 II 4b, S. 856, § 1177 1 
3 ba. 

2) Staudinger, BGB. § 1177 13 bg. 

2) S. Kammergericht im Recht 1915 Nr. 1097. 
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Ein ſolches in Beſtand und Umfang unficheres Recht kann 
aber nicht Aufnahme in das Grundbuch finden ). 

Dieſer Schwebezuſtand fand nun aber dadurch ſein 
Ende, daß die Parz. 698/2 infolge der Durchführung der 
Zwangsverſteigerung gemäß § 91 ZwVG. aus der Geſamt⸗ 
hypothek ausgeſchieden iſt. Der damals zwiſchen dem Klr. 
und der Bank begründete Saldoſtand, und zwar der Stand 
zur Zeit des Verteilungstermins vom 14. Juli 1916, iſt 
maßgebend für die Frage, welche dinglichen Rechte zufolge 
des Hypothekeneintrags begründet ſind und wem fie zuſtehen?). 
Da aber am 14. Juli 1916 eine Forderung der Bank an 
den Klr. nicht beſtanden hat, jo hätte der Verſteigerungs⸗ 
erlös an den Klr. und F. nach Maßgabe ihrer ſchon vor 
dem Verkauf an die Anna L. entſtandenen Grundſchuldberech⸗ 
tigung ausgezahlt werden ſollen. 

Anders wäre das Ergebnis allerdings dann, wenn man 
der?) Anſicht beipflichten würde, daß die Höchſtbetragshypo⸗ 
thek zunächſt in vollem Umfang als Gläubigerhypothek ent⸗ 
ſtehe und erſt bei Beendigung des Verhältniſſes, ſoweit die 
Haftungsſumme nicht. durch den Schlußſaldo in Anſpruch 
genommen ſei, eine Eigentümergrundſchuld entſtehen könne, 
und zwar zugunſten desjenigen, der in dieſem Zeitpunkt der 
Eigentümer iſt. Darnach wäre im vorliegenden Falle die 
Eigentümergrundſchuld im vollen Umfange in der Perſon 
der Anna L. entſtanden und damit in die Konkursmaſſe ge⸗ 
fallen. Allein dieſer Rechtsanſicht beizutreten hat der Senat 
in Uebereinſtimmung mit der neueren Rechtſprechung des 
Reichsgerichts abgelehnt, da keine hinreichenden Gründe vor⸗ 
handen ſind, die Anwendung der ganz allgemeinen und vor⸗ 
behaltsloſen Vorſchrift des § 1163 Abſ. 1 BGB. auf den 
Fall der Höchſtbetragshypothek auszuſchließen. 

3. Die dem Teilnehmer F. zuſtehenden dinglichen Rechte 

) RG. 75, 250. 

) RG. 51 S. 118, 119; 55 S. 222. 


) Früher vom Reichsgericht und auch jetzt noch von Staudinger 
(BGB. $ 1190 Anm. 5 a, ſ. insbeſ. unter 5) vertretenen. 
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konnte nun allerdings der Klr. auf Grund der bloß münd⸗ 
lichen Abtretungserklärung des F. nicht geltend machen. 
Inſoweit war die urſprünglich auf Feſtſtellung der Hypothek 
gerichtete Klage nicht begründet. Wohl aber genügt dieſe 
Abtretung hinſichtlich des jetzt gemäß § 92 ZwVWG. allein 
noch in Betracht kommenden Anſpruchs auf Befriedigung 
aus dem Verſteigerungserlös. Jetzt handelt es ſich bloß 
noch um einen Geldanſpruch, deſſen Geltendmachung nur den 
Nachweis erfordert, daß das durch die Zwangsverſteigerung 
gemäß § 91 Zw. erloſchene dingliche Recht dem Klr. und 
zur Zeit der Abtretung auch dem F. zugeſtanden habe. Mag 
nun dieſer Geldanſpruch als dinglicher oder als ſchuldrecht— 
licher Anſpruch aufzufaſſen ſein, jedenfalls unterliegt er hin⸗ 
ſichtlich der Erforderniſſe der Abtretung nicht den auf die 
Abtretung einer Sicherungshypothek oder Eigentümergrund— 
ſchuld bezüglichen Formvorſchriften !), ſondern es genügt jeder 
formloſe Ausdruck des Abtretungswillens?). Aus dem Zeug⸗ 
nis des F. in Verbindung mit der von ihm als echt aner— 
kannten Urkunde vom 10. Januar 1917 ergibt ſich aber, 
daß er ſeine Anſprüche auf den Verſteigerungserlös an den 
Klr. (mindeſtens zum Einzug) abgetreten hat. 

Der Anſpruch des Klrs., für die ihm und F. zuge: 
ſtandene Grundſchuldberechtigung aus dem Verſteigerungs— 
erlös befriedigt zu werden, iſt demnach begründet. 

4. Zum gleichen Ergebnis würde man übrigens im Er— 
folg auch gelangen, wenn man annehmen würde, daß der in 
Spalte 4 des Grundbuchs bezeichnete Schuldgrund ſich trotz. 
ſeiner allgemeinen Faſſung nur auf die Anſprüche der Bank 
aus dem Sonderkonto beziehe und dem Sonderkonto im 
Verhältnis zur Bank eine ſelbſtändige Bedeutung zukomme. 
Alsdann wäre allerdings eine Forderung der Bank vorhan— 
den, für die die Hypothek gehaftet hätte. Die Hypothek 
1) S. $ 1154 Abſ. 3 vgl. mit § 1185 Abſ. 1 und dazu Staus 
dinger § 1185 Anm. 3 und $ 1154 IV. 

2) Jäckel-Güthe, Komm. zum ZwVG. § 92 Anm. 2—4, Zen: 
tralbl. f. freiw. Gerichtsbarkeit Bd. 12, 364 ff. 
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wäre alſo zum Betrag dieſer Forderung der Bank zugeſtan⸗ 
den, und nur die Bank wäre befugt geweſen, das Abſonde⸗ 
rungsrecht in eigenem Namen geltend zu machen. Auf die 
Frage, wem, ſoweit Abzahlungen auf das Konto gemacht 
worden ſind, die dinglichen Rechte auf Grund des Hypo⸗ 
thekeneintrags zuſtehen, käme es nicht an, da in dem unter⸗ 
ſtellten Fall nach Abzug der Abzahlungen immer noch eine 
die Klagforderung erheblich überſteigende Forderung der 
Bank übrig bliebe. Zur Geltendmachung der der Bank zu⸗ 
ſtehenden Hypothekenrechte wäre allerdings — inſoweit iſt 
der Zivilkammer beizutreten — der Klr. auf Grund der vor: 
liegenden Abtretungserklärungen nicht ermächtigt geweſen. 
Allein auch hier müßten die unter Ziff. 3 angeſtellten Er⸗ 
wägungen durchgreifen, und es würde daher auch hier, 
nachdem das Zwangsverſteigerungsverfahren durchgeführt iſt, 
die von der Bank ohne Einhaltung der grundbuchrechtlichen 
Form erklärte Abtretung genügen, um die Anſprüche der 
Bank auf den Verſteigerungserlös, die nun allein noch in 
Betracht kämen, auf den Klr. zu übertragen. Der Klr. hätte 
alſo auch hier, wenn auch aus anderem Grunde, dasſelbe zu 
fordern wie zu Ziff. 3. 

5. Unbegründet iſt der bereits von der Zivilkammer 
zurückgewieſene Einwand des Konkursverwalters, die Hypo⸗ 
thek ſei dadurch erloſchen, daß die Dresdner Bank im Juli 
1914 dem Klr. als dem perſönlichen Schuldner der im Grund: 
buch bezeichneten Forderung eine öffentlich beglaubigte 
Löſchungsbewilligung ausgeſtellt habe. Um dieſe Bewilligung 
hatte der Klr. die Bank gebeten, weil ihm durch Vermittlung 
der Gewerbebank Schw. Zahlung der Schuldnerin Anna L. 
in Ausſicht geſtellt war. Er hat darauf die Löſchungsbe⸗ 
willigung der Gewerbebank überſandt, ſie aber von dort 
wieder zurückbekommen, nachdem der Verſuch, von der Anna L. 
Zahlung zu erhalten, fehlgeſchlagen war. Bei dieſer Sad): 
lage kann nun aber keine Rede davon ſein, daß in der Aus- 
ſtellung der Löſchungsbewilligung ein Verzicht auf die Hy: 
pothek gelegen ſei. Die Aushändigung einer ſolchen Be⸗ 
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willigung an den Schuldner enthält keineswegs, wie dies der 
Bekl. anzunehmen ſcheint, notwendig einen Verzicht auf die 
Hypothek; ſie kann vielmehr, wie dies im vorliegenden Fall 
zutrifft, auch nur eine vorbereitende Handlung ſein. Außer⸗ 
dem hätte ein Verzicht zu ſeiner Wirkſamkeit die Einhaltung 
der Formvorſchrift des $ 1168 BGB. gefordert. 

6. Der Klaganſpruch iſt ſomit begründet, jedoch nicht 
zum vollen Betrag der geforderten 6398 M., ſondern nur in 
Höhe von 6000 M., da nur bis zu dieſem Betrag der Klr. 
und F. der Anna L. gegenüber Befriedigung aus der Grund— 
ſchuld verlangen konnten. Zwar iſt die Höchſtbetragshypo— 
thek im Grundbuchheft der Anna L. zum vollen Betrag von 
35000 M. ſtehen geblieben, und demgemäß hat auch das 
Grundſchuldrecht dem Klr. und F. in dieſem Umfang zuge— 
ſtanden. Allein die beiden haben ſich beim Verkauf der 
Parz. 698/2 vertraglich verpflichtet, die Käuferin von der 
Hypothek bis zum Teilbetrag von 6000 M. zu befreien und 
die Löſchung der hienach anfallenden Eigentümergrundſchuld 
zu bewilligen; und nur der Reſtbetrag von 6000 M. ſollte 
bis zur fälligen Tilgung des Kaufpreiſes ſtehen bleiben. 
Angeſichts dieſer vertraglichen Abmachungen können aber der 
Klr. und F. der Anna L. gegenüber aus dem Mehrbetrag 
ihrer Grundſchuld über 6000 M. keine Rechte geltend 
machen. 

Im Verteilungstermin vom 14. Juli 1916 hätte alſo 
der Betrag von 6000 M. an den Klr. ausbezahlt werden 
ſollen, und zwar kraft des ihm und F. zugeſtandenen Grund— 
ſchuldrechts, nicht als reſtliche Kaufſchillingsſumme; denn 
die Hypothek war nicht für die Kaufpreisſchuld der Anna L., 
ſondern für die etwaige Bankſchuld des Klrs. beſtellt und 
ſtand nun, nachdem die Bankſchuld nicht zur Entſtehung ge— 
langt war, dem Kl. und F. als Grundſchuld zu, unabhängig 
von dem Beſtehen einer ſchuldrechtlichen Forderung. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 27. Februar 1917 i. S. 

Grupp gegen Laufferſche Konkursmaſſe U. 500, 1916. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 
worden. 
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5. 


Kblüſung bei Hypotheken (8 1150 B6B.) und Rückſtäude 
im Sinn von $ 10 Ar. 8 Zw. 


Das den Erben des J. G. in Gm. gehörige Brauerei⸗ 
anweſen zum Ritter in Gm. wurde im Jahr 1916 zwangs⸗ 
weiſe verſteigert. Der Kläger K. R. blieb mit 92000 Mk. 
der Meiſtbietende; das Anweſen wurde ihm um dieſen Be⸗ 
trag zugeſchlagen. Der Kläger iſt der Gläubiger einer zu 
4% % verzinslichen, auf den Grundſtücken des Brauerei⸗ 
anweſens hypothekariſch ſichergeſtellten Darlehensforderung 
von 50000 Mk., die am 21. Januar 1897 in das Unter: 
pfandsbuch von Gm. eingetragen wurde und damals der 
Witwe Marie R. in Gm. zuſtand, ſpäter auf deren Erben 
und dann auf die Mutter des Klägers überging. Den Rang 
vor dieſer Hypothekenforderung hatten zwei Amortiſations⸗ 
hypotheken des württ. Kreditvereins, die in Höhe von ur⸗ 
ſprünglich 20833 Mk. 33 Pfg. und 83 333 Mk. 33 Pfg. 
in den Jahren 1861 und 1897 im Unterpfandsbuch einge⸗ 
tragen worden waren. Die bekl. Brauereigeſellſchaft hatte 
das Brauereianweſen ſeit dem Jahr 1902 gepachtet. In 
dem ſchriftlichen Pachtvertrag vom 29. Dezember 1903 zwi⸗ 
"schen ihr und der damaligen Grundſtückseigentümerin Witwe 
P. war u. a. beſtimmt, daß die Verpächterin die Bekl. an⸗ 
weiſe, auf Rechnung der Pachtſumme von 9000 Mk. die 
Zinſen und Amortiſationsquoten der Hypothekengläubiger: 
württ. Kreditverein und Frau Marie R. Erben, je zur Ver⸗ 
fallzeit zu bezahlen. In dem Pachtvertrag vom 7. Februar 
1908 zwiſchen der Bekl. und dem damaligen Grundſtücks⸗ 
eigentümer J. G. heißt es hierüber nur, daß die Pächterin 
das Recht habe, den Pachtzins zur Zahlung der Zinſen und 
Amortiſationsquoten der genannten Hypothekengläubiger zu 
verwenden. Am 29. Dezember 1903 war zwiſchen den Erben 
der Frau Marie R., die damals die Zwangsverſteigerung 
betrieben hatten, und der Grundſtückseigentümerin Witwe P. 
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„unter Mitwirkung“ der Bekl. u. a. vereinbart worden, daß 
ein Teil des damals rückſtändigen Zinsguthabens der R.fchen 
Erben und der jeweils fällige weitere Zins „auf Abrech⸗ 
nung an der Pachtgeldforderung der P.ſchen Erben aus dem 
Pachtvertrag gemäß der darin der Pächterin erteilten Zah⸗ 
lungsanweiſung“ bezahlt werde. Die Bekl. bezahlte in der 
Folge mehrfach die Zinſen der Forderung des Klägers ſowie 
die Zinſen und Amortiſationsquoten der Forderungen des 
württ. Kreditvereins, aber nur zum Teil in Anrechnung auf 
den Pachtſchilling, zum größeren Teil in ihrer angeblichen 
Eigenſchaft „als ablöſungsberechtigte Gläubigerin gemäß 
8 268, 1150 BGB.“. In letzterer Eigenſchaft wollten fie 
insbeſondere dem württ. Kreditverein 1874 Mk. 72 Pfg.; 
1361 Mk. 74 Pfg.; 3978 Mk. 39 Pfg. und 2047 Mk. 51 Pfg. 
als Amortiſationsbeträge aus den Jahren 1903, 1904, 1907 
bis 1912 bezahlt haben. Auf Grund von Berichtigungsbe⸗ 
willigungen des württ. Kreditvereins vom 21. Juni 1912 
und 3. April 1913 wurde im Unterpfandsbuch am 30. Auguſt 
1912 und 11. April 1913 je der Uebergang auf die Bell. 
eingetragen und zwar je dahin, daß an der Hypothek der 
betreffende Teilbetrag auf die Bekl. übergegangen ſei. In 
dem Verteilungstermin vom 30. Auguſt 1916 wurde der Tei⸗ 
lungsplan aufgeſtellt, daß die Bekl. mit dieſen vier Hypotheken, 
den Rang vor der Hypothek des Klägers haben ſolle; in⸗ 
folgedeſſen würde die Bekl. für dieſe Anſprüche mit nun⸗ 
mehr zuſammen 11 134 Mk. 07 Pfg. voll befriedigt, wäh» 
rend die Hypothek des Klägers nur noch mit einem Reſtbe⸗ 
trag von 1391 Mk. 43 Pfg. zum Zug käme. Der Kläger 
erhob gegen den Teilungsplan Widerſpruch; der Betrag von 
11134 Mk. 07 Pfg. wurde bei dem Amtsgericht Gm. hin⸗ 
terlegt. Mit der Klage verlangte der Kläger Abänderung 
des Teilungsplans dahin, daß die der Beklagten zugewie⸗ 
ſenen Beträge von 2253 Mk. 60 Pfg.; 1636 Mk. 87 Pfg.; 
4782 Mk. 29 Pfg. und 2461 Mk. 31 Pfg. dem Kläger zu⸗ 
gewieſen werden. Das Landgericht gab der Klage ſtatt. Auf 
die Berufung der Beklagten wurde die Klage abgewieſen 
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aus folgenden 
Gründen: 

Die vom Kläger erhobene Klage iſt die Klage nach § 115 
ZwVG. (SS 876 — 882 ZPO.), mit welcher der im Ber: 
teilungstermin erhobene Widerſpruch gegen den Teilungsplan 
durchgeführt werden ſoll. 

Es handelt ſich darum, ob die von der Bekl. erworbe⸗ 
nen Hypothekenforderungen von 2253 Mk. 60 Pfg., 1636 Mk. 
37 Pfg., 4782 Mk. 29 Pfg. und 2461 Mk. 31 Pfg. (ein- 
ſchließlich der Zinſen), unbeſtrittenermaßen an ſich rückſtän⸗ 
dige Amortiſationsbeträge, die weiter als 2 Jahre hinter 
dem letzten Fälligkeitstermin vor der maßgebenden Beſchlag⸗ 
nahme, 18. Dezember 1914, zurück fällig geweſen waren, den 
Rang in der vierten oder in der achten Klaſſe nach $ 10 
Z3wVG. haben. 

Die Zivilkammer hat letzteres angenommen und hat des⸗ 
halb dem Klr. die betr. Beträge zugeteilt. Den Gründen 
des Vorderrichters iſt nun inſoweit beizutreten, als er aus⸗ 
führt, daß der Klr. ſeinen Vorrang nicht auf die Parteiver⸗ 
einbarungen vom Jahr 1903 ſtützen kann; denn damals iſt 
ihm nicht ein ſelbſtändiges Recht eingeräumt worden, von 
der Bekl. die Zahlung ſeiner Zinsbeträge zu verlangen, viel⸗ 
mehr hat es ſich nur um eine Zahlungsanweiſung gehandelt, 
wie dies ausdrücklich feſtgeſtellt worden iſt. Eine Schuld⸗ 
übernahme iſt nicht zweifelsfrei zum Ausdruck gekommen. 
Von einem Recht des Klrs., zu verlangen, daß die Bekl. auch 
die Zahlungen an den Württ. Kreditverein in Anrechnung 
auf den Pachtſchilling mache, iſt in dem Vertrag vom 29. De⸗ 
zember 1903 nirgends die Rede. 

Zutreffend führt die Zivilkammer weiter aus, daß Art. 
215 AG. BGB. hier nicht zur Anwendung komme, da durch die 
Zahlungen der Bekl. keine Eigentümerhypotheken entſtanden 
ſind. Daß die Zahlungen der Bekl. unter Berufung auf 
die §8§ 268, 1150 BGB. erfolgten, iſt nicht beſtritten. Der 
Klr. behauptet aber, daß jeweils die Vorausſetzungen hiefür 
nicht vorgelegen haben. Dies muß jedoch, ohne daß es mei- 
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teren Beweiſes bedarf, als erwieſen angeſehen werden. Schon 
die Art und Weiſe, wie die Bekl. bei den meiſten der Zah— 
lungen an den Klr. verfahren iſt, läßt den Schluß zu, daß 
ſie es bei dem Württ. Kreditverein ebenſo gemacht hat. Iſt 
der Württ. Kreditverein aber jo vorgegangen, wie der Klr., 
hat er alſo von dem Schuldner unter Androhung der Zwangs— 
vollſtreckung Zahlung verlangt, fo iſt anzunehmen, daß es 
ihm mit dieſem Verlangen auch ernſt war. Daß aber die 
Bekl. als Pächterin Gefahr lief, durch eine etwaige Zwangs— 
vollſtreckung den Beſitz zu verlieren, bedarf angeſichts der 
Beſtimmung des § 57 Satz 2 ZwVG. keiner weiteren Aus— 
führung. Danach lagen bei den Zahlungen jeweils die Vor— 
ausſetzungen der §S 268, 1150 BGB. vor, wobei noch dar: 
auf hinzuweiſen iſt, daß es nach §S 1150 BGB., um das 
Ablöſungsrecht als gegeben erſcheinen zu laſſen, genügt, daß 
der Gläubiger Befriedigung aus dem Grundſtück verlangt. 
Daß auch der Kreditverein davon ausging, die Bekl. habe 
das Ablöſungsrecht mit Recht ausgeübt, ergibt ſich daraus, 
daß er jeweils Grundbuchberichtigung bewilligte. Dies konnte 
er nur, wenn er annahm, dieſer Teil der Forderung ſei 
kraft Geſetzes auf die Bekl. übergegangen. Ob der Kredit— 
verein daneben noch nach der Zahlung ſeine Rechte der Bekl. 
in Höhe der Zahlung abgetreten hat, iſt unerheblich; da— 
durch würde nur der Zuſtand, der kraft Geſetzes eingetreten 
war, noch ausdrücklich beſtätigt worden ſein. | 
Hat nun aber die Bekl. die verſchiedenen Teilhypotheken 
kraft Ablöſungsrechtes nach SS 298, 1150 BGB. erworben, 
fo iſt eine Eigentümerhypothek nicht entſtanden. Dieſe An- 
nahme entſpricht der herrſchenden Meinung). Dann kann 
auch Art. 215 AG. BGB. nicht zu Anwendung kommen, 
da ſich das Pfandrecht nicht mit dem Eigentum in einer 
Perſon vereinigt hat. Ein Vorrücken des Klrs. onnte da⸗ 
her nicht ſtattfinden. Dies war übrigens auch ſchon nach 
früherem württ. Recht ſo, vgl. Art. 105 Pf. Geſetz. 
Dagegen kann der weiteren Ausführung des Vorder⸗ 


1) Vgl. Jäckel⸗Güthe zu § 10 Zw G. Bem. 18 S. 63. 
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richters, da es ſich hier um rückſtändige Amortiſationsbeträge 
handle und da die Forderungen des Württ. Kreditvereins 
mit allen Nebenrechten auf die Bekl. übergegangen ſeien, ſo 
haben dieſe Forderungen auch jetzt noch den Rang rückſtän⸗ 
diger Amortiſationsquoten, alſo den Rang in der 8. Klaſſe, 
nicht beigeſtimmt werden. Es iſt zwar richtig, daß nach 
SS 268 Abſ. 3, 1150 BGB. die Forderung auf den ablö⸗ 
ſungsberechtigten Dritten übergeht, ſoweit dieſer den Gläu⸗ 
biger befriedigt; aber gerade weil hier dem Dritten ein Be⸗ 
friedigungsrecht eingeräumt und der Gläubiger befriedigt 
wird, handelt es ſich von da ab nicht mehr um rückſtändige 
Amortiſationsquoten. Die Amortiſationsleiſtung iſt vielmehr 
nun erfüllt und es kann nicht mehr davon die Rede ſein, daß 
dem Amortiſationsgläubiger gegenüber etwas rückſtändig iſt. 
Ob ſolche Leiſtungen rückſtändig ſind, bemißt ſich lediglich 
nach dem Verhältnis zwiſchen Schuldner und Amortiſations⸗ 
gläubiger, nicht nach dem Verhältnis zwiſchen dem erſteren 
und dem auslöſenden Dritten. Der letztere hat durch die 
Leiſtung einen Erſatzanſpruch erlangt, dem allerdings durch 
das BGB. die rechtliche Natur des befriedigten Anſpruchs 
verliehen iſt; aber der Sache nach bleibt er doch ein Erſatz⸗ 
anſpruch und durch den Forderungsübergang wird die Tat— 
ſache nicht beſeitigt, daß die rückſtändige Amortiſationsquote 
getilgt iſt. Dies wird auch dadurch nicht anders, daß die 
befriedigte Forderung noch ausdrücklich abgetreten wird. Daß 
ein Betrag rückſtändig iſt, iſt keine der Forderung an ſich 
anhaftende Eigenſchaft, liegt vielmehr nur im Verhältnis 
zwiſchen dem Amortiſationsgläubiger und dem Schuldner 
vor; dieſe Eigenſchaft geht alſo nicht wie ein Nebenrecht auf 
den Auslöſenden über. Um eine Realqualität handelt es 
ſich hiebei nicht, vielmehr nur um ein perſönliches Verhält⸗ 
nis zwiſchen Gläubiger und Schuldner. Nach Wolf ZwVG. 
§ 10 Ziff. 4 geht bei einer derartigen Befriedigung durch 
einen Dritten nur die Realqualität, die mit der Forderung 
verbunden iſt, über. 

Würde man einen in dieſer Weiſe übergegangenen An⸗ 
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ſpruch andauernd in die 8. Rangſtufe einordnen, ſo würde 
dadurch die Neigung der Ablöſungsberechtigten, die Ablö⸗ 
ſung vorzunehmen, zum Schaden des Schuldners ſehr ver⸗ 
mindert werden. Die Anſchauung des Landgerichts wider⸗ 
ſpricht auch dem geſetzgeberiſchen Grund der ganzen Vor⸗ 
ſchrift. Dieſe iſt im Intereſſe des Realkredits gegeben und 
es ſoll dadurch der Neigung der Gläubiger, die Amortiſations⸗ 
quoten lange ſtehen zu laſſen, entgegengewirkt werden; es ſoll 
aber nicht dem Bürgen, dem nicht perſönlich haftenden Eigen⸗ 
tümer und dem Ablöſungsberechtigten die Ablöſung erſchwert 
werden. 

Die Berufung auf die Beſtimmung des § 10 Ziff. 4 
Zw. nützt den Klr. daher nichts. 

Der Klr. macht ferner noch ein argliſtiges Verhalten 
der Bekl., begangen durch deren Direktor K. geltend. Aber 
eine Argliſt iſt hier und im ſonſtigen Vorbringen des Klrs. 
nicht ſchlüſſig behauptet 

Urteil des II. Zivilſenats vom 24. Mai 1917 in S. 

Eßl. Brauereigeſellſch. g. K. R. Nr. 143/1917). 


6. 


Bertragswidriger Perzicht auf den antichretiſchen 
Nießbrauch. 

Der Klr. iſt Eigentümer des Hauſes Eßlingerſtraße 
Nr. 28 in St. Auf dem gemeinderätlich zu 192 000 M. 
geſchätzten Haus ruhen Hypotheken im Betrag von 172 000 M., 
nämlich zugunſten der Württ. Vereinsbank 110 000 M., zu⸗ 
gunſten des A. Z. 46 000 M. und zugunſten der Beklagten 
(Stuttg. Immobil.⸗ und Baugeſchäft AG.) 16 000 M. (letz⸗ 
tere zahlbar in Jahreszielern von 1000 M.). Schon im 
Juni 1913 waren die Vermögensverhältniſſe des Klrs. miß⸗ 
lich. Die Bekl. beſaß einen vollſtreckbaren Titel für ihre 
Hypothekenforderung. Durch notariellen Vertrag vom 
23. Juni 1913 bewilligte der Klr. der Bekl. zwecks ihrer 


1) Das Reichsgericht hat das lg. Urteil wiederhergeſtellt: RG. 91 
Nr. 74 S. 297 ff. Anmerkung der Redaktion. 
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Befriedigung und bis zu ihrer Befriedigung den Nießbrauch 
und die Verwaltung des Hauſes mit der Verpflichtung, die 
vorgehenden Hypothekengläubiger und die auf dem Grund⸗ 
ſtück laſtenden Steuern und öffentlichen Abgaben jeweils zu 
bezahlen. § 8 des Vertrags lautet: „Wir verpflichten die 
Vertreter des Stuttg. Immobil.⸗ und Baugeſchäfts AG. bei 
Vermeidung einer Konventionalſtrafe von 10000 M. bis 
zum 1. Juli 1918 das Haus nicht billiger als bis zur Höhe 
der auf dem Grundſtück ruhenden, dem Stuttg. Immobil.⸗ 
und Baugeſchäft AG. vorgehenden und dem Stuttg. Im⸗ 
mobil.⸗ und Baugeſchäft zuſtehenden Hypotheken zu ver⸗ 
äußern. 

Das Stuttg. Immobil.⸗ und Baugeſchäft übernimmt die 
Befriedigung der vorhergehenden Hypothekengläubiger und die 
auf dem Grundſtück laſtenden Steuern und öffentlichen Ab⸗ 
gaben zur ſpäteren Verrechnung. Dieſe Auslagen und die 
rückſtändigen und die zukünftigen Zieler und Zinſen werden 
bis 1. Juli 1918 geſtundet.“ Die Bekl. kam mit dem Nieß⸗ 
brauch nach Kriegsausbruch nicht auf ihre Rechnung, ver— 
zichtete daher auf 1. Oktober 1915 auf ihn unter Zuſtellung 
der Erklärung an die Beteiligten und ließ die Eintragung 
des Nießbrauchs im Grundbuch löſchen. Der Klr. klagte 
darauf, daß die Bekl. ihn von den auf 1. Januar 1916, 
1. Juli 1916 und 1. Januar 1917 fälligen Hypothekenzins⸗ 
forderungen der Württ. Vereinsbank in Höhe von je 
2612 M. 50 Pf. ſowie von der auf 1. Mai 1916 fälligen 
Hypothekenzinsforderung des A. Z. in Höhe von 2300 M. 
befreie. Er machte geltend, daß die Bekl. ſich nicht einſeitig 
durch Verzicht auf den Nießbrauch ihrer Pflicht, die vor⸗ 
gehenden Hypothekengläubiger zu befriedigen, habe entledigen 
dürfen. Die Bekl. wendete ein: durch den Vertrag habe ihr 
in verhältnismäßig kurzer Zeit Befriedigung ihrer Zieler⸗ 
und Zinſenforderung gewährt werden ſollen; dieſer einzige 
Vertragszweck ſei nicht zu erreichen geweſen; daher habe ſie 
auf das ihr zahlungshalber gewährte Nießbrauchrecht ver⸗ 
zichten dürfen. 
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Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Auf die 
Berufung des Klrs. iſt das Urteil des Landgerichts geändert 
und der Klage ſtattgegeben worden aus folgenden 

Gründen: 

Der Zweck des Vertrags vom 23. Juni 1913 ergibt ſich 
aus ſeinem Inhalt; der Vernehmung von Zeugen hierüber 
bedarf es nicht. Die Bekl. hatte unſtreitig einen Voll⸗ 
ſtreckungstitel wegen fälliger Forderungen gegen den Klr. Sie 
drängte auf Befriedigung; Anträge auf Zwangsverſteigerung, 
Zwangsverwaltung oder Konkurs ſtanden ihr frei. Aber 
der Klr. wäre wirtſchaftlich zuſammengebrochen und die Bekl. 
hätte einen nicht unerheblichen Koſtenaufwand ſowie den 
Verluſt eines Teils ihres Guthabens gewärtigen müſſen. 
Bei freihändigem Ankauf des Hauſes hätte die Bekl. mit 
hohen Beſitzwechſelabgaben rechnen müſſen. Dieſe Gefahren 
und Nachteile ließen ſich beiderſeits durch die — gleichgül⸗ 
tig, auf weſſen Anregung erfolgte — Beſtellung eines Nieß⸗ 
brauchs der Bekl. an dem Haus vermeiden. Nun bekam der 
Klr. vor ſeinen Gläubigern zunächſt Ruhe; für die Bekl. 
bot ſich ein Weg, auf dem ſie allmähliche Befriedigung er⸗ 
hoffen durſte; überdies war es ihr ermöglicht, das Haus 
gelegentlich vorteilhaft zu veräußern oder wenigſtens günſtig 
zu vermieten. Die Einräumung eines dinglichen Nießbrauchs 
an einen Hypothekengläubiger zu antichretiſchen Zwecken iſt 
uach dem jetzt geltenden Recht nicht zu beanſtanden !). Die 
Bekl. war nach dem Vertrag berechtigt und verpflichtet, die 
Erträgniſſe des Hauſes jeweils in 1. Linie zur Deckung der 
Abgaben und Aufwendungen ſowie der Zinſen der vorgehen⸗ 
den fremden und der eigenen Hypotheken, in 2. Linie, ſo⸗ 
weit ein Ueberſchuß verbleibe, zur allmählichen Abtragung 
ihrer eigenen Hypothekenforderung zu verwenden, nach Til⸗ 
gung der letzteren aber den Nießbrauch wieder aufzugeben. 
Dies verſtößt weder gegen die guten Sitten noch gegen ein 
Verbotsgeſetz noch gegen zwingende Vorſchriften des BGB. 


) Vgl. Württ J. 28, 44. 
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über den Nießbrauch, insbeſondere nicht gegen SS 1059 und 
1061. Die Beſtimmung des § 1047 BGB., über welche die 
Parteien noch hinausgingen, iſt nicht zwingend. 

Das dingliche Rechtsverhältnis des Nießbrauchs kann 
an ſich einſeitig vom Nießbraucher durch die Erklärung, daß 
er das Recht aufgebe, und die Löſchung des Rechts im 
Grundbuch aufgehoben werden, 8 875 BGB.; der Verzicht 
der Bekl. auf den Nießbrauch war daher dinglich wirkſam. 
Ferner iſt nicht anzunehmen, daß die Bekl. die Befriedigung 
der vorhergehenden Hypothekengläubiger und die Bezahlung 
der Laſten und Aufwendungen unabhängig vom Nießbrauch 
und möglicherweiſe über ſeine Dauer hinaus auf ſich neh— 
men wollte; vielmehr hängen dieſe von der Bekl. übernom⸗ 
menen Verpflichtungen eng mit dem ihr gewährten Nieß— 
brauch zuſammen; ſie bilden eine teilweiſe Gegenleiſtung für 
den gewährten Nießbrauch. Aber im vorliegenden Fall band 
ſich die Bekl. zuläſſigerweiſe durch den Vertrag vom 23. Juni 
1913 ſchuldrechtlich, das Nießbrauchverhältnis ſamt der da⸗ 
mit übernommenen Fürſorgetätigkeit für den Klr. bis 1. Juli 
1918 aufrechtzuerhalten, falls ſie nicht ſchon vorher das 
Haus entſprechend ihrer Vertragspflicht um einen Preis zu 
veräußern vermöge, der dem Betrag der Hypothek und der 
ihr vorgehenden Hypotheken mindeſtens gleichkomme. Die 
Vertragspflicht der Bekl., bis 1. Juli 1918 für die Befrie⸗ 
digung der vorhergehenden Hypothekengläubiger und für die 
Bezahlung der auf dem Grundſtück laſtenden Steuern und 
öffentlichen Abgaben zu ſorgen, geht nach § 8 Abſ. 2 des 
Vertrags fo weit, daß die Bekl. das Geld nötigenfalls einſt⸗ 
weilen aus ihrem eigenen Vermögen auslegen muß zur ſpä⸗ 
teren Verechnung; ſonſt wäre nicht verſtändlich, warum es 
in § 8 Abſ. 2 des Vertrags weiter heißt: „Dieſe Auslagen 
und die rückſtändigen und die zukünftigen Zieler und Zinſen 
werden bis 1. Juli 1918 geſtundet.“ Durch letztere Beſtim⸗ 
mung war der Klr. zugleich dagegen geſichert worden, daß 
ihn die Bekl. inſoweit, als ſie etwa keine Befriedigung ihrer 
fälligen Forderungen durch den Nießbrauch erlangen würde, 
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vor 1. Juli 1918 in Anſpruch nehme. Demnach fiel die 
ſchuldrechtliche Pflicht der Bekl., das antichretiſche Nieß⸗ 
brauchverhältnis einſchließlich ihrer Fürſorgetätigkeit für den 
Klr. aufrechtzuerhalten, nicht ſchon dann weg, wenn die 
Nutzungen des Hauſes die Laſten nicht mehr deckten. Es 
iſt anzunehmen, daß zur Zeit des Vertragsabſchluſſes beide 
Teile auf eine vorteilhafte Entwicklung der Dinge hofften 
und nicht mit einem ſo ungünſtigen Ergebnis der Verwal⸗ 
tung des Hauſes durch die Nießbraucherin, wie es ſich nach 
Kriegsausbruch ergab, rechneten. Aber getäuſchte Erwar⸗ 
tungen und Hoffnungen rechtfertigen nicht ohne weiteres die 
einſeitige Wiederauflöſung des Vertragsverhältniſſes durch 
die eine Partei. Damit, daß die Verwaltung des Hauſes 
anfänglich kein genügendes Erträgnis abwarf, waren nicht 
ſämtliche Vertragszwecke gegenſeitig vereitelt. Mindeſtens 
der Klr. hat erhebliche berechtigte Intereſſen an der Fort— 
dauer des Vertragsverhältniſſes, und ob die Bekl. ſchließ⸗ 
lich doch auf ihre Rechnung kommt, iſt noch gar nicht ſicher 
abzuſehen. Der durch den Kriegsausbruch zweifellos be— 
günſtigte bisherige Mißerfolg der Bekl. in ihren auf die 
Regelung von Schuldverhältniſſen des Klrs. gerichteten Be: 
ſtrebungen bildet auch keinen wichtigen Grund im Sinn von 
§ 671 Abſ. 3 BGB., der die Bekl. trotz ihres vertraglichen 
Verzichts auf Kündigung vor 1. Juli 1918 berechtigen würde, 
den ihr vom Klr. gewordenen Auftrag, mit Hilfe des Nieß— 
brauchs ſeine näher bezeichneten Schuldverhältniſſe zu ord⸗ 
nen, alsbald zu kündigen. Es handelt ſich um ein auf eine 
gewiſſe Dauer angelegtes Unternehmen, das für die Bell. 
von vornherein gewagt war. Ob auch der Bruder des Klrs. 
den Vertrag ſo auffaßte, daß die Bekl. bis 1. Juli 1918 
gebunden ſei, und ob er aus dieſer Erwägung heraus dem 
Vorhypothekar Z. Bürgſchaft leiſtete, kann dahingeſtellt blei— 
ben. Jedenfalls wäre ein ſolcher Bürge, der auf die Un— 
kündbarkeit des Vertrags bis 1. Juli 1918 vertraute, ſchwer 
gefährdet, wenn jetzt die Bekl. nicht mehr an den Vertrag 
gebunden wäre. 
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Das Verlangen des Klrs., daß ihn die Bekl. von den 
1916 und 1917 fälligen Hypothekenzinsſchulden befreie, iſt 
nach dem Ausgeführten gerechtfertigt und zwar, da die Bekl. 
im gegenwärtigen Rechtsſtreit keine Wiedereinräumung des 
Nießbrauchs (§S 812 BGB.) begehrt hat, unbedingt. Soweit 
auf künftige Leiſtung geklagt wurde, iſt dies nach § 259 
ZPO. begründet. Da die Bekl. die künftige Verbindlichkeit 
ſchon jetzt ausdrücklich beſtritten hat, iſt den Umſtänden nach 
die Beſorgnis gerechtfertigt, daß die bekl. Schuldnerin ſich 
der rechtzeitigen Leiſtung entziehen, d. h. nicht rechtzeitig 
leiſten werde. Dies führt zur Abänderung des angefochtenen 
Urteils nach dem Antrag des Klrs. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 4. Oktober 1916 i. S. 

Bl. gegen Stuttg. Immobil.⸗ und Baugeſch. U. Nr. 

343/1916. | 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 
worden. 


1; 


Unznlälfigkeit der Anfechtung einer Bernfungsmrürk- 
nahme. 


Die Bekl. Widerklrin. hat gegen ihren Ehemann auf 
Eheſcheidung geklagt. Im Berufungsverfahren hat ſie die 
Berufung gegen das landgerichtl. Urteil zurückgenommen, 
weil ihr Mann gedroht habe, er werde, wenn ſie auf der 
Scheidung beharre, ſie, die Kinder und ſich umbringen. 
Einige Monate ſpäter hat ſie beim Berufungsgericht „die 
unter dem Zwang der Drohung ihres Ehemanns abgegebene 
Erklärung der Zurücknahme der Berufung“ angefochten und 
den Ehemann zu einem Termin zur mündlichen Verhand⸗ 
lung geladen, in der ſie den Antrag ſtellte, gemäß ihrem 
Berufungsantrag zu erkennen. 

Das Oberlandesgericht hat die Anfechtung der Be⸗ 
rufungszurücknahme für unzuläſſig erklärt aus folgenden 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 1. 3 
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Gründen: 

I. Die Bekl. hat, nachdem eine kontradiktoriſche Ver⸗ 
handlung in der Berufungsinſtanz vorausgegangen war, 
mittels des dem Klr. zugeſtellten Schriftſatzes die Zurück⸗ 
nahme der Berufung erklärt. Die gemäß § 515 Abi. 1 ZPO. 
erforderliche Einwilligung hat der Klr. in ſchlüſſiger Weiſe 
damit zum Ausdruck gebracht, daß er die Bekl. an der Zu⸗ 
rücknahme feſthalten will und die Tatſache der Berufungs- 
zurücknahme zur Begründung der von ihm nunmehr beim 
Landgericht erhobenen Herſtellungsklage verwertet. 

Die ſonach formell gültige Zürücknahme der Berufung 
hat gemäß § 515 Abſ. 3 ZPO. zur Folge, daß die Bell. 
des Rechtsmittels verluſtig gegangen iſt. Hiemit hat das 
Urteil der Zivilkammer, da die Berufungsfriſt längſt abge— 
laufen iſt und ſomit die Streitfrage der Zuläſſigkeit einer 
wiederholten Berufung) nicht in Frage kommt, die formelle 
Rechtskraft erlangt. Der Rechtsſtreit iſt mit der Maßgabe 
erledigt, daß — was aber im vorliegenden Fall nicht ge— 
ſchehen iſt — zur Hauptſache und im Koſtenpunkt nur noch 
die nach § 515 Abſ. 3 ZPO. zugelaſſenen Anträge hätten 
geſtellt werden können. 

Indem nun die Bekl. die Anfechtung der Berufungs- 
zurücknahme erklärt hat, will ſie hiemit nicht nur die Zurück⸗ 
nahmerklärung ſelbſt, ſondern auch ihre unmittelbare geſetz⸗— 
liche Folge, die formelle Rechtskraft des Zivilkammerurteils, 
beſeitigen, um ſo die Möglichkeit zu ſchaffen, den Rechtsſtreit 
in II. Inſtanz weiter zu betreiben. 

II. Die Bekl. gründet die Anfechtung darauf, daß ſie 
vom Klr. durch rechtswidrige Drohung zur Zurücknahme der 
Berufung beſtimmt worden ſei. Bei Prüfung der Frage, 
ob eine ſolche rein prozeſſuale Willenserklärung wegen rechts⸗ 
widriger Willensbeeinfluſſung angefochten werden kann, iſt 
nun zunächſt ſoviel außer Zweifel, daß von einer Anwen— 
dung der Vorſchriften des bürgerlichen Rechts (BGB. 


1) S. Gaupp⸗Stein, ZPO. $ 515 Anm. 10. 
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88 119 ff.) keine Rede fein kann. Dieſe Vorſchriften haben!“) 
für die Prozeßhandlungen keine formelle Geltung und können 
wegen der grundſätzlichen Verſchiedenheit des zivilen und des 
prozeſſualen (dem öffentlichen Recht angehörigen) Handelns 
auch nicht entſprechend im Prozeßrecht angewendet werden. 
Die gegenteilige?) Anſicht hat denn auch in der Rechtslehre 
wie in der Rechtſprechung, neuerdings auch in der des Reichs⸗ 
gerichts, entſchiedene Ablehnung gefunden?). 

III. Als Grundſatz iſt vielmehr anzuerkennen, daß rein 
prozeſſuale Willenserklärungen einer Partei, ebenſo wie die 
Prozeßhandlungen des Gerichts, nur nach den Normen des 
Prozeßrechts angefochten werden können. Da nun aber die 
Prozeßordnung über die hier in Betracht kommende An⸗ 
fechtung wegen rechtswidriger Willensbeeinfluſſung keine 
ausdrückliche allgemeine Vorſchrift enthält, entſteht die Frage, 
ob und eventuell inwieweit die Zuläſſigkeit einer ſolchen An⸗ 
fechtung aus dem Zweck des Prozeßrechts, der Verwirk⸗ 
lichung des materiellen Rechts zu dienen, insbeſondere aus 
dem auch das Prozeßrecht beherrſchenden Grundſatz von 
Treu und Glauben oder auch aus der Verallgemeinerung 
von Einzelvorſchriften entnommen werden kann). 

1. Wollte man nun auch die Frage grundſätzlich be⸗ 
jahen und zunächſt auch annehmen, daß zum Zweck der Be⸗ 
ſeitigung eines rechtskräftigen Urteils die Anfechtung einer 
Rechtsmittelzurücknahme zuläſſig ſei, ſo wäre doch mindeſtens 
eine Einſchränkung dahin zu machen, daß eine ſolche An⸗ 


) Wie Gaupp⸗Stein (Vorbem. V Ziff. 6 vor § 128 ZPO.) 
mit Recht bemerkt. 

2) Namentlich von Weißmann, Archiv f. ziv. Praxis 102 S. I ff. 
vertretene. 

3) RG. 69, 262; 81, 177 — noch unentſchieden RG. 59, 349; 68, 
168 —; OLG. Frankfurt in Rſpr. 19, 121; RG K. Vorbem. 8 vor 
§ 104 BGB.; Förſter⸗Kann, Komm. zur ZPO. 3. Aufl. Vor: 
bein. 2c aa q) vor § 128 und namentlich Hellwig, Prozeßhandlung 
und Rechtsgeſchäft, in der Feſtgabe der Berliner Juriſtenfakultät für 
Gierke, Bd. II S. 103. 

4) Vgl. hiezu Hellwig a. a. O. S. 113 Anm. 28. 
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fechtung dann ausgeſchloſſen iſt, wenn der Zweck, das rechts⸗ 
kräftige Urteil zu beſeitigen, mit den hiefür in der Prozeß⸗ 
ordnung ausdrücklich vorgeſehenen Rechtsbehelfen, nämlich 
mit der Nichtigkeits⸗ oder mit der Reſtitutionsklage, erreicht 
werden kann; inſoweit wäre der Rechtsbehelf der Anfechtung 
überflüſſig und deshalb unſtatthaft. | 

Um einen Fall der Nichtigkeitsklage kann es fi) nun 
vorliegend nicht handeln. Wohl aber kommt die Beſtimmung 
des 8 580 Ziff. 4 ZPO. in Betracht, wonach die Reſtitutions⸗ 
klage zugelaſſen iſt, wenn das Urteil ... von dem Geg⸗ 
ner . . . durch eine in Beziehung auf den Rechtsſtreit ver⸗ 
übte ſtrafbare Handlung erwirkt iſt, die mit einer im Weg 
des gerichtlichen Strafverfahrens zu verhängenden öffentlichen 
Strafe bedroht iſt. 

Die Drohung, durch die der Klr. die Zurücknahme der Be- 
rufung erzwungen haben ſoll, hat nach der Behauptung der 
Bekl. darin beſtanden, daß er ihr durch die Tochter Elſa 
habe ausrichten laſſen, er werde, falls ſie die Scheidungs⸗ 
klage durchführe, ſie ſelbſt und die Kinder ums Leben bringen. 
Iſt nun bei Zugrundelegung dieſes Sachverhalts der Reſti⸗ 
tutionsgrund des § 580 Ziff. 4 ZPO. gegeben, ſo iſt die 
Bekl. auf den Rechtsbehelf der Reſtitutionsklage verwieſen, 
welche, ſobald wegen der ſtrafbaren Handlung eine rechts— 
kräftige Verurteilung ergangen iſt ($ 581 ZPO.), binnen der 
Notfriſt von einem Monat, die von der Kenntnis der rechts⸗ 
kräftigen Verurteilung an läuft!), erhoben werden könnte. 

Nach der Darſtellung der Bekl. würde es nun zwar an 
dem Vorliegen einer ſtrafbaren Handlung im Sinne des 
8 580 Ziff. 4 ZPO. nicht fehlen, da der Klr. die Bekl. durch 
Bedrohung mit der Begehung eines Verbrechens zu einer 
Handlung genötigt und ſich ſomit der Bekl. gegenüber eines 
Vergehens der Nötigung im Sinne von $ 240 StGB. ſchul— 
dig gemacht hätte. Allein nach 8 580 Ziff. 4 ZPO. iſt noch 
weiter erforderlich, daß das Urteil durch die ſtrafbare Hand⸗ 


1) Gaupp⸗Stein, ZPO. 8 586 1 2. 
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lung erwirkt iſt, d. h. daß der Urteilsſpruch auf eine dem 
Urteil vorausgegangene, in bezug auf den Rechtsſtreit ver⸗ 
übte ſtrafbare Handlung gegründet iſt !“). In vorliegendem 
Falle iſt aber nicht der Urteilsſpruch, ſondern nach Fällung 
des Urteils die Rechtskraft durch die ſtrafbare Handlung 
erwirkt worden, und es erhebt ſich daher die Frage, ob im 
Wege der ausdehnenden Auslegung dieſer Fall dem im Ge⸗ 
ſetz genannten gleichgeſetzt werden kann. Zugunſten dieſer?) 
Auslegung ließe ſich anführen: der Grundgedanke des Ge⸗ 
ſetzes ſei der, daß einer Partei, die in bezug auf den Rechts⸗ 
ſtreit eine ſtrafbare Handlung begangen habe, hieraus kein 
dauernder, rechtlich geſicherter Vorteil erwachſen ſolle; weiter 
komme in Betracht, daß im Rechtsſtreit das Beſtreben der 
Partei auf die Erlangung eines rechtskräftigen Urteils ge⸗ 
richtet ſei; namentlich im Eheprozeß nütze das nicht rechts⸗ 
kräftige Urteil der Partei lediglich nichts; die Rechtskraft bilde 
alſo den Schlußſtein des Urteils, und es könne in dieſem Sinne 
geſagt werden, daß das Urteil ſo, wie es die Partei brauche 
und erſtrebe, nämlich das rechtskräftige Urteil, durch die 
ſtrafbare Handlung erwirkt ſei. Andererſeits mag es aber 
doch bedenklich erſcheinen, ob eine ſo weitgehende Auslegung 
gegenüber dem an ſich klaren Wortlaut des Geſetzes gerecht— 
fertigt werden kann. | 

2. Einer Entſcheidung dieſer Frage bedarf es jedoch im 
vorliegenden Falle nicht. Denn nimmt man an, daß bei dem 
von der Bekl. behaupteten Sachverhalt ein Reſtitutionsfall nicht 
gegeben iſt, ſo kommt es auf die oben aufgeworfene Frage 
an, ob eine Anfechtung wegen Willens mängel im Prozeßrecht 
zuläſſig iſt. Wenn man nun auch dieſe — für den Fall der 
reinen Irrtumsanfechtung ſicher zu verneinende — Frage 
für die Fälle der argliſtigen Täuſchung und der rechtswidri⸗ 
gen Drohung bejahen will“), jo bedarf es doch auch hier 

1) Gaupp⸗Stein, ZPO. 5 580 II Nr. 4, Skonietzki⸗ 
Gelpde § 580 Anm. 15. 

2) Von Hellwig (a. a. O. S. 127 Aum. 27) vertretenen. 

8) Vgl. hiezu insbeſondere Förſter-Kann, ZPO. 3. Aufl. Bd. 
S. 398 ff. 
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einer Einſchränkung, nämlich dahin, daß nur die Anfechtung 
von reinen Parteihandlungen in Betracht kommen kann. 
Verſagen muß die Anfechtung dagegen, wenn ſie — ſei es 
auch nur mittelbar — dazu dienen ſoll, die formelle Rechts⸗ 
kraft eines Urteils zu beſeitigen. Gerade darum handelt es 
ſich aber in vorliegendem Fall. Unmittelbar allerdings iſt 
die Anfechtung gegen eine Parteihandlung, gegen die von 
der Bekl. erklärte Berufungszurücknahme, gerichtet, mittel⸗ 
bar, der Sache und dem! Endzweck nach, gilt die Anfechtung 
der Rechtskraft des Urteils. Die Rechtskraft kann aber nie 
und nimmer durch eine bloße Willenserklärung einer Partei, 
durch eine auf einen Willensmangel gegründete Anfechtung 
außer Wirkung geſetzt werden. Vielmehr hat die Prozeß⸗ 
ordnung die Möglichkeit, ein rechtskräftiges Urteil zu be⸗ 
ſeitigen, an ganz beſtimmte Vorausſetzungen geknüpft. In 
§ 578 ZPO. iſt ausgeſprochen, daß die Wiederaufnahme 
eines durch ein rechtskräftiges Urteil geſchloſſenen Verfah⸗ 
rens (nur) durch Nichtigkeitsklage und Reſtitutionsklage er⸗ 
folgen könne. Daß dieſes „nur“ zu ergänzen iſt, folgt aus 
dem Ausnahmecharakter der Vorſchrift in Verbindung mit 
der genauen Aufzählung der einzelnen Fälle der Nichtig⸗ 
keits⸗ und Reſtitutionsklage. Einen anderen Weg, ein rechts⸗ 
kräftiges Urteil zu beſeitigen, kennt die Prozeßordnung — 
abgeſehen von den Fällen der Wiedereinſetzung in den vo» 
rigen Stand gegen den Ablauf einer Notfriſt — nicht. (Der 
8 826 BGB. gibt zwar in geeigneten Fällen der Partei ein 
Mittel an die Hand, der Vollſtreckung eines rechtskräftigen 
Urteils entgegenzutreten, an den Beſtand des rechtskräftigen 
Urteils rührt aber dieſer Rechtsbehelf nicht.) Da nun aber 
der Anfechtung einer Rechtsmittelzurücknahme nur dann eine 
Bedeutung zukommt, wenn mit ihr zugleich die Folge der 
Zurücknahme, die hiedurch eingetretene Rechtskraft des Ur⸗ 
teils, hinwegfiele, ſo ergibt ſich hieraus, daß die Anfechtung 
einer Rechtsmittelzurücknahme wegen rechtswidriger Willens⸗ 
beeinfluſſung, da der erſtrebte Zweck hiemit nicht erreicht 
werden kann, rechtlich ausgeſchloſſen iſt. Die oben (bei 
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Ziff. 1 zu Anfang) offengelaſſene Frage iſt alſo zu ver⸗ 
neinen. 

3. Der Verſuch der Bekl., das rechtskräftig abgeſchloſ⸗ 
ſene Verfahren nach Anfechtung der Berufungszurücknahme 
durch Ladung in der Berufungsinſtanz fortzuſetzen, entbehrt 
daher, mag nun in dem von der Bekl. behaupteten Sach⸗ 
verhalt ein Reſtitutionsgrund enthalten ſein oder nicht, in 
beiden Fällen der geſetzlichen Grundlage. Zur Rechtferti⸗ 
gung ihres Standpunkts kann ſich die Bekl. auch nicht auf 
Hellwig berufen. Allerdings führt dieſer!) aus: 

wenn eine Partei durch eine ſtrafbare Handlung zur Zu⸗ 
rücknahme der Klage oder des Rechtsmittels veranlaßt 
worden iſt, ſo könne ſie das Verfahren fortſetzen und dem 
Antrag, die Klage durch Urteil für zurückgenommen zu 
erklären (oder den Klr. gemäß § 515 Abſ. 3 ZPO. des 
Rechtsmittels verluſtig zu erklären), mit der Anfechtung 
begegnen; ſei aber auf die ſtrafbare Handlung ein Urteil 
(hier alſo ein ſolches gemäß § 515 Abſ. 3 ZPO.) er⸗ 
gangen, ſo bleibe der Partei nur die Anfechtung des Ur⸗ 
teils (mit dem zuläſſigen Rechtsmittel) und, wenn dieſe 
nicht mehr beſtehe, die Reſtitutionsklage; die Gegenpartei?) 
könne ſich der Anfechtung der Rechtsmittelzurücknahme 
gegenüber nicht darauf berufen, daß das Urteil durch Ab⸗ 
lauf der Rechtsmittelfriſt inzwiſchen rechtskräftig geworden 
ſei, denn durch die rechtzeitige Einlegung der Berufung 
ſei der Eintritt der Rechtskraft verhindert worden; die 
Bedeutung der Anfechtung der Zurücknahme liege gerade 
darin, daß das Verfahren fortgeſetzt werden könne. 

Es kann nun dahingeſtellt bleiben, ob und eventuell 
inwieweit dieſen Ausführungen beizutreten wäre. Denn 
Hellwig hat dabei?), den hier nicht zutreffenden Fall ins 
Auge gefaßt, daß bei der Zurücknahme der Berufung die 

1) In der erwähnten Schrift S. 111. 

2) S. S. 112 Anm. 24. 

3) Wie ſeine weiteren Ausführungen (S. 112 Ziff. 2 b) erkennen 
laſſen. 
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Rechtsmittelfriſt noch nicht abgelaufen und daher noch inner: 
halb der von der Zuſtellung des Urteils an laufenden Friſt 
eine Fortſetzung des Verfahrens möglich iſt (in welchem Fall 
allerdings beſtritten iſt — ſ. oben Ziff. 1 — ob als Folge 
der Zurücknahme die Rechtskraft des Urteils eintritt). Hat 
aber einmal das Urteil die formelle Rechtskraft erlangt, ſo 
will auch Hellwig die Anfechtung nicht mehr zulaſſen, jon- 
dern verweiſt die Partei auf die Wiedereinſetzung in den 
vorigen Stand oder die Reſtitutionsklage ). 

4. Das Reichsgericht hat die Frage der Anfechtbarkeit 
einer Prozeßhandlung wegen rechtswidriger Drohung bis 
jetzt offen gelaſſen?). In einer Entſcheidung, die die Un⸗ 
zuläſſigkeit der Anfechtung einer Rechtsmittelzurücknahme 
wegen Irrtums ausfpriht?), iſt dieſe Anſicht u. a. damit 
begründet, daß die Gegenpartei den der Berufungszurück⸗ 
nahme anhaftenden Willensmangel (den Irrtum) gar nicht 
habe erkennen können. Dieſer Entſcheidungsgrund trifft 
allerdings in Fällen, wo es ſich um die Anfechtung wegen 
einer von der Gegenpartei begangenen argliſtigen Täuſchung 
oder rechtswidrigen Drohung handelt, nicht zu; im vorlie⸗ 
genden Fall hat die Bekl. ſogar ausdrücklich in dem Zurück⸗ 
nahmeſchriftſatz der Gegenpartei und dem Gericht gegenüber 
erklärt, daß ſie unter dem Druck des nach ihrer Behauptung 
vom Klr. ausgeübten Zwangs handle. Allein auch dieſer 
Geſichtspunkt iſt nicht geeignet, die Anfechtbarkeit der Be⸗ 
rufungszurücknahme zu begründen. Denn nichtig iſt die 
Rechtsmittelzurücknahme auch dann nicht, wenn die Gegen⸗ 
partei erkannt hat, daß die Erklärung auf der Täuſchung 
oder Drohung beruhe. Die geſetzliche Folge der Zurück⸗ 
nahme, die Rechtskraft des Urteils, iſt daher eingetreten und 
dieſe kann eben durch eine bloße Parteierklärung nicht außer 
Wirkung geſetzt werden. 


1) A. a. O. bei Anm. 25— 27. 
2) Gruchots Beiträge Bd. 48 S. 177 ff. 
5) RG. 81 S. 177 ff. 
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Die Anfechtung der Berufungszurücknahme war daher 
als unzuläſſig zurückzuweiſen. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 5. Januar 1918 i. S. 

Arnold gegen Arnold U. 561/1916. 

Das Reichsgericht hat der Widerklägerin das Armen⸗ 
recht wegen Ausſichtsloſigkeit der beabſichtigten Rechtsver⸗ 
folgung verweigert. 


8. 


Pflicht der Mutter, das Kind dem Mater herauszu⸗ 
geben. 


Die beklagte Frau verließ den Klr., ihren Mann, am 
19. März 1915 und nahm den gemeinſchaftlichen, am 12. Fe⸗ 
bruar 1912 geborenen Sohn mit. Die Gatten leben ſeit⸗ 
dem getrennt. Der Klr. klagte auf Herausgabe des Kinds, 
das ihm widerrechtlich vorenthalten werde. Das Landgericht 
erkannte nach ſeinem Antrag. Die Berufung er Frau wurde 
zurückgewieſen aus folgenden 

Gründen: 

I. Der Vater hat kraft der elterlichen Gewalt dem Kind 
gegenüber Recht und Pflicht, für die Perſon des Kindes zu 
ſorgen, 8 1627 BGB. Die Sorge für die Perſon des Kin⸗ 
des umfaßt das Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, 
zu beaufſichtigen, ſeinen Aufenthalt zu beſtimmen, § 1631 
BGB., und das Recht, ſeine Herausgabe von jedem zu ver⸗ 
langen, der es dem Vater widerrechtlich vorenthält, $ 1632 
BGB. Die Mutter hat während der Ehe kraft eigenen 
Rechts neben dem Vater dem Kind gegenüber Recht und 
Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen, $ 1634 BGB. 
Demnach ſteht dem gemeinſchaftlichen Kind gegenüber die 
Sorge für ſeine Perſon dem Vater und der Mutter gemein⸗ 
ſam zu. Bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den 
Eltern geht die Meinung des Vaters vor, $ 1634 Satz 2 
BGB. Dies gilt grundſätzlich auch von dem auf $ 1632 
BGB. geſtützten Herausgabeverlangen des Vaters gegen die 
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Mutter, wenn die Eltern tatſächlich getrennt leben ). Will 
der Vater das Kind und hält die getrennt lebende Frau es 
bei ſich zurück, ſo handelt ſie objektiv widerrechtlich, es ſei 
denn, daß ſie?) beſondere Umſtände zu beweiſen vermag, die 
ihr ein Recht auf Vorenthaltung geben und deshalb die 
Widerrechtlichkeit ausſchließen, oder daß § 226 BGB. zu⸗ 
trifft. Der Herausgabeanſpruch des Mannes gegen die Frau 
ſetzt an ſich bei der Frau weder das Bewußtſein der Wider— 
rechtlichkeit noch ein Verſchulden voraus ). 

II. Dem Kind gegenüber gilt hinſichtlich der Fürſorge 
für ſeine Perſon die Entſcheidung des Vaters, ſolang nicht 
das Vormundſchaftsgericht nach §S 1666 BGB. etwas anderes 
anordnet, weil das geiſtige oder leibliche Wohl des Kindes 
durch Mißbrauch des Perſonenſorgerechts des Vaters ge⸗ 
fährdet ſei. Die auf Herausgabe des Kindes vom Mann 
belangte Frau (Beklagte) darf vor dem Prozeßgericht gegen⸗ 
über dem Vater nicht Einwendungen aus dem Recht und 
den Intereſſen des Kindes erheben. Sie iſt nicht zur Ver⸗ 
tretung des Kindes berufen, $ 1634 BGB. Wenn nach 
ihrer Anſicht der Vater einen unheilvollen Einfluß auf das 
Kind ausüben, wenn er es nicht angemeſſen unterbringen, 
verpflegen und erziehen würde, müßte ſie — ſoweit nicht 
dieſe Umſtände zur Unterſtützung anderer, ihr ſelbſt gegen 
den Mann zuſtehender Einwendungen dienen, worauf unten 
zurückzukommen iſt — das amtliche Einſchreiten des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts nach $ 1666 BGB. anrufen; das Vor: 
mundſchaftsgericht könnte unter Umſtänden die zeitweilige 
oder dauernde Unterbringung des Kindes bei der Mutter 
anordnen). Eine Anordnung des Vormundſchaftsgerichts 
19G. 55, 419; JW. 1907, 6%; 1912, 395 Warneyer, 
RG. Rechtſpr. 1912 Nr. 172; Warneyer, Rechtſpr. 1908 Nr. 222; 
1900 Nr. 107. 

2) JW. 1903 Beil. S. 82; Staudinger, BGB. 5./6. Aufl. 
§ 1632 Bem. 4. 

) OLG. 6, 59; Staudinger, BGB. § 1632 Ben. 1; RGR.⸗ 


Komm. BGB. 2. Aufl. § 1682 Bem. 2 b. 
) RG. 55, 421; 69, 96; JW. 1903 Beil. S. 83 f.; 1907, 66; 
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nach $ 1666 BGB., die für das Prozeßgericht bindend wäre, 
liegt nicht vor; es iſt bis jetzt eine ſolche auch von den Be⸗ 
teiligten nicht nachgeſucht. 

III. Den Einwand der ſchikanöſen Rechtsausübung, 
8 226 BGB., nämlich, daß der Klr. nur aus Rechthaberei 
und zwecks Bedrückung der Bekl. gegen ſie vorgehe, kann an 
ſich die Bekl. vor dem Prozeßgericht ohne Rückſicht darauf, 
ob ſie zum Getrenntleben berechtigt iſt, erheben. Der im 
allgemeinen Teil des BGB. aufgeſtellte Grundſatz, daß die 
Rechtsausübung unzuläſſig iſt, wenn ſie nur den Zweck haben 
kann, einem andern Schaden zuzufügen, gilt für das ganze 
Rechtsgebiet ). Das auch aus den vorliegenden Briefen ſich 
ergebende Verlangen des Klrs., ſein Kind bei ſich zu haben 
und ſich nicht fremd werden zu laſſen, iſt natürlich, begreif⸗ 
lich und glaubhaft. Es iſt nicht zu bezweifeln, daß dem 
Klr. ſo wenig wie der Bekl. ein zeitweiliger perſönlicher 
Verkehr mit dem Kinde genug iſt. Der Umſtand, daß er 
anfänglich das Kind der Bekl. überließ, ſpricht nicht not⸗ 
wendig dagegen, daß es ihm mit der Klage ernſtlich um das 
Kind zu tun ſei, erklärt ſich vielmehr daraus, daß er der 
zunächſt ſehr ſchonungsbedürftigen Bekl. auf ihren und ihres 
Vaters Wunſch keine Aufregung verurſachen wollte und daß 
das Kind damals (1915) noch jünger war. Der Klr. klagt 
demnach keinesfalls ausſchließlich aus unlauteren Beweg⸗ 
gründen im Sinn von § 226 BGB.; ob ſolche Beweggründe 
überhaupt mitwirkten, iſt unten zu erörtern. 

IV.. Die Bekl. hebt hervor, daß der Klr. bei Tag feinem 
Beruf nachgehen müſſe und ein einſames Leben führe. 
Erſteres iſt richtig; letzteres kann unterſtellt werden. Daraus 


1915, 12615; Warneyer, RGGgechtſpr. 1908 Nr. 222; 1912 Nr. 172 
am Ende und Nr. 437; 1913 Nr. 298 am Ende; OLG. 6, 58; 21, 256 
und 257; 32, 15; Staudinger, BGB. 8 1634 Bem. 1 b a; $ 1632 
2 b ß. 

1) IW. 1907, 76; 1912, 3955 Warneyer, Rechtſpr. 1912 
Nr. 172; OLG. 18, 279; Württ. 1911, 304; RGRKomm. BGB. 
§ 226 Bem. 1. 
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ergibt ſich aber nicht eine Verhinderung des Klrs. an der 
Ausübung der elterlichen Gewalt. Die Bekl. kann daher 
ihre Weigerung, das Kind herauszugeben, nicht etwa auf 
§ 1685 oder $ 1677 BGB. ſtützen. 

V. Die Haupteinwendung der Bekl. geht dahin, daß 
das Klagbegehren eine mißbräuchliche Geltendmachung der 
Rechte des Klrs. ihr gegenüber ſei. Wäre dies richtig, ſo 
wäre ſie nicht verpflichtet, der Entſcheidung und dem Heraus⸗ 
gabeverlangen des Klrs. Folge zu leiſten, und ihre Weige⸗ 
rung, das Kind herauszugeben, wäre dann nicht widerrecht⸗ 
lich. Gegen die rechtliche Zuläſſigkeit der Einwendung des 
Rechtsmißbrauchs ſind mit der Rechtſprechung des Reichs⸗ 
gerichts !) keine Bedenken zu erheben. Nach einem allgemein 
das ganze Familienrecht beherrſchenden Grundſatz, der ins⸗ 
befondere in $ 1354 Abſ. 2 BGB. noch beſonders ausge⸗ 
prägt wurde, iſt eine ſchrankenloſe und willkürliche Aus⸗ 
übung der familienrechtlichen Befugniſſe unzuläſſig; dieſe 
Rechte finden ihre Grenze in der Pflicht des Berechtigten, 
bei Ausübung ſeines Rechts auf die berechtigten Intereſſen 
der übrigen Familienglieder die gebührende Rückſicht zu neh⸗ 
men ?). Dies gilt auch für das Verhältnis des Klrs. zu 
der Bekl. als Frau ($ 1354 BGB.) und als Mutter ($ 1634 
BGB.). 

Vorausſetzung der Einwendung des Rechtsmißbrauchs 
gegenüber dem auf $ 1632 BGB. geſtützten Verlangen des 
Mannes auf Herausgabe des Kindes iſt, daß die Frau be⸗ 
rechtigt iſt, die Herſtellung der ehelichen Gemeinſchaft zu ver⸗ 
weigern, § 1353 Abſ. 2 BGB.). Kann der Mann ver⸗ 
langen, daß die getrennt lebende Frau zwecks Herſtellung 

1) RG. 55, 419; JW. 1907. 6%; 1912, 3957s Warneyer, 
RGgechtſpr. 1912 Nr. 172; Warneyer a. a. O. 1908 Nr. 222; 1909 
Nr. 107. 

2) RGRKomm. BGB. $ 1634 Ben. 2. 

) RG. 55, 420; JW. 1907, 76; 1912, 395 = Warneyer, RG⸗ 
Rechtſpr. 1912 Nr. 172; JW. 1913, 64610; Warn eyer, RGgecht⸗ 
ſpr. 1909 Nr. 107; 1912 Nr. 437 Abſ. 2; 1913 Nr. 298; RGRKomm. 
BGB. § 1634 Bent. 2. 
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der ehelichen Gemeinſchaft zu ihm zurückkehrt, und iſt er, 
wie dies beim Klr. unbeſtritten zutrifft, zu ihrer Wieder⸗ 
aufnahme bereit, ſo iſt an ſich auch ſein Verlangen, daß ihm 
das Kind herausgegeben wird, gerechtfertigt; die Frau mag, 
wenn ſie ſich nicht vom Kind trennen will, pflichtgemäß zum 
Mann zurückkehren. Verweigert die Frau die Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft erweislich mit Grund, ſo kann ſie 
berechtigt ſein, das Kind bei ſich zu haben: es hängt von 
den beſonderen Umſtänden des Einzelfalls ab, ob das Ver⸗ 
langen des Mannes nach Herausgabe des Kindes einen 
Rechtsmißbrauch gegenüber der Frau und Mutter darſtellt. 
Bloß aus dem Grund, weil ſie zum Getrenntleben berech⸗ 
tigt iſt, kann die Frau die Herausgabe des Kindes nicht 
verweigern; ſonſt würde ſie, ohne daß die Frage eines auf 
ihrer Seite etwa vorhandenen Verſchuldens eine Rolle ſpielen 
würde, die gleichen Rechte haben wie eine ohne ihr Verſchul⸗ 
den geſchiedene Frau nach 8 1635 BGB.). Auch die An⸗ 
ſicht der Bekl. trifft nicht zu, daß ihr entſprechend § 1635 
BGB. die Sorge für die Perſon des Kindes allein zuſtehe, 
wenn die Gründe, aus denen ſie getrennt leben dürfe, allein 
in der Perſon des Mannes liegen, und daß bei beiderſeiti⸗ 
gem Verſchulden des Getrenntlebens der Knabe der Parteien 
entſprechend 8 1635 BGB. mindeſtens bis zum zurückgelegten 
ſechſten Lebensjahr in alleiniger perſönlicher Fürſorge der 
beklagten Mutter zu ſtehen habe. Eine ſolche Gleichſtellung 
der tatſächlichen Trennung mit der Scheidung liegt nicht im 
Sinn des Geſetzes. Die Bekl. überſieht, daß ſie im gegen⸗ 
wärtigen Rechtsſtreit nur ihre eigenen Rechte und Intereſſen, 
nicht auch diejenigen des Kindes dem Klr. gegenüber zu ver⸗ 
treten hat, während die Vorſchriften des $ 1635 BGB. auf 
einer Abwägung der Intereſſen und Rechte des Vaters, der 
Mutter und der Kinder beruhen; letzteres kommt ſchon da⸗ 
durch zum Ausdruck, daß in $ 1635 BGB. die von feiner 
Regel abweichenden Anordnungen über die Sorge für die 


1) JW. 1913, 646 0 = Warneyer, RGgechtſpr. 1913 Nr. 398. 
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Perſon des Kindes dem Vormundſchaftsgericht übertra- 
gen ſind. 

Im vorliegenden Fall bedarf es keiner Entſcheidung der 
Frage, ob die Bekl. zum Getrenntleben berechtigt iſt. Es 
kann unterſtellt werden, daß ſie ein ſolches Recht hat; auch 
in dieſem Fall ſtellt ſich unter den gegebenen Umſtänden das 
Klagbegehren nicht als ein Mißbrauch der Rechte des Klrs. 
ihr gegenüber dar. (Dies wird in tatſächlicher Hinſicht 
näher ausgeführt) .... Bei der geſchilderten Sachlage 
kann davon keine Rede ſein, daß etwa der Klr. durch die 
Klage einen unberechtigten Druck auf die Bekl. ausüben, ſie 
zur Wiederherſtellung der ehelichen Gemeinſchaft beſtimmen 
oder ihm gefügig machen wolle oder daß es ihm darum zu 
tun ſei, durch die Wegnahme des Kindes die Bekl. zu ſchä⸗ 
digen oder zu kränken, und daß er ſich deswegen über das 
Wohl ſeines Kindes leichtfertig oder freventlich hinwegſetze. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 9. Februar 1917 i. S. 

H. gegen H. Nr. 541/1916. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil wurde zurückgewieſen. 


47 


B. in Strafſachen. 


1. 


Ueber den Begriff eines zulüſſigen Berkehrs mit 
Kriegsgefangenen. 


Der Angeklagte hatte in ſeinem Fabrikbetrieb 7 Kriegs⸗ 
gefangene als Arbeiter zugewieſen erhalten. Schon an 
Weihnachten 1915 hatte er dieſe mit Backwerk, Aepfeln und 
Taſchentüchern beſchenkt. An Weihnachten 1916 erhielten 
nun die Kriegsgefangenen wieder eine Beſcherung und zwar 
in beſonderem Zimmer der Wohnung des Angekl. unter 
einem Chriſtbaum mit ähnlichen und weiteren Geſchenken; 
auch wurden ſie mit Wein bewirtet, einer ſpielte dabei Vio⸗ 
line und beim Weggehen nachts 10 Uhr bekam der beglei⸗ 
tende Wachmann ſowie jeder Kriegsgefangene vom Angell. 
noch eine Flaſche Wein mit. Der Angekl. wurde wegen 
Verfehlung gegen die auf Grund des §9b BelzZuſtGeſ. er: 
laſſene Verfügung des ſtv. Generalkommandos vom 7. April 
1915 zur Geldſtrafe von 500 M. verurteilt. Nach dieſem 
iſt u. a. verboten „den Kriegsgefangenen Sachen irgendwel— 
cher Art, namentlich Schriftſtücke ..., Nahrungs- oder Ge⸗ 
nußmittel ohne Erlaubnis des deutſchen Aufſichtsperſonals 
zuzuſtecken“, ferner „jeder Verkehr mit den Kriegsgefangenen, 
der nicht vom deutſchen Aufſichtsperſonal geſtattet oder durch 
die Unterbringung und Beſchäftigung der Kriegsgefangenen 
geboten iſt“. Die vom Angekl. eingelegte Reviſion wurde 
verworfen. 
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Aus den 
Gründen: 

Die Rüge, die Spendung von Wein an die Kriegsge⸗ 
fangenen und der in der Weihnachtsfeier liegende Verkehr 
mit ihnen ſei, weil er vom bewachenden Landſturmmann F. 
erlaubt, mit Erlaubnis des deutſchen Aufſichtsperfonals er⸗ 
folgt und nicht ſtrafbar, iſt unbegründet. Wenn die Be⸗ 
kanntmachung des Generalkommandos das Zuſtecken von 
Sachen irgendwelcher Art, namentlich von Nahrungs- und 
Genußmitteln ohne Erlaubnis des deutſchen Aufſichtsperſo⸗ 
nals verbietet, ebenſo jeden Verkehr der oben angeführten 
Art, fo iſt damit keineswegs geſagt, daß das Aufſichts⸗ 
perſonal jede Hingabe von Sachen und jeden Verkehr ge⸗ 
ſtatten könne. Für die Zuläſſigkeit der Erlaubniserteilung 
ſind vielmehr anderweitige Vorſchriften und die Natur des 
Gefangenenverhältniſſes maßgebend; eine hienach unzuläſ⸗ 
ſigerweiſe erteilte Erlaubnis iſt unbeachtlich. Aus dem Ge⸗ 
brauch des Wortes „Zuſtecken“ folgt nicht, wie die Reviſion 
meint, daß nur eine heimliche, ohne Vorwiſſen des Bewachungs⸗ 
perſonals erfolgte Hingabe ſtrafbar ſei, vielmehr wird hiemit 
nur das Verbotswidrige der Hingabe zum Ausdruck ge⸗ 
bracht. Nach Ziffer 42 der Dienſtvorſchriften für die 
Bewachungsmannſchaften vom 25. September 1916 iſt 
die Verabreichung von Wein überhaupt verboten. Damit 
erledigt ſich von ſelbſt die Berufung der Reviſion auf 
Ziff. 7 der Bedingungen für die Geſtellung der Kriegsge— 
fangenen zu gewerblichen Arbeiten, wonach bei der Beköſti⸗ 
gung den Lebensgewohnheiten tunlich Rechnung zu tragen 
iſt, womit übrigens nicht die Lebensgewohnheiten der freien 
Arbeiter, ſondern der Gefangenen gemeint ſind. Daß auch 
kein etwa ſtillſchweigend zugelaſſener Ausnahmefall vorlag, 
hat die Strafkammer bedenkenfrei feſtgeſtellt. 

Was ſodann die vom Angekl. in ſeiner Wohnung für 
die Gefangenen veranſtaltete, von 9 bis 10 Uhr abends 
dauernde Weihnachtsfeier unter zeitweiſer Anweſenheit des 
Angekl. und ſeiner Ehefrau, Anzünden eines beſonderen 
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Weihnachtsbaums, Bewirtung der Gefangenen mit Wein und 
das Violinſpiel eines Gefangenen anlangt, ſo kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob eine derartige, das allgemeine Empfinden 
verletzende und mit der Natur des Gefangenenverhältniſſes 
in Widerſpruch ſtehende Veranſtaltung einſchließlich des da: 
mit verbundenen Verkehrs des Angekl. mit den Gefangenen 
überhaupt vom Aufſichtsperſonal einſchließlich der Offiziere 
des Gefangenenlagers erlaubt werden konnte. Denn wie die 
Strafkammer mit Recht angenommen hat, war keinenfalls 
der Wachmann F. zur Erlaubniserteilung zuſtändig. Die 
Geſtaltung des Verkehrs bei der Veranſtaltung verſtieß in⸗ 
ſofern ſchon gegen ſeine ausdrücklichen Dienſtvorſchriften, als 
ſie ſich unter Bewirtung mit Wein vollzog und als nach 
§ 33 von 9 Uhr abends ab ſämtliche Gefangenen in ihren 
Unterkunftsräumen ſein müſſen. Aber auch abgeſehen hievon 
konnte der Wachmann zu einer Veranſtaltung von dem aus 
den feſtgeſtellten Umſtänden ſich ergebenden Geſamtcharakter 
eine Erlaubnis nicht erteilen. Die Dienſtvorſchrift für die 
Bewachungsmannſchaft beſtimmt nur im allgemeinen (vgl. 
Ziff. 15, 35), daß jeder nicht notwendige Verkehr mit der 
Zivilbevölkerung zu verhindern ſei, ſie enthält aber nichts 
darüber ob und in welchen Fällen auch ein nicht notwendi⸗ 
ger Verkehr ausnahmsweiſe von dem Wachmann geſtattet 
werden darf. Auch wenn man eine ſolchen Befugnis nicht 
ſchlechtweg ausſchließen will, ſo kann ſie ſich doch, wie die 
Strafkammer mit Recht ausführt, vernünftigerweiſe nicht auf 
Fälle von ſo erheblicher Bedeutung wie dem vorliegenden 
erſtrecken, vielmehr muß die Befugnis der Erlaubnisertei- 
lung hiefür den höheren Aufſichtsorganen, insbeſondere dem 
Lagerkommando vorbehalten bleiben. 

Unbegründet iſt ſchließlich auch die gegen die Feſtſtellung 
des Vorſatzes erhobene Rüge. Das Urteil ſührt u. a. aus: 
bei Mitgabe des Flaſchenweins konnte der Angekl. darüber 
nicht im Zweifel ſein, daß ſeine Warnung vor ſofortigem 
Genuß auch mißachtet werden könnte, wie dies auch tatſäch⸗ 
lich ſowohl ſeitens des Wachmanns als eines Teils der 
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Kriegsgefangenen geſchehen iſt mit der Folge, daß der erſtere 
infolge eingetretener Betrunkenheit es verſäumt hat, den 
Unterkunftsraum der Kriegsgefangenen ordnungsmäßig ab— 
zuſchließen, jo daß ein Teil der Gefangenen ebenfalls in be: 
trunkenem Zuſtand ſich während der Nacht aus dem Unter⸗ 
kunftsraum entfernen konnte. Der Eintritt einer ſolchen 
Möglichkeit mußte für den Angekl. mit Rückſicht auf die be⸗ 
ſonderen Verhältniſſe, insbeſondere darauf, daß der Wein: 
genuß für die Kriegsgefangenen etwas vollſtändig Unge— 
wohntes geweſen iſt, auch dann vorausſehbar erſcheinen, 
wenn der Angekl., wie ihm nicht widerlegt iſt, nicht wußte, 
daß die Kriegsgefangenen ſchon bei dem für ſie auf ſeine 
Veranlaſſung in reichlicherem Maße veranſtalteten Abend— 
eſſen in der Fabrikwirtſchaft Wein getrunken hatten, und 
wenn er während der Anweſenheit der Kriegsgefangenen in 
ſeiner Wohnung bei dieſen noch keine Anzeichen von Ange— 
trunkenheit wahrgenommen hat. Unter dieſen Umſtänden 
kann die Feſtſtellung, daß der Angekl. genau gewußt hat, 
daß er ohne die Erlaubnis der militäriſchen Aufſichtsorgane 
den Kriegsgefangenen den Wein weder verabreichen noch 
mitgeben durfte, keinem Bedenken unterliegen. Die Reviſion 
rügt, das Urteil werfe dem Angekl. zunächſt Fahrläſſigkeit 
vor, um dann hieraus den Schluß auf vorſätzliches Handeln 
zu ziehen. Allein wie der Zuſammenhang ergibt, ſind die 
Worte „der Eintritt einer ſolchen Möglichkeit mußte für den 
Angekl. vorausſehbar erſcheinen“, dahin zu verſtehen, daß 
der Angekl. dieſe Möglichkeit auch vorausgeſehen hat. Die 
Einwendung, der Angekl. habe geglaubt, die Weihnachtsfeier 
ſei geboten, eventuell handle es ſich um einen unbedeutenden 
Fall, für den der Wachmann F. zur Erlaubniserteilung zu— 
ſtändig ſei, ſcheitert an den tatſächlichen Feſtſtellungen. 
Urteil des Strafſenats vom 24. Sept. 1917 in der 
Strafſache gegen R. W. in F. wegen Vergehens gegen 
das Belagerungszuſtandsgeſetz. 
In zwei weiteren Reviſionsurteilen, denen Feſtſtellungen 
eines in weniger ſchwerer Form erfolgten unerlaubten Ver— 
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kehrs mit Kriegsgefangenen zugrunde lagen, ſind in dieſer 
Richtung nachſtehende Ausführungen gegeben. 

Im einen Fall ſind zwei Schweſtern, Töchter des Bauern 
S. S. in K. verurteilt worden und zwar die Angekl. 
Frida S., nachdem ſich ein nachweislich von ihr ſtammender 
Liebesbrief an einen franzöſiſchen Kriegsgefangenen in deſſen 
Rocktaſche vorgefunden hatte, die Angekl. Helene S., weil 
ſie ſich zweimal in ein als regelrechte Plauderei in den Ur⸗ 
teilsgründen bezeichnetes Geſpräch mit demſelben Kriegsge⸗ 

fangenen auf der Straße eingelaſſen hatte. 
| Aus den 

Gründen: 

Die Reviſion der Angel. Frida S. beanftandete die 
alternative Feſtſtellung, ſie habe einem franzöſiſchen 
Kriegsgefangenen einen Liebesbrief entweder ſelbſt zugeſteckt 
oder durch eine andere Perſon zuſtecken laſſen; es hätte die 
Teilnahmeform — Allein⸗, Mittäterſchaft, Anſtiftung oder 
Beihilfe — feſtgeſtellt werden müſſen. Die Rüge iſt unbe⸗ 
gründet. Das Urteil läßt keinen Zweifel, daß es die Angell. 
als Täterin verurteilt hat. Dieſe Annahme iſt nicht rechts⸗ 
irrtümlich, entſpricht vielmehr der Sachlage, auch wenn ſie 
den Brief durch eine andere Perſon zuſtecken ließ. Ob die 
andere Perſon Mittäterin oder Gehilfin war, iſt für die 
Verurteilung der Angekl. ohne Belang. 

Die Angekl. Helene S. hat bei einer Begegnung mit 
demſelben Gefangenen, der das Jahr zuvor längere Zeit bei 
ihren Eltern auf Arbeitskommando beſchäftigt geweſen und 
nunmehr einem andern Landwirt des Orts zur Arbeit zuge⸗ 
wieſen war, auf ſeinen Anruf, ob ſie auf Promenade ge— 
weſen ſei, geantwortet „nicht Promenade“ und ferner ihn 
gefragt, was er arbeite, worauf er ihr Strohſeilmachen als 
ſeine Beſchäftigung angab. An einem anderen Tag iſt ſie 
etwa 100 m weit mit dem ihr begegnenden Gefangenen ge— 
gangen und hat ihn dabei gefragt, was er bis jetzt gearbeitet 
habe und wie es ihm bei ſeinem neuen Patron gefalle, auch 
Auskunft hierüber erhalten. Die Strafkammer hat darin 
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einen unerlaubten Verkehr im Sinne der (oben angeführten) 
Verfügung des ſtv. Generalkommandos des XIII. Armee: 
korps vom 7. April 1915 (StAnz. Nr. 83) erblickt. Die 
Reviſion beanſtandet dieſe Annahme mit der Rüge, es habe 
ſich lediglich um die Erfüllung einer Höflichkeits- und An⸗ 
ſtandspflicht gehandelt, eine derartig engherzige Auslegung 
liege auch nicht im Sinne der Verfügung. Die Rüge iſt 
nicht begründet; nicht weitherzige, ſondern die allerſtrengſte 
Auslegung iſt insbeſondere gegenüber der weiblichen Be— 
völkerung geboten. Ohne Rechtsirrtum konnte die Straf— 
kammer in den feſtgeſtellten Handlungen der Angekl. einen 
unerlaubten Verkehr im Sinne der Verfügung des General— 
kommandos als gegeben annehmen. 

Urteil des Strafſenats vom 22. Oktober 1917 in der 

Strafſache gegen F. S. und H. S., Bauerntöchter in K. 

wegen unerlaubten Verkehrs mit Kriegsgefangenen. 

In einem anderen Reviſionsurteil vom gleichen Tag 
(Strafſache gegen E. G. in H.) und mit gleichem Betreff 
wurde die Reviſionsrüge als unzutreffend erklärt, wonach 
die vom Berufungsgericht getroffenen Feſtſtellungen, die 
Angekl. und der Gefangene haben ſich umarmt, ferner erſtere 
habe ſich von letzterem küſſen laſſen, als ungenügend 
mit dem Vorwurf bezeichnet werden, es hätte die Beteili— 
gung der Angekl. an jenen Liebkoſungen beſtimmter feſt— 
geſtellt und geſagt werden müſſen, was ſie ſelbſt getan und was 
ſie unterlaſſen habe, in letzterer Richtung, was ſie habe tun 
können und habe tun müſſen. Allein die tatſächlichen Feſt— 
ſtellungen bringen zweifelsfrei zum Ausdruck, daß die beiden 
ſich gegenſeitig umarmt haben und daß die Angekl. ſich min— 
deſtens das Küſſen freiwillig gefallen ließ. Dieſe Feſtſtel— 
lungen rechtfertigen die Anwendung der Verfügung des Ge— 
neralkommandos. 
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Wie iſt die anf Grund des $ Ib Bel ZuſtGeſ. einzelnen 
Rerſonen gemachte Auflage im Berhältnis zum Preß⸗ 
geſetz formell und materiell zu beurteilen? 


I. 

Durch eine Anordnung des ſtv. Generalkommandos war 
dem Angekl. als Sekretär einer einen Buchhandel betreiben- 
den Geſellſchaft ſowie auch dem Vorſtand der letzteren auf 
Grund des § 9b BelzuſtGeſ. eine gewiſſe Art von Tätig⸗ 
keit unterſagt, eine beſtimmte Auflage gemacht und zugleich 
die Veröffentlichung dieſer Anordnung verboten worden. 
Entgegen dieſer Anordnung hat der Angekl. an zahlreiche 
Perſonen eine mit der Schreibmaſchine hergeſtellte und im 
Weg des Durchſchlags vervielfältigte Schrift verſchickt, welche 
eine Abſchrift der angedeuteten Anordnung, ſowie eines an 
einen Rechtsanwalt gerichteten, jene Anordnung abfällig er— 
örternden Schreibens enthielt. Das Schöffengericht hat nach 
vorausgegangenem Strafbefehl den Angekl. wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen die verfügte Unterſagung zu einer Geldſtrafe 
verurteilt, das Berufungsgericht unter Aufhebung dieſes Ur- 
teils gemäß § 369 Abſ. 3 StPO. die Sache an das Schwur— 
gericht verwieſen, da die Zuwiderhandlung durch die Preſſe 
begangen ſei (Art. 12 RG. z. GofG. vgl. mit $6 CG. z. 
GofG.). Die von der Staatsanwaltſchaft hiegegen eingelegte 
Reviſion rügte Verletzung materieller Rechtsnormen. Ein⸗ 
mal ſei der Begriff eines durch die Preſſe begangenen 
Vergehens verkannt, ſofern der Inhalt der verſandten 
Schrift an ſich kein ſtrafbarer ſei und die Beſchaffenheit des 
Inhalts allein, abgeſehen von den bloßen Ordnungsvor— 
ſchriften des Preßgeſetzes, eine Veröffentlichung zu einem 
Preßvergehen mache ($$ 26, 21 daſ.); die Verbotsanord— 
nung richte ſich nicht an die Geſamtheit oder an jedermann, 
ſodern lediglich an zwei Perſonen und es liege nur eine 
Verfehlung gegen eine dem Angekl. in ſeiner perſönlichen 
Eigenſchaft beſonders auferlegte Pflicht eine Zuwiderhand⸗ 
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lung gegen ein auf Grund des 8 9b erlaſſenes Verbot des 
Militärbefehlshabers vor, gegen welche nach der BRVO. 
vom 7. Oktober 1915 das Strafbefehlsverfahren zugelaſſen 
ſei. Eventuell ſei wenn je die Schriftverſendung ein Preß⸗ 
vergehen darſtellen würde, durch die vorerwähnte BRVO. 
betr. die Entlaſtung der Strafgerichte die landesgeſetzlich be- 
ſtehende Zuſt ändigkeit des Schwurgerichts gegen ſolche 
durch die Preſſe begangene Vergehen beſeitigt, welche gegen 
§ 9b BelzZuſtGeſ. und gegen Vorſchriften ſich richten, die 
auf Grund des § 3 des ſog. Ermächtigungsgeſetzes vom 
4. Auguſt 1914 ergangen ſind; hiebei wurde auf den von 
§ 3 abweichenden Wortlaut der SS 1, 2 der Entlaſtungsver⸗ 
ordnung des Bundesrats, auf deren Zweckbeſtimmung und 
auf die in den Motiven einzig zugelaſſene Ausnahme der 
zur Zuſtändigkeit der Kriegs: und Standgerichte gehörigen 
Sachen, ſowie auf die jener Zweckbeſtimmung direkt zuwider— 
laufenden Konſequenzen hingewieſen, die ſich z. B. auch für 
die BRVO. vom 16. Dezember 1915 über Zeitungsanzeigen, 
für die BRVO. vom 24. Juni 1916 über Kettenhandel 
(S 12 betr. Preis⸗ und Kaufsangebote in periodiſchen Druck— 
ſchriften) und für die Verfügung des jtv. Generalkommandos 
vom 30. Juni 1917 über Verbreitung von Schundliteratur 
ergeben würden; dabei handle es ſich nicht ausſchließlich um 
Verfahrensnormen, ſondern auch um die Auslegung von 
dem materiellen Gebiet angehörigen Rechtsbegriffen. 

Aus den 

Gründen: 

Der eventuell geltend gemachte Standpunkt der Reviſion 
der Staatsanwaltſchaft läßt ſich wohl vertreten; eines wei— 
teren Eingehens hierauf bedarf es aber nicht, da nach den 
Urteilsgründen ein etwaiger Rechtsirrtum der Strafkammer 
ausſchließlich auf dem Gebiet des Verfahrensrechts gelegen 
und daher nach §S 380 StPO. unbeachtlich wäre. Es kann 
ferner dahingeſtellt bleiben, ob eine ſtrafbare Handlung auch 
durch die Preſſe d. h. durch den Inhalt einer Druckſchrift 
begangen ſein kann, wenn das Verbot ſich nur an einzelne 
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Perſonen richtet (vgl. hierüber Stenglein, Strafr. Nebengeſ. 
Aufl. 4 Vorbemerk. c vor $ 20 Preßgeſ.) oder wenn nicht 
jede Aeußerung eines beſtimmten Inhalts, ſondern nur in 
beſtimmter Form insbeſondere durch Druckſchriften im Sinn 
von $ 2 Preßgeſ. verboten iſt (bejahend Stenglein zu 
§ 19 Preßgeſ. Anm. 7; RStR. Bd. 9 S. 269; Bd. 36 
S. 191, R. 8 S. 560). 

Es kommt aber in Betracht, daß es ſich in der Haupt⸗ 
ſache um eine preßpolizeiliche Vorſchrift im weiteren 
Sinn handelt. Verboten iſt anſcheinend allerdings jede Ver⸗ 
vielfältigung, nicht nur die durch mechaniſche oder chemiſche 
Mittel bewirkte (S 2 Preßgeſ.); abgeſehen davon, daß andere 
Vervielfältigungen jedenfalls preßähnlich ſind, bedarf es aber 
keiner Ausführung, daß die Bekanntmachung in erſter Linie 
Druckſchriften im Sinn des § 2 Preßgeſ. im Auge hat. In⸗ 
ſoweit handelt es ſich alſo, wenn auch nur in bezug auf 
einzelne Perſonen, um eine die Ordnung der Preſſe betreffende, 
den im Preßgeſetz unter Abſchnitt II „Ordnung der Preſſe“ 
angeführten Beſtimmungen der SS 15—17 Preßgeſ. gleich⸗ 
artige Vorſchrift. Dieſe Vorſchriften der SS 15--17 (§ 15 
iſt erſetzt durch 8 10 Spion Geſ. vom 3. Juni 1914) haben 
die Beſonderheit, daß wenn der Inhalt der Veröffentlichung 
in Betracht kommt, doch ebenſoſehr die Form der Kundge— 
bung, nämlich die Begehung mittels Druckſchriften, zum Tat⸗ 
beſtand der Zuwiderhandlung gehörte. Es wird daher auch 
der Standpunkt vertreten, daß Zuwiderhandlungen nicht durch 
den Inhalt der Druckſchrift begangen ſind (Klöppel, Das 
Reichspreßrecht S. 201 ff.). Gerade dieſe Beſonderheit war 
aber der Grund, daß Zuwiderhandlungen gegen §8 15—17 
Preßgeſ. durch Art. 12 Württ. AG. 3. GvG. ausdrücklich 
von der ſchwurgerichtlichen Zuſtändigkeit ausgenommen ſind 
— nach den Motiven „weil es ſich in der Hauptſache nur 
um Zuwiderhandlungen gegen Ordnungsvorſchriften des 
Preßgeſetzes handle“ (Verh. Abg. K. 18704 Beil. Bd. I 
Abt. 4 S. 23, 41; Art. 5 AG. Z. RPreßgeſ. vom 27. Juni 
1874, RegBl. S. 181). Ohne Bedenken darf aber nach dem 
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zu unterſtellenden Willen des Geſetzgebers die letzterwähnte 
Ausnahmebeſtimmung wegen Gleichheit des Grundes ent» 
ſprechend angewendet werden, wenn der Militärbefehlshaber 
kraft der ihm durch S 9b BelgGef. verliehenen geſetzgebe⸗ 
riſchen Befugnis vorübergehend den §§8 15—17 Preßgeſ. 
gleichartige, weitere Preßordnungsvorſchriften erläßt, zumal 
in gegenwärtiger Kriegszeit das Schwurgericht wegen der 
Umſtändlichkeit ſeines Verfahrens zur Aburteilung ſolcher 
Verfehlungen doppelt ungeeignet erſcheint. 

Da das rechtsirrige Ergebnis des Berufungsurteils 
möglicherweiſe nicht ausſchließlich auf einem Irrtum un- 
mittelbar über die Verfahrensvorſchrift des Art. 12 AG. z. 
GofG., ſondern um Verkennung bzw. Nichtbeachtung der 
beſonderen materiell rechtlichen Natur des fraglichen Verbots 
beruht, war nach § 393 Abſ. 1 $ 394 Abi. 2 StPO. unter 
Aufhebung des angefochtenen Urteils die Sache zur ander: 
weiten Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungs- 
gericht zurückzuverweiſen. 

Urteil des Strafſenats vom 5. Februar 1917 in der 

Strafſache gegen F. R. in St. wegen Vergehens gegen 

das Geſetz über den Belagerungszuſtand. 


II. 


In der zweiten Verhandlung wurde der Angekl. vom 
Berufungsgericht wegen Zuwiderhandlung gegen die Verfügung 
des Militärbefehlshabers auf Grund des 8 9b BelzZuſtGeſ. 
(begangen durch Verſendung der betr. Schrift und Mittei⸗ 
lung jener Unterſagung) zu einer Geldſtrafe verurteilt. Die 
von ihm hiegegen eingelegte Reviſion wurde verworfen mit 
nachſtehender die materielle Seite des Falles berührenden 
Begründung: 

Aus den 

Gründen: 

Mit Unrecht beanſtandet die Reviſion zunächſt die 
Rechtsgültigkeit der vom ftv. Generalkommando gegenüber 
dem Angekl. auf Grund des § 9b BelzZuſtGeſ. ergangenen 
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Anordnung. Darüber, ob dieſe im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit geboten war, hatte lediglich der Militärbefehls⸗ 
haber zu entſcheiden, eine Nachprüfung durch das Gericht iſt 
nicht ſtatthaft. Selbſt wenn der Militärbefehlshaber zu der 
ſpäter erfolgten teilweiſen Aufhebung ſich deswegen ent⸗ 
ſchloſſen hätte — wofür übrigens jeder Anhaltspunkt fehlt 
— weil er zu der Ueberzeugung gekommen war, daß die 
Anordnung im Intereſſe der öffentlichen Sicherheit auch 
früher nicht geboten war, ſo wäre dies ohne Einfluß auf die 
Rechtsverbindlichkeit der Verfügung (RGSt. Bd. 50 S. 315). 
Auch § 1 des Reichsgeſetzes, wonach die Freiheit der Preſſe 
nur den in dem Geſetz vorgeſchriebenen oder zugelaſſenen 
Beſchränkungen unterliegt, ſtand der Anordnung nicht ent⸗ 
gegen. Denn der Militärbefehlshaber hat fie nicht nach 8 4 
Bel ZuſtGeſ. als Inhaber der an die beſtehenden Geſetze ge⸗ 
bundenen vollziehenden Gewalt erlaſſen, ſondern kraft 
der ihm durch das reichsrechtliche Blankettgeſetz des 
§ 9b erteilten Ermächtigung, im Intereſſe der öffentlichen 
Sicherheit irgendwelche Handlungen zu verbieten, ſei es auch 
unter Aenderung des beſtehenden Rechtszuſtands und Auf⸗ 
hebung bisher geſetzlich gewährleiſteter Befugniſſe der ein⸗ 
zelnen (RGSt. Bd. 49 S. 253). 

Die teilweiſe Wiederaufhebung vor Erlaſſung des Be- 
rufungsurteils rechtfertigt auch nicht die von der Reviſion 
verlangte Anwendung des § 2 Abi. 2 StGB.; denn die 
Anordnung iſt nicht Strafgeſetz im Sinn des 8 2 StGB., 
ſondern nur eine Verwaltungsanordnung. 

Die weiterhin von der Reviſion beanſtandete Annahme 
der Strafkammer, die Verſendung der auch die Anordnung 
des ſtv. Generalkommandos enthaltenden Schrift an 160 
Kunden der Buchhandlung ſtelle eine Zuwiderhandlung gegen 
das Veröffentlichungs verbot der Ziff. 4 der Verfügung 
des Generalkommandos dar, iſt nicht rechtsirrig. Der Ein⸗ 
wand, jedenfalls ſei ſich der Angekl. deſſen nicht bewußt ge⸗ 
weſen, iſt gegenüber der gegenteiligen tatſächlichen Feſtſtel⸗ 
lung des Urteils nach $ 376 StPO. unbeachtlich. 
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Unbegründet iſt ſchließlich auch die Rüge, der im 
Strafbefehl und Schöffengerichtsurteil nicht enthaltenen, ſon⸗ 
dern erſt durch das Berufungsurteil ausgeſprochenen Ver— 
urteilung wegen Zuwiderhandlung gegen das Veröffent— 
lichungsverbot der Ziff. 4 ſtehe die Verjährung des § 22 
Preßgeſ. entgegen. Denn Strafbefehl und Schöffengericht3- 
urteil verurteilten, wenn auch nur unter dem Geſichtspunkt 
der Ziff. 2 der Verfügung wegen derſelben Tat, durch die 
auch die Veröffentlichung begangen wurde, nämlich der Ver: 
ſendung der Schriften. 

Urteil des Strafſenats vom 24. September 1917 in der 

Strafſache gegen F. R. in St. wegen Verfehlung gegen 

das Geſetz über den Belagerungszuſtand. 


3. 


1. IR für das Auslefen ſchöüner Kartoffeln neben dem 

Höchſtpreis für Kartoffeln eine beſondere Entſchüdigung 
zugelaſſen? 

2. Inwiefern kann für das Nerſenden mit eigenem 

Fuhrwerk eine Bergütung neben dem Hüchſtpreis ge⸗ 
fordert merden? 


Der Angekl. Sch. hat als Bevollmächtigter des Angekl. 
J. Ende September 1916 dem Th. und M. in Stuttgart 
ſowie Anfang Oktober 1916 dem Z. und L. in H. (der 
Oberamtsſtadt ſeines Wohnorts G.) Speiſekartoffeln zum 
Preis von 6 M. und zwar 18, 10, 12 und 6 Ztr. ange⸗ 
boten, dem H. und L. auch die beſtellten Kartoffeln mit einem 
Fuhrwerk des J. von feinem Wohnort G. nach H. (Ober: 
amtsſtadt) zugeführt. Nach der Verfügung des Miniſte— 
riums des Innern über Kartoffelpreiſe vom 13. September 
1916 (St Anz. 216) betrug der Höchſtpreis für Speiſekar— 
toffeln beim Verkauf durch den Erzeuger im Großhandel, 
wozu auch der Verkauf in Mengen von mehr als 10 Ztr. 
an den Verbraucher gehört (S 1Abſ. 3 daſ. und § 9 BRVO. 
vom 28. Oktober 1915 RgBl. S. 711) vom 21.— 30. Sep⸗ 


B. in Strafſachen. 5 59 


tember 1916 für den Ztr. 4 M. 50 Pf., vom 1.—15. Ok⸗ 
tober 4 M. Nach der Verfügung des K. Oberamts H. vom 
24. September 1916 betr. Höchſtpreiſe für den Kleinhandel 
mit Kartoffeln durfte beim zentnerweiſen Verkauf im Klein⸗ 
handel zu den Erzeugerhöchſtpreiſen ein Zuſchlag von höch⸗ 
ſtens 40 Pf. und für das Verbringen in den Keller ſowie 
für das Leihen der Säcke eine Entſchädigung von höchſtens 
10 Pf. für den Zentner verlangt werden. Nun hatten ſich 
die Angekl. in allen 4 Fällen zur Lieferung von ausgeleſenen 
ſchönen großen Kartoffeln erboten bzw. verpflichtet und für 
die Ausleſe dieſer Kartoffeln eine beſondere Entſchädigung 
angeſetzt. Die Strafkammer hat zwar zutreffend ausgeführt, 
daß für die durch die Ausleſe bewirkte Qualitätsverbeſſerung 
kein Zuſchlag zum Höchſtpreis berechnet werden dürfe, da 
die Höchſtpreiſe auch für die beſte Qualität gelten, dagegen 
hat ſie angenommen, für das angebotene bzw. vereinbarte 
beſondere Ausleſen ſchöner und großer Kartoffeln habe 
Angekl. J. eine beſondere Vergütung von 50 Pf. für den 
Ztr. zu beanſpruchen gehabt. Gegen dieſe zur Annahme einer 
niedrigeren Höchſtpreisüberſchreitung und in einem Fall zur 
Verneinung einer ſolchen führenden Auffaſſung hat ſich die 
Reviſion der Staatsanwaltſchaft mit Erfolg gewandt ſowie 
auch gegen die Bewilligung einer beſonderen Vergütung von 
1 M. für die Zufuhr in die Oberamtsſtadt H. 
Aus den 
Gründen: 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft iſt begründet. Man⸗ 
gels beſonderer Vorſchriften ſchließt der Höchſtpreis auch die 
Abgeltung für die bisher ohne eigene Vergütung gebliebenen 
Nebenleiſtungen in ſich (vgl. RG. im Recht 1916 Sp. 591 
Nr. 1131). Nach der Verkehrsübung pflegt aber, wie auch 
das Angebot der Angekl. zeigt, ein etwaiges beim Kauf ver⸗ 
einbartes Ausleſen durch den Verkäufer nicht durch eine be— 
ſondere neben dem Kaufpreis zu entrichtende Vergütung, 
ſondern höchſtens durch erhöhten Preis infolge Qualitäts- 
verbeſſerung entgolten zu werden. Es handelt ſich in einem 
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ſolchen Fall daher in Wahrheit nur um die Vereinbarung 
einer beſtimmten, wenn auch erſt durch Arbeit zu ſchaffenden 
Qualität, und ein ſolcher Verkäufer hat vernünftigerweiſe 
ebenſowenig Anſpruch auf eine weitere Vergütung wie der, 
welcher die Kartoffeln ſchon vor einem Angebot ausgeleſen 
hat. Die Höchſtpreisfeſtſetzungen ſind daher dahin auszu⸗ 
legen, daß in einem Fall der vorliegenden Art der Verkäufer 
für das Ausleſen keine beſondere Vergütung fordern kann. 
Die Entſcheidung in Jur. Wochſchr. 1915 S. 1227 unter 
ce ijt hier nicht verwertbar, da fie ſich auf die Höchſtpreis— 
feſtſetzung der BRVO. vom 23. Nov. 1914 (RgBl. S. 483) 
bezieht, welche für „Kartoffeln von 3, 4 em Mindeſtgröße 
bei ſortenreiner Lieferung galt, § 2 daſ., vgl. Jur. WS. 
S. 1205 unter c. 

Mit Recht greift ferner im Fall H. die Reviſion der 
Staatsanwaltſchaft die Bewilligung einer beſonderen Ver— 
gütung für die Zufuhr von G. in die Oberamtsſtadt H. als 
rechts irrig an. Die ſchon erwähnte Verfügung des K. Ober⸗ 
amts H. vom 24. September 1916 beſtimmt ausdrücklich be⸗ 
züglich der Verſandkoſten, daß in dem Zuſchlag von 40 Pf. 
die Entſchädigung für das Verbringen der Kartoffeln durch 
den Erzeuger an die innerhalb des Oberamtsbezirks gelegene 
Wohnung des Verbrauchers bzw. wenn die Kartoffeln mit 
der Eiſenbahn befördert werden, bis zur nächſten Eiſenbahn⸗ 
ſtation inbegriffen ſei. Die Annahme der Strafkammer, 
unter dem Verbringen an die Wohnung ſei eine dem Ber: 
bringen zur nächſten Eiſenbahnſtation gleichwertige verhält⸗ 
nismäßig geringfügige Leiſtung — was bei einem Trans: 
port von G. nach H. mit ca. 7 km nicht zutreffe — verſtan⸗ 
den, iſt angeſichts des klaren Wortlauts willkürlich. Will 
ein Erzeuger die ihm zur Verfügung ſtehende Eiſenbahn 
nicht benützen, ſo wird er eben behandelt wie der vielleicht 
noch weiter entfernt wohnende Erzeuger, dem keine Eiſenbahn 
zur Verfügung ſteht. 

Auch im Fall B. beanſtandet die Reviſion die Zubilli⸗ 
gung von 1 M. für die. Transportmehrleiſtung. Da in 
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dieſem Fall abweichend vom Fall H. die Großhandelshöchſt⸗ 
preiſe gelten, iſt S 1 Abſ. 3 BRVO. vom 28. Okt. 1915 
über die Regelung der Kartoffelpreiſe anzuwenden. Hienach 
ſchließen die Höchſtpreiſe die Koſten des Transports bis zum 
nächſten Güterbahnhof ein. Wenn wie hier ſtatt der Eiſen⸗ 
bahn die Beförderung mit Fuhrwerk des Verkäufers bis zur 
Wohnung des Käufers gewählt wird, ſo iſt die hiefür zu 
entrichtende beſondere Vergütung an ſich durch die Höchſt— 
preisvorſchriften nicht beſchränkt, die Vereinbarung darf aber 
nicht die Umgehung derſelben bezwecken. 

Die Reviſion rügt, die Strafkammer habe dies verkannt, 
zumal die Beförderung durch Eiſenbahn und Güterbeförderer 
erheblich billiger geweſen wäre. Damit daß die Strafkam⸗ 
mer im Betrag von 50 Pf. eine ſtrafbare Ueberſchreitung 
bejahte, hat ſie erſichtlich inſoweit eine Umgehung angenom⸗ 
men. Es wird aber ihre Annahme, daß zum weiteren Be⸗ 
trag von 1 M. eine Ueberſchreitung nicht vorliege, durch die 
bloße Feſtſtellung, die ſachgemäße Vergütung für die Trans⸗ 
portmehrleiſtung (an die Wohnung in H. anſtatt auf den 
Bahnhof G.) ſamt der Verbringung in die Keller betrage 
1 M., nicht getragen und beruht möglicherweiſe auf Rechts- 
irrtum. Denn die Erlangung auch nur der ſachgemäßen 
Vergütung kann für den Verkäufer ungeachtet ſeiner Gegen⸗ 
leiſtung einen Vermögensvorteil enthalten, den er ſonſt nicht 
erhalten hätte und wenn er anſtatt der billigen Beförderung 
durch die Eiſenbahn ſich die Beförderung durch eigenes Fuhr⸗ 
werk ausbedingt, ſo kann das Verlangen eines ſolchen Neben⸗ 
vorteils auf Koſten des Käufers eine ſtrafbare Ueberſchreitung 
der Höchſtpreiſe enthalten, vgl. RGSt. Bd. 50 S. 93, im 
Necht 1916 S. 290 Nr. 45, 46. Unter dieſem Geſichtspunkt 
hat aber die Strafkammer den Fall B. offenbar nicht ge- 
prüft. Das Urteil unterlag daher nach $ 393 Abſ. 1, 2, 
§ 394 Abſ. 2 StPO. der Aufhebung und Zurückverweiſung. 

Urteil des Strafſenats vom 16. April 1917 in der 

Strafſache gegen H. J. und K. Sch. in H. OA. wegen 

Vergehen gegen das Höchſtpreisgeſetz. 
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4. 


1. Zur Begriffsbeftimmung des übermäßigen Gewinnes. 

2. Wie verhält ſich die bezügliche BRNO. vom 23. Juli 

1915 zu der Berfügung des Militärbefehlshabers nom 
14. Juli 1915 gegen reiswucher? 


Die Verfügung des ſtv. Generalkommandos des 13. Ar: 
meekorps vom 14. Juli 1915 (StAnz. Nr. 162) bedroht 
in § 1 Ziff. 3 auf Grund des § 9b BelguſtGeſ. denjenigen 
mit Strafe, der beim gewerbsmäßigen Verkauf für Gegen: 
ſtände des täglichen Bedarfs un verhältnismäßig hohe 
Preiſe fordert oder annimmt. Anderſeits iſt in § 5 Ziff. 1 
Bundesratsverord. gegen übermäßige Preisſteigerung vom 
23. Juli/ 22. Auguſt 1915/23. September 1915 und 23. März 
1916 (RGBl. 1915 S. 467, S. 514, S. 603; 1916 S. 183) 
mit Strafe bedroht, wer für Gegenſtände des täglichen Be— 
darfs uſw. Preiſe fordert, die unter Berückſichtigung der 
geſamten Verhältniſſe, insbeſondere der Marktlage, einen 
übermäßigen Gewinn enthalten, oder wer ſolche 
Preiſe ſich oder einem anderen gewähren oder verſprechen 
läßt. 

Die Angekl., Inhaberin eines Reformreſtaurants und 
einer damit verbundenen Delikateſſenhandlung, hat am 1. Fe⸗ 
bruar 1916 125 gr Göttinger Salami für 1 M. 40 Pf. ver: 
kauft. Die Strafkammer hat die Angekl. freigeſprochen mit 
der Begründung, durch die Bundesratsverordnungen, ſei die 
ganze Materie geregelt, die Verfügung des Generalkomman— 
dos daher außer Kraft geſetzt und eine übermäßige Preis— 
ſteigerung i. S. der BRVO. liege nicht vor. Der Einkaufspreis 
habe über 80 Pf. betragen, die allgemeinen Geſchäftsunkoſten 
betragen über 50 % des Geſamtumſatzes, die Wurſt ſei da— 
her die Angekl. auf jedenfalls 1 M. 20 Pf. gekommen; der 
ſich ergebende Gewinn ſei keineswegs zu hoch, halte ſich viel— 
mehr unter dem üblichen. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft beruft ſich auf die 
Entſcheidungen des Reichsgerichts Bd. 49 S. 308 und 
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S. 435; rechtsirrig ſei bei der Ausrechnung des Gewinns durch 
die Strafkammer die Anrechnung aller möglichen Aufwen⸗ 
dungen, ob nötig oder nicht; bei einem Einkaufspreis von 
81 Pf. und 3 Pf. Portoanteil ſei ein Aufſchlag von 66 Pf. 
mit über 60 „/, wobei der Verkaufspreis 1 M. 40 Pf. betrage, 
doch ſicher ein das zuläſſige Maß überſteigender, wenn auch 
Unternehmerlohn, Kapitalzins und Riſikogewinn, ſowie An⸗ 
teil an den allgemeinen Geſchäftsunkoſten berückſichtigt werde, 
da andernfalls der Zweck der Verordnung, Uebervorteilung 
und Ausbeutung der Bevölkerung durch künſtliche Verteue⸗ 
rung der Lebensmittel ſeitens der einzelnen Verkäufer zu 
verhüten, nicht erreicht werden könne; mit der „Berückſich— 
tigung der geſamten Verhältniſſe“ ſei nicht unbeſchränkt die 
Einrechnung aller Generalſpeſen bei der Preisbemeſſung zu: 
zulaſſen; wann ein Preis übermäßig ſei, bilde eine Rechts⸗ 
frage. 

Aus den 

Gründen: 

Inwiefern das Berufungsurteil mit den in den ange— 
führten Entſcheidungen ausgeſprochenen Grundſätzen im 
Widerſpruch ſtehen ſoll, iſt nicht erſichtlich. Die Zugrunde— 
legung der tatſächlichen — ſei es auch durch den Krieg er⸗ 
höhten — Geſtehungskoſten (Einkaufspreis, Anteil an den 
allgemeinen Geſchäftsunkoſten) entſpricht vielmehr der Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts zu der BRVO. gegen über: 
mäßige Preisſteigerung (vgl. Mitteilungen der Reichsprü— 
fungsſtelle für Lebensmittelpreiſe 1916 S. 100, S. 193, 
S. 195, S. 208; 1917 S. 12; vgl. auch Alsberg, Kriegs» 
wucherſtrafrecht 2. Aufl. S. 60). Die Feſtſtellung der Straf— 
kammer, die allgemeinen Geſchäftsunkoſten der Angekl. hätten 
über 50 % des Umſatzes betragen, läßt einen Rechtsirrtum 
nicht erkennen und iſt nach ihrer tatſächlichen Seite der Nach— 
prüfung des Reviſionsgerichts entzogen. 

Im übrigen gilt als Maßſtab der im Frieden bei nor⸗ 
maler Marktlage übliche Gewinn (vgl. RG. im Recht 1916 
Sp. 629 Nr. 1181 Sp. 499 Nr. 954, Sp. 455 Nr. 878). 
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Die Annahme, der Gewinn der Angekl. halte ſich noch unter 
dem üblichen, läßt einen Rechtsirrtum nicht erkennen. 

Rechtsirrig iſt allerdings die Meinung, die Verfügung 
des Generalkommandos ſei durch die BRVO. außer Kraft 
geſetzt. Die Geſetzgebungsgewalt des Militärbefehlshabers 
nach § 9 b BelZuſtGeſ. im Intereſſe der öffentlichen Sicher⸗ 
heit iſt von der bürgerlichen Geſetzgebungsgewalt völlig un» 
abhängig, ihre Verordnungen finden — ſoweit nicht der in 
§ 9 BelZuſtGeſ. vorgeſehene Fall der Subſidiarität zutrifft 
— nebeinander Anwendung, ſelbſt wenn ſie denſelben Tat⸗ 
beſtand betreffen; vgl. RG. im Recht 1916 Sp. 305 Nr. 3 
Jur. Wochenſchr. 1916 S. 85/86 insbeſondere Nr. 100 
Leipzig Z. 1915 S. 698; vgl. ferner DIZ. 1916 S. 427, 
Alsberg, Kriegswucherſtrafrecht S. 18. Vorliegend ſind 
die Tatbeſtände nicht einmal die gleichen. Ein unverhält⸗ 
nismäßig hoher Preis kann auch vorliegen, ohne daß der 
fragliche Verkäufer einen übermäßigen Gewinn nimmt, 
insbeſondere wenn er ſeinem Vormann einen übermäßigen 
Gewinn bewilligt hat. Es wird denn auch z. B. auf dem 
Stuttgarter Markt die Einhaltung der ſogenannten Nicht: 
preiſe mit Hilfe der Verfügung des Generalkommandos 
durchgeſetzt. 

Der Rechtsirrtum führt aber nicht zur Aufhebung des 
Urteils, da ſich aus den Feſtſtellungen entnehmen läßt, daß 
der Preis auch i. S. der Verfügung des Generalkom— 
mandos ein unverhältnismäßig hoher nicht iſt. Da das 
Urteil im übrigen einen Rechtsirrtum nicht erkennen ließ, 
war die Reviſion als unbegründet zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 2. April 1917 in der 

Strafſache gegen I. M. in St. wegen übermäßiger 

Preisſteigerung.. N 
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5. 


1. Gelten die Hüchſtpreisbeſtimmungen auch gegenüber 
an ſich verbotenen Geſchüften? 
2. Welche Strafdrohung kommt gegen Gerſtehüchſt⸗ 
preisüberſchreitungen zur Anwendung? 


Die Strafkammer hat den Angekl. wegen eines Ver⸗ 
gehens gegen § 10 Ziff. 1 und 2 BRVO. vom 6. Juli 1916 
über Gerſte aus der Ernte 1916 (RGBl. S. 659, 802) zu 
Geldſtrafe verurteilt, weil er im September 1916 für den 
Kommunalverband S. beſchlagnahmte 52 Ztr. Gerſte ohne 
deſſen Zuſtimmung gekauft, aus dem Bezirk des Kommunal⸗ 
verbands entfernt und verkauft habe; ſie hat aber eine 
ſtrafbare Ueberſchreitung der durch Verfügung des 
Reichskanzlers über Höchſtpreiſe für Gerſte vom 24. Juli 
1916 (RgBl. S. 824) feſtgeſetzten Höchſtpreiſe verneint, weil 
dieſe nur für geſetzlich zuläſſige Geſchäfte Geltung hätten. 

Aus den 

Gründen: 

Dieſe Auslegung wird mit Recht von der Reviſion der 
Staatsanwaltſchaft angefochten. Sie widerſpricht dem Wort⸗ 
laut und Zweck der Verordnung bzw. des, wie auszuführen 
ſein wird, ebenfalls zur Anwendung kommenden Höchſtpreis⸗ 
geſetzes. Die erſtgenannte Verordnung vom 6. Juli 1916 
bezweckt im beſonderen die Sicherſtellung und gleichmäßige 
Verteilung der Vorräte, die Höchſtpreisfeſtſetzung aber die 
Verhinderung zu hoher Preiſe. Wenn im Einzelfall unter 
Verletzung der Beſchlagnahme ein Geſchäſt geſchloſſen wird, 
ſo hat der Geſetzgeber immer noch ein erhebliches Intereſſe 
daran, daß wenigſtens die Preiſe eingehalten werden und 
die Bevölkerung nicht doppelt geſchädigt wird. Die Richtig⸗ 
keit dieſer Auslegung ergibt ſich auch aus der Vergleichung 
des SA Buchſt. a der Höchſtpreisverordnung mit § 7a der 
Gerſteverordnung. Damit daß der Geſetzgeber auch in einem 
ſolchen Fall die Einhaltung der Preiſe verlangt, billigt er 
keineswegs das Geſchäft als ſolches, wie die Strafkammer 
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anzunehmen ſcheint. Die Reviſion weiſt mit Recht darauf 
hin, daß der Standpunkt der Strafkammer zu einer Aus⸗ 
ſchaltung des Grundſatzes des §S 73 StGB. führen würde. 
Das für eine Höchſtpreisüberſchreitung anzuwendende 
Strafgeſetz iſt aber nicht und auch nicht zugleich, wie die 
Reviſion will, der § 5 der Höchſtpreisverordnung für Gerſte, 
ſondern ausſchließlich der ſtrengere § 6 des Höchſtpreisgeſetzes 
vom 4. Auguſt, 17. Dezember 1914, 23. September 1915, 
23. März 1916 (AM. offenbar Zeitſchr. für gef. StrafR.⸗ 
Will. Bd. 38 S. 364/5 für den gleichartigen Fall der Ver⸗ 
ordnung über die Fiſchverſorgung vom 28. November 1916 
(RGBl. S. 1303). Die Höchſtpreisbeſtimmung iſt allerdings 
erlaſſen auf Grund der BRVO. vom 22. Juni 1916 über 
Kriegsmaßnahmen zur Sicherung der Volksernährung (RGBl. 
S. 401), deren § 2 Abſ. 1 beſtimmt: „Der Reichskanzler 
kann die zur Durchführung des § 1 erforderlichen Beſtim⸗ 
mungen treffen; er kann den Verkehr mit den daſelbſt be- 
zeichneten Gegenſtänden und ihren Verbrauch regeln, auch 
Beſtimmungen über die Preiſe treffen; er kann beſtimmen, 
daß Zuwiderhandlungen mit Gefängnis bis zu einem Jahr 
und mit Geldſtrafe bis zu 10 000 M. oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft .. werden.“ Von dieſer Strafdrohung hat 
der Reichskanzler in 8 5 ſeiner Höchſtpreisfeſtſetzung Gebrauch 
gemacht. Allein die Ermächtigung Preiſe zu beſtimmen, 
ſchließt auch die Ermächtigung, Preiſe die nicht überſchritten 
werden dürfen, alſo Höchſtpreiſe zu beſtimmen, in ſich und 
es bezeichnet ja auch die Verfügung des Reichskanzlers ihre 
Preiſe als Höchſtpreiſe. Die in 88 2, 3 feſtgeſetzten Neben⸗ 
vergütungen ſind Beſtandteile der Höchſtpreisbeſtimmung 
(vgl. BRVO. über die Höchſtpreiſe für Brotgetreide vom 
23. Juli 1915 RGBl. S. 458 u. a.). Die Ermächtigung 
des § 2 Abſ. 1 S. 2 der BRVO. vom 22. Mai 1916 zur 
Erlaſſung einer Strafdrohung hat zwar Bedeutung für ſon⸗ 
ſtige Anordnungen, nicht aber für die Feſtſetzung von Höchſt⸗ 
preiſen, da inſoweit ſchon kraft des Höchſtpreisgeſetzes Straf⸗ 
drohungen beſtehen. Daß die BRVO. vom 22. Mai 1916 
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die Anwendung des letzteren ausſchalten wollte, iſt nicht an⸗ 
zunehmen. Es iſt kein vernünftiger Grund erſichtlich, war⸗ 
um dieſe Höchſtpreiſe unter mildere Strafdrohungen geſtellt 
ſein ſollten, als ſonſtige, zumal bis zu den Höchſtpreisfeſtſetzun⸗ 
gen des Reichskanzlers vom 24. Juli 1916 für Brotgetreide 
(RGBl. S. 820), für Gerſte (S. 824), für Hafer (S. 826) 
die unter den ſtrengeren Strafdrohungen des Höchſtpreis⸗ 
geſetzes ſtehenden Höchſtpreisbeſtimmungen des Bundesrats 
galten (vgl. BRVO. vom 24. Juli 1916 über die Aufhebung 
der Bekanntmachung über die Höchſtpreiſe uſw. S. 820.). 
Ueberdies beſtimmt 8 3 BRVO. vom 22. Mai 1916, daß 
die vom Bundesrat zur Sicherung der Volksernährung 
erlaſſenen Verordnungen unberührt bleiben. Warum trotz⸗ 
dem die Höchſtpreisverordnung des Reichskanzlers die mil⸗ 
dere Strafdrohung aufnahm, anſtatt auf das Höchſtpreisgeſetz 
zu verweiſen, ob vorſorglich oder irrtümlich, kann dahinge⸗ 
ſtellt bleiben. Denn keinesfalls konnte ſie die Strafdrohung 
des Höchſtpreisgeſetzes außer Wirkſamkeit ſetzen. 

Das Urteil unterlag daher nach $ 393 StPO. der Auf⸗ 
hebung und zwar ſamt den Feſtſtellungen, da infolge des 
Rechtsirrtums eine tatſächliche Feſtſtellung ob eine Höchſt⸗ 
preis überſchreitung vorliegt, nicht getroffen iſt. 

Urteil des Strafſenats vom 26. März 1917 in der 

Strafſache gegen den Händler A. K. in H. wegen Ver⸗ 

gehens gegen die Kriegsgeſetze. 


6. 


Darf bei Beflrafung mehrerer Teilnehmer wegen über⸗ 
müßiger Preisforderung die geſetzliche Mindeſtſtrafe 
geteilt werden? 


Die Frage wurde vom Strafſenat verneint. 

Nach § 5 Abſ. 2 BRVO. gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung vom 23. März 1916 iſt bei vorſätzlichen Zuwider⸗ 
handlungen gegen Ziff. 1 der Strafbeſtimmungen die Geld⸗ 
ſtrafe mindeſtens auf das doppelte des übermäßigen Ge⸗ 

5 * 
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winns zu bemeſſen, der erzielt worden iſt oder erzielt werden 
ſollte; überſteigt der Mindeſtbetrag 10000 M., jo iſt auf 
ihn zu erkennen; im Fall mildernder Umſtände kann die 
Geldſtrafe bis auf die Hälfte des Mindeſtbetrags ermäßigt 
werden. Nach Feſtſtellung des Schöffengerichts und der 
Strafkammer haben die beiden Angekl. als Geſchäftsführer 
der SHG. m. b. H. beim Verkauf von Paraffinſchuppen 
ſich für die Geſellſchaft einen Preis gewähren laſſen, der 
einen übermäßigen Gewinn in Höhe von 2238 M. 10 Pf. 
enthielt. Unter Zubilligung mildernder Umſtände hatte das 
Schöffengericht jeden Angekl. zu der Geldſtrafe von 2238 M. 
verurteilt; auf die auf das Strafmaß beſchränkte Berufung 
der Angekl. wurden ſie von der Strafkammer je nur zur 
Geldſtrafe von 1400 M. verurteilt, wobei die Strafkammer 
davon ausging, daß bei Teilnahme mehrerer Perſonen die 
geſetzliche Mindeſtſtrafe im Sinn des Abſ. 2 8 5 BRVO. 
zu teilen ſei. Auf Reviſion der Staatsanwaltſchaft wurde 
das Urteil aufgehoben und die Angekl. wurden je zu der 
Geldſtrafe von 2238 M. 10 Pf. verurteilt. 
Aus den 
Gründen: 

Der Standpunkt der Strafkammer wird allerdings von 
Alsberg, Kriegswucherſtrafrecht, Aufl. 2 S. 148 vertreten, 
nicht aber vom Oberlandesgericht Dresden (Annalen 1917 
S. 32), auf welche Entſcheidungen ſich die Angekl. berufen; 
die betr. Entſcheidung behandelt eine ganz andere Frage. 
Dem Standpunkt der Strafkammer kann nicht beigetreten 
werden. 

Nach ihrem Wortlaut gibt die BRVO. wie andere 
Strafgeſetze nur einen Strafrahmen für den Täter; im 
übrigen finden die allgemeinen Beſtimmungen des Straf⸗ 
geſetzbuchs Anwendung. Nach § 47 StGB. wird, wenn 
mehrere eine ſtrafbare Handlung gemeinſchaftlich ausführen, 
jeder als Täter beſtraft. Legt man alſo zunächſt den 
Wortlaut der BRVO. zugrunde, jo gilt der Strafrahmen 
ſelbſtändig für jeden Mittäter und kann von einer Teilung 
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der Mindeſtſtrafe ſowenig die Rede ſein, als bei ſonſtigen 
Strafgeſetzen. Auch die Auslegung nach Sinn und Zweck 
führt zu keinem gegenteiligen Ergebnis. Der entſcheidende 
Geſichtspunkt iſt nicht der, dem Vermögen des Täters den 
erlangten übermäßigen Gewinn wieder zu entziehen, zuzüg⸗ 
lich eines entſprechenden weiteren Betrags. Denn die Straf⸗ 
drohung gilt auch, wenn der übermäßige Gewinn nur er⸗ 
ſtrebt iſt und der Rückgewährungsanſpruch des Geſchädig⸗ 
ten nach bürgerlichem Recht wird durch eine Beſtrafung nicht 
berührt. Anderſeits gilt trotz der Erlangung des übermä⸗ 
Bigen Gewinns die Strafdrohung des § 5 Abſ. 2 nicht für 
die nur fahrläſſige Zuwiderhandlung. Hieraus ergibt ſich, 
daß der entſcheidende Ausgangspunkt der Strafdrohung das 
Maß des ſtrafrechtlichen Verſchuldens des einzelnen iſt, das 
um ſo ſchwerer geahndet werden ſoll, je höher der Betrag 
des zu Unrecht Erſtrebten iſt. Dabei iſt es nach ausdrück⸗ 
licher Vorſchrift gleichgültig, ob der Täter den Gewinn für 
ſich oder einen anderen erſtrebte. (Nach Ziff. 1 $ 3 wird 
ebenſo beſtraft, wer übermäßige Preiſe ſich oder einem an⸗ 
deren gewähren oder verſprechen läßt; nach Ziff. 5 wer zu 
Handlungen der in Ziff. 1—3 bezeichneten Art auffordert, 
anreizt.) Dieſes Maß der Verſchuldung kann aber für den 
einzelnen Teilnehmer nicht um ſo geringer werden, je mehr 
Perſonen ſich an der Straftat beteiligen, vielmehr trifft ge⸗ 
rade das Gegenteil zu. 

Mit Recht weiſt auch die Staatsanwaltſchaft darauf hin, 
daß die Verteilung unter die einzelnen Teilnehmer auf kaum 
lösbare Schwierigkeiten ſtößt, ſo insbeſondere wenn z. B. bei 
zwei Mittätern dem einen mildernde Umſtände bewilligt 
werden, dem anderen dagegen nicht. Es könnte daran ge⸗ 
dacht werden, zunächſt die Regelſtrafe des Satz 1 von Abſ. 2 
§ 5 zu halbieren und hievon für den erſtgenannten Mittäter 
nach Satz 2 die Hälfte der Mindeſtſtrafe zu nehmen, den 
geſamten Reſtbetrag der Regelſtrafe von Satz 1 als Mindeſt⸗ 
ſtrafe für den anderen anzuſehen. Allein ganz unbefriedigend 
wäre hiebei, daß für einen Teilnehmer die Höhe der Strafe 
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von Umſtänden abhinge, die ausſchließlich in der Perſon 
des anderen gelegen und an ſich für die Strafzumeſſung 
nicht zu berückſichtigen wären. Unannehmbar wäre es aber 
auch, als Mindeſtſtrafe für den, dem mildernde Umſtände 
verſagt werden, nur die Hälfte der Regelſtrafe des Abſ. 1 
anzuſetzen. Dies würde eine durch nichts gerechtfertigte Ab⸗ 
ſchwächung der geſetzlichen Strafdrohung in ſich ſchließen. 
Auch die Frage wie verfahren werden ſoll, wenn die Teil⸗ 
nehmer nicht zuſammen abgeurteilt werden, kann nicht be⸗ 
friedigend gelöſt werden. Aehnliche Strafrahmen ſind auch 
ſonſt z. B. in Zoll⸗ und Steuergeſetzen gegeben. Soweit 
erjichtlich, wird aber nirgends die Meinung vertreten, daß 
bei mehreren Teilnehmern die geſetzliche Mindeſtſtrafe zu 
teilen ſei. Vielmehr iſt z. B. in § 149 Vereinszollgeſetz, 
Art. 70 Abſ. 4 Württ. EinkSteuergeſ. lediglich beſtimmt, daß 
auf die Teilnehmer die allgemeinen Beſtimmungen (abge⸗ 
ſehen von hier nicht in Betracht kommenden Ausnahmen) 
anzuwenden ſeien. 

Urteil des Strafſenats vom 10. Dezember 1917 in der 

Strafſache gegen J. B. und J. G. in St. wrgen über⸗ 

mäßiger Preisforderung. 


5 


Was bedeutet „Norzeichnen“ im Sinn des 85 Rn. 
vam 14. Februar 1916 zur Regelung der Preiſe für 
Schlachtſchweine? 


Der §8 5 BRVO. vom 14. Februar 1916 (RGBl. S. 99) 
zur Regelung der Preiſe für Schlachtſchweine und für 
Schweinefleiſch lautet: „bei Schweinen, die auf die Schlacht⸗ 
viehmärkte aufgetrieben werden, iſt der Verkauf, das Vor⸗ 
zeichnen und das Zurückſtellen von Schweinen auf Beſtellung 
verboten“. Der Angekl. hat im Augenblick des Marktbe⸗ 
ginns im St. Schlachthaus, aber vor Abſchluß eines Ver⸗ 
kaufs, übrigens ohne erweisliche Beſtellung eines Dritten, 
4 Schweine mit einem auf einen Verkauf an Metzger hin⸗ 
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weiſenden Zeichen (ſog. Metzgerzeichen im Unterſchied von 
ſog. Händlerzeichen und dem ſog. Kommiſſionärszeichen) ver⸗ 
ſehen. Er wurde vom Berufungsgericht wegen Verfehlung 
gegen die angeführte Beſtimmung verurteilt. 

Die Reviſion wendet in erſter Linie ein, ein Vorzeich⸗ 
nen liege nur vor, wenn vor Beginn des Marktes ein Zei⸗ 
chen angebracht ſei. Davon kann keine Rede ſein. Wie 
die Reviſion ſelbſt zugeben muß, will das Verbot verhindern, 
daß der Anſchein eines Verkaufs erweckt und dadurch Kauf⸗ 
liebhaber ferngehalten werden; bei der Verfolgung dieſes 
Zwecks iſt es aber offenſichtlich belanglos ob das Zeichen 
vor Beginn des Marktes angebracht wird. Die Reviſion 
wendet weiter ein, die Worte „auf Beſtellung“ bezögen ſich 
auch auf das Verbot des Vorzeichnens. Allein hiegegen 
ſpricht zunächſt, wie das Berufungsurteil des näheren dar⸗ 
gelegt hat, der Wortlaut der Beſtimmung. Bemerkt mag 
noch werden, daß die Anführung des Vorzeichnens, wenn 
es nur auf Beſtellung verboten wäre, überflüſſig ſein würde, 
da ein Vorzeichnen auf Beſtellung nur einen Fall des Zu⸗ 
rückſtellens auf Beſtellung darſtellt. Bei dieſer Faſſung 
wär eine andere Auslegung nur geboten, wenn anzunehmen 
wäre, daß der Geſetzgeber die Auslegung des Berufungs⸗ 
gerichts nicht mehr gewollt haben könne. Dies aber er⸗ 
ſcheint ausgeſchloſſen, vielmehr iſt gerade das Vorzeichnen 
(auch ohne Beſtellung) für die geordnete Preisgeſtaltung be⸗ 
ſonders gefährlich, weil hiedurch die Kaufliebhaber von vorn⸗ 
herein abgehalten werden und es hiedurch dem Verkäufer 
ermöglicht wird, irgendwelche, wenn auch zunächſt noch un⸗ 
beſtimmte Metzger zu bevorzugen oder gegen Schluß des 
Marktes günſtigere Bedingungen zu erzielen. 

Dadurch, daß die Kaufliebhaber im allgemeinen von 
vornherein ferngehalten werden, unterſcheidet ſich auch das 
Vorzeichnen in ſeinen Wirkungen weſentlich von dem — 
allerdings nicht verbotenen — nach den insbeſondere von der 
Reviſion geſchilderten Verhältniſſen des gegenwärtigen 
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Marktes auch nur ſchwer durchführbaren Zurückſtellen ohne 
Beſtellung. 
Urteil des Strafſenats vom 19. März 1917 in der 
Strafſache gegen den Viehkommiſſionär R. H. in St. 
wegen Vergehens gegen die BRVO. zur Regelung der 
Preiſe für Schlachtſchweine. 


8. 


Erfordert der Begriff des Hundelns in den Böchſt⸗ 
preisverordnungen einen Erwerbs⸗ oder Gewinnzweck? 


Die Frage wurde verneint mit folgender Begründung: 

Auf Grund des Höchſtpreisgeſetzes in Verbindung mit 
der Verordnung des Bundesrats über die Regelung der 
Butterpreiſe vom 22. Oktober 1915 (RGBl. S. 689) hat 
die Verf. d. Min. d. Innern betr. Höchſtpreiſe für Milch 
uſw. vom 30. Oktober 1915 (StA. Nr. 256) für Süßrahm⸗ 
zentrifugenbutter aus landwirtſchaftlichen Betrieben im Klein⸗ 
handel einen Höchſtpreis von 1 M. 80 Pf. für das Pfund 
($ 4 Abſ. 2) und im Großhandel einen ſolchen von 165 M. 
für 50 kg feſtgeſetzt (S 3). 

Der Angekl. bezieht ſeit Jahren ſolche Butter zwecks 
Verarbeitung in ſeiner Bäckerei; er hat aber hievon ſeit 
Auguſt 1915 öfters an die Bäckermeiſtersehefrau Sch. und 
zuweilen an die Kaufmannsehefrau S., die beide mit ihm 
gut bekannt ſind, zum Selbſtkoſtenpreis abgegeben. So hat 
er auch am 13. November 1915 an die Sch. 3 Pfund Butter 
zum Selbſtkoſtenpreis von 2 M. für das Pfund verkauft. 
Von der Anklage der Höchſtpreisüberſchreitung hat ihn die 
Strafkammer mit der Begründung freigeſprochen, daß die 
Höchſtpreisfeſtſetzung nur für den Handel gelte. Die Ab⸗ 
gabe ſei aber nicht zu Erwerbszwecken erfolgt, zumal der 
Angekl. ſich nur die Selbſtkoſten habe erſetzen laſſen, ſon⸗ 
dern lediglich aus Gefälligkeit. 

Die Freiſprechung beruht auf Rechtsirrtum. Im Sprach⸗ 
gebrauch des Lebens iſt das Wort „Handel“ mehrdeutig. 
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Seine Bedeutung in der Höchſtpreisfeſtſetzung iſt aus dieſer 
ſelbſt, insbeſondere aus ihrem Zwecke zu beſtimmen; die Be⸗ 
deutung in anderen Geſetzen oder Verordnungen, insbeſon⸗ 
dere etwa im Handelsgeſetzbuch, iſt nicht entſcheidend. Unter 
„Handel“ i. S. der Min. Verfügung muß jede Abgabe der 
Ware gegen Entgelt in Geld oder Geldeswert verſtanden 
werden; ein darüber hinausgehender Erwerbszweck, ſei es 
Gewinnerzielungsabſicht im Einzelfall, ſei es Abgabe im Ge⸗ 
werbebetrieb, wird nicht erfordert. Dieſe Auslegung allein 
wird dem Zwecke der Höchſtpreisfeſtſetzungen gerecht. Denn 
im Hinblick auf ihre Abſicht, bei Warenknappheit zu verhin⸗ 
dern, daß der Käufer einen höheren Preis anzulegen ge⸗ 
zwungen wird, aber auch, daß er ſich vor andern Käufern 
durch Ueberbietung einen Vorteil verſchafft, iſt es ohne Be⸗ 
lang, aus welchem Beweggrund und zu welchem wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke der Verkäufer die Ware abgibt. So enthält 
auch das Höchſtpreisgeſetz ſelbſt jenes Erfordernis zweifellos 
nicht. Es gebrauchen ferner zahlreiche, auf Höchſtpreisfeſt⸗ 
ſetzungen bezügliche Bundesratsverordnungen das Wort 
„Handel“ nur bei Unterſcheidung von Groß- und Klein⸗ 
handel (vgl. RGBl. 1914 S. 462, S. 469; 1915 S. 420, 
S. 689, S. 709, S. 711, S. 716, S. 723) oder des Weiter⸗ 
verkaufs von dem Verkauf durch den Erzeuger (vgl. RGBl. 
1914 S. 528; 1915 S. 89 „Umſatz durch den Handel“). 
Im letzteren Fall wird aber zum Teil auch nur die Wen⸗ 
dung, „bei Weiterverkäufen“ gebraucht (vgl. RGBl. 1914 
S. 533; 1915 S. 12, S. 464) und wenn jene Unterſchei⸗ 
dungen nicht in Frage ſtehen, wird der Ausdruck „Handel“ 
oder ein ſonſtiger, aus dem möglicherweiſe das Erfordernis 
des Erwerbszweckes entnommen werden könnte, überhaupt 
vermieden (vgl. RGBl. 1914 S. 501; 1915 S. 95, S. 222, 
S. 340). Dies rechtfertigt die Annahme, daß auch jene 
Verordnungen durch den Gebrauch des Wortes „Handel“ 
das Erfordernis eines Erwerbszwecks im oben angeführten 
Sinn nicht aufſtellen wollten, ſondern die Ausdrücke Groß⸗ 
und Kleinhandel im Sinn von Groß- und Kleinverkauf ge⸗ 
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brauchten (vgl. hiezu die Entſcheidungen des RG. in D. J. Z. 
1915 S. 426 und D. StZ. 1915 S. 495 fowie die BRVO. 
vom 3. Februar 1916 über Höchſtpreiſe für Heu RGBl. 
S. 79 § 4). Dem entſpricht auch der Wortlaut der Min.⸗ 
Verfügung, deren § 4 Abſ. 3 in Wiedergabe des $ 10 der 
angeführten BRVO. lediglich beſtimmt: „Als Kleinhandel 
gilt der Verkauf an den Verbraucher, ſoweit er nicht Mengen 
von mehr als 5 kg zum Gegenſtand hat.“ Auch mag auf 
die Verf. d. Min. d. Innern betr. Regelung der Verſorgung 
mit Milcherzeugniſſen uſw. vom 30. Oktober 1915 (StA. 
Nr. 256) hingewieſen werden, die offenbar in bewußter Ab⸗ 
weichung von der erſterwähnten Verfügung, beſondere Be⸗ 
ſtimmungen für Gewerbetreibende, die Butter und Milch 
verarbeiten, herſtellen oder damit handeln, aufgeſtellt hat 
($ 3, vgl. auch § 4). 

Selbſt wenn man übrigens das Erfordernis der Abgabe 
im Gewerbebetrieb aufſtellen wollte, ſo würde dieſes im ge⸗ 
gebenen Fall vorliegen; der Verkauf durch den Angekl. er⸗ 
folgte im Betriebe ſeines Handelsgewerbes als Bäcker und 
war daher ein Handelsgeſchäft im Sinn des Handelsgeſetz⸗ 
buchs (vgl. § 343 Abſ. 2 HGB.). Ob die Sch., wenn fie 
etwa die Butter zwecks Verarbeitung in ihrer Bäckerei kaufte, 
als „Verbraucher“ im Sinn des 8 4 Abi. 3 der Mi Verf. 
anzuſehen iſt, bedarf der Entſcheidung nicht. Denn wenn 
der Verkauf nicht als Kleinhandel gelten könnte, ſo müßte 
er nach dem Zuſammenhang der MixVerf. trotz der geringen 
Menge als Großhandel angeſehen werden. Der Angekl. hat 
alſo jedenfalls den von der Behörde feſtgeſetzten Höchſtpreis 
überſchritten. 

Da die Strafkammer infolge ihres Rechtsirrtums be⸗ 
züglich der Frage der Verſchuldung tatſächliche Feſtſtellungen 
nicht getroffen hat, war das Urteil nebſt den ihm zugrunde 
liegenden Feſtſtellungen gemäß $ 393 StPO. aufzuheben und 
es war die Sache nach § 394 Abſ. 2 StPO. an das Be⸗ 
ru fungsgericht zurückzuverweiſen. 

Urteil des Strafſenats vom 29. Mai 1916 in der Straf⸗ 
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ſache gegen A. M. in U. wegen Vergehens gegen das 
Höchſtpreisgeſetz. 


9. 
Ueber das Berhältnis der Brotgetreideverordnung zur 
Grünkern verordnung. 
Aus den 
Gründen: 


Das Geſuch des Angekl. um Erlaubnis zum Ankauf 
von grünem Dinkel in den Gemeinden J. und O., OA. 
Neckarſulm, zwecks Herſtellung von Grünkern wurde von der 
Landesgetreideſtelle abgewieſen. Inzwiſchen hatte aber der 
Angekl. in Erwartung der Erlaubnis von einer Reihe von 
Bauern den Ertrag an grünem Dinkel gekauft, abgeerntet, 
nach B. OA. Künzelsau, verbracht und dort zu Grünkern 
verarbeitet. Die Strafkammer hat den Angekl. wegen eines 
Vergehens gegen 8 9 Z. 1 BRWVO. über Brotgetreide und 
Mehl aus der Ernte 1916 vom 29. Juni 1916 (RGBl. 
©. 136, S. 781) verurteilt, weil er für den Kommunalver⸗ 
band Neckarſulm beſchlagnahmtes Brotgetreide ohne deſſen 
Erlaubnis aus dem Bezirk entfernt und bearbeitet habe. 
Die Reviſion, welche Verletzung der SS 1, 9 Brotgetreide⸗ 
Ver O. rügt, iſt unbegründet, vielmehr iſt den Gründen des 
angefochtenen Urteils beizutreten. 

Die Reviſion macht in erſter Linie geltend, auf den 
grünen Dinkel ſei die Brotgetreideverordnung überhaupt nicht 
anwendbar, ſondern nur die BRVO. über Grünkern vom 
3. Juli 1916 (RGBl. S. 649); vgl. mit VO. Kriegsern.⸗ 
amts vom 15. Juli 1916 (RGBl. S. 753) und hienach ſei 
eine Beſchlagnahme nicht zugunſten des Kommunalverbands, 
ſondern der Reichsgetreideſtelle verfügt. Allein wie $ 7 vgl. 
mit 8 6 Abſ. 2 BrotgetrVerO., ſowie SS 1, 2, 3. insbeſon⸗ 
dere 8 9 der Grünkernverordnung klar ergeben, wird auch 
die grüne, zur Herſtellung von Grünkern beſtimmte Frucht 
mit der Trennung vom Boden von der Beſchlagnahme zu⸗ 
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gunſten des Kommunalverbandes ergriffen, hiervon aber mit 
der Verarbeitung zu Grünkern frei und es finden dann auf 
den hergeſtellten Grünkern nur die Beſtimmungen der Grün⸗ 
kernverordnung Anwendung. 

Unhaltbar iſt ferner der Standpunkt der Reviſion, daß 
nach § 6 Abi. 2 BrotgetrVerO. jedenfalls den Landwirten 
die Herſtellung von Grünkern auch aus gekaufter Frucht 
freigegeben ſei. Abſ. 1 des § 6 beſtimmt, daß trotz der Be⸗ 
ſchlagnahme Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe aus 
ihren Vorräten zur Ernährung und als Saatgut gewiſſe 
Mengen verwenden dürfen, und es beſtimmt ſodann Abſ. 2: 
„Unternehmer landwirtſchaftlicher Betriebe dürfen aus grü⸗ 
nem Dinkel und Spelz Grünkern herſtellen“. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift muß nach Wortlaut, Zuſammenhang und Zweck dahin 
ausgelegt werden, daß Landwirte die von ihnen erzeugte 
Frucht zur Herſtellung von Grünkern verwenden, nicht 
aber an andere zwecks Herſtellung durch dieſe verkaufen 
dürfen, und damit entfällt auch ohne weiteres für die an⸗ 
deren Landwirte die Möglichkeit, ohne Zuſtimmung des 
Kommunalverbandes in erlaubter Weiſe grüne Frucht zu 
dieſem Zwecke zu erwerben, fortzuſchaffen und zu verarbeiten. 
Es iſt auch, wie die Strafkammer zutreffend bemerkt, kein 
vernünftiger Grund erſichtlich, warum der Geſetzgeber ges 
rade nur Landwirten den Ankauf grüner Frucht zur 
Grünkernherſtellung hätte freigeben ſollen. Daß er dies 
nicht wollte, ergibt auch unzweideutig die BRVO. über das 
Verbot des Vor verkaufs der Ernte des Jahres 1916 vom 
21. Juni 1916 (RGBl. S. 545), deren § 1, ohne den Ver⸗ 
kauf an Landwirte auszunehmen, beſtimmt: „Kaufverträge 
über Brotgetreide (. .. einſchließlich Grünkern) uſw. find 
nichtig“; daß hiemit auch die grüne, zur Herſtellung von 
Grünkern beſtimmte Frucht gemeint iſt, kann nach dem Zweck 
der Vorſchrift nicht bezweifelt werden. Während nun, wenn 
man von der grünen Frucht zunächſt abſieht, bezüglich der 
übrigen, in der letztgenannten BRVO. angeführten Erzeug⸗ 
niſſe die Durchführung des Verbots durch anderweitige teils 
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die Beſchlagnahme teils Abſatzbeſchränkungen verfügende 
Verordnungen dinglich und ſtrafrechtlich geſichert iſt — vgl. 
B RWO. über Brotgetreide und Mehl vom 29. Juni 1916 
8189 Ziff. 1 und 2; über Hafer vom 6. Juni 1916 
(RG Bl. S. 811) § 1, 8 9 Ziff. 1 und 2; Gerſte vom 6. Juli 
1916 (RGBl. S. 800) § 1, S 10 Ziff. 1 und 2; Buchweizen 
und Hirſe vom 29. Juni 1916 (RG Bl. S. 625) § 1, 8 14 
Ziff. 1; Hülſenfrüchte vom 29. Juni 1916 (RG Bl. S. 846), 
81, 814 Ziff. 1; Oelfrüchte vom 26. Juni 1916 (RGBl. 
S. 842) § 10 Ziff. 1; Kraftfuttermittel vom 28. Juni 1915 
(RGBl. S. 399) § 14 Ziff. 1; vgl. hiezu noch BRV. über 
die Aufhebung des Verbots des Vorverkaufs uſw. vom 
24. Juli 1916 (RGBl. S. 828 Abſ. 2) — wäre dies, wenn 
der Standpunkt der Reviſion richtig wäre, gerade für die 
grüne Frucht nicht der Fall; dies kann aber unmöglich die 
Abſicht des Geſetzgebers geweſen ſein. 

Ohne Erfolg beruft ſich ferner die Reviſion auf § 3 
BrotgetrVerO., wonach der Beſitzer beſchlagnahmter Vorräte 
berechtigt und verpflichtet iſt, die zur Erhaltung der Vorräte 
erforderlichen Handlungen vorzunehmen. Dieſe Vorſchrift 
kann ſelbſtverſtändlich nicht dazu dienen, die Rechte des Kom⸗ 
munalverbandes zu beſeitigen und damit die Umgehung des 
Geſetzes zu ermöglichen. Wenn auch der Kommunalverband 
die Verarbeitung der einmal geſchnittenen Frucht in der 
Regel nicht verweigern wird, ſo kann er doch ſeine Zuſtim⸗ 
mung an Bedingungen im Intereſſe des Bezirks knüpfen, 
und insbeſondere kann er auch darauf beſtehen, daß der 
Erzeuger ſelbſt in Anwendung des § 6 Abſ. 2 BrotgetrVerO. 
die Herſtellung vornehme. 

Unbegründet iſt ferner die Rüge, das Erfordernis der 
Entfernung ſei objektiv und ſubjektiv nicht genügend be⸗ 
gründet, da durch die Verbringung in den Bezirk Künzelsau 
der Zugriff des Kommunalverbandes Neckarſulm nicht er⸗ 
ſch wert worden ſei. Allein richtig iſt nur, daß zur Bei⸗ 
ſeiteſchaffung i. S. des $9 Ziff. 1 BrotgetrVerO. nicht jede 
Ortsveränderung genügt, ſondern mindeſtens eine Erſchwe⸗ 
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rung des Zugriffs herbeigeführt ſein muß. Nach der poſi⸗ 
tiven Vorſchrift der Verordnung iſt aber in jeder Entfer⸗ 
nung aus dem Bezirk ein Beiſeiteſchaffen zu erblicken; es 
bedarf daher keiner weiteren Feſtſtellungen. 

Ohne Erfolg bekämpft ſchließlich die Reviſion die An⸗ 
nahme, ein etwaiger Irrtum des Angekl. ſei ein Strafrechts⸗ 
irrtum; denn die Strafdrohung iſt nicht nur in der auch den 
Umfang der Beſchlagnahme regelnden Verordnung enthalten, 
ſondern ſteht auch mit dieſen Vorſchriften in innerem Zu⸗ 
ſammenhang, indem ſie der Einfachheit halber auf ſie Bezug 
nimmt, anſtatt ſie in der Strafdrohung zu wiederholen; ſo 
die überwiegende Rechtſprechung des Reichsgerichts, vgl. u. a. 
Recht 1915 Sp. 558 Nr. 999; Sp. 451 Nr. 787; 1916 
Sp. 272 Nr. 4, 7—9; D. JZ. 1915 Sp. 340/341, und 
RGSt. Bd. 37 S. 391; a. M. Recht 1915 Sp. 451 Nr. 786, 
Sp. 558 Nr. 1000; 1916 Sp. 272 Nr. 6. 

Dadurch, daß die Strafkammer nicht auch ein Vergehen 
gegen § 9 Ziff. 2 BrotgetrVerO. (unbefugter Kauf von be⸗ 
ſchlagnahmtem Brotgetreide) angenommen hat, iſt der Angekl. 
nicht beſchwert. Da das Urteil im übrigen einen Rechts⸗ 
irrtum nicht erkennen ließ, war die Reviſion als unbegründet 
zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 22. Januar 1917 in der 

Strafſache gegen B. R. in B. wegen Vergehens gegen 

die Brotgetreideverordnung. 


10. 


IR die mit einer Verurteilung wegen Buwiderhandlnng 

gegen kriegswirtſchaftliche Anordnungen ausgeſpro⸗ 

chene Einziehung als Strafe oder Nerwaltungsmaß⸗ 
nahme anzuſehen? 


Die beiden Angekl. A. und D. waren wegen vorſätzlichen 
Vergehens gegen § 79 Abſ. 1 Ziff. 1, 2 Abſ. 4 der Reichs⸗ 
getreideordnung vom 21. Juni 1917 (RGBl. S. 502) je zu 
60 M. Geldſtrafe in I. Inſtanz verurteilt, weil A. unbefugt 
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4 Ztr. für den Kommunalverband M. beſchlagnahmten Hafer 
um 15 M. für den Ztr. an D. verkauft und beide gemein⸗ 
ſchaftlich den Hafer auf einen Wagen Oehmd zur Ver⸗ 
bringung nach R. geladen hatten; zugleich war nach Abſ. 5 
8 79 auf Einziehung des Hafers erkannt worden. Auf die 
unter Beſchränkung auf die Bemeſſung der Geldſtrafe einge⸗ 
legte Berufung der Staatsanwaltſchaft wurde in II. Inſtanz 
jeder Angekl. zu der nach Abſ. 4 § 79 RGetrO. beſtimmten 
geſetzlichen Mindeſtſtrafe des dreifachen Wertes (von 15 M. 
für den Ztr.), ſonach zur Geldſtrafe von 180 M. verurteilt. 
Nach Abſ. 1 zit. §S 79 wird mit Gefängnis bis zu einem 
Jahr und mit Geldſtrafe bis zu 50000 M. oder mit einer 
dieſer Strafen beſtraft ... (beſtimmte Zuwiderhandlungen 
in 12 Ziffern); nach Abſ. 4 muß bei vorſätzlichem Beiſeite⸗ 
ſchaffen, Verſchweigen uſw. von Vorräten die Geld⸗ 
ſtrafe, wenn ausſchließlich auf ſie erkannt wird, minde⸗ 
ſtens dem dreifachen Betrag der Vorräte gleichkommen, auf 
die ſich die ſtrafbare Handlung bezieht; nach Abſ. 5 kann 
neben der Strafe in beſtimmten Fällen auf Einziehung der 
Früchte oder Erzeugniſſe erkannt werden, auf die ſich die 
ſtrafbare Handlung bezieht, ohne Unterſchied ob ſie dem 
Täter gehören oder nicht, ſoweit ſie nicht gemäß § 70 für 
verfallen erklärt worden ſind. 

Die Reviſion der Angekl. wurde verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Reviſion rügt: die Mindeſtſtrafe des dreifachen 
Werts der Vorräte nach Abſ. 4 des $ 79 RGetrO. greife 
nicht Platz, da nicht ausſchließlich auf die Geldſtrafe, 
ſondern zugleich auf die Strafe der Einziehung erkannt ſei. 
Die Rüge iſt unbegründet. Selbſt wenn die Einziehung des 
Abſ. 5 als Nebenſtrafe gemeint wäre, ſo würde ſich aus der 
Stellung der in Frage kommenden Beſtimmungen in den 
einzelnen Abſätzen und aus dem vernünftigen Sinn der Vor⸗ 
ſchrift ergeben, daß die Worte, wenn ausſchließlich auf ſie 
(Geldſtrafe) erkannt wird, nur den Fall im Auge haben, 
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daß nicht zugleich auf die nach Abſ. 1 neben der Geld⸗ 
ſtrafe zuläſſige Gefängnisſtrafe erkannt wird. Widerſinnig 
wäre auch das Ergebnis, daß im Fall der Einziehung bis 
auf 3 M. Geldſtrafe heruntergegangen werden könnte, wäh⸗ 
rend ohne ſie die Mindeſtſtrafe dem dreifachen Wert gleich⸗ 
zukommen hätte. 

Außerdem ergibt ſich aber aus dem Wortlaut des Abſ. 5 
„neben der Strafe kann auf Einziehung ... erkannt werden“ 
und aus der Zuläſſigkeit der Einziehung ohne Unterſchied 
ob die Früchte dem Täter gehören oder nicht, daß die Ein⸗ 
ziehung keine Strafe, ſondern eine Verwaltungsanordnung, 
eine polizeiliche Sicherungs- und Vorbeugungsmaßregel iſt; 
es treffen auch hier die Ausführungen der zum Weingeſetz 
erlaſſenen Entſcheidungen RGSt. Bd. 50 S. 382, 392 zu!). 
Verfehlt iſt der Einwand der Reviſion, daß hier anders als 
beim Weingeſetz und anderen Geſetzen eine Einziehung im 
Intereſſe des Rechtsfriedens und der öffentlichen Sicherheit 
nicht in Betracht kommen könne. Es beſteht vielmehr, falls 
die Früchte in der Verfügungsgewalt des Täters belaſſen 
werden, die Gefahr, daß die Verletzung der Reichsgetreide⸗ 
ordnung aufrechterhalten und fortgeſetzt wird; die Einziehung 
iſt alſo unter Umſtänden im Intereſſe der öffentlichen Wohl⸗ 
fahrt angezeigt. 

Urteil des Strafſenats vom 11. Februar 1918 in der 

Strafſache gegen G. A. in Oe. und Gen. wegen Ver⸗ 

gehens gegen die Reichsgetreideordnung. 


11. 


1. Gehört Moſt zu den Gegenſtänden des tüglichen 
Bedarfs? 
2. Bum Begriff des übermäßigen Breiles. 


Der Angekl., ein Dampfziegeleibeſitzer, hatte 6000 1 Moſt, 
deſſen Herſtellung ihn für Obſt, Arbeitslohn, Beifuhr, Kelter⸗ 


) Vgl. auch Entſcheidung des Strafſenats vom 9. Dezember 1903 
in Württ J. Bd. 16 S. 222. 
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gebühren und Lagerung auf insgeſamt höchſtens 2050 M. 
zu ſtehen gekommen war, im März 1917 einem Gaſtwirt B. 
in St. um 4200 M. zum Kauf angeboten und wurde hie⸗ 
wegen vom Berufungsgericht wegen eines fahrläſſigen Ver⸗ 
gehens gegen § 5 Ziff. 1 BRVO. gegen übermäßige Preis⸗ 
ſteigerung vom 23. März 1916 verurteilt. Dabei wurde an⸗ 
genommen, der damals geltende Preis für erſtklaſſigen Moſt 
habe 100 —150 M., der Richtpreis 90 M. für 300 1 betra⸗ 
gen, der Angekl. habe höchſtens 150 M. fordern dürfen, der 
ſich hiebei ergebende Gewinn von etwa / des Verkaufs⸗ 
preiſes (= etwa 16 M. am hl) hätte vollauf genügt. 

Die vom Angekl. gegen ſeine Verurteilung eingelegte 
Reviſion wurde verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Annahme der Strafkammer, Moſt ſei ein Gegen⸗ 
ſtand des täglichen Bedarfs, wird von der Reviſion 
mit der Ausführung bekämpft, Moſt ſei kein Stärkungs⸗ 
mittel wie z. B. Wein und daß in Württemberg in gewiſſen 
Volkskreiſen viel Moſt getrunken werde, mache ihn nicht 
zum Gegenſtand des täglichen Bedarfs i. S. der BRVO., 
die nicht nur württembergiſche Verhältniſſe im Auge habe, 
im weitaus größten Teile Deutſchlands werde kein Moſt 
getrunken. Dieſer Einwand iſt nicht begründet. Gegen⸗ 
ſtände des täglichen Bedarfs find ſolche (einjchließlich der 
Genußmittel), für die in weiteren Schichten des Volkes täg⸗ 
lich ein Befriedigung heiſchendes Bedürfnis in gewiſſem 
nicht unerheblichem Umfang beſtehen kann (RGSt. Bd. 50 
S. 81, 285; Recht 1917 S. 554). Indem die Strafkammer 
ihre Annahme mit dem außerordentlich hohen Verbrauch 
dieſes Getränkes ſeitens aller Volkskreiſe, ſpeziell in Würt⸗ 
temberg begründet, iſt ſie erſichtlich von zutreffenden Rechts⸗ 
grundſätzen ausgegangen; im übrigen handelt es ſich um 
eine tatſächliche, der Nachprüfung entzogene Feſtſtellung 
(RGSt. Bd. 50 S. 87). Nicht erforderlich iſt dabei ins⸗ 
beſondere, daß ein Gegenſtand im ganzen en Reich 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 1. 
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als Gegenſtand des täglichen Bedarfs gilt, es genügt wenn 
er in dem Teil, wo die fragliche Handlung vorgenommen 
wurde, als ſolcher angeſehen wird. 

Die Reviſion rügt weiter, der Begriff des über mä— 
ßigen Preiſes ſei verkannt, der geforderte Preis ſei 
angeſichts der ſonſtigen Teuerung nicht zu hoch, der Angekl. 
müſſe ſelbſt für viele Bedürfniſſe das Doppelte und Dreifache 
zahlen, auf die Marktlage, komme es nicht an, ſondern auf 
die Aufwendungen, die der Angekl. auf den beſonders gut 
hergeſtellten Moſt gemacht habe. Dieſe Einwendungen 
können keinen Erfolg haben. Die im einzelnen angeführten 
Geſtehungskoſten ſind dem Angekl. bei der Berechnung der 
Strafkammer voll gutgeſchrieben. Hiezu kommen allerdings 
die vielfach wie hier nicht beſonders ausgeſchiedenen Beträge 
für Kapitalzins, Riſikoprämie und Unternehmerlohn; ins⸗ 
beſondere letzterer wird vielfach wegen Verteuerung der Le- 
benshaltung, Verminderung des Umſatzes, Erhöhung der 
Bemühung gegenüber dem Frieden höher anzuſetzen ſein. 
Der Unterſchied zwiſchen dieſen geſamten Geſtehungskoſten 
und dem Verkaufspreis bildet den eigentlichen Reingewinn. 
Er ſoll an ſich nach der BRVO. dem im Frieden bei nor⸗ 
maler Marktlage bei einem Geſchäft gleicher Art üblichen 
entſprechen, dabei kann aber die geſunkene Kaufkraft des 
Geldes eine gewiſſe Erhöhung rechtfertigen (vgl. RG. JW. 
1916 S. 455; RGSt. Bd. 50 S. 205, 261, 330, 341, 398; 
Recht 1917 Sp. 513; Mitt. der Preisprüfungsſtellen 1917 
S. 3, 12, 33; Lobe, Preisſteigerung uſw. S. 21 ff., 
S. 29 ff., ferner die in den Tageszeitungen veröffentlichten 
Grundſätze der ſüddeutſchen Preisprüfungsſtellen für Preis⸗ 
feſtſetzung und Preisbeurteilung). Die Verteuerung ſonſtiger 
Bedarfsartikel iſt nur in dem erörterten Sinn von Belang; 
im übrigen kommt es lediglich darauf an, ob im Einzelfall 
ein höherer Gewinn als der nach dem Ausgeführten zuläſſige 
erſtrebt wird. Welcher Gewinn nach dieſen Grundſätzen 
im Einzelfall angemeſſen iſt, bleibt im übrigen Sache der 
tatſächlichen Feſtſtellung. Inſoweit iſt die Feſtſtellung, neben 
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Erſatz der von ihr angeführten Geſtehungskoſten ſei ein Ge⸗ 
winn von etwa 16 M. für das hl hinreichend geweſen, der 
Nachprüfung entzogen. Ein Rechtsirrtum iſt nicht erſicht⸗ 
lich. Die Strafkammer hat zwar die angeführten weite⸗ 
ren Geſtehungskoſten, den üblichen Friedensgewinn und 
etwaige eine Erhöhung rechtfertigende Umſtände im einzelnen 
nicht erörtert, ſondern im allgemeinen den damals für erſt⸗ 
klaſſigen Moſt geltenden Preis von höchſtens 150 M. für 
300 1 zugrunde gelegt. Dieſes Verfahren iſt im vorliegenden 
Fall nicht zu beanſtanden. Etwaige Verſchiedenheiten des 
Moſts an Güte und Herſtellungskoſten kommen in dem 
Spielraum von 100—150 M. zum Ausdruck und es iſt zu 
unterſtellen, daß die betreffenden Preiſe neben ſämtlichen 
Geſtehungskoſten jeweils mindeſtens einen angemeſſenen Ge⸗ 
winn enthalten. Wenn nun dem Angekl., auch wenn ſein 
Moſt beſonders gut geweſen ſein mag, der höchſte Preis 
von 150 M. für 300 zugebilligt iſt, jo enthält dieſer Preis 
im Zweifel ohne weiteres den nach den erörterten Grund⸗ 
ſätzen unter Berückſichtigung der Kriegsverhältniſſe zuläſſigen 
Gewinn (vgl. hiezu RGSt. Bd. 50 S. 378; Mitteilungen 
der PreisgrSt. 1917 S. 207 über Bedeutung der Richt⸗ 
preiſe). 

Beſondere, eine andere Beurteilung rechtfertigende Um⸗ 
ſtände hat der Angekl. nicht geltend gemacht; davon insbe⸗ 
ſondere, daß er wegen großer Verluſte in ſeiner Dampf⸗ 
ziegelei bei dem Moſtverkauf einen höheren Gewinn nehmen 
dürfe, kann keine Rede fein (vgl. RGSt. Bd. 49 S. 398, 
205). Daß bei der Berechnungsweiſe der Strafkammer 
übrigens die allgemeine Verteuerung der Lebenshaltung ge⸗ 
nügend berückſichtigt wurde, ergibt ſich ohne weiteres auch 
ſchon daraus, daß dem Angekl. aus den, wie zu unterſtellen, 
infolge des Kriegs höheren Geſtehungskoſten mindeſtens der⸗ 
ſelbe Prozentſatz wie im Frieden als Gewinn bewilligt 
wurde. 

Gegenſtandslos iſt die Rüge, der Angekl. ſei ſich nicht 
bewußt geweſen, einen übermäßigen Preis zu fordern. Denn 

6 * 
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die Strafkammer hat dieſes Bewußtſein nicht als erwieſen 
angenommen, und den Angekl. nur wegen Fahrläſſig⸗ 
keit verurteilt. Die Annahme der Fahrläſſigkeit hat ſie 
damit begründet, der Angekl. habe bei pflichtgemäßer Sorg⸗ 
falt die Geſtehungskoſten und damit den Gewinn feſtſtellen 
können, er habe ſich nicht auf das von ihm geltendgemachte 
Gerede, im Zabergäu ſei Moſt zu 73 M. für das hl ver- 
kauft worden, verlaſſen ſollen, ſondern hätte ſich nach dem 
laufenden Preis und dem ſonſt üblichen Gewinn erkundigen 
müſſen, dann wäre er darauf gekommen, daß 70 M. für das 
hl übermäßig ſei. 
Die Reviſion wendet endlich ein, der Angekl. habe es 
nicht nötig gehabt ſich zu erkundigen, er ſei berechtigt, nach 
ſeinem Ermeſſen und nach ſeinen perſönlichen Verhältniſſen 
den Preis zu ſtellen. Allein die Ausführungen der Straf⸗ 
kammer laſſen eine Verkennung der im Verkehr erforder⸗ 
lichen Sorgfalt nicht erſehen. Der Angekl. durfte keines⸗ 
wegs wie im Frieden den Preis beliebig ſtellen, ſondern 
mußte pflichtgemäß darauf bedacht ſein, keinen einen über⸗ 
mäßigen Gewinn enthaltenden Preis zu verlangen. Tat⸗ 
ſächlich hat er aber, wie feſtgeſtellt, auch unter Berückſichti⸗ 
gung ſeiner perſönlichen Verhältniſſe einen übermäßigen Ge⸗ 
winn und zwar von beträchtlicher Höhe erſtrebt und dies 
mußte ein Verkäufer in den Verhältniſſen des Angekl. bei 
pflichtgemäßer Sorgfalt durch eigene Prüfung der Verhält⸗ 
niſſe ohne weiteres erkennen. Bei der ganzen Sachlage 
wäre ſogar die Annahme einer vorſätzlichen Zuwiderhand⸗ 
lung näher gelegen. 

Urteil des Strafſenats vom 4. Februar 1918 in der 

Strafſache gegen J. Sch. in D. wegen übermäßiger 

Preisſteigerung. 
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Ber Begriff des Forderns unverhältnismüßig hoher 

Rreiſe und das Berhültnis des betreffenden Berbots 

des Generalkommandos zur Bundesratsverordnung 
gegen übermäßige Rreisſteigerung. 


Der Angekl., der im Frühjahr 1916 in feinem lands 
wirtſchaftlichen Betrieb die Bienenzucht eingerichtet hatte, 
verkaufte im Februar 1917 zum Preis von 5 M. für das 
Pfund 30 Pfund von dem Honigertrag des Jahres 1916. Das 
Berufungsgericht hat auf Grund der Annahme, den Angekl. 
ſei das Pfund auf etwa 5 M. zu ſtehen gekommen, eine 
Zuwiderhandlung gegen § 5 Ziff. 1 BRVO. gegen über⸗ 
mäßige Preisſteigerung in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 23. März 1916 (RGeſBl. S. 163) verneint, dagegen 
den Angekl. wegen eines Vergehens gegen 8 9 b Bel ZuſtGeſ. vgl. 
mit $ 1 Ziff. 3 der Verfügung des ſtv. Generalkommandos 
des XIII. Armeekorps vom 14. Juli 1915 (St Anz. Nr. 165, 
Kriegsbeil. III S. 9) verurteilt. Letztere bedroht auf Grund 
des § 9 b BelzZuſtGeſ. denjenigen mit Strafe, der beim ge⸗ 
werbsmäßigen Verkauf für Gegenſtände des täglichen 
Bedarfs unverhältnismäßig hohe Preiſe fordert oder an⸗ 
nimmt. 

Unbegründet iſt zunächſt der Einwand der Reviſion, die 
Verfügung des ſtv. Generalkommandos ſei durch die er⸗ 
wähnte Bundesratsverordnung außer Kraft geſetzt. Das Ver⸗ 
ordnungsrecht des Militärbefehlshabers auf Grund des § 9 b 
Bel ZuſtGeſ. ift vielmehr, wie der Senat ſchon früher aus⸗ 
geſprochen hat, von der bürgerlichen Geſetzgebungsgewalt 
und zwar auch des Reichs völlig unabhängig, er kann ins⸗ 
beſondere anderweitig nicht verbotene Handlungen verbieten 
und nach überwiegender Rechtsmeinung geht im Fall eines 
(hier nicht vorliegenden) Widerſpruchs ſeine Verordnung 
vor, vgl. RGSt. Bd. 49 S. 253, Jur. Woch. 1916 S. 85/6, 
Alsberg, Kriegswucherſtrafrecht S. 17, 18. 

Zutreffend iſt ferner die Annahme der Strafkammer, 
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daß das Verbot des Generalkommandos weiter geht als das 
der BRVO. Letzteres richtet ſich nur gegen Preiſe, die für 
den zur Beurteilung geſtellten Verkäufer einen über mä⸗ 
ßigen Gewinn enthalten; das erſtere verbietet allgemein 
das Fordern oder Nehmen un verhältnismäßig 
hoher Preiſe. Ein ſolcher Preis liegt aber ſchon dann 
vor, wenn der übliche, insbeſondere in den betreffenden 
Kreiſen als angemeſſen geltende Preis nicht unerheblich 
überſchritten wird. Dies kann auch zutreffen, ohne daß der 
in Frage ſtehende Verkäufer einen übermäßigen Gewinn 
nimmt. Die Urſachen ſind in der Regel die Bewilligung zu 
hoher, insbeſondere eine übermäßige Preisſteigerung ent⸗ 
haltender Preiſe durch den fraglichen Verkäufer ſelbſt, ſowie 
ſeiner Vormänner, einſchließlich des Herſtellers bezüglich der 
Rohſtoffe uſw., Kettenhandel, Zurückhaltung von Waren, 
Befaſſung mit Herſtellung und Handel durch ungeeignete, 
mit übermäßigen Koſten arbeitende Perſonen u. a. Dieſe 
ganze Kette von verteuernden Auswüchſen will die Verfügung 
des Generalkommandos mittelbar in der Perſon des einzel⸗ 
nen Verkäufers treffen. Dies ergibt ſich neben dem allge⸗ 
meinen Wortlaut des § 1 Ziff. 3 aus der Einleitung der 
Verfügung, wo es heißt „die in der letzten Zeit eingetretene 
- Steigerung der Preiſe für die notwendigen Lebensmittel und 
Bedarfsgegenſtände iſt zum Teil auf Auswüchſe des Zwiſchen⸗ 
handels und auf unlautere Machenſchaften einzelner Perſonen 
zurückzuführen. Um wucheriſchem Treiben auf dieſem Ge⸗ 
biet entgegenzutreten beſtimme ich. ...“ Welcher Preis im 
Sinn der Verfügung des Generalkommandos als angemeſſen 
anzuſehen iſt, iſt überwiegend eine Frage der tatſächlichen 
Feſtſtellung des Einzelfalles; dabei ſind insbeſondere die 
von amtlichen Stellen und Intereſſentenvereinigungen feſt⸗ 
geſetzten ſog. Richtpreiſe von Bedeutung. 

Die Strafkammer hat ohne Rechtsirrtum auf Grund 
ſachverſtändigen Gutachtens und von Kundgebungen in der 
„Bienenpflege“, der Zeitſchrift des Württ. Landesvereins für 
Bienenzucht feſtgeſtellt, daß der angemeſſene Preis in Würt⸗ 
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temberg damals höchſtens 3 M. 50 Pf. für das Pfund be⸗ 
trug. Allerdings iſt nach dem Urteil anzunehmen, daß die 
Geſtehungskoſten nicht bloß bei dem Angekl., ſondern auch 
ſonſt viel höhere waren. Dies ſchließt aber nicht grundſätz⸗ 
lich aus, daß ein niedrigerer Preis als üblich und ange⸗ 
meſſen gilt, insbeſondere wenn wie hier die Beteiligten den 
höheren Ertrag früherer oder ſpäterer Jahre ausgleichend, in 
Rechnung ſtellen. Alles was die Reviſion in dieſer Be⸗ 
ziehung einwendet, enthält lediglich nach S 376 StPO. un⸗ 
beachtliche Angriffe auf die Beweiswürdigung. Das gleiche 
gilt auch für die Ausführungen in ſubjektiver Beziehung, 
denn das Urteil ſtellt ausdrücklich feſt, daß der Angekl. das 
Unangemeſſene ſeiner Preisforderung gekannt habe. 

Die Reviſion des Angekl. wurde als unbegründet ver⸗ 
worfen. 

Urteil des Strafſenats vom 14. Januar 1918 in der 

Strafſache gegen H. W. in R. wegen Vergehens gegen 

die Kriegsgeſetze. 


13. 


IR der Amtsrichter berechtigt behufs Förderung der 

gütlichen Erledigung einer Privnatklageſache vor Er⸗ 

öffnung des Hanptver fahrens bei den Parteien ſelbſt 

einen ernenten Hühneverſuch vor dem Pühneamt oder 

Bergleichsverhandlungen vor dem Amtsgericht anzu⸗ 
regen? 


Die Frage wurde vom Strafſenat bejaht mit folgender 
Begründung. 

Um der Anſtrengung von leichtfertigen und übereilten 
Privatklagen vorzubeugen, macht 8 420 StPO. die Erhe⸗ 
bung einer Privatklage wegen Beleidigung für die Regel 
von der vorgängigen Vornahme eines Sühneverſuchs unter 
den Parteien abhängig. Im Zivilprozeß kann in jeder Lage 
des Rechtsſtreits das Gericht nach $ 296 ZPO. die güt⸗ 
liche Beilegung desſelben oder einzelner Streitpunkte ver⸗ 
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ſuchen oder die Parteien zum Zweck des Sühneverſuchs vor 
einen beauftragten oder erſuchten Richter verweiſen, und 
im amtsgerichtlichen Verfahren iſt demjenigen, der eine Klage 
zu erheben beabſichtigt, durch S 510 ZPO. die Möglichkeit 
gewährt, den Prozeß durch Ladung des Gegners zu einem 
Sühneverſuch einzuleiten. Um während des Krieges die 
vergleichsweiſe Erledigung geringfügiger Sachen nach Mög⸗ 
lichkeit zu fördern, iſt den Amtsgerichten durch § 18 der 
B RWO. zur Entlaftung der Gerichte vom 9. September 1915 
(RGeſBl. S. 562) zur Pflicht gemacht, mit den erſchienenen 
Parteien vor Eintritt in die mündliche Verhandlung die 
Sühne zu verſuchen. In richtiger Würdigung des grundſätz⸗ 
lichen Standpunktes unſerer Prozeßgeſetze iſt ſchon vor dem 
Krieg das Beſtreben der Vorſitzenden der Schöffengerichte 
vielfach dahin gegangen, in den hiezu geeigneten Fällen unter 
den an einer Privatklage beteiligten Parteien in der Haupt⸗ 
verhandlung eine gütliche Erledigung des Streits herbeizu⸗ 
führen, und es iſt im öffentlichen wie im Privatintereſſe nur 
zu begrüßen, wenn dies während des Kriegs in erweitertem 
Maße geſchieht. 

Im vorliegenden Fall hat der dienſtaufſichtführende 
Amtsrichter B. die Hauptverhandlung nicht abgewartet, jon- 
dern er hat nach Einreichung der Privatklage und vor Er— 
öffnung des Hauptverfahrens durch ein an das Schult— 
heißenamt H. gerichtetes Schreiben den Parteien den Bor: 
ſchlag gemacht, ſich entweder vor dieſer Behörde durch Unter⸗ 
zeichnung eines mitgeſandten Entwurfs zu vergleichen oder 
ſich an einem im voraus beſtimmten Termin auf dem Amts⸗ 
gericht zur Vornahme einer Vergleichs verhandlung unter 
ſeiner Mitwirkung und ohne Zuziehung von Schöffen ein⸗ 
zufinden. Ein ſolches Vorgehen iſt zwar von den Geſetzen 
nicht vorgeſehen, aber es iſt auch nirgends verboten und 
auch ſonſt in keiner Weiſe zu beanſtanden. Der Richter hat 
ſich bei ſeinen Vorſchlägen von der durchaus zutreffenden 
Erkenntnis leiten laſſen, daß die Geringfügigkeit der vor⸗ 
liegenden Sache in der gegenwärtigen Kriegszeit zu dem mit 
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einer Verhandlung und Entſcheidung verbundenen Aufwand 
an Zeit und Arbeit für das Gericht und an Koſten für die 
Parteien nicht im richtigen Verhältnis ſtehe und daß ſich 
deshalb eine vergleichsweiſe Erledigung dringend empfehle, 
daß aber die Ausſichten auf eine ſolche erfahrungsgemäß 
am beſten ſind, ſolange größere Koſten noch nicht entſtanden 
ſind. Die in erſter Linie in Vorſchlag gebrachte Vergleichs⸗ 
verhandlung vor dem Schultheißenamt H. iſt nichts andres 
als eine Erneuerung des Sühneverſuchs vor dem Sühneamt, 
von der ſich der Richter um ſo mehr Erfolg verſprechen 
durfte, als nunmehr ein gerichtsſeitig gemachter und mit 
den für die gütliche Erledigung ſprechenden Gründen be⸗ 
legter Vergleichsvorſchlag vorhanden war. 

Auch die Bedenken, die der Beſchwerdeführer gegen den 
in zweiter Linie gemachten Vorſchlag der Abhaltung eines 
Vergleichtermins vor dem Amtsgericht vorbringt, ſind nicht 
ſtichhaltig. Selbſtverſtändlich ſtand es im freien Belieben 
der Parteien, ob ſie beim Nichtzuſtandekommen eines Ver⸗ 
gleichs vor dem Sühneamt im Termin vor dem Amtsgericht 
erſcheinen und ob ſie ſich hier auf eine gütliche Verſtändi⸗ 
gung einlaſſen wollten oder nicht. Eben deswegen kann 
von einem unzuläffigen Eingreifen des Gerichts in den Gang 
des Verfahrens und von einer Beeinträchtigung des An⸗ 
ſpruchs der Parteien auf Entſcheidung des Streits für den 
Fall, daß der Sühneverſuch ſcheiterte, nicht die Rede ſein. 
Auch kann nicht anerkannt werden, daß ſich das Amtsgericht 
durch ſein Vorgehen den Parteien gegenüber in eine ſchiefe 
Lage verſetzt habe. Es iſt nicht einzuſehen, inwiefern es der 
Würde und dem Anfehen des Gerichts abträglich geweſen 
wäre, wenn die eine oder andere Partei in dem Sühne⸗ 
termin ausgeblieben oder die Privatklägerin in Verkennung 
der Sachlage dem Gericht mitgeteilt hätte, es möge ſich an 
ihren mit der Sachwaltung betrauten Anwalt wenden. 
Vollends kann nicht zugegeben werden, daß das vom dienſt⸗ 
aufſichtführenden Amtsrichter eingeſchlagene Verfahren ge⸗ 
eignet war, ihn befangen zu machen oder in den Parteien 
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den Anſchein ſeiner Befangenheit hervorzurufen. Nicht die 
Tatſache, daß ein Richter ſich um die gütliche Einigung der 
Parteien in beſonderem Maße bemüht, oder der Zeitpunkt 
in dem dies geſchieht, ſondern die Gründe, aus denen er es 
tut, ſowie die Art und Weiſe, wie er den Vergleich zuſtande 
zu bringen verſucht, ſind dafür entſcheidend, ob in den Par⸗ 
teien Zweifel über ſeine Unparteilichkeit entſtehen können 
oder nicht. Das Hauptgewicht legt der Beſchwerdeführer 
darauf, daß die Vorſchläge vom Amtsgericht an die Partei 
unter Umgehung ſeiner Perſon, gewiſſermaßen hinter ſeinem 
Rücken gemacht worden ſeien. Dabei überſieht er zunächſt 
in formeller Beziehung, daß die StPO. die Bekanntmachung 
von gerichtlichen Verfügungen, insbeſondere Terminsbeſtim⸗ 
mungen an den Vertreter eines Privatklägers nirgends vor⸗ 
ſchreibt, ſondern die Benachrichtigung ſeines Vertreters hie⸗ 
von dem Privatkläger ſelbſt überläßt. Aber auch in ſach⸗ 
licher Beziehung iſt der Vorwurf nicht begründet. Der 
Amtsrichter hat zwar in dem Schreiben an das Schultheißen⸗ 
amt H. der Beſchuldigten den Rat erteilt, vor der Be⸗ 
ſprechung der Sache beim Amtsgericht keinen Anwalt zuzu⸗ 
ziehen, um die Entſtehung weiterer Koſten bis dahin zu ver⸗ 
meiden. Er hat aber mit keinem Wort der Privatklägerin 
die Umgehung ihres Anwalts nahegelegt, ſondern hat es und 
zwar offenbar abſichtlich ihrem Ermeſſen überlaſſen, ob ſie 
ſich vor den Vergleichsverhandlungen mit ihrem Anwalt be- 
raten und ihn gegebenenfalls zu den Verhandlungen zuziehen 
wolle oder nicht. Dieſe Behandlungsweiſe iſt nicht zu be⸗ 
anſtanden und insbeſondere nicht geeignet, den Anſchein zu 
erwecken, als hätte der Anwalt der Privatklägerin ausge⸗ 
ſchaltet werden ſollen. Mit dem Fall, daß eine Partei oder 
ein Parteivertreter mit der Gegenpartei unter Umgehung 
ihres Vertreters Verhandlungen anknüpft, iſt der vorliegende 
Fall nicht zu vergleichen. 

Hienach war, da das eingeſchlagene Verſahren und folge⸗ 
weiſe auch der Beſchluß der Strafkammer in keiner Hinſicht 
Anlaß zum Einſchreiten von Dienſtaufſichts wegen gibt, der 
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erhobenen Dienſtbeſchwerde ein Erfolg zu verſagen. Soweit 
ſich die erhobene Beſchwerde als weitere prozeſſuale Be⸗ 
ſchwerde darſtellt, iſt fie nicht bloß nach 8 352 StPO. un⸗ 
zuläſſig, ſondern auch nachdem das Privatklageverfahren 
erledigt iſt, gegenſtandslos. 
Beſchluß des Strafſenats vom 18. Dezember 1916 in 
der Privatklageſache der M. B. in H. gegen J. T. dort 
wegen Beleidigung. 


92 


II, 
Abhandlung. 


Beitreibung von Gerichtskoſten. 
Von OL GRat Seeger. 


Ueber die Frage, ob die zunächſt arme, dann aber nach 
§ 125 ZPO. zur Nachzahlung der geſtundeten Beträge ver: 
pflichtete Partei im Falle der Verurteilung des Gegners in 
die Koſten noch aus ihrer Mithaftung hinſichtlich der von 
ihr im Rechtsſtreit vorzuſchießenden Beträge in Anſpruch 
genommen werden könne, hat im Auftrag des K. Juſtiz⸗ 
miniſteriums der volle Rat des OLG. ein Gutachten erſtattet, 
dem folgendes Votum des Berichterſtatters zugrund lag: 

1. Der vom Amtsgericht Stuttgart Stadt unter Be⸗ 
rufung auf Gaupp⸗Stein, ZPO. 8 125 III vertretenen 
Verneinung der geſtellten Frage iſt nicht beizutreten. Eine 
abweichende Meinung iſt zwar bei Gaupp-Stein, der 
dieſe Gebührenfrage kurz behandelt, nicht angeführt; die 
Praxis der Gerichte und zahlreiche Kommentatoren haben 
aber die Anſicht von Gaupp⸗Stein, der ſich — ſoweit 
erſichtlich — nur Seuffert in ſeinem Kommentar zur ZPO. 
11. Aufl. $ 125 Bem. 3a angeſchloſſen hat, ſeit lange ab⸗ 
gelehnt. 

Nach 8 115 Ziff. 1 ZPO. iſt die zum Armenrecht zu⸗ 
gelaſſene Partei nur einſtweilen von der Berichtigung der 
(rückſtänd. und künftig erwachſenden) Gerichtskoſten befreit. 
Zu dieſen Gerichtskoſten gehört auch der in $ 81 GKG. an⸗ 
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geordnete Gebührenvorſchuß; er hat ausweislich der Motive 
zum GKG. (Reichstagsverh. 3. Legisl. Per. 2. Seſſ. 1878 
S. 607) und wie im allgemeinen unbeſtritten iſt, die Be⸗ 
deutung nicht einer bloßen Sicherung, ſondern einer Deckung 
der Staatskaſſe und ſtellt eine wirkliche Gebühr dar, die 
dem Antragſteller vorweg auferlegt wird. 
Motive a. a. O.: „Der Entwurf legt daher dem Antrag⸗ 
ſteller als ſolchem diejenige Gebühr vorweg auf, welche 
ohne kontradiktoriſche Verhandlung des Rechtsſtreits ent⸗ 
ſieht, deren Höhe alſo von dem Widerſpruche des Bekl. 
unabhängig iſt.“ 

Nach § 125 Abſ. 1 ZPO. iſt nun die zum Armenrecht 
zugelaſſene Partei zur Nachzahlung der Beträge, von deren 
Berichtigung ſie einſtweilen befreit war, verpflichtet, ſobald 
ſie ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie not⸗ 
wendigen Unterhalts dazu imſtande iſt; die Nachzahlung iſt 
durch Beſchluß des Gerichts I. Inſtanz anzuordnen, § 127 
ZPO. Hieraus folgt, daß dann die bisher arme Partei 
auch den Gebührenvorſchuß, falls der in die Koſten verur⸗ 
teilte Gegner den Betrag noch nicht bezahlt hat, nachzuzahlen 
hat. Dieſer Annahme ſteht keine Beſtimmung der ZPO., 
aber auch keine Beſtimmung des GKG. entgegen, ſie wird 
vielmehr trotz 886 GKG. (= 8 78 des Entwurfs) durch 
8 90 GKG. (= 8 82 des Entwurfs) gerechtfertigt. Grund: 
ſätzlich iſt, wie auch die Motive a. a. O. hervorheben, gemäß 
§ 89 GKG. Schuldner der entſtandenen Gebühren und Aus⸗ 
lagen der Antragſteller einer jeden Inſtanz. In Abweichung 
hievon bezeichnet 8 86 Abſ. 1 GKG. als ſchließlichen Koſten⸗ 
ſchuldner gegenüber der Staatskaſſe denjenigen, welchem 
durch gerichtliche Entſcheidung die Koſten des Verfahrens 
auferlegt ſind (oder der ſie durch eine vor dem Gericht ab⸗ 
gegebene oder ihm mitgeteilte Erklärung übernommen hat). 
Ergänzend hiezu beſtimmt jedoch $ 90 GKG. allgemein: „die 
Verpflichtung zur Zahlung der vorzuſchießenden Beträge 
(88 81 bis 85) bleibt beſtehen, wenn auch die Koſten des 
Verfahrens einem anderen auferlegt oder von einem anderen 
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übernommen find.“ Dieſe Vorſchriſt iſt nach den Motiven 
gerade daraus zu erklären, daß im Geſetz die Vorſchußßpflicht 
als ganz ſelbſtändige Gebührenpflicht geſtaltet wurde: ſie 
hängt in ihrer Entſtehung (SS 81 bis 85) und ihrem Beſtand 
(S 90) nicht davon ab, ob ein anderer zur Tragung der 
Koſten des Rechtsſtreits verurteilt wird (oder die Koſten 
übernimmt). Aus dem Wort „Vorſchuß“ darf nicht gefol⸗ 
gert werden, daß die Gebühr nur im Voraus, dagegen nicht 
mehr hinterher — nachdem der betreffende Betrag zugleich 
ein Teil der einem anderen auferlegten Koſten geworden iſt 
— eingefordert werden dürfe. Das Geſetz hat auch nir⸗ 
gends den Umſtand, daß der Vorſchuß während des Rechts⸗ 
ſtreits nicht eingefordert wurde, als einen Grund dafür be⸗ 
zeichnet, daß etwa mit der Verurteilung eines anderen zur 
Koſtentragung (oder mit der Uebernahme der Koſten durch 
einen anderen) die Vorſchußpflicht nach § 81 ff. GKG. 
aufhöre. 

Denſelben Standpunkt nehmen mit teils mehr, teils 
weniger ausführlicher Begründung, aber ohne Heranziehung 
anderer Geſichtspunkte als der vorſtehend erörterten ein: 

RG. 4 Zivilſ. 28. März 1889 in JW. 1889, 209 18 
(nachdem ſchon der 3. Z. S. des RG. feine Entſcheidung 
vom 16. Dezember 1884, JW. 1885, 7116 auf derſelben 
Grundlage aufgebaut hatte); 

OLG. Nürnberg, 7. Juli 1884, angeführt bei Ritt⸗ 
mann, GKG. 8 90 Bem. 1 nach DIZ. 10, 186, wo aber 
die Entſcheidung nicht ſteht; 

OLG. Karlsruhe, 1. ZS., 12. Dezember 1900 in OLG. 
3, 162; 

KG., 11, 3S., 27. September 1910 in OLG. 21, 396; 

OLG. Stuttgart, 1. ZS., 29. November 1912 in dem 
in Abſchrift 2 angefchloſſenen Beſchluß; 

Struckmann⸗Koch, ZPO. 8. Aufl. § 125 Anm. 1 
Abſ. 1; 

Peterſen, ZPO. 5. Aufl. $ 125 Ben. 2; 

Pfafferoth, GKG. 9. Aufl. $ 90 Bem. 1 ſowie die 
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Borbem. vor Abſchn. 6, insbeſondere S. 342 f. 345, 346; 
Rittmann, GKG., 5. Aufl. $90 Bem. 1 und 2; 
endlich die vom RG. in JW. 1889, 209 18 angeführte 

preuß. Inſtruktion für die Verwaltung der Kaſſen bei den 

Juſtizbehörden vom 1. Dezember 1884. 

Nicht beſprochen iſt die Frage in den Kommentaren zur 
ZPO. von Wilmowski⸗Levy und von Reincke. 

Die Gegenmeinungen von Seuffert, ZPO., 11. Aufl., 
§ 125 Bem. 3a, lautet: „Dieſe Koſten [nämlich i. S. des 
§ 115 Ziff. 1 ZPO.] können von der armen Partei nicht 
eingezogen werden, wenn der Gegner in die Prozeßkoſten 
verurteilt iſt, arg. GKG. 8 86.“ Daß aber aus 8 86 GKG. 
dies nach dem ganzen Zuſammenhang des GKG. nicht ge⸗ 
folgert werden darf, wurde ſchon oben ausgeführt. 

Gaupp⸗Stein, ZPO., 10. Aufl. 8 125 Bem. III 
und Note 6 ſagt: „Gerichtskoſten hat die arme Partei nur 
nachzuzahlen, ſoweit fie ſelbſt in die Koſten verurteilt iſt 
oder ſie durch Erklärung übernommen hat, bei anderweiter 
Erledigung, ſoweit ſie ihr bisher geſtundet waren. Iſt der 
Gegner in die Koſten verurteilt, jo können die nicht erho⸗ 
benen Vorſchüſſe von ihr nicht nachgefordert werden (Mot. 
zum GKG. 97). Hat der Gegner die Koſten übernommen, 
jo iſt die arme Partei Zweitſchuldnerin im Sinne des $ 88 
GKG.“ In den Motiven zum GKG. ſteht aber das, was 
Gaupp-⸗Stein daraus folgern will, nicht. Die urſprüng⸗ 
liche Faſſung der betr. Stelle in der 2. Aufl. des Gaupp⸗ 
ſchen Kommentars lautete dahin: 

„. . .. da nach 886 GKG. bezüglich der Gerichtskoſten 
derjenige der Schuldner iſt, welchem dieſelben durch die 
gerichtliche Entſcheidung auferlegt find und die auf § 90 
GKG. beruhende unbedingte Verpflichtung zur Zahlung 
der vorzuſchießenden Beträge mit dem Urteil aufhört 
(Mot. zum GKG. S. 97).“ 

Die Motive führen nur aus, daß die Behörde nach 
ihrem Ermeſſen im einzelnen Fall von der Vorſchußleiſtung 
zur Zeit oder überhaupt Umgang nehmen könne. In Wirk⸗ 
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lichkeit beruht auch die Anſicht von Gaupp wie diejenige 
von Seuffert auf der oben widerlegten Auffaſſung über 
die Tragweite des 886 GͤG. Am eingehendſten ſetzt ſich 
mit der Gauppſchen Anſicht die angeführte RG. Entſchei⸗ 
dung vom 28. März 1889 (JW. 1889, 20918) auseinander, 
obgleich dort der Gau ppſche Kommentar nicht angeführt 
iſt, wie andererſeits hernach Gaupp die RG.⸗Entſcheidung 
übergangen hat. ö 

2. Da nach dem Ausgeführten dem Ausgangspunkt des 
Amtsgerichts Stuttgart Stadt nicht beizutreten iſt, kann auch 
eine Aenderung der 88 162 5, 290° KaſſOGer. aus dem vom 
Amtsgericht bezeichneten Grund nicht in Frage kommen. 

3. Eine andere Frage iſt die, ob die vom Amtsgericht 
Stuttgart Stadt angeſtrebte Aenderung der KaſſOGer. aus 
Zweckmäßigkeitsgründen zu empfehlen iſt. In den Fällen, 
in denen die Mithaftung einer armen Partei für im Vor⸗ 
merkungsbuch eingetragene Gerichtskoſten wegen ihrer Vor⸗ 
ſchußpflicht dort vermerkt wird, dürfte nur ausnahmsweiſe 
ein Ergebnis für die Staatskaſſe zu erwarten fein. Es kann 
zweifelhaft ſein, ob das Schreibwerk und die Mühewaltung 
im Verhältnis zu dem eintretenden Erfolg ſtehen. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


A. in Ci vilſachen. 
9. 


Kereinbarung von Ehelenten über Teilung eines Spar- 
kaſſenguthabens als Ehevertrag i. 5. des BOB. 


Die Bekl. hat gegen die Klage ihres Ehemanns, mit 
dem ſie im Güterſtand der württ. Errungenſchaftsgeſellſchaft 
lebt, auf Herausgabe eines (noch auf 2000 M. lautenden) 
Sparkaſſenſcheins oder Bezahlung von 2000 M. eingewen⸗ 
det: ſie habe mit ihrem Mann außergerichtlich vereinbart, 
von dem Sparkaſſenguthaben von 3600 M. ſolle der Mann 
1000 Mk, der Sohn 600 Mk, den Reſt ſie erhalten. 

Die Bekl. iſt nach dem Klagantrag verurteilt worden, 
vom Berufungsgericht aus folgenden 

Gründen: 

Da zwiſchen den Parteien der Güterſtand der württ. 
Errungenſchaftsgeſellſchaft beſteht, kann ein Recht der Klrin. 
auf Grund von Beſtimmungen des BGB. (58 1391, 1542) 
eine Aufhebung dieſes Güterſtands zu verlangen, nicht in 
Betracht kommen. Die Anrufung der weiblichen Freiheiten 
(welcher Rechtsbehelf allerdings den Uebergang der geſamten 
Errungenſchaft auf den Mann zur Folge gehabt hätte) hat 
die Klrin. ausdrücklich abgelehnt. Ein anderweites Recht, 
bei Beſtehen der Ehe die Aufhebung der ä 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 2. 
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geſellſchaft gegen den Willen des Mannes durchzuſetzen, 
ſteht aber der Klrin. nicht zu!). 

Auf Grund des Güterſtands der Errungenſchaftsgeſell⸗ 
ſchaft macht nun der Bekl. mit Recht geltend, daß ihm an 
dem Guthaben bei der Württ. Sparkaſſe das ehemännliche 
Verwaltungsrecht zuſtehe. Soweit die Sparkaſſeneinlagen 
aus den Erſparniſſen der Ehegatten, ſei es nun des Ehe⸗ 
manns, ſei es der Ehefrau, bezahlt worden ſind, iſt das Spar⸗ 
kaſſenguthaben Beſtandteil der Errungenſchaft. Soweit, wie 
die Bekl. behauptet, von ihr beigebrachtes Geld bei der 
Sparkaſſe angelegt worden ſein ſollte, wäre das Sparkaſſen⸗ 
guthaben allerdings Sondergut der Frau. Allein wie dem 
auch ſei, auf alle Fälle iſt nach dem maßgebenden Güter⸗ 
recht das Verwaltungsrecht des Mannes an dem Sparkaſ— 
ſenguthaben begründet. 

Ein rechtsgültiger Verzicht des Ehemanns auf das Ver⸗ 
waltungsrecht liegt nun aber auch nach der Darſtellung der 
Bekl. nicht vor. Ein ſolcher Verzicht, der eine Abänderung 
des geſetzlichen Güterrechts in ſich ſchlöße und als ſolcher 
nach dem alten württ. Recht allerdings an keine Form ge⸗ 
bunden geweſen wäre?), bedarf nunmehr zu ſeiner Gültig⸗ 
keit der Einhaltung der hiefür nach dem BGB. vorge— 
ſchriebenen Form. Wenn auch Württemberg bei Einfüh⸗ 
rung des BGB. von einer Ueberleitung der Güterſtände 
abgeſehen hat und demgemäß hinſichtlich des Güterſtands 
altrechtlicher Ehen das bisherige Recht beſtehen geblie⸗ 
ben iſt, ſo iſt doch die Frage, ob nach dem Inkrafttreten 
des BGB. die vertragsmäßige Abänderung des einmal be- 
gründeten Güterſtands einem Formzwang unterliegt, nach 
neuem Recht zu beurteilen. Denn eine ſolche Abänderung 
iſt, wie unten näher auszuführen iſt, ein Ehevertrag im 
Sinne des § 1432 BGB. Die allgemeine Faſſung dieſer 
Geſetzesbeſtimmung ergibt aber, daß für jeden unter der 
Herrſchaft des BGB. geſchloſſenen Ehevertrag, mag er alſo 

1) S. Lang, Perſonenrecht § 55. 
2) S. Lang, Perſonenrecht § 40 III A Ziff. 1, 8 63 Anm. 1. 
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auch die Abänderung des beſtehenden Güterrechts einer alt⸗ 
rechtlichen Ehe zum Gegenſtand haben, die Beobachtung der 
in § 1434 BGB. vorgeſchriebenen Form (Abſchluß des Ver⸗ 
trags in Gegenwart beider Parteien vor Gericht oder vor 
einem Notar) erforderlich iſt. Ein Antrag, dies ausdrück⸗ 
lich im Geſetz auszuſprechen, iſt bei den Beratungen der 
Kommiſſion für die zweite Leſung des BGB. nur deshalb 
nicht weiter verfolgt worden, weil die Anwendung des BGB. 
auf ſolche Fälle innerhalb der Kommiſſion für ſelbſtverſtänd⸗ 
lich gehalten wurde ). 

Darüber, daß die Abmachung, die die Parteien nach dem 
Vorbringen der Bekln. geſchloſſen haben ſollen, in der Tat 
einen Ehevertrag im Sinne des BGB. darſtellen würde, 
kann kein Zweifel beſtehen. Zwar würde die behauptete 
Abmachung, da ſie ſich auf die Verteilung der Sparkaſſen⸗ 
guthaben und der Verſicherungspolice unter die Parteien 
beſchränkt hätte, noch nicht, wie dies die Bekl. geltend macht, 
die Vereinbarung des Güterſtands der Gütertrennung in 
ſich ſchließen; wohl aber kommt dem Vorbringen der Bekln. 
die Bedeutung zu, daß das Sparkaſſenguthaben bis zum 
Betrag von 2000 M. zum Vorbehaltsgut der Frau erklärt 
worden ſein ſoll. Auch eine ſolche Vereinbarung wäre ein 
Ehevertrag im Sinn des BGB. Denn der $ 1432 begreift 
unter Ehevertrag jede vertragsmäßige Regelung der güter⸗ 
rechtlichen Verhältniſſe unter Ehegatten. Ein Ehevertrag 
liegt daher auch dann vor, wenn ſich die Regelung nur auf 
beſtimmte Vermögensſtücke bezieht, wie denn auch für den 
geſetzlichen Güterſtand des BGB. in § 1368 ausgeſprochen 
iſt, daß die Erklärung einer Sache zum Vorbehaltsgut durch 
Ehevertrag erfolgen muß). 


1) S. hiezu Achilles, Protokolle der zweiten Kommiſſion, Band VI, 
S. 544 oben, vgl. mit S. 536/537; Habicht, Einwirkung des BGB. 
auf zuvor entſtandene Rechtsverhältniſſe, 3. Aufl. S. 539; Staudin⸗ 
ger, BGB. 8 1434 Anm. 8. 
2) S. hiezu Staudinger, BGB. § 1432 Anm. 16, RKG. 5 1432 
Anm. 2; JW. 1911 S. 154. 
7 * 
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Die behauptete Vereinbarung war alſo mangels Ein⸗ 
haltung der Formvorſchrift des §S 1434 BGB. nichtig. Mit 
Unrecht macht die Bekl. unter Berufung auf Staudinger 
geltend, daß dieſe Form durch den von den Parteien geſchloſ⸗ 
ſenen Prozeßvergleich habe erſetzt werden können. Denn 
Staudinger) führt unter Bezugnahme auf eine Entſchei⸗ 
dung des Reichsgerichts?) nur aus, daß ein Ehevertrag 
auch durch einen in den Formen der Prozeßord⸗ 
nung vor Gericht geſchloſſenen Vergleich gültig zuſtande⸗ 
kommen könne. Einen ſolchen gerichtlichen Vergleich haben 
aber die Parteien auch nach der Darſtellung der Bekln. 
nicht geſchloſſen. 

Der Kl. iſt demgemäß berechtigt, auf Grund ſeines 
Verwaltungsrechts die Herausgabe des Sparkaſſenbuchs zu 
verlangen. Dieſem Recht des Ehemanns kann die Bekl. 
auch nicht die Einrede der Argliſt entgegenſetzen. Denn der 
Klr. macht ein Recht geltend, das ihm als dem Ehemann 
kraft Geſetzes zuſteht; nachdem nun einmal das Geſetz für 
den Verzicht des Mannes auf ſein Verwaltungsrecht die 
Einhaltung einer Form vorſchreibt, kann der Mann nicht 
dadurch argliſtig handeln, daß er ein ohne Einhaltung der 
Formvorſchrift getroffenes Abkommen als für ihn nicht ver⸗ 
bindlich behandelt. Beſondere Umſtände, die eine andere 
Beurteilung erfordern könnten?), liegen nicht vor. 

Unerheblich iſt auch, daß die Bekl. den Vergleich ihrer⸗ 
ſeits dadurch erfüllt haben will, daß ſie ihrem Mann den 
Betrag von 1000 M. und ihrem Sohn den Betrag von 
600 M. gegeben habe. Denn die Uebertragung des Beſitzes 
an den 1000 M. konnte der Klr., wenn auch kein Vergleich 
zuſtandegekommen ſein ſollte, kraft ſeines Verwaltungsrechts 
beanſpruchen; die Frage, welche materiellen Rechte den Par- 
teien an dem Sparkaſſenguthaben zuſtehen, iſt aber nicht 


1) BGB. § 1434 Anm. 5. 

2) 48, 183 ff. 

3) Vgl. Seuff A. 63 Nr. 196; JW. 1013, 987; Staud in ger, 
BGB. S 125 II 8. 
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Gegenſtand des gegenwärtigen Rechtsſtreits; hier handelt es 
ſich nur darum, daß dem Klr. kraft ſeines Verwaltungs⸗ 
rechts das Recht auf Herausgabe des Sparkaſſenbuchs zu⸗ 
zuſprechen iſt. Die Einrede der Argliſt iſt alſo auch unter 
dieſem Geſichtspunkt nicht begründet. 
Urteil des III. Zivilſenats vom 20. März 1917 i. S. 
Kämmerer gegen Kämmerer U. Nr. 39/1917. 


10. 


Inwieweit künnen Entſcheidungen von Berwaltungs⸗ 
behürden durch dieſe von Amts wegen abgeändert 
werden? 


Anläßlich der Ueberführung der Mitglieder der ftäd- 
tiſchen Penſionsanſtalt H. in die Landespenſionskaſſe hat 
die K. Regierung des Neckarkreiſes am 20. März 1911 in 
das Beſoldungskataſter des Klrs. unter der Rubrik: „Bezeich⸗ 
nung der in die Penſionsberechnung einzurechnenden jrüheren 
Dienſtzeit“ eingetragen: Vom 31. Januar 1881 an (Vollen⸗ 
dung des 23. Lebensjahrs) dreijährige praktiſche Vorberei⸗ 
tung im Baufach für die II. Staatsprüfung; in den Be⸗ 
merkungen iſt geſagt: die von der ſtädtiſchen Penſionsan⸗ 
ſtalt eingerechnete Militärdienſtzeit von 502 Tagen ſei nicht 
einrechnungsfähig. Die penſionsberechtigte Dienſtzeit des 
Klrs. hätte hienach mit dem 11. März 1883 begonnen. Dieſe 
Entſchließung iſt dem Vorſitzenden der Bekl. am 20. März, 
dem Klr. am 21. März 1911 eröffnet, Beſchwerde gegen ſie 
nicht eingelegt worden. Der Verwaltungsrat der beklagten 
Penſionskaſſe für Körperſchaftsbeamte (auf den die ein⸗ 
ſchlägigen Befugniſſe der Keisregierungen übergegangen ſind) 
hat mit Beſcheid vom 1. Oktober 1915 unter Berichtigung 
der von ihm für unrichtig erachteten Berechnung der Kreis— 
regierung den Beginn der penſionsberechtigten Dienſtzeit 
des Klrs. auf 11. Dezember 1883 feſtgeſetzt. Dieſen Beſcheid 
hat auf Beſchwerde des Klrs. das K. Miniſterium des Innern 
mit Erlaß vom 11. Dezember 1915 beſtätigt. Mit der Klage, 
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deren Abweiſung die Bekl. beantragt hat, hat Klr. das Ge⸗ 
ſuch geſtellt: feſtzuſtellen, daß ſeine penſionsberechtigte Dienſt⸗ 
zeit mit dem 11. März 1883 beginne. 

Dieſem Antrag gemäß iſt im Berufungsverfahren er- 
kannt worden. 

In den 

Gründen 
des betreffenden Urteils iſt u. a. geſagt: 

Eine Entſcheidung einer Verwaltungsbehörde, die mit 
einer an eine Friſt geknüpften Beſchwerde anfecht⸗ 
bar, zufolge Unterbleibens einer Beſchwerde aber unanfechtbar 
geworden iſt, kann nach der Natur der Sache und allgemei— 
nen Rechtsregeln von der Behörde, die die Entſcheidung 
getroffen hat, (oder der an Stelle dieſer Behörde getretenen 
andern Behörde) nicht von Amts wegen geändert werden, 
die Betretung des Rechtswegs gegen eine mangels Beſchwerde— 
erhebung unanfechtbar gewordene Entſcheidung iſt nicht zu— 
läſſig, denn ſie ſetzt voraus, daß der vorgeſehene Beſchwerde— 
weg (erfolglos oder vom Gegner mit Erfolg) beſchritten 
und bis zum Ende begangen worden iſt (vgl. arg. Art. 59 
des Geſ. über die Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezem⸗ 
ber 1876). | 

Eine Berichtigung von Schreibfehlern, Rechnungsfehlern 
und ähnlichen offenbaren Unrichtigkeiten, die ſich in einer 
Entſcheidung der fraglichen Art finden, kann freilich jeder⸗ 
zeit ſtattfinden (vgl. $ 319 ZPO.). Würde es ſich im 
vorliegenden Fall um etwas derartiges handeln, ſo wäre 
allerdings der Verwaltungsrat der Bekl. befugt geweſen, 
die offenbare Unrichtigkeit zu verbeſſern. Allein es läßt 
ſich nicht feſtſtellen, daß ein derartiger Fall gegeben iſt. Man 
weiß lediglich nichts darüber, wie die Kreisregierung dazu 
gekommen iſt, die Vorbereitungszeit des Klrs. ſo wie geſchehen 
einzurechnen; die Möglichkeit läßt ſich nicht ausſchließen, 
daß die Kreisregierung — indem ſie vielleicht den Staats⸗ 
miniſterialbeſchluß vom 25. März 1908 überſah — den Art. 4 
Abſ. 1 Ziff. 2 bzw. Art. 7 Abſ. 1 Ziff. 2 des Körper⸗ 
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ſchaftspenſionsgeſetzes vom 25. Juni 1894 in der Faſſung 
des Geſ. vom 15. Auguſt 1909 ſo, wie Klr. will, ausge⸗ 
legt hat — eine Auslegung, die zwar nach der Anſicht des 
erkennenden Senats unrichtig, aber nicht ſchlechthin unmög⸗ 
lich iſt. Der Senat vermag aber der in der Entſcheidung 
des K. Miniſteriums des Innern vom 11. Dezember 1915 
vertretenen Anſicht nicht beizupflichten, daß eine zufolge 
Unterbleibens einer Beſchwerde unanfechtbar gewordene Ent⸗ 
ſcheidung über den Beginn der penſionsberechtigten Dienſt⸗ 
zeit eines Beamten und über die in dieſe Dienſtzeit einzu⸗ 
rechnenden Zeitabſchnitte (wie ſie im gegenwärtigen Fall 
vorliegt) jederzeit von Amts wegen geändert werden kann, 
„wenn ſie den geſetzlichen Vorſchriften widerſpricht“, d. h. wenn 
die Behörde, die früher entſchieden hat oder eine an deren 
Stelle getretene oder ihr vorgeſetzte Behörde, der Anſicht iſt, 
die getroffene Entſcheidung ſei ſachlich unrichtig: zur Gel⸗ 
tendmachung dieſes Geſichtspunkts iſt das Beſchwerderecht 
gegeben und wenn von dieſem kein Gebrauch gemacht wird, 
wird die Entſcheidung unanfechtbar und kann (mit der oben 
hervorgehobenen Ausnahme) nicht mehr von Amts wegen (zu 
Ungunſten des Beamten) geändert werden. 

Urteil des III. Zivilſenats vom 23. Januar 1917 i. S. 

Keppler gegen Penſionskaſſe für Körperſchaftsbeamte 

U. 495/1916. 


11. 


Art. 6 Abſ. 1 des württ. Waſſergeſetzes gilt nicht für 

das Herhältnis zwiſchen gleich hoch in einer Mulde ge⸗ 

legenen Grundſtücken, denen von einem dritten Grund⸗ 
ſtück Waller znfließt. 


Dem Kläger gehört das Grundſtück Parz. Nr. 32/1, 
dem Bekl. das angrenzende Grundſtück Parz. Nr. 34 in S. 
Im Sommer 1916 hat der Beklagte auf der Südſeite der 
Parz. Nr. 34 ein Wagenhaus errichtet, einen Gemüſegarten 
angelegt und dabei den Grund und Boden um 15 cm er- 
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höht, auch dort eine durchſchnittlich 15 cm hohe Gartenmauer 
angebracht. Der Kläger behauptet, hiedurch werde der Ab- 
fluß des Waſſers, das ſich bei ſtarken Gewitterregen oder 
bei Schneeſchmelze über ſein Grundſtück und dasjenige des 
Bekl. ergieße, gehindert. Er hat auf Beſeitigung des Schup⸗ 
pens und der Erderhöhungen geklagt, iſt aber abgewieſen 
worden, in der Berufungsinſtanz aus folgenden 
Gründen: 

Der Klaganſpruch, ſoweit er darauf geht, daß der Bekl. 
ſein Wagenhaus und die von ihm vorgenommenen Erhöhun⸗ 
gen zu beſeitigen habe, gründet ſich auf die Behauptung, 
daß durch dieſe Veranſtaltungen des Bekl. der natürliche 
Waſſerablauf gehemmt und dadurch das Eigentum des Klä⸗ 
gers beeinträchtigt werde. Es kommen hiebei in rechtlicher 
Hinſicht die Beſtimmungen von Art. 6 des Waſſergeſetzes 
und § 1004 BGB. in Frage. Nach Art. 15 WGeſ. ent⸗ 
ſcheiden über Streitigkeiten im Fall des Art. 6 WGeſ. die 
bürgerlichen Gerichte. 

Es iſt aber ſchon durch die Beweisaufnahme in I. In⸗ 
ſtanz dargetan, daß es ſich um einen Fall des Art. 6 WGeſ. 
nicht handelt. Art. 6 WGeſ. ſetzt in ſeinem hier in Betracht 
kommenden Teil voraus, daß der natürliche Abfluß des wild 
daher fließenden Waſſers zum Nachteil des höher liegenden 
Grundſtücks gehindert worden ſei. Dies iſt hier nicht der 
Fall. Es iſt durch die Angaben des Sachverſtändigen und 
die in dem Lageplan aufgenommenen Höhenmaße erwieſen, 
daß es ſich nicht um Grundſtücke handelt, von denen eines 
im Verhältnis zum andern höher gelegen iſt; die beiden 
Grundſtücke liegen vielmehr annähernd gleich hoch und es 
findet deshalb auch kein Abfluß von Waſſer von einem höher 
gelegenen Grundſtück auf ein tiefer gelegenes ſtatt. Die 
Höhenlage der Profillinien, wie ſie je an der Grenze der 
Grundſtücke beſtehen, find ziemlich gleich ... Der Fall 
liegt ſo, daß die beiden Grundſtücke des Bekl. und des 
Klrs. eine annähernd gleich hoch gelegene Mulde oder ein 
Becken bilden, zu dem bei Hochwaſſer insbeſondere von der 
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Oſtſeite her Waſſer zuſtrömt, deſſen ſüdlicher und ſüdöſt⸗ 
licher Rand aber erhöht iſt. Eine Pflicht des Bekl., das ſich 
innerhalb dieſes Beckens bei ſteigendem Waſſer ausbreitende 
Waſſer aufzunehmen, beſteht nicht und wird insbeſondere 
auch nicht durch Art. 6 WGeſ. begründet; vielmehr war es 
dem Bekl. unbenommen, den ſüdlichen Teil ſeines Grund⸗ 
ſtücks durch Erhöhung aus dem ſumpfigen und dem Hoch⸗ 
waſſer ausgeſetzten Gebiet herauszuheben. 

Auch von einem Verſtoß gegen $ 1004 BGB. iſt nicht 
die Rede. Zwar wird durch die Erhöhung das gegen dieſen 
Teil des Grundſtücks andringende Waſſer abgehalten und 
muß ſich an anderer Stelle weiter ausbreiten; aber es iſt 
nicht dargetan und mit den angebotenen Beweismitteln nicht 
zu beweiſen, daß dieſes andringende Waſſer gerade gegen 
das Eigentum des Klrs. zurückſtrömt. Es kann ſich auch 
auf dem Grundſtück des Bekl. und z. B. namentlich um das 
Wagenhaus des Bekl. herum in nordweſtlicher und weſtli⸗ 
cher Richtung hin ausbreiten. Danach iſt eine nach § 1004 
BGB. abzuwehrende Einwirkung auf das Grundſtück des 
Klrs. nicht dargetan. Auch die Beſtimmung des § 907 BGB. 
kommt hienach nicht in Betracht. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 20. Dezember 1917 in 

Sachen Au. gegen Gr. Nr. 400/1917. 


12. 


Klage anf Beſeitigung des Waſſerzufluſſes durch Aen⸗ 
derung eines öffentlichen Platzes oder nur Klage auf 
Schadenserſatz? Zuſtändigkeit des Zivilgerichts. 


Der Klr. iſt Eigentümer des Hauſes Nr. 76 in E. An 
der weſtlichen Seite des Gebäudes iſt jetzt ein öffentlicher 
Weg, an den ſich — wieder in weſtlicher Richtung — ein 
öffentlicher, mit Raſen bewachſener Platz anſchließt. Ueber 
dieſen Platz zieht ſich von Norden nach Süden ein Erd— 
graben, der etwa 28 m lang, 50 bis 60 cm breit und etwa 
15 cm tief und der beſtimmt iſt, dem Abfluß von Regen⸗ 
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und Schneewaſſer zu dienen. Früher war dort eine Hülbe, 
d. h. ein mit Waſſer gefülltes Becken, in dem ſich das Waſſer 
der Umgegend ſammelte und ſtaute. Dieſe Hülbe wurde 
von der Gemeinde beſeitigt. Der Klr. behauptet, daß ihm 
durch den erwähnten Erdgraben Waſſer zugeführt werde, 
und hat deshalb darauf geklagt, daß die beklagte Gemeinde 
Vorkehrungen zu treffen habe, durch die das Eindringen von 
Feuchtigkeit aus dem entlang der Giebelſeite ſeines Hauſes 
geführten Waſſergraben in ſein Anweſen verhindert werde. 
Das Landgericht hat die Klage abgewieſen. Auch die Be⸗ 
rufung des Klrs. wurde zurückgewieſen aus folgenden 
Gründen: 

1. Der Klr. ſtützt ſeine Klage ſowohl auf Art. 6 des 
Waſſergeſetzes vom 1. Dezember 1900, Reg Bl. S. 921, als 
auch auf die den Schutz des Eigentums bezweckenden Ge— 
ſetzesvorſchriften. 

Es handelt ſich hier zunächſt um die von Amts wegen 
zu prüfende Frage der Zuläſſigkeit des Rechtswegs. Dieſe 
unterliegt zwar inſoweit keinem Bedenken, als die Anwen— 
dung der Beſtimmungen des Waſſergeſetzes in Betracht 
kommt. Denn nach Art. 15 des WG. entſcheiden über 
Streitigkeiten des Art. 6 die bürgerlichen Gerichte. Zweifel 
können hier aber deshalb erhoben werden, weil vom Klr. 
Vorkehrungen verlangt werden, die von der Bekl. an einem 
öffentlichen Platz vorzunehmen wären und die auf den dort 
befindlichen öffentlichen Weg einwirken können. 

Da nach Art. 10 Ziff. 20 des Geſetzes über die Ver⸗ 
waltungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876, Reg Bl. S. 485, 
Streitigkeiten über die öffentlich-rechtliche Verbindlichkeit zur 
Herſtellung und Unterhaltung von öffentlichen Wegen zur 
Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte gehören und nach den 
Beſtimmungen ſowohl der früheren als der jetzigen Baus 
ordnung öffentliche Plätze den öffentlichen Wegen gleich— 
ſtehen (vgl. Art. 6 der BauO. vom 6. Oktober 1872 — 
RegBl. S. 305 — und Art. 27 der BauO. vom 28. Juli 
1910, Reg Bl. ©. 333), fo kann es ſich fragen, ob nicht 
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wegen der vorliegenden Streitigkeit die Verwaltungsgerichte 
oder die Verwaltungsbehörden zuftändig find, vgl. Art. 10 
Ziff. 20 Satz 2 des Gef. über die Verwaltungsrechtspflege. 
Es haben auch darüber, wie ein öffentlicher Weg anzulegen 
und zu unterhalten ſei, ſtets die Verwaltungsbehörden oder 
die Verwaltungsgerichte entſchieden !). Und die Frage, ob 
und welche Vorkehrungen auf dem Platz und Weg bzw. an 
dem dort befindlichen Waſſergraben zu treffen ſeien, iſt gleich⸗ 
falls eine Frage der Herſtellung oder der Unterhaltung. 
Indefſen kommt hier in Betracht, daß der Klr. ſeinen 
Anſpruch ausſchließlich als einen privatrechtlichen geltend 
macht. Er ſtützt ihn auf ſein Eigentum und darauf, daß 
von dem Grundſtück der Bekl. eine unzuläſſige Einwirkung 
auf ſein Grundſtück ſtattfinde. Er ſtützt auch ſein Verlangen 
der richtigen Herſtellung des Waſſergrabens nicht etwa auf 
öffentlich⸗rechtliche Gründe, z. B. den Gemeingebrauch, ein 
öffentlich⸗rechtliches Abkommen oder einen ſonſtigen öffentlich: 
rechtlichen Erwerbsgrund ſür ein ihm etwa zuſtehendes 
Recht am Grundſtück der Bekl. Vielmehr kommen nur pri⸗ 
vatrechtliche Geſichtspunkte in Betracht und es iſt daher die 
Verbindlichkeit der Bekl., wenn ſie ſo beſteht, wie dies Klr. 
behauptet, nur eine privatrechtliche. Das iſt aber maßge⸗ 
bend, da die Verwaltungsgerichte und⸗behörden nach Ziff. 20 
a. a. O. nur über die öffentlich⸗rechtliche Verpflichtung der 
Gemeinde zur Herſtellung oder Unterhaltung des fraglichen 
Platzes und Wegs zu entſcheiden haben. Es beſteht auch 
nicht etwa der Grundſatz, daß über das Eigentum der Ge- 
meinde an den Wegen und Plätzen und über alle damit zu⸗ 
ſammenhängenden Fragen die Verwaltungsgerichte entſchei⸗ 
den müſſen; vielmehr iſt anerkannt, daß ein ſolches Eigen⸗ 
tum ein privatrechtliches iſt, über das die bürgerlichen Ge⸗ 
richte entſcheiden können, und daß nur für die in Ziff. 20 
und in Ziff. 21 a. a. O. angeführten ſpeziellen Streitigkeiten 


1) Vgl. württ. Arch. V S. 350/351, 435, 440; württ. Arch. XV 
S. 264, 267, 291 ff. u. a.; Württ J. 24. 242 ff. 
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die Verwaltungsgerichte zuſtändig ſind ). 

Durch die Entſcheidung des Zivilrichters wird auch ein 
Angehen der Verwaltungsgerichte oder ⸗behörden nicht aus⸗ 
geſchloſſen, ſoweit der Klr. glaubt, öffentlich⸗rechtliche An⸗ 
ſprüche oder Geſichtspunkte geltend machen zu können, und 
wenn er im gegenwärtigen Verfahren ſolche etwa neben den 
bisher vorgetragenen privatrechtlichen hätte geltend machen 
wollen, ſo wären dieſe auszuſcheiden geweſen und es hätte 
deren Entſcheidung den Verwaltungsgerichten überlaſſen wer⸗ 
den müſſen. Solche Geſichtspunkte ſind aber — wie er⸗ 
wähnt — nicht herangezogen worden. 

2. Der Anſpruch des Klrs. iſt jedoch als privatredht- 
licher nicht gerechtfertigt. Klr. ſtützt ihn zunächſt auf Art. 6 
Abſ. 1 Satz 2 des WG., ſofern er davon ausgeht, daß zum 
Nachteil ſeines tiefer liegenden Grundſtücks dem Waſſer ein 
verſtärkter oder der Richtung nach veränderter Abfluß ge⸗ 
geben worden ſei. Da er behauptet, daß gerade der Waſſer⸗ 
graben die Urſache dieſes verſtärkten oder veränderten Ab⸗ 
fluſſes ſei und da der Weg ſamt Waſſergraben nach dem 
Jahr 1910 angelegt worden iſt, ſo findet hier die erwähnte 
Beſtimmung des — in dieſem Teil am 27. Dezember 1900 
in Kraft getretenen — Waſſergeſetzes Anwendung Art. 121 
Abi. 1 WG. 2). Aber da nach Art. 6 Abſ. 3 die Beſtim⸗ 
mungen in Abſ. 1 Satz 1 und Satz 2 bei der Anlage und 
Aenderung von öffentlichen Wegen (und — vgl. oben — 
von öffentlichen Plätzen) keine Anwendung finden, vielmehr 
im Fall einer durch dieſe Anlagen bewirkten Aenderung des 
Waſſerabfluſſes den Eigentümern der durch die Aenderung 
benachteiligten Grundſtücke zutreffendenfalls nur ein Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Unternehmer der Anlage zuſteht, fo 
iſt ſchon damit der Berufung des Klrs. auf Art. 6 WG. der 
Boden entzogen. Einen Schadenserſatzanſpruch hat er nicht 
geltend gemacht. 

Unter dieſen Umſtänden kann ſich der Klr. aber auch 
1) Vgl. z. B. Württ J. 19, 346 ff., insbeſondere 348. 
2) Vgl. Haller, WG., zu Art. 121 Ziff. 1 und zu Art. 118 Ziff. 1. 
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nicht auf § 1004 BGB. berufen. Denn Art. 6 ift das 
Spezialgeſetz, das in einem Fall, wie dem gegenwärtigen, 
allein in Betracht kommt und das nach Art. 65 EGBGB. 
Geltung hat. Im erſten Entwurf des BGB. ſollte in 8 856 
eine allgemeine Beſtimmung bezüglich der Duldung des 
Waſſerabfluſſes gegeben werden; dieſe wurde aber wegen 
Art. 65 EGBGB. geſtrichen und fie ift durch Art. 6 WG. 
erſetzt ). 

Ueberdies könnte der Klr. nach $ 1004 BGB. auch nur 
die Beſeitigung der Beeinträchtigung und Unterlaſſung wei⸗ 
terer Beeinträchtigung, d. h. Beſeitigung des Waſſergrabens 
und eventuell Wiederherſtellung der Hülbe, nicht aber die 
Erſtellung ſchützender Einrichtungen verlangen, wie er dies 
tut. Aus denſelben Gründen kommt die Beſtimmung des 
8 907 BGB. nicht in Betracht und § 906 BGB. entfällt 
ſchon deshalb, weil die Zufuhr von Waſſer durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht getroffen wird. 

3. Der Anſpruch des Klrs. iſt aber auch deshalb un⸗ 
begründet, weil er ſeine Klage auf die Behauptung ftüßt, 
gerade die Erſtellung des mehrerwähnten Waſſergrabens 
ermögliche oder vermehre den Waſſerzufluß und weil dieſe 
Behauptung nicht beweisbar iſt. Der Klr. kann nicht nach⸗ 
weiſen und es iſt nicht anzunehmen, daß gerade dem Waſſer⸗ 
graben eine beſondere Bedeutung für den Waſſerzufluß zu⸗ 
kommt. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 15. Februar 1917 in 

Sachen R. gegen Gemeinde E. U.⸗Nr. 548/1916. 


13. 
Anzuläſſiges Anerkenntnisurteil bei Nerweiſung des 
Rechtsſtreits an das zuſtündige Gericht. 
Die Klrin. klagte bei dem Landgericht He. auf Bezah⸗ 
lung von Waren. Die Bekl. verweigerte die Einlaſſung zur 


1) Vgl. Haller zu Art. 6 Ziff. 2; ſiehe auch Staudinger zu 
§ 906 BGB. Ziff. I 54a und RGͤomm. BGB. zu $ 906 Ziff. 5, wo⸗ 
nach hiebei das Landesrecht maßgebend iſt. 
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Hauptſache und beantragte Klagabweiſung wegen örtlicher 
Unzuſtändigkeit des Gerichts. Die Klrin. beantragte Ver⸗ 
werfung der Unzuſtändigkeitseinrede, hilfsweiſe Verweiſung 
der Sache vor das Landgericht Hamburg. Am 11. Juli 1916 
erkannte das Landgericht He. durch Urteil: „Die Klage wird 
wegen Unzuſtändigkeit abgewieſen; die Klrin. hat die Koſten 
des Rechtsſtreits zu tragen“. Auf die Berufung der Klrin. 
hob das Oberlandesgericht am 16. November 1916 das Ur⸗ 
teil des Landgerichts auf, verwies die Sache an das Land⸗ 
gericht zurück und behielt die Entſcheidung über die Koſten 
des Rechtsſtreits dem künftigen Endurteil vor. In der neuen 
mündlichen Verhandlung vom 29. Dezember 1916 vor dem 
Landgericht beantragte die Klrin., das Landgericht He. wolle 
ſich für unzuſtändig erklären und den Rechtsſtreit an das 
Landgericht Hamburg verweiſen, auch der Bekl. die ſeit Er⸗ 
laſſung des Urteils vom 11. Juli 1916 weiter entſtandenen 
Koſten auferlegen. Nach dem Protokoll anerkannte der An⸗ 
walt der Bekl. den Anſpruch. Auf Antrag des Klrs. erließ 
das Landgericht He. am 29. Dezember 1916 das vorläufig 
vollſtreckbare Anerkenntnisurteil: „das K. Landgericht He. 
erklärt ſich für unzuſtändig und verweiſt den Rechtsſtreit 
vor das Landgericht Hamburg. Die Bekl. hat die ſeit Er⸗ 
laſſung des Urteils vom 11. Juli 1916 weiter entſtandenen 
Koſten zu tragen.“ Auf Berufung der Bekl. hat das Ober— 
landesgericht das Urteil des Landgerichts He. abermals auf⸗ 
gehoben, die Sache an das Gericht I. Inſtanz zurückver⸗ 
wieſen, die Entſcheidung über die Koſten des Rechtsſtreits 
dem künftigen Endurteil vorbehalten und den Antrag der 
Bekl. auf Verurteilung der Klrin. zur Rückerſtattung der auf 
Grund des landgerichtlichen Urteils bezahlten Koſten zurück⸗ 
gewieſen aus folgenden 
Gründen: 

Wie in $ 27 der Verordnung des Bundesrats zur Ent: 
laſtung der Gerichte vom 9. September 1915, RGeſBl. 
S. 562, vgl. mit §S 505 ZPO. in der Faſſung des Geſetzes 
vom 1. Juni 1909 mit klaren Worten ausgeſprochen und 


A. in Civilſachen. 111 


auch in dem Urteil dieſes Senats vom 16. November 1916 
ausdrücklich hervorgehoben iſt, hatte das Landgericht He., 
nachdem ſeine Unzuſtändigkeit auf Grund der Beſtimmungen 
über die örtliche Zuſtändigkeit der Gerichte auszuſprechen 
war, auf den Antrag der Klrin. ſich durch Beſchluß für un⸗ 
zuſtändig zu erklären und den Rechtsſtreit an das zuſtändige 
Landgericht Hamburg zu verweiſen. Hieran ändert nichts, 
daß die Bekl. nach dem Protokoll über die mündliche Ver⸗ 
handlung vor der Zivilkammer vom 29. Dezember 1916 den 
Anſpruch anerkannt und die Klrin. beantragt hat, die Bekl. 
dem Anerkenntnis gemäß zu verurteilen. Das gerichtliche 
Anerkenntnis im Sinn des § 307 ZPO. hat zum Gegen⸗ 
ſtand nicht einzelne Angriffs⸗ oder Verteidigungsmittel ma⸗ 
terieller oder gar nur prozeſſualer Natur, ſondern den geltend⸗ 
gemachten Sachanſpruch, und enthält eine Unterwerfung 
unter die Sachbitte des Gegners. Der im Termin vom 
29. Dezember 1916 von der Klrin. geſtellte Antrag, das 
Landgericht He. wolle ſich für unzuſtändig erklären und den 
Rechtsſtreit an das Landgericht Hamburg verweiſen, enthielt 
keinen Sachantrag, ſondern ein prozeſſuales Geſuch. Ein 
Anerkenntnis über prozeſſuale Anordnungen gibt es aber 
nicht. Da ein Sachanerkenntnis nicht vorliegt, durfte auch 
kein Anerkenntnisurteil bezüglich der Hauptſache, die hier in 
der Unzuſtändigkeitserklärung und Verweiſung an das zu⸗ 
ſtändige Gericht beſtand, erlaſſen werden. Das Anerkennt⸗ 
nis hinſichtlich der Koſten wollte zweifellos nicht ſelbſtändig 
und unabhängig davon, ob ein Anerkenntnisurteil in der 
Hauptſache zuläſſig war, ſondern lediglich als Folge des 
vermeintlich möglichen Anerkenntniſſes in der Hauptſache 
abgegeben werden. Da nun ein Anerkenntnis bezüglich der 
Hauptſache nicht zuläſſig war, iſt auch das nur für den Fall 
dieſer vermeintlichen Zuläſſigkeit gewollte Anerkenntnis hin⸗ 
fällig. 

Verfehlt iſt der Einwand, die Bekl. ſei dadurch, daß 


1) Recht 1917 Nr. 41. 


112 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


die Unzuſtändigkeitserklärung und Verweiſung durch Urteil 
erfolgt ſei, nicht beſchwert. Wenn die Unzuſtändigkeits⸗ 
erklärung und Verweiſung durch Beſchluß geſchehen wäre, 
fo wäre nach 8 505 Abf. 2 ZPO. eine Anfechtung des Be⸗ 
ſchluſſes nicht zuläſſig geweſen und mit der Verkündung des 
Beſchluſſes hätte der Rechtsſtreit als bei dem im Beſchluß 
bezeichneten Gericht anhängig gegolten, wogegen bei der Ver⸗ 
weiſung durch Urteil Berufung zuläſſig war. Dies enthält 
eine Benachteiligung der Bekl. gegenüber der Verweiſung 
durch Beſchluß. | 

Unzutreffend ift auch der gegen die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
rufung erhobene Einwand, eine Entſcheidung in der Haupt⸗ 
ſache ſei in dem angefochtenen Urteil nicht ergangen. Als 
Hauptſache erſcheint im vorliegenden Fall die Unzuſtändig⸗ 
keitserklärung und Verweiſung der Sache an das Landge⸗ 
richt Hamburg durch Urteil. 

Hienach iſt die Berufung gegen das angefochtene Urteil 
zuläſſig und begründet. Da nach der Faſſung des $ 27 der 
Bundesratsverordnung das Berufungsgericht nicht in der 
Lage iſt, von ſich aus den Rechtsſtreit durch Beſchluß an 
das zuſtändige Gericht zu verweilen, jo war es nach § 538 
Nr. 2 ZPO. geboten und, da das Verfahren I. Inſtanz an 
einem weſentlichen Mangel leidet, auch gemäß § 539 ZPO. 
gerechtfertigt, unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die 
Sache erneut an das Gericht I. Inſtanz zum Verfahren ge- 
mäß § 505 ZPO. zurückzuverweiſen. 

Die Entſcheidung über die Koſten war, wie in dem 
Urteil dieſes Senats vom 16. November 1916 ausgeführt 
iſt!), dem Schlußurteil vorzubehalten. Der Antrag der Bekl., 
die Klrin. zur Rückerſtattung der von ihr auf Grund des 
landgerichtlichten Urteils bezahlten Koſten mit 397 M. 
28 Pf. nebſt Zinſen hieraus zu verurteilen, war zurück⸗ 

1) Dort war ausgeführt: § 97 Abſ. 1 ZPO. finde keine Anwendung 
auf erfolgreiche Rechtsmittel und $ 91 ZPO. ſei nicht anwendbar, weil 


noch kein Schlußurteil vorliege und noch nicht entſchieden ſei, wer der 
unterliegende Teil ſei. 
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zuweiſen, da die Entſcheidung über die Koſtentragungspflicht 

dem Gericht, an das der Rechtsſtreit verwieſen wird, zuſteht. 
Urteil des II. Zivilſenats vom 22. Februar 1917 in 
Sachen M. gegen R. u. Cie. U.⸗Nr. 59/1917. | 


14. 


Urkundenbeweis ſtatt Zengenvernehmung. — Einrede 
der Argliſt gegen die Klage aus § 3 Anfceſ. 


Die Bekl. übernahm am 1. Juli 1908 die Ordnung der 
Vermögensverhältniſſe ihres verſchuldeten Bruders, des Land⸗ 
wirts J. M. in O. Nachdem ſie zahlreichen Schulden be⸗ 
zahlt und Forderungen eingenommen hatte, ſtellte ihr J. M. 
am 18. September 1909 ein ſchriftliches Schuldanerkenntnis 
über 32 123 M. und eine notarielle Urkunde aus, in der er 
ſich wegen der Schuld nebſt Zinſen der ſofortigen Zwangs⸗ 
vollſtreckung unterwarf. Darauf betrieb die Bekl. die Zwangs⸗ 
verſteigerung des Hofguts O. des J. M.; ſie erſtand es und 
erhielt am 20. Januar 1910 den Zuſchlag. Zunächſt ließ 
ſie das Gut durch J. M. bewirtſchaften; im Jahr 1912 
klagte ſie gegen ihn mit Erfolg auf Räumung. Der Klr. 
ließ ſich angebliche Forderungen der Firma E. u. Cie in G. 
und des Wirts G. B. in B. gegen J. M. abtreten und klagte 
im Februar 1912 als Rechtsnachfolger dieſer Gläubiger 
gegen die Bekl. auf Schadenserſatz wegen unerlaubter Hand- 
lung und auf Herausgabe ihrer ungerechtfertigten Bereiche- 
rung, weil fie die Befriedigung feiner Rechtsvorgänger vor- 
ſätzlich vereitelt habe. Nach rechtskräftiger Abweiſung der 
Klage focht der Klr. mit einer neuen Klage die Ausſtellung 
der beiden Urkunden vom 18. September 1909 und die 
Zwangsverſteigerung der Liegenſchaft des J. M. gemäß $ 3 
Nr. 1 AnfG. an. Er bezifferte feine Forderungen auf zu⸗ 
ſammen 20 158 M. 8 Pf. nebſt Zinſen, brachte Vollſtreckungs⸗ 
titel, darunter die vollſtreckbare Ausfertigung eines nota⸗ 
riellen Schuldanerkenntniſſes des J. M. vom 31. Januar 
1912, bei und beantragte Verurteilung der Bekl., wegen der 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 2. 8 
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Forderung von 20 158 M. 8 Pf. nebſt Zinſen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die näher bezeichneten Grundſtücke des Hof⸗ 
guts O. nebſt Zubehör nach Vorgang gewiſſer hypothekari⸗ 
ſcher Belaſtungen zu geſtatten und einzelne Hypotheken zu 
befeitigen, im Unvermögensfall aber an den Klr. 20 158 M. 
8 Pf. nebſt Zinſen zu bezahlen. Das Landgericht wies die 
Klage ab, weil die Gläubiger nicht benachteiligt worden 
ſeien. In der Berufungsinſtanz verlangte der Klr. die Ver: 
nehmung der in den Vorprozeſſen vernommenen Zeugen, 
deren Ausſagen in I. Inſtanz verleſen worden waren. Die 
Bekl. trat dem entgegen und wendete weiter ein, daß der 
Klr. als Fiduziar des J. M. in Wirklichkeit deſſen eigene 
angeblich anfechtbare Rechtshandlungen anfechte. Die Beru⸗ 
fung wurde zurückgewieſen. 

In den 

Gründen 

iſt ausgeführt: | 

Die Verwertung der in früheren Prozeſſen erhobenen 
Zeugenausſagen und Sachverſtändigengutachten, die ſchon in 
I. Inſtanz im Wege des Urkundenbeweiſes zum Prozeßſtoff 
gemacht und in dieſem Sinn als Beweismittel in den Rechts⸗ 
ſtreit eingeführt und in ihm verwertet wurden, ohne daß 
damals eine Partei widerſprach, iſt in der jetzigen Inſtanz 
zuläſſig und angezeigt, ohne daß es wiederholter Verneh— 
mungen bedarf. Wenn auch in I. Inſtanz auf die wieder⸗ 
holte Vernehmung der Zeugen und Sachverſtändigen nicht 
ausdrücklich verzichtet wurde und einzelne Zeugen und Sach— 
verſtändige ſchon damals ausdrücklich benannt wurden, ſo 
haben die Parteien doch durch ihr Verhalten in I. Inſtanz 
ſich ſtillſchweigend damit einverſtanden erklärt, daß die Pro⸗ 
tokolle über die früheren Vernehmungen der Zeugen und 
Sachverſtändigen zur Beweisführung dienen ſollen. Daß die 
Zeugen über die für die jetzige Klage erheblichen Tatſachen 
teilmeife Auskunft gaben, ohne daß der Beweisſatz eine ent⸗ 
ſprechende Faſſung erhalten hatte, iſt hieher gleichgültig. 
Der in I. Inſtanz erfolgten, in II. Inſtanz an der Hand 
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des vorgetragenen Tatbeſtands des landgerichtlichen Urteils 
feſtgeſtellten Urkundenbeweisaufnahme kann keine Partei in 
II. Inſtanz nachträglich durch Widerſpruch und durch An⸗ 
trag auf Vernehmung der Zeugen und Sachverſtändigen 
ihre Bedeutung entziehen. Das Berufungsgericht kann nach 
ſeinem Ermeſſen gemäß $$ 398, 402 ZPO. die wiederholte 
Vernehmung der Zeugen und Sachverſtändigen anordnen; 
aber eine in I. Inſtanz zuläſſigerweiſe geſchehene Beweis⸗ 
aufnahme behält trotz §S 525 ZPO. ihren Wert unvermin⸗ 
dert auch für das Berufungsverfahren ). Im vorliegenden 
Fall fehlt es an einem triftigen Grund zur abermaligen 
Vernehmung der Zeugen und Sachverſtändigen. Auch die 
nachträgliche Beeidigung der früher unbeeidigt gebliebenen 
Zeugen erſcheint im gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht mehr 
erforderlich... 

Ob die Vorausſetzungen der Anfechtungsklage nach 8 3 
Ziff. 1 AnfG. an ſich gegeben geweſen wären, kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben. Die Vorausſetzungen der Anfechtungsklage 
mögen ſo, wie der Klr. ſie behauptet, als gegeben unterſtellt 
werden. Aber der Klr. kann mit der erhobenen Anfechtungs⸗ 
klage dennoch nicht durchdringen, weil die Bekl. ihm mit 
Recht die exceptio doli generalis entgegengeſetzt hat. 

Schon aus der aus dem Inhalt der Vorakten ſich er⸗ 
gebenden Entſtehungsgeſchichte des jetzigen Rechtsſtreits geht 
hervor, daß der Klr. — wie jetzt klarliegt und durch wei⸗ 
tere Umſtände beſtätigt worden iſt — den Rechtsſtreit in 
Wirklichkeit für J. M., in deſſen Auftrag und zu deſſen 
Gunſten führt zu dem Zweck, dem J. M. das Hofgut O. 
wieder zu verſchaffen, das nach der Klagbehauptung J. M. 
in der Abſicht der Gläubigerbenachteiligung ſeiner Schweſter, 
der Bekl., mit Hilfe der Ausſtellung der Urkunden vom 
18. September 1909 in die Hände geſpielt haben ſoll. Nach 
der Durchführung der Zwangsverſteigerung des Hofguts, 
das infolgedeſſen Eigentum der Bekl. geworden war, wich 
M Pgl. RG. VI 18. November 1915 bei Warneyer, RGRecht⸗ 
ſpr. 1916 Nr. 93. 
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J. M. nicht von dem Gut, obgleich ihn die Bekl. im No⸗ 
vember 1911 nach Entſtehung von Zwiſtigkeiten zwiſchen ihm 
und ihr zur Räumung aufgefordert hatte. Dies führte zu 
der am 13. Dezember 1911 von der Bekl. gegen J. M. an⸗ 
geſtrengten Räumungsklage. Die erſte kontradiktoriſche Ver⸗ 
handlung vor der Zivilkammer des K. Landgerichts R. fand 
am 30. Januar 1912 ſtatt. Schon damals nahm der Bell. 
als möglich in Ausſicht, daß er — wie es hernach auch der 
Fall war — den Rechtsſtreit verlieren werde. In dieſelbe 
Zeit fällt die erſte Abtretung der Forderungen E. u. Cie. 
u. B. an den Klr. (9./13. November 1911 und 28. Januar 
1912). Den Klr. gingen dieſe Forderungen, für die er nur 
geringfügige Beträge bezahlte und die von den. Gläubigern 
Firma E. u. Cie. u. B. für uneinbringlich gehalten worden 
waren, an ſich nichts an; er hat aber in der mündlichen 
Verhandlung II. Inſtanz geäußert: J. M. habe ihn beauf⸗ 
tragt, die Sache (nämlich den Rückerwerb des Hofguts und 
die ſonſtige Entſchädigung des J. M. für den ihm von der 
Bekl. durch die Zwangsverſteigerung des Hofguts zugefügten 
Schaden) in die Hand zu nehmen, und dann habe er ſich 
der Sache angenommen. Demgemäß hat der Klr. in der 
mündlichen Verhandlung ſich auch außerſtande erklärt, einen 
Vergleich mit der Bekl. ohne vorausgegangene Rückſprache 
mit J. M. bindend abzuſchließen. Der Auftrag des J. M. 
an den Klr. iſt beſtätigt durch die Schuldanerkenntnisurkunde 
vom 31. Januar 1912 (einen Tag nach der obengenannten 
mündlichen Verhandlung wegen Räumung vom 30. Januar 
1912 ausgeſtellt). In dieſer Urkunde bekennt J. M. dem 
Klr. nicht bloß die an dieſen von E. u. Cie. und von B. 
abgetretenen Schuldbeträge, ſondern auch weiter ſchuldig ge— 
worden zu fein: „5000 M. Vergütung für die Zurückerwer⸗ 
bung des Hofguts O. und Regelung meiner Vermögensver— 
hältniſſe“. Damit ftimmt überein, daß J. M. im Rechts⸗ 
ſtreit Kl. g. Dr. wegen Schadenserſatzes angab: der Klr. 
habe ihm verſprochen, er (J. M.) bekomme von ihm alles, 
was der Klr. in jenem Prozeß (wegen Schadenserſatzes) 
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herausſchlage; dagegen müſſe J. M. den Klr. für ſeine Be⸗ 
mühungen entſchädigen. 

Danach hat der Klr. von Anfang an die Forderungen 
E. u. Cie u. B. nur im Auftrag des J. M. und im Innen⸗ 
verhältnis zwiſchen dieſen beiden als Fiduziar des J. M. er⸗ 
worben; die Beträge, die ſich ergeben würden, und das Hof- 
gut ſelbſt, falls es der Bekl. entriſſen werden könnte, ſollte 
J. M. bekommen. Der Klr. hat die Forderungen E. u Cie. 
u. B. nicht erworben, um damit einen die Erwerbskoſten 
weit überſteigenden Geldbetrag für ſich zu verdienen und das 
Hofgut O. zum Zweck künftiger Verwertung der Grundſtücke 
als Bauplätze ſich ſelbſt zu verſchaffen; vielmehr hat er alles 
Bisherige als unter dem Verſprechen der Bezahlung aufge⸗ 
ſtellter Beauftragter des J. M. unternommen. Der gegen⸗ 
wärtige Rechtsſtreit iſt nur ein Glied einer ganzen Kette von 
Machenſchaften, mit denen der Klr. die Bekl. im Auftrag des 
mit ihr verfeindeten J. M. planmäßig verfolgt. Es iſt bei 
dieſer Sachlage ſelbſtverſtändlich, daß der Klr. die von ihm 
erworbenen Forderungen E. u. Cie. u. B. nie gegen J. M. 
geltend zu machen gedenkt. Es kann dahingeſtellt bleiben, 
ob auch der Vertreter des Klrs. in I. Inſtanz, RA. W., in 
der mündlichen Verhandlung erklärt hat: der Klr. erhalte 
im Falle des Obſiegs im jetzigen Rechtsſtreit lediglich ſeine 
Auslagen, während der Gewinn des Prozeſſes lediglich dem 
J. M. zugute komme. Daß es ſich ſo verhält, wie RA. W. ge⸗ 
ſagt haben ſoll, iſt nach dem Ausgeführten ohnedies erwieſen. 
Obgleich nun formell der Klr. die Forderungen E. u. Cie. 
u. B. in eigenem Namen erworben hat und das ein Neben- 
recht der Forderungen bildende Anfechtungsrecht in eigenem 
Namen geltend macht, führt er damit doch in Wirklichkeit 
die Sache des J. M. gegen die Bekl. Es iſt aber argliſtig 
und verſtößt in hohem Grad gegen die guten Sitten, wenn 
ein Schuldner, der eine nach § 3 Ziff. 1 AnfG. anfechtbare 
Rechtshandlung vorgenommen hat, hernach planmäßig darauf 
ausgeht, die eigene frühere Rechtshandlung durch einen 
beauftragten Dritten anfechten zu laſſen, gleichgültig, ob der 
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Beauftragte formell nach außen hin in eigenem Namen oder 
als Beauftragter des in Wirklichkeit anfechtenden Schuld⸗ 
ners auftritt. Der Dritte, der ſich wiſſentlich dazu hergibt, 
in dieſer Weiſe für den Schuldner oder wenigſtens an deſſen 
Stelle tätig zu werden — und dies trifft bei dem Klr. zu —, 
macht ſich dadurch zum Mitſchuldigen an der Argliſt und 
an dem Verſtoß gegen die guten Sitten. Es geht nicht an, 
daß der Schuldner J. M. ſich durch ſeinen Beauftragten, den 
Klr., als Betrüger hinſtellen läßt und ſo ſeine eigene fraus an⸗ 
ficht zu dem Zweck, mit Hilfe des Klrs. (als ſeines ihm 
gegen Bezahlung willfährigen Beauftragten) der ſeinerzeit 
angeblich zum Nachteil anderer Gläubiger vorweg befriedig— 
ten Bekl. das Verſchaffte wieder zu entreißen. Dies geht 
nicht an, auch wenn der Schuldner zu dieſem Zweck Forde— 
rungen gegen ſich ſelbſt nicht in eigenem Namen, ſondern 
durch ſeinen Beauftragten auf deſſen Namen erwerben läßt. 
— Daß der Klr. einen Teil ſeiner Schadenserſatzforderung 
gegen die Bekl. an eine dritte Perſon verpfändet hat, ſteht 
dem Ausgeführten nicht entgegen; dieſe Verpfändung zeigt 
nur, daß J. M. ſich nicht unbedingt auf die Vertragstreue 
des Klrs. ihm gegenüber verlaſſen kann. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 13. Juli 1916 i. S. 

Th. Kl. g. V. Dr. U.⸗Nr. 419/1915. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil wurde zurückgewieſen. 


15. 


Berufung nach Bezahlung der Urteilsſumme. Aner⸗ 
kenntnis der Fälligkeit der Klagforderung. Nieder⸗ 
ſchlagung von Koſten. 


Die am 27. September 1915 zugeſtellte Klage ging auf 
Bezahlung einer Hypothekenſchuld von 700 M. nebſt 4½ % 
Zins daraus ſeit 1. März 1910 und auf Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das Grundſtück, weil die Schuld 
dem bekl. Schuldner und Grundſtückseigentümer mit Brief 
vom 22. Dezember 1914 auf 31. März 1915 gekündigt wor⸗ 
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den ſei. Der Bekl. beantragte, die Klage zur Zeit abzu⸗ 
weiſen, ſoweit mehr als 31 M. 50 Pf. verlangt werden. Er 
behauptete, alle verfallenen Zinſen außer den auf 31. März 
1915 fällig gewordenen ſeien bezahlt, und beſtritt die Fällig⸗ 
keit der Schuld, da ihm das Kündigungsſchreiben nicht zuge⸗ 
gangen ſei. Nach dem Beweiseinzug hierüber anerkannte er, 
daß ſeit 28. Dezember 1915 das Kapital und die Zinſen 
vom 1. März 1915 an fällig ſeien. Weder die Klrin. noch 
das Gericht gingen auf dieſe Anerkenntniserklärung ein. 
Durch kontradiktoriſches Urteil vom 14. Januar 1916 wurde 
der Bekl. unter Abweiſung der Mehrforderung der Klrin. 
zur Bezahlung von 700 M. nebſt 4½ / Zins daraus ſeit 
1. März 1915 und zur Duldung der Zwangsvollſtreckung 
in fein Grundſtück verurteilt; den Klägern wurden 1/, der 
Gerichtskoſten und ?/, ihrer eigenen Koſten, dem Bekl. alle 
übrigen Koſten auferlegt. Ende Februar 1916 bezahlte der 
Bekl. die Urteilsſumme nebſt Zins. Erſt am 23. März 
1916 legte er Berufung ein. Er beantragte unter Abände⸗ 
rung des angefochtenen Urteils den Rechtsſtreit in der Haupt⸗ 
ſache für erledigt zu erklären und den Klrn. die Koſten 
beider Inſtanzen aufzuerlegen. Das Oberlandesgericht er⸗ 
kannte: „In der Hauptſache wird der Rechtsſtreit für erle⸗ 
digt erklärt. Im übrigen wird die Berufung zurückgewieſen. 
Der Bekl. hat auch die Koſten der Berufungsinſtanz zu tra⸗ 
gen. Dieſes Urteil iſt vorläufig vollſtreckbar. Der Streit⸗ 
wert der Berufungsinſtanz wird in der 4. Wertklaſſe feſt⸗ 
geſetzt. Die Entſcheidungsgebühr der I. Inſtanz wird zu 
10 gemäß $ 6 GKG. niedergeſchlagen.“ 
Die 
Gründe 

gehen dahin: 

Die Klr. haben in erſter Linie die Zuläſſigkeit der Be⸗ 
rufung beſtritten, da der Rechtsſtreit vor Einlegung der 
Berufung durch Bezahlung von Hauptſumme und Zinſen 
in der Hauptſache erledigt worden ſei. Allein § 99 Abſ. 1 
ZPO. iſt nicht anwendbar; denn mit der Berufung iſt nicht 
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bloß die Entſcheidung über den Koſtenpunkt angefochten 
worden, wenn auch die Herbeiführung einer Aenderung dieſer 
Entſcheidung ihr Hauptzweck war. Sie war vielmehr auch 
gegen die Entſcheidung in der Hauptſache gerichtet, inſofern 
als ſtatt der Verurteilung des Bekl. zur Zahlung verlangt 
wird, daß unter Abänderung des angefochtenen Urteils der 
Rechtsſtreit auf Grund Anerkenntniſſes des Bekl. erledigt 
erklärt wird!). Die Berufung iſt ſonach zuläſſig. Der 
Bekl. macht geltend, daß, nachdem er in der mündlichen 
Verhandlung vom 7. Januar den Anſpruch bezüglich der 
eingeklagten 700 M. nebſt Zinſen ſeit 1. März 1915 aner⸗ 
kannt habe, der Prozeßbevollmächtigte der Klr. Anerkenntnis⸗ 
urteil hätte beantragen können und ſollen, und daß, da er 
dies unterlaſſen habe und der Rechtsſtreit für das Gericht 
inſoweit erledigt geweſen ſei, den Klrn. die Koſten aufzuer⸗ 
legen geweſen wären. Wäre wirklich ein Anerkenntnis i. S. 
des $ 307 ZPO. erfolgt, fo wäre der Anſpruch für das 
Gericht allerdings erledigt geweſen, inſofern es nunmehr zu 
einer Prüfung der Frage, ob ſich die behauptete und jetzt 
anerkannte Rechtsfolge aus den Behauptungen der Klr. recht⸗ 
lich und tatſächlich ableiten laſſe, weder verpflichtet noch be⸗ 
rechtigt geweſen wäre, und die Klage wäre, wenn die Klr. 
trotz des Anerkenntniſſes ihren Antrag auf Verurteilung 
durch kontradiktoriſches Erkenntnis aufrecht erhalten hätten, 
unter Koſtenlaſt abzuweiſen geweſen ?). Allein nach dem be⸗ 
richtigten Tatbeſtand hat der Bekl. lediglich erklärt, er an⸗ 
erkenne nunmehr die Fälligkeit des Kapitals und der vom 
1. März 1915 an zu berechnenden Zinſen ſeit 28. Dezember 
1915 an. Hierin liegt nicht ein Anerkenntnis des Klag⸗ 
anſpruchs, ſondern nur ein Geſtändnis ſeiner Fälligkeit, das 
ſelbſtverſtändlich den Rechtsſtreit in der Hauptſache noch nicht 
erledigen konnte. An ſich iſt ſonach die Entſcheidung des 
Vorderrichters nicht zu beanſtanden. Nun kann es aber 
nicht zweifelhaft ſein, daß der Bekl. tatſächlich den Anſpruch 
) Zu vgl. OLG. Bd. 3 S. 325 ff. 
2) Zu vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO. I zu $ 307. 
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der Klr. in dem gegebenen Umfang anerkennen wollte und 
daß nur die Faſſung ſeiner Erklärung dem nicht entſprach. 
Das ergibt ſich daraus, daß der Bekl. von Anfang an nur 
die Fälligkeit beſtritten und darum auch nur Klagabweiſung 
zur Zeit beantragt hat. Es wäre gemäß § 139 ZPO. 
Pflicht des Vorſitzenden geweſen, durch Ausübung des Frage⸗ 
rechts dieſe Unklarheit zu beſeitigen; ſtatt deſſen hat der 
Vorderrichter die Anerkennungserklärung des Bekl. überhaupt 
übergangen. Dieſe Verletzung einer prozeſſualen Norm iſt 
weſentlich, inſofern einerſeits hinſichtlich des weitaus größten 
Teils der eingeklagten Forderung eine Sachentſcheidung ſich 
erübrigt hätte und eine erhebliche Verbilligung der Koſten 
zur Folge gehabt hätte, und andererſeits der Vorderrichter 
hinſichtlich der Koſten die Frage hätte prüfen müſſen, ob der 
Bekl. die Klagerhebung veranlaßt hat. Von einer Aufhebung 
des Urteils und Verfahrens und Zurückverweiſung an das 
Gericht J. Inſtanz gemäß § 539 ZPO. konnte aber abge⸗ 
ſehen werden. Wie ſchon hervorgehoben worden iſt, unter⸗ 
liegt es keinem Zweifel, daß die Anerkenntniserklärung des 
Bekl. im Sinn eines Anerkenntniſſes des Klaganſpruchs ge⸗ 
meint war. Ebenſo unzweifelhaft iſt aber auch, daß der 
Prozeßbevollmächtigte der Klr. im Fall der Klarſtellung jener 
Erklärung des Bekl. durch den Vorſitzenden nicht auf ſeinem 
urſprünglichen Antrag auf Verurteilung durch kontradikto⸗ 
riſches Erkenntnis beharrt wäre, wie es nach dem Protokoll 
vom 7. Januar anſcheinend der Fall war, ſondern entweder 
Anerkenntnisurteil beantragt hätte oder damit einverſtanden 
geweſen wäre, daß der Rechtsſtreit inſoweit für erledigt er⸗ 
klärt werde. Da nun, nachdem Hauptſumme und Zinſen 
bezahlt ſind, ein Antrag auf Anerkenntnisurteil nicht mehr 
in Frage kommt, konnte nur der Rechtsſtreit in der Haupt⸗ 
ſache für erledigt erklärt werden. Die Entſcheidung des 
Vorderrichters im Koſtenpunkt war aber trotzdem aufrechtzu⸗ 
erhalten. Selbſt wenn die Kündigung durch den Ehemann 
der Klrin. W. nicht rechtswirkſam war, die Fälligkeit des 
Klaganſpruchs alſo erſt durch die in der Klagerhebung lie— 
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gende Kündigung auf 28. Dezember bewirkt wurde, wäre 
der Bekl. von der Koſtenpflicht doch nur dann befreit wor— 
den, wenn er die fällig gewordene Schuld nicht bloß aner- 
kannt, ſondern alsbald bezahlt hätte!). Inſoweit war daher 
die Berufung zurückzuweiſen. Auch die Koſten ſeines Rechts⸗ 
mittels waren dem Bekl. aufzuerlegen, da ſein Antrag, den 
Rechtsſtreit in der Hauptſache für erledigt zu erklären, erſt 
mit der nach Verkündigung der Entſcheidung des Landge⸗ 
richts erfolgten Zahlung Erfolg haben konnte, $ 97 Abſ. 2 
ZPO. Da aber nach den vorſtehenden Ausführungen die 
Annahme gerechtfertigt iſt, daß bei pflichtmäßiger Ausübung 
des Fragerechts durch den Vorſitzenden des Gerichts I. In⸗ 
ſtanz nicht ein kontradiktoriſches Urteil ergangen wäre, ſon⸗ 
dern ein Anerkenntnisurteil, und daß damit ſtatt der vollen 
Entſcheidungsgebühr nur °ıo dieſer Gebühr (§S 23 GKG.) 
erwachſen wären, erſchien es billig, dieſe im weſentlichen 
durch unrichtige Behandlung der Sache durch das Gericht I. In⸗ 
ſtanz entſtandenen Mehrkoſten gemäß $ 6 GKG. nieder: 
zuſchlagen. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 8. Juni 1916 in Sachen 

J. H. gegen A. H. und B. W. U.⸗Nr. 159/1916. 


16. 


Borausſetzungen der einſtweiligen Verfügung im Ehe⸗ 
ſcheidungsſtreit. 


Hierüber iſt in den Gründen eines Berufungsurteils, 
das der Frau das Getrenntleben geſtattete und die Sorge 
für die Perſon des Kindes zuwies, ausgeführt: 

Die Vorausſetzung des § 627 Abſ. 2 ZPO. iſt ge 
geben. Die Ausſetzung des Verfahrens im Scheidungsſtreit 
ſteht der einſtweiligen Verfügung nicht im Weg?). 

Bei der Prüfung, ob die einſtweilige Verfügung zur 

1) Zu vgl. Württ J. 16 S. 313, OLG. Bd. 4 S. 64; 5 S. 70; 
19 S. 71. 
2) Gaupp-Stein, ZPO. 10. Aufl. § 627 II 4; 5 620 VI. 
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Abwendung weſentlicher Nachteile oder aus anderen Grün⸗ 
den nötig iſt ($ 940 ZPO.) 1), kommt es nicht darauf an, ob 
die Antragſtellerin im Scheidungsrechtsſtreit ſiegen wird. 
Der Scheidungsgrund muß nicht glaubhaft gemacht werden; 
die Art, wie die Klage begründet iſt, und die Lage, in der ſich 
der Scheidungsrechtsſtreit befindet, fallen nur für die Beur⸗ 
teilung der ſachlichen Angemeſſenheit der beantragten einſt⸗ 
weiligen Verfügung ins Gewicht?). Die Klage iſt an ſich 
ſchlüſſig begründet . ... (das iſt näher ausgeführt). Daß die 
Klagedarſtellung im weſentlichen richtig iſt, erſcheint nach 
dem bisherigen Verlauf des Rechtsſtreits und des wegen der 
einſtweiligen Verfügung anhängig gewordenen Verfahrens 
nicht ausgeſchloſſen, ſo daß für eine einſtweilige Verfügung 
nach § 627 ZPO. Raum iſt. 

Zur Zeit beſtehen zwiſchen den Parteien ernſte Ehe⸗ 
zwiſtigkeiten. Die Klrin. lebt ſeit nahezu einem Jahr ge⸗ 
trennt; ſie will mit dem Bekl., der ſie nach ſeinem Vor⸗ 
bringen wieder bei ſich aufnehmen möchte, nicht mehr zu⸗ 
ſammenleben und hält die Ehe für zerrüttet. Einem geord⸗ 
neten ehelichen Zuſammenleben ſtehen daher zur Zeit erheb- 
liche Schwierigkeiten entgegen. Ob die Zerrüttung von einem 
Teil oder von beiden Teilen verſchuldet wurde, iſt hieher 
gleichgültig. Jede der Parteien hat ein Anrecht darauf, daß 
im Intereſſe geordneter äußerer Verhältniſſe für die Dauer 
des Scheidungsrechtsſtreits ihr Verhältnis zueinander ge⸗ 
richtlich geregelt iſt. Unter den gegebenen Umſtänden kann 
zur Zeit während des Scheidungsrechtsſtreits trotz ſeiner 
Ausſetzung der Klrin. das eheliche Zuſammenleben mit 
dem Bekl. nicht zugemutet werden. Es iſt zu billigen, daß 
das Landgericht ſie inſoweit von der Pflicht zu häuslicher 
Gemeinſchaft und Ehefolge entbunden hat. 

Die Sorge für die Perſon des gemeinſchaftlichen min⸗ 
derjährigen Kindes ſteht an ſich während der Ehe nach 
SS 1627, 1634 BGB. dem Vater und der Mutter neben⸗ 
y RG. 46, 382; 49, 368. 

2) JW. 1908, 279 10. 
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einander zu; bei einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen den 
Eltern geht die Meinung des Vaters vor; doch darf der 
Vater ſein Recht weder dem Kind noch der Frau gegenüber 
mißbrauchen. Im vorliegenden Fall beſteht eine durch den 
Scheidungsrechtsſtreit und das gerichtlich geſtattete Getrennt⸗ 
leben der Parteien geſteigerte, der gerichtlichen Regelung be⸗ 
dürftige Meinungsverſchiedenheit. Abgeſehen von dem nach 
§ 627 ZBO. nicht den Gegenſtand der einſtweiligen Ber: 
fügung bildenden Recht des Vaters zur geſetzlichen Vertre⸗ 
tung des Kindes will jede Partei die Sorge für die Perſon 
des Kindes dergeſtalt ausüben, daß ſie das Kind ſelbſt bei 
ſich hat, erzieht und beaufſichtigt. Das Vormundſchaftsge⸗ 
richt wurde nicht angerufen und ſchritt nicht von Amts wegen 
ein; das im Vordergrund ſtehende Intereſſe des Kindes ver⸗ 
langt mindeſtens im jetzigen Verfahrensabſchnitt eine ohne 
Aufſchub mögliche Regelung, wie ſie durch die einſtweilige 
Verfügung des Prozeßgerichts nach SS 627, 940 ZPO. ge⸗ 
troffen wurde. Das Landgericht regelte die Sorge für die 
Perſon des Kindes nicht etwa nach einzelnen beſtimmten 
Richtungen hin, ſondern wies der Mutter allein die ganze 
Sorge für die Perſon des Kindes — abgeſehen von ſeiner 
Vertretung, $ 627 ZPO. — zu, fo daß dem Vater neben 
der Vertretung nur der nicht völlig entziehbare perſönliche 
Verkehr mit dem Kinde verbleibt. Bei dem zarten Alter des 
Kindes und bei der vorausſichtlich verhältnismäßig kurzen 
Dauer der einſtweiligen Regelung iſt die Anordnung des 
Landgerichts grundſätzlich und hinſichtlich ihrer Ausdehnung 
zu billigen. Das zwiſchen 5 und 6 Jahre alte Kind iſt ſeit 
der Trennung bei der Mutter. Sein Intereſſe !) erheiſcht, 
daß ein Wechſel ſeines Aufenthalts, ſeiner Umgebung und 
der Erziehungsweiſe tunlichſt vermieden wird. Das körper⸗ 
liche und geiſtige Wohl des Kindes litten bisher nicht bei 
der Mutter; im Zweifel iſt eine ſo junge Tochter am beſten 
bei der Mutter untergebracht. Der Bekl. müßte ſchon wegen 


1) JW. 1905, 437 17; 1908, 279 10. 
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feines Berufs das Kind tagsüber der Obhut anderer über- 
laſſen. Wird aber dem Kind der Aufenthalt bei der Mutter 
angewieſen, ſo erſcheint es im Intereſſe einer gedeihlichen 
Erziehung unter den gegebenen Umſtänden während des 
Scheidungsrechtsſtreits geboten, durch Uebertragung der 
ganzen Sorge für die Perſon des Kindes an die dazu ge⸗ 
eignete Mutter die erforderliche Einheitlichkeit der Erziehung 
für die Prozeßdauer ſicherzuſtellen. Mittelbar iſt damit nun 
auch die Klage des Bekl. gegen die Klrin. auf Herausgabe 
des Kindes bis auf weiteres gegenſtandslos geworden: ſo⸗ 
lange der Kir. in die im Eheſtreit der Parteien nach $ 627 
3PO. wegen der Sorge für die Perſon des Kindes erlaſſene 
einſtweilige Verfügung zur Seite ſteht, iſt es nicht wider⸗ 
rechtlich im Sinn des $ 1632 BGB., daß die Klrin. dem 
Bekl. das Kind vorenthält ). 

Urteil des I. Zivilſenats vom 30. März 1917 i. S. F. 

gegen F. U.⸗Nr. 46/1917. 


17. 


Kollſtreckungsgegenklage, wenn der frühere Gläubiger 

den Hollfirerknugstitel nach Abtretung der Forderung 

erſchlichen hat. — Rechtsbehelfe auf Grund der Ab⸗ 
rede, den Vollſtreckungstitel nicht zu benützen. 


Am 4. April 1914 hat der Kläger dem Bekl., ſeinem 
damaligen Angeſtellten, über ſeine Darlehensforderung von 
25948 M. nebſt Zinſen eine vollſtreckbare Urkunde ausge⸗ 
ſtellt. Der Bekl. hatte von dem Geld, das er dem Kläger 
geliehen hat, einen größeren Betrag von einem Verwandten, 
dem Wirt A. St., aufgenommen und hatte ihm von ſeiner 
Darlehensforderung an den Kläger ſchon im Jahr 1913 
20000 M. abgetreten. Nachdem der Bekl. im Juli 1916 
wegen der ihm verbliebenen 5948 M. nebſt Zinſen die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die Liegenſchaft des Klägers hatte einleiten 


1) Warueyer, RGentſch. 1908 Nr. 69 (RG. IV. 21. 10. 1907. 
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laſſen, erhob der Kläger Klage mit dem Antrag, die Zwangs⸗ 
vollſtreckung aus der vollſtreckbaren Urkunde für unzuläſſig 
zu erklären. Er behauptete, der Bekl. habe den Voll⸗ 
ſtreckungstitel hinſichtlich der 20 000 M., deren Gläubiger er 
nicht mehr geweſen ſei, durch Verſchweigung der Abtretung 
erſchlichen und dürfe auch hinſichtlich der reſtlichen 5948 M. 
davon gegen den Kläger keinen Gebrauch machen, da er bei 
der Ausſtellung verſprochen habe, er werde den Titel nie⸗ 
mals gegen den Kläger, ſondern nur zu deſſen Gunſten ver: 
wenden, nämlich um andere Gläubiger von der Zwangsvoll— 
ſtreckung gegen ihn abzuhalten. Auch habe er im März 1915 
im Vergleichsweg die Herausgabe der vollſtreckbaren Urkunde 
an den Kläger zugeſagt. Das Landgericht hat die Klage 
abgewieſen. Auf die Berufung des Klägers iſt die Zwangs— 
vollſtreckung aus der vollſtreckbaren Urkunde dem Bekl. ge- 
genüber in Höhe von 20000 M. nebſt Zinſen für unzuläf- 
fig erklärt, im übrigen iſt die Berufung zurückgewieſen wor⸗ 
den aus folgenden 
Gründen: 

Die erhobene Klage iſt eine Vollſtreckungsgegenklage 
i. S. von § 767 vgl. mit § 797 ZPO. nur inſoweit, als 
die Einwendungen des Klägers den Anſpruch ſelbſt betreffen. 
Darunter iſt der dem Vollſtreckungstitel zugrunde liegende 
materielle Anſpruch zu verſtehen, hier alſo der in der voll⸗ 
ſtreckbaren Urkunde vom 4. April 1914 verkörperte Darle⸗ 
hensanſpruch auf Zahlung von 25849 M. nebſt Zinſen. Dieſe 
Auffaſſung entſpricht der herrſchenden Anſicht. Hierher ge— 
hört die Einwendung, die der Kläger daraus entnimmt, daß 
der Bekl. von ſeiner Darlehensforderung den Teilbetrag von 
20000 M. im Jahre 1913 an den Wirt A. St. abgetreten 
hat. Dieſer Einwand iſt beachtlich, obwohl die Abtretung 
vor Ausſtellung der vollſtreckbaren Urkunde ſtattgefunden hat, 
ZPO. 5 797 Abſ. 4. Auch ſetzt die Klage aus 8 767 nicht 
voraus, daß die Zwangsvollſtreckung aus dem betreffenden 
Titel betrieben wird. Uebrigens hat ja der Bekl. im Januar 
1915 und wiederholt im Januar 1916 wegen der ganzen 
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Summe von 25 849 M. pfänden laſſen wollen. Er will 
dies damit rechtfertigen und hält auch jetzt der Klage ent⸗ 
gegen, daß der neue Gläubiger St. damit einverſtanden ge⸗ 
weſen ſei, wenn er, der Bekl., für ihn im eigenen Namen 
den abgetretenen Betrag von 20000 M. beitreibe. Es kann 
unentſchieden bleiben, ob dieſes Vorbringen, ſeine fortdau⸗ 
ernde Richtigkeit vorausgeſetzt, die Klage hinſichtlich dieſes 
Betrags zu Fall bringen müßte. Denn für die Jetztzeit trifft 
die Behauptung des Bekl. nicht mehr zu. Nach deſſen ei⸗ 
genem Vorbringen hat St. neuerdings den ihm abgetrete⸗ 
nen Teil der Forderung ſelbſt geltend gemacht und dem Klä⸗ 
ger die Abtretung angezeigt. Danach liegt es jetzt nicht 
mehr in feinem Willen, daß Bekl. die 20000 M. für ihn 
beitreibt. Die Anſicht des Landgerichts, daß der Bekl. für 
die Klage, ſoweit fie hier in Frage ſteht, nicht paſſiv legiti« 
miert ſei, weil er den Betrag von 20 000 M. abgetreten habe 
und nicht mehr für ſich beanſpruche, trifft nicht zu. Bei 
der Vollſtreckungsgegenklage iſt der richtige Beklagte derje⸗ 
nige, für den der Vollſtreckungstitel ausgeſtellt iſt, und die 
Abtretung bildet gerade den Grund, weshalb er den Titel 
nicht mehr zur Zwangsvollſtreckung benützen darf. Die Klage 
iſt daher inſoweit, als fie die abgetretenen 20000 M. be⸗ 
trifft, begründet und es iſt dem Bekl. gegenüber auszuſpre⸗ 
chen, daß die Zwangsvollſtreckung aus der vollſtreckbaren 
Urkunde inſoweit unzuläſſig iſt. Der Einwand, daß er die 
Beitreibung des abgetretenen Betrags nicht mehr beabſich⸗ 
tige, ſchützt ihn vor dieſer Verurteilung nicht. 

Der Kläger will die Unzuläſſigkeit der Zwangsvollſtrek⸗ 
kung aus der vollſtreckbaren Urkunde auch hinſichtlich des 
Reſtbetrags von 5948 M. nebſt Zinſen ausgeſprochen wiſſen, 
zu dem dem Bekl. die Darlehensforderung noch zuſteht. Die 
Behauptung, der Bekl. habe den Vollſtreckungstitel erſchli⸗ 
chen, ſofern er die Abtretung der 20000 M. an St. ver⸗ 
heimlicht habe, trifft dieſen Teil der Klage nicht. Der Haupt⸗ 
einwand des Klägers geht dahin, daß dem Bekl. die voll⸗ 
ſtreckbare Urkunde nur gegen das Verſprechen erteilt worden 
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ſei, ſie niemals gegen den Kläger, ſondern nur zu deſſen 
Gunſten zu benützen. Auch ſoll der Bekl. im März 1915 
auf ſeine etwaigen Rechte aus der Urkunde dadurch verzichtet 
haben, daß er deren Herausgabe im Vergleichsweg zugeſagt 
habe. Dieſer Teil der Klage iſt keine Vollſtreckungsgegen⸗ 
klage i. S. von § 767 3PO., da ſich hier der Einwand 
des Klägers nicht gegen den materiellen Anſpruch, ſondern 
gegen den Vollſtreckungstitel als ſolchen bezw. gegen das 
Recht des Bekl., von ihm gegen den Kläger Gebrauch zu 
machen, richtet. Gaupp⸗Stein!) iſt der Anſicht, eine Abrede 
der Parteien, daß von einem Vollſtreckungstitel überhaupt 
nicht oder nicht in beſtimmter Friſt oder Art Gebrauch ge⸗ 
macht werden ſolle, müſſe, ſofern ſie ſich nicht trotz der pro⸗ 
zeſſualen Einkleidung als eine Stundung oder Beſchrän⸗ 
kung des Anſpruchs ſelbſt darſtelle, was hier nicht zutrifft, 
auf dem Wege des § 766 ZPO., d. h. durch Erinnerung 
beim Vollſtreckungsgericht geltend gemacht werden. Dieſer 
Anſicht kann für den Fall beigetreten werden, daß die frag- 
liche Abrede gegenüber einem rechtsgültig erworbenen Titel, 
insbeſondere einem rechtmäßig erſtrittenen Urteil gegenüber, 
geltend gemacht wird. Hier wird aber die Abrede in dem 
weiteren Sinn geltend gemacht, daß die vollſtreckbare Urkunde 
dem Bekl. nur zum Schein erteilt worden ſei, um damit 
die andrängenden Gläubiger des Klägers von zwangsweiſem 
Vorgehen abzuhalten, daß alſo die Parteien darüber einig 
geweſen ſeien, daß der Bekl. für ſich Rechte aus dem Voll⸗ 
ſtreckungstitel überhaupt nicht erwerben ſollte. Es handelt 
ſich alſo hier, mindeſtens in erſter Linie, um die Rechts⸗ 
beſtändigkeit des Vollſtreckungstitels als ſolchen, und um 
deren Verneinung zu erwirken, iſt die negative Feſtſtellungs⸗ 
klage der richtige Rechtsbehelf?). Das rechtliche Intereſſe 
an der alsbaldigen Feſtſtellung der Unzuläſſigkeit der Zwangs, 
vollſtreckung iſt damit gegeben, daß der Bekl. aus der voll— 


) Komm. z. ZPO. 8 767. II. 1 Abſ. 2 a. E. 
) Gaupp-Stein a. a. O. Vorbem. vor § 704 VI 3b. 


A. in Civilſachen. 129 


ſtreckbaren Urkunde für den Betrag von 5948 M. nebſt 
Zinſen zur Zeit die Zwangsvollſtreckung betreibt. | 
In fachlicher Beziehung iſt dieſer Teil der Klage nicht 
begründet. Die Zeugen R. und E. L. haben zwar beſtätigt, 
daß der Bekl. anläßlich der Ausſtellung der vollſtreckbaren 
Urkunde verſprochen habe, von ihr nicht — der Zeuge E. 
L. ſagt ſogar „nie“ — gegen den Kläger, ſondern nur zu deſſen 
Gunſten Gebrauch zu machen. Die Richtigkeit dieſer Angaben 
kann unterſtellt werden. Trotzdem iſt die Abrede nicht da⸗ 
hin aufzufaſſen, daß der Bekl. aus dem Titel überhaupt 
keine Rechte erwerben ſolle und daß er davon gegen den 
Kläger für alle Zeiten nicht und unter keinen Umſtänden 
Gebrauch machen dürfe. Der nächſte Zweck der Ausſtellung 
war allerdings der, die Gläubiger des Klägers von zwangs⸗ 
weiſem Vorgehen abzuhalten und ſo dem Zuſammenbruch 
des Klägers vorzubeugen. Dieſem Zweck hätte es wider⸗ 
ſtrebt, wenn der Bekl. den Titel alsbald dazu benützt hätte, 
über den Kläger herzufallen. Deshalb ſollte er die Aus⸗ 
ſtellung des Titels und die damaligen geſchäftlichen Schwierig⸗ 
keiten des Klägers nicht zum Anlaß nehmen dürfen, nun 
ſeinerſeits gegen dieſen vorzugehen. Dieſe Verhältniſſe haben 
ſich aber inzwiſchen dadurch völlig geändert, daß der Kläger 
ſein Geſchäft veräußert hat und der Bekl. aus dem Geſchäft 
ausgetreten iſt. Es iſt nicht anzunehmen, daß der Bekl. 
auch unter dieſen veränderten Umſtänden und nach Ablauf 
von faſt 3 Jahren ſeit der Ausſtellung der Urkunde von 
dieſer ſollte keinen Gebrauch machen dürfen und genötigt 
ſein ſollte, um zu ſeinem Recht zu kommen, ſich erſt einen 
neuen Vollſtreckungstitel im Wege eines Prozeſſes zu erſtreiten. 
Die angebliche Vereinbarung vom März 1915 iſt zwar 
von dem R. L. bezeugt; ſie muß aber trotzdem als wider⸗ 
legt angeſehen werden. ... (Dies wird näher ausgeführt). 
Urteil des I. Zivilſenats vom 30. März 1917 i. S. 
W. L. gegen O. St. U. Nr. 34/1917. 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 2. 9 
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18. 


Friſt für Erzwingung des Offenbarungseids zum Ball- 
zng einer einſtweiligen Berfügung. 


Durch einſtweilige Verfügung des K. Amtsgerichts St. 
vom 11. (zugeſtellt am 12.) Auguſt 1916 wurde angeordnet, 
daß der Schuldner einen von dritter Seite bezahlt erhaltenen 
Betrag von 5731 M. 56 Pf. bei dem Amtsgericht zu hinter⸗ 
legen habe. Nach dem Bericht des Gerichtsvollziehers vom 
16. Auguſt 1916 war die Zwangsvollſtreckung erfolglos. 
Die Gläubigerin lud den Schuldner am 23. Auguſt 1916 
zur Leiſtung des Offenbarungseids vor das Amtsgericht. 
Im Termin vom 29. Auguſt 1916 machte der Schuldner 
geltend, daß die einſtweilige Verfügung das Recht des Gläu⸗ 
bigers aus 8807 ZPO. nicht begründen könne. Durch 
Beſchluß vom 30. Auguſt 1916 wies das Amtsgericht die 
Einwendung als unbegründet zurück. Auf die ſofortige 
Beſchwerde des Schuldners hob die II. Zivilkammer des K. 
Landgerichts St. am 23. September 1916 den Beſchluß des 
Amtsgerichts auf; den Antrag des Gläubigers, dem Schuldner 
auf Grund der einſtweiligen Verfügung den Offenbarungseid 
abzunehmen, wies ſie zurück, weil die Vollziehung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung nach Ablauf eines Monats unzuläſſig 
ſei. Die weitere ſofortige Beſchwerde der Gläubigerin wurde 
zurückgewieſen aus folgenden 

Gründen: 

Nach § 929 Abſ. 2 ZPO. iſt die Vollziehung des Arreſt⸗ 
befehls unſtatthaft, wenn ſeit dem Tag, an welchem der Be⸗ 
fehl verkündet oder der Partei, auf deren Geſuch er erging, 
zugeſtellt worden iſt, ein Monat verſtrichen iſt. Auf die 
Vollziehung finden die Vorſchriften über die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung entſprechende Anwendung $ 928 ZPO. Würde 
es ſich im vorliegenden Fall um einen Offenbarungseid 
in einem Arreſtverfahren handeln ), jo wäre ein ſolcher uns 


) Vgl. Württ J. 25, 204. 
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zuläſſig, weil der Arreſt innerhalb der Friſt von einem 
Monat nicht vollſtreckt werden kann, alſo auch für einen 
Offenbarungseid, der nur dazu dient, ſpätere Vollſtreckungs⸗ 
akte vorzubereiten, kein Raum mehr iſt. Die Ladung zum 
Offenbarungseid innerhalb der Friſt von einem Monat kann 
nicht genügen, ſelbſt wenn man in einer ſolchen Ladung den 
Beginn der Vollſtreckung erblicken wollte, weil eben der 
§ 929 ZPO die Vollſtreckung ſelbſt innerhalb der Friſt ver⸗ 
langt. Nun fragt es ſich, wie weit dieſe Grundſätze auf 
einſtweilige Verfügungen anzuwenden ſind. Der Zweck der 
Beſtimmung des 8 929 Abſ. 2 ZPO. iſt, zu verhüten, daß 
eine Vollziehung des Arreſtes, für deſſen Anordnung ganz be⸗ 
ſtimmte Vorausſetzungen vorliegen müſſen, nicht nach dem 
Belieben des Gläubigers unter vielleicht ganz anderen Ver⸗ 
hältniſſen betrieben werden darf. Das trifft aber auch für 
einſtweilige Verfügungen zu, und nach 8936 ZPO. finden 
deshalb die Beſtimmungen über das Arreſtverfahren ent⸗ 
ſprechende Anwendung. Damit iſt nun nicht geſagt, daß 
der § 929 Abſ. 2 ZPO. auf alle einſtweilige Verfügungen 
anzuwenden iſt. Es hängt dies von dem Inhalt der Ver⸗ 
fügung ab. 

Im vorliegenden Fall iſt durch die einſtweilige Ver⸗ 
fügung angeordnet, daß der Schuldner eine beſtimmte Geld⸗ 
ſumme herauszugeben hat. Dieſe war ihm nach § 883 ZPO. 
von dem Gerichtsvollzieher wegzunehmen. Da ſie nicht ge⸗ 
funden worden iſt, hatte der Schuldner auf Verlangen des 
Gläubigers den Offenbarungseid zu leiſten, $ 883 Abſ. 2 ZPO. 
In einem ſolchem Fall, da es ſich um einen einmaligen 
Vollſtreckungsakt handelt, einen Unterſchied zwiſchen Arreſt 
und einſtweiliger Verfügung zu machen, liegt kein Grund 
vor und es kann die Anwendung des § 929 Abſ. 2 ZPO. 
hierauf keinem Bedenken unterliegen. 

Beſchluß des I. Zivilſenats vom 13. Oktober 1916. 

W. 200/1916. 
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14. 


IR durch Art. 15 Abſ. 3 des Gewerbe⸗ und Handels⸗ 
ſchulgeſetzes die Annahme einer fortgeſetzten Straftat 
ansgeſchloſſen? 


Die Frage wurde vom Strafſenat verneint. 

Der Angekl. hatte ſeine 4 Lehrlinge an verſchiedenen 
Tagen vom Beſuch der Gewerbeſchule zurückgehalten. Das 
Berufungsgericht hat ihn wegen 27 ſelbſtändiger Ueber⸗ 
tretungen gegen Art. 15 des Geſetzes betr. die Gewerbe⸗ 
und Handelsſchulen vom 22. Juli 1906 (Reg BBl. S. 499) 
verurteilt. Nach Art. 15 Ziff. 2 dieſes Geſetzes ſind die 
Gewerbeunternehmer verpflichtet, ihren zum Beſuch der ge⸗ 
werblichen Fortbildungsſchule verpflichteten Arbeitern die 
zu einem geordneten Schulbeſuch nötige freie Zeit zu ge⸗ 
währen, ſie zu pünktlichem und regelmäßigem Beſuch anzu⸗ 
halten und dieſen zu überwachen; nach Abſ. 3 werden Zu⸗ 
widerhandlungen für jeden einzelnen Fall mit Geldſtrafe bis 
zu 20 M. und im Unvermögensfall mit Haft bis zu drei 
Tagen beſtraft. 

Die Reviſionsrüge des Angekl., ihm habe angeſichts der 
dringlichen kriegsnotwendigen Arbeiten das Bewußtſein der 
Rechtswidrigkeit gefehlt, mußte an den tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen des Vorrichters ſcheitern. Dagegen iſt die weitere 
Rüge, die Annahme von 27 ſelbſtändigen Uebertretungen ſei 
nicht genügend begründet, als zutreffend anzuerkennen. Die 
Ausführung des Urteils, die Uebertretungen ſeien im Sinne 
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des Geſetzes als jeweils rechtlich ſelbſtändige Handlungen 
anzuſehen, legt die Annahme nahe, die Strafkammer ſei da⸗ 
von ausgegangen, durch die Faſſung „für jeden einzelnen 
Fall“ habe das Geſetz die Anwendung der Grundſätze über 
die fortgeſetzte Straftat ausſchließen und die Verſäumung 
jedes einzelnen Schultags ſchlechtweg als ſelbſtändige Ueber⸗ 
tretung erklären wollen. Dem iſt nicht beizutreten. Das 
Geſetz hat damit im Zweifel nur zum Ausdruck gebracht, 
daß bei wiederholter ſelbſtändiger Verſäumnis jeder Fall 
beſonders zu beſtrafen ſei (übereinſtimmend Komm. Schü tz⸗ 
Hepp, Anm. 6c zu dem inſoweit gleichlautenden und 
zweifellos in gleichem Sinn zu verſtehenden Art. 9 Volks⸗ 
ſchulgeſ. vom 17. Auguſt 1909 und vgl. hiezu Begründung 
zum Entf. Verh. Abg.⸗K. Beil. Bd. 102 S. 321). 

Wenn der Geſetzgeber die Anwendung der allgemeinen 
ſtrafrechtlichen Grundſätze über die fortgeſetzte Straftat hätte 
ausſchließen wollen, ſo hätte er dies mit anderen Worten 
und unzweideutig zum Ausdruck gebracht, wie er es in ſon⸗ 
ſtigen Geſetzen getan hat, vgl. Art. 5 Abſ. 4 Lotteriegeſ. vom 
18. Aug. 1911 Reg Bl. S. 555, Art. 14 Abſ. 4 Lichtſpielgeſ. vom 
31. März 1914 Reg Bl. S. 87. Es wäre dann insbeſondere 
beim Volksſchulgeſetz nicht nur naheliegend, ſondern geradezu 
notwendig geweſen, näher zu beſtimmen, was unter dem 
einzelnen Fall zu verſtehen ſei, die Verſäumnis eines 
Schultags oder etwa auch jedes halben Schultags, wie dies 
auch in den vom Kommiſſionsbericht angeführten Geſetzen 
anderer deutſcher Bundesſtaaten meiſt geſchehen iſt (Verh. 
Abg.⸗K. Beil. Bd. 104 S. 58). Der Beſtimmung des § 8 
Abſ. 1 Vollz. Verf. zum Volksſchulgeſetz vom 1. März 1910 
(Reg Bl. S. 105) „für einen Schultag iſt auch wenn der 
Unterricht am Vor⸗ und Nachmittag verſäumt wird, nicht 
mehr als eine Verſäumnis zu rechnen“ kommt für die Aus⸗ 
legung des Geſetzes in dieſer Frage keine Bedeutung zu. 
Aus den Materialien zum Gewerbe⸗ und Handelsſchulgeſetz 
(Verh. Abg.⸗K. 1904/06 Beil. Bd. 4 S. 453) iſt zur Aus⸗ 
legung überhaupt nichts, aus denen zum Volksſchulgeſetz nur 
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weniges zu entnehmen. Ein von der II. Kammer in die 
Volksſchulnovelle von 1902 eingeſchobener Art. 1a hatte 
Schulverſäumniſſe in der Regel mit einer Geldſtrafe von 
50 Pf. bis 1 M. bedroht; in der Kammer der Standesherren 
wurde — neben anderen Bedenken — hiezu beantragt, Ver⸗ 
ſäumniſſe mit 50 Pf. bis 30 M. zu beſtrafen. Zur Be⸗ 
gründung wurde u. a. geltend gemacht: der Beſchluß der 
II. Kammer bedrohe mit der Geldſtrafe von 50 Pf. bis 1 M. 
nicht bloß die Verſäumnis des einzelnen Schultags, ſondern 
auch die fortgeſetzte Verſäumnis. Der Antragſteller hat ſich 
alſo auf denſelben Standpunkt geſtellt, deshalb eine Erhöhung 
der Höchſtſtrafe für erforderlich erachtet, Verh. K. d. St. 
1901/04, II. Prot. Bd. S. 1096. Die Begründung des im 
Jahr 1905 vorgelegten Entwurfs hat dieſe Einwendungen 
anerkannt (Verh. Abg.⸗K. Beil. Bd. 102 S. 321). Wenn 
nun der Entwurf ſelbſt „für jeden einzelnen Fall“ eine 
Strafe von 50 Pf. bis 20 M. androhte, ſo folgt aus der 
Einſchaltung der Worte „für jeden einzelnen Fall“ nicht, 
daß er die Annahme einer fortgeſetzten Verſäumnis als eines 
einzelnen Falles ausſchließen wollte, vielmehr hat er offenbar 
im Anſchluß an dieſe in der Kammer der Standesherren 
geäußerten Bedenken, insbeſondere auch wegen der fortge⸗ 
ſetzten Verſäumnis, eine höhere Geldſtrafe für nötig gehalten. 
Die Einführung der (auch im Volksſchulgeſetz vom 29. Sep⸗ 
tember 1836 Art. 9 nicht enthaltenen) Worte „für jeden 
einzelnen Fall“ hatte ihren Grund offenbar darin, daß wie 
aus der Verfügung des Miniſteriums des Innern vom 
4. Juli 1884 (ABl. S. 277) zu entnehmen iſt, nicht ſelten 
in der Praxis mehrere ſelbſtändige Verſäumniſſe nur mit 
einer Strafe oder einer den 88 78, 77 Abſ. 2 StGB. nicht 
entſprechenden Mehrheit von Strafen geahndet wurden. Dem 
gegenüber kommt der Meinungsäußerung eines einzelnen 
Abgeordneten in der Kommiſſion und in der II. Kammer 
(Verh. Ab.⸗K. Beil. Bd. 104 S. 60, Prot. Bd. 87 S. 3451), 
durch die Faſſung des Entwurf werde die Behandlung eines 
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fortgeſetzten Verſäumniſſes als ein einzelner Verſäumnisfall 
ausgeſchloſſen, entſcheidende Bedeutung nicht zu. 

Das Urteil famt den tatſächlichen Feſtſtellungen beruht 
möglicherweiſe auf dem erwähnten Rechtsirrtum, da die 
Strafkammer in die durch den Sachverhalt ohne weiteres 
nahegelegte Erörterung, ob nicht alle Verſäumniſſe oder doch 
ein Teil eine fortgeſetzte Straftat darſtellen, nicht eingetreten 
iſt. Dabei mag bemerkt werden, daß auch die Abhaltung 
mehrerer Schüler vom Schulbeſuch eine Straftat 
enthalten kann, da das Rechtsgut, welches das Geſetz ſchützen 
will, nicht ein höchſtperſönliches Recht des einzelnen Schü⸗ 
lers, ſondern die Ordnung des Schulweſens überhaupt iſt. 
Das Urteil unterlag daher der Aufhebung und Zurückver⸗ 
weiſung in die Vorinſtanz. 

Urteil des Strafſenats vom 9. Juli 1917 in der Straf⸗ 

ſache gegen K. M. in U. wegen Zuwiderhandlung ge⸗ 

gen das Gewerbeſchulgeſetz. 


15. 


IR der ̃ertreter des Hanseigentümers bei Wohnungs⸗ 
wechſel meldepflichtig? 


Die Rentnerin H. in M. hatte die geſamte Verwaltung 
ihres Hauſes in St. dem Angekl. derart übertragen, 
daß dieſer ſelbſtändig die Mietverträge abſchloß, die Miet⸗ 
zinſe vereinbarte und einzog, die Mieter an⸗ und abmeldete 
uſw. Ein Mieter G. kündigte im Frühjahr und zog anfangs 
Juli aus, wobei er die Anzeige hievon der H. nebſt den 
Schlüſſeln überfandte und dieſe alsbald hievon dem Angekl. 
Mitteilung machte. Dieſer erſtattete aber erſt im Auguſt in⸗ 
folge Beanſtandung durch die Polizei die Anzeige von dem 
Wohnungswechſel. Vom Berufungsgericht iſt der Angekl. 
wegen verſpäteter Abmeldung auf Grund der 88 1, 2, 3 
Abſ. 2 der Meldepolizeiordnung vom 20. Dezember 1913 
vgl. mit Art. 15 Ziff. 2 PolStG. zu einer Geldſtrafe ver⸗ 
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urteilt worden. Die hiegegen eingelegte Reviſion wurde 
verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Reviſion beſtreitet die rechtliche Verpflichtung des 
Angekl. zur Abmeldung, nur der Hauseigentümer ſei Ver⸗ 
mieter im Sinne der Meldepolizeiordnung. Ob allerdings 
die Hilfserwägung der Strafkammer, der Angekl. habe die 
Verpflichtung gegenüber der Polizeibehörde in deren Ein⸗ 
verſtändnis übernommen, haltbar iſt, kann fraglich ſein. 
Beizutreten iſt aber der Annahme der Strafkammer, daß der 
Angekl. bei dem Umfang der ihm von der ortsabweſenden 
Hauseigentümerin übertragenen Verwaltung als Vermieter 
im Sinn der Meldepolizeiordnung anzuſehen ſei. Nur dieſe 
Auslegung, die mit dem Wortlaut wohl zu vereinbaren iſt, 
wird dem Sinn und Zweck der Verordnung gerecht. Andern⸗ 
falls wäre, wie die Strafkammer mit Recht ausführt, in 
derartigen Fällen die Erfüllung der Vorſchriften gefährdet, 
da der Eigentümer mangels Verſchuldung, der Verwalter 
mangels Verantwortlichkeit, ſtraflos bleibe. So kann auch 
füglich nicht bezweifelt werden, daß falls der Eigentümer 
durch einen geſetzlichen Vertreter bei Verwaltung des 
Hauſes vertreten wird, dieſer meldepflichtiger Vermieter iſt. 
Ob und in welchem Umfang daneben der Vertreter melde⸗ 
pflichtig iſt, kann dahingeſtellt bleiben. 

Urteil des Strafſenats vom 21. Mai 1917 in der Straf⸗ 

ſache gegen A. L. in St. wegen Verfehlung gegen die 

Meldepolizeiordnung. 


16. 


Kommt einer vorläufigen Keſitzſtandeinweiſung gemäß 
Art. 42a FeldberGeſ. die Bedentung einer polizeilichen 
Anordnung im Sinn des Art. 37 Polt. zu? 


Die Frage wurde vom Strafſenat verneint. 
Der Angekl. hatte im Juni 1916 u. a. eine Wieſen⸗ 
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fläche abgemäht, in deren Beſitz bei der infolge des Kriegs⸗ 
ausbruchs nicht völlig zum Abſchluß gekommenen Feldbe⸗ 
reinigung gemäß Art. 42 a des Feldbereinigungsgeſetzes vom 
30. März 1886/16. Auguſt 1909 fein Nachbar B. im Herbſt 
1913 vorläufig eingewieſen worden war. Zuvor hatte der 
Angekl. bei der Zentralſtelle für die Landwirtſchaft ſich be⸗ 
ſchwert, daß ihm die Wieſe nicht in den ſeitherigen Grenzen 
zugewieſen wurde und war mit dieſer Beſchwerde auf die 
Schlußtagfahrt verwieſen worden. Vom Schöffengericht we⸗ 
gen Felddiebſtahls im Sinne des Art. 36 Abi. 1 Pol StGB. 
verurteilt, erwirkte der Angekl. in der Berufungsinſtanz, 
ſeine Freiſprechung. Ein Felddiebſtahl wurde verneint, weil 
ſich der Angekl. der vorläufigen Einweiſung der möglicher⸗ 
weiſe ihm gehörenden Fläche nicht bewußt geweſen ſei und 
der Tatbeſtand des Art. 37 Pol StG. wurde nicht angenom⸗ 
men, weil in der vorläufigen Beſitzſtandeinweiſung nicht eine 
ortspolizeiliche Anordnung im Sinne dieſer Beſtimmung, 
ſondern lediglich die Ordnung eines zwiſchen zwei beſtimmten 
Einzelperſonen beſtehenden privatrechtlichen Verhältniſſes zu 
erblicken ſei. 

Die Reviſion der Staatsanwaltſchaft ſah in der erſteren 
Annahme einen inneren Widerſpruch mit der Feſtſtellung der 
vorerwähnten Beſchwerdeerhebung wegen Nichtzuweiſung der 
betreffenden Wieſenfläche und in der zweiten Annahme eine 
Verkennung der Bedeutung des Art. 42a (Novelle vom 
16. April 1909, Reg Bl. S. 211). Denn die vorläufige ord⸗ 
nungsmäßige Beſitzſtandeinweiſung durch die Vollzugskom⸗ 
miſſion diene nur in zweiter Linie der Regelung privatrecht⸗ 
licher Verhältniſſe, da den Grundſtücksnachbarn („den Be⸗ 
teiligten im einzelnen Fall“) eine anderweite Vereinbarung 
vorbehalten ſei; erſtere bezwecke und bewirke nach der ge⸗ 
ſchehenen Neueinteilung und Abſteckung der Grundſtücke den 
vorläufigen Antritt des neuen Beſitzſtandes durch alle Be⸗ 
teiligten, auch ſoweit ſie nicht einverſtanden ſeien, ſowie den 
Uebergang des Fruchtbezugs; die Vollzugskommiſſion als im 
öffentlichen Recht anerkanntes Organ habe „die zur Durch⸗ 
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führung der Einweiſung erforderlichen Maßnahmen zu treffen“ 
und es ſei bei der Geſetzesberatung ausdrücklich von der 
Ausbeutung von Hoheitsrechten hiebei die Rede geweſen; 
mit dieſer Beſitzeinweiſung wolle vor allem die Ordnung auf 
der bereinigten Feldmark ſichergeſtellt, insbeſondere z. B. unter 
Zurückdrängung von Einzelintereſſen zugunſten der Geſamt⸗ 
heit der Markungsgenoſſen die Benutzung neu angelegter 
Feldwege, Gräben, Ausfahrten garantiert werden; ſie müſſe 
demnach als eine polizeiliche, zur Ordnung in der Feldmar⸗ 
kung erlaſſene Anordnung, die nicht bloß Privatrechtsver⸗ 
hältniſſe regle, angeſehen werden und ſie genieße ſomit den 
ſtrafrechtlichen Schutz des Art. 37 Pol StG. — Die Revi⸗ 
ſion der Staatsanwaltſchaft wurde verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Der behauptete Widerſpruch zwiſchen den beiden Feſt⸗ 
ſtellungen iſt ein unbeachtlicher Angriff auf die Beweiswür⸗ 
digung. Darin daß die Strafkammer in der vorläufigen 
Einweiſung nicht eine zur Ordnung in der Feldmark erlaſſene 
polizeiliche Anordnung erblickt hat, iſt ihr beizutreten. Die 
Feldbereinigung mit den innerhalb derſelben vorgeſehenen 
Verfügungen der Feldbereinigungsbehörden gehört überhaupt 
nicht in das Gebiet der Polizei. Sie iſt vielmehr ein eigen⸗ 
artiges, auf der Zuſtimmung der Beteiligten, wenigſtens in 
der Form des Mehrheitsbeſchluſſes (vgl. Art. 3, 12 des Gef.) 
beruhendes Verwaltungs verfahren, das, wenn auch 
zwecks beſſerer Ordnung, die Aenderung der beſtehenden 
Verhältniſſe hinſichtlich der Feldwege oder Feldeinteilung 
(Art. 1), insbeſondere durch Aenderung der privatrechtlichen 
Verhältniſſe bezweckt. Es handelt ſich hienach um eine, 
wenn auch mit Zwangsgewalt ausgeſtattete Mitwirkung der 
Staatsgewalt an der Regelung gemeinſchaftlicher dem Privat⸗ 
recht angehörender Verhältniſſe (vgl. Art. 113 EG. z. BGB.). 
Das Verfahren berührt ſich einerſeits mit der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, andererſeits mit der Enteignung. Auch die 
durch das Geſetz betr. die Abänderung des Feldber Geſ. vom 
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16. Auguſt 1909 (RegBl. S. 211) eingeführte vorläufige 
Einweiſung iſt nicht anders zu beurteilen. Sie iſt ebenſo⸗ 
wenig eine polizeiliche Anordnung wie die den Zeitpunkt des 
Eigentumsübergangs beſtimmende Verfügung der Zentral⸗ 
ſtelle (Art. 47) und der Vollzug der Neueinteilung nach 
Art. 49 durch die Vollzugskommiſſion, ſondern lediglich ein 
teilweiſer (in Ausdehnung des Beſitzes und Rechts zur Frucht⸗ 
ziehung) vorläufiger Vollzug der beſchloſſenen Neueinteilung. 
Aus der von der Reviſion angeführten Entſtehungsgeſchichte 
des Art. 42 a (Mot. und Beratung hiezu, Verh. der Kamm. 
der Abg. Beil. Bd. 102 S. 494, Prot. Bd. 89 S. 5385 bis 
5402, Verh. der Kamm. der Standesh. Prot. Bd. 25 
S. 1281/3) iſt nichts für die hier zur Entſcheidung ſtehende 
Frage zu entnehmen. Die vollzogene Einweiſung findet 
ihren genügenden Schutz in den Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts über Beſitz und Fruchterwerb, und in den all⸗ 
gemeinen Strafgeſetzen. 

»Es bedarf daher auch keines Eingehens auf die Rüge 
der Reviſion, die Verneinung einer Fahrläſſigkeit des Angekl. 
ſei nicht genügend begründet und da das Urteil auch im 
übrigen einen Rechtsirrtum nicht erkennen ließ, war die Re⸗ 
viſion als unbegründet zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 19. März 1917 in der Straf⸗ 

ſache gegen G. K. in G. wegen Felddiebſtahls. 


17. 


Inwiefern haben die Viehhändler mehrere Kontroll⸗ 
bücher zu führen? 


Aus den 
Gründen: 

Auf Grund des § 17 Ziff. 4 Viehgeſ. vom 26. Juni 
1909 iſt zum Schutz gegen ſtändige Seuchengefahr durch 
88 20, 23 der AusführVorſch. des Bundesrats vom 7. De⸗ 
zember 1911 und die inſoweit gleichlautenden 88 31, 33 und 
Vollz Verf. des Miniſt. des Innern vom 11. Juli 1912 


140 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


(Reg Bl. S. 293) vorgeſchrieben, daß Viehhändler über die 
in ihrem Beſitz befindlichen Pferde uſw. Kontrollbücher führen 
müſſen, daß letztere von den Führern der Transporte jeder⸗ 
zeit mitgeführt und den Polizeibeamten ſowie beamteten 
Tierärzten auf Verlangen zur Einſicht vorgelegt werden 
müſſen. Der Angekl., ein Viehhändler, verkaufte telefoniſch 
zwei in ſeinem Beſitz befindliche Pferde an den Bauern R. 
in G. mit der Vereinbarung, daß er die Pferde dem R. auf 
die Station L. entgegenbringen laſſe. Der Knecht des 
Angekl. verbrachte auf deſſen Weiſung ſodann die Pferde 
nach dieſer Station, ein Kontrollbuch gab ihm der Angekl. 
hiebei nicht mit, ſondern er trug das eine von ihm geführte 
Kontrollbuch ſelbſt bei ſich. Der Angekl. wurde vom Be⸗ 
rufungsgericht wegen fahrläſſiger Uebertretung gegen 8 76 
Ziff. 1 RViehſGeſ. verurteilt, feine hiegegen eingelegte Re⸗ 
viſion iſt begründet. 

Unbegründet iſt allerdings der Angriff gegen die An⸗ 
nahme der Strafkammer, bei dem feſtgeſtellten Sachverhalt 
ſei während des Transports nicht R., ſondern der Angekl. 
Beſitzer der Pferde geweſen. Unzutreffend iſt ferner der 
Standpunkt des Angekl., er habe ſeinem Knecht kein Kontroll⸗ 
buch mitgeben müſſen, weil die Vorſchriften ihn nur zur 
Führung eines Kontrollbuchs verpflichten und berechtigen, 
das er ſelbſt, insbeſondere für etwaige gleichzeitige Trans⸗ 
porte habe bei ſich führen müſſen. Bei dem beſtimmten 
Wortlaut der Vorſchrift und ihrem Zweck kann, wie die 
Strafkammer zutreffend ausführte, keine Rede davon ſein, 
daß für den fraglichen Fall eine Ausnahme zugelaſſen wäre. 
Für die Bundesratsverordnung beſtand keine Veranlaſſung, 
die Führung mehrerer Kontrollbücher vorzuſchreiben, es 
genügte vielmehr die erwähnte Vorſchrift und konnte im 
übrigen dem einzelnen Händler überlaſſen bleiben, ſeinen 
Geſchäftsbetrieb ſo einzurichten, daß er die Verpflichtung zu 
erfüllen in der Lage war. Bei gleichzeitigen Transporten 
war allerdings die Führung mehrerer, insbeſondere etwa 
gleichlautender Bücher nicht zu umgehen und ebenſo konnte 
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ſie auch wenn Vieh zum Teil im Stall, zum Teil auf dem 
Transport war, wegen der Möglichkeit einer Kontrolle des 
Stallviehs in Frage kommen. Nähere landesrechtliche Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen, wie ſie z. B. in Bayern mit der 
Vorſchrift, in ſolchen Fällen mehrere Kontrollbücher zu führen, 
ergangen find (Gef. und Ver Bl. 1912 S. 405) wären aller: 
dings zweckmäßig geweſen, unbedingt notwendig waren fie - 
aber nicht; ſoweit Vorſchriften nicht beſtanden, blieb eben 
dann die nähere Art und Weiſe der Führung der Kontroll⸗ 
bücher dem Händler überlaſſen. 

Die Strafkammer hat vorſätzliche Zuwiderhandlung ge⸗ 
gen § 76 Ziff. 1 RViehſGeſ. verneint, weil dem Angekl. 
nicht zu widerlegen ſei, daß er die Vorſchrift falſch verſtan⸗ 
den hat. Dies iſt rechtlich nicht zu beanſtanden, da mit der 
Entſcheidung des Reichsgerichts (RGSt. Bd. 47 S. 282; 
a. M. Oberſtes Bayr. Lg. Bd. 13 S. 227) davon auszu⸗ 
gehen iſt, daß die nicht im Geſetz ſelbſt enthaltenen, ſondern 
auf Grund des Geſetzes von einer zuſtändigen Stelle er⸗ 
laſſenen, wenn auch allgemein gültigen Anordnungen nicht 
Beſtandteil des Strafgeſetzes ſind. Die Annahme einer 
Fahrläſſigkeit iſt aber nicht hinreichend begründet und beruht 
möglicherweiſe auf Rechtsirrtrum. Bei dem Wortlaut der 
Vorſchrift durfte der Angekl. allerdings an ſich nicht ohne 
weiteres annehmen, ſeine Auslegung ſei richtig, ſelbſt wenn 
ſie von weiteren Kreiſen geteilt wurde. Die Strafkammer 
ſagt nämlich, vermutlich infolge eines Verteidigungsvor⸗ 
bringens des Angekl., es komme in Betracht, daß nach der 
beſtehenden Uebung die Vorſchriften in weiten Kreiſen ſo 
gehandhabt wurden, wie es der Angekl. getan hat, daß na⸗ 
mentlich der Geſchäftsherr Unterbedienſteten kein Kontroll⸗ 
buch mitgibt, ſondern das eine Kontrollbuch ſelbſt bei ſich 
führt. Die Reviſion macht hiezu geltend, ſämtliche württem⸗ 
bergiſchen Viehhändler hätten ſeither nur ein Kontrollbuch 
geführt, das im Beſitz des Händlers geweſen ſei und bei ihm 
habe eingeſehen werden können; dieſe Art der Regelung ſei 
von den Oberämtern und Oberamtstierärzten ſtillſchweigend, 
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ja beinahe ausdrücklich geduldet worden. Die Bücher ſeien 
periodiſch den beamteten Tierärzten und den Oberämtern 
vorzulegen, und obwohl die Behörden genau wiſſen, daß ein 
Viehhändler oft 5—6 Transporte unterwegs hat, hätten fie 
niemals die Führung mehrerer Kontrollbücher verlangt, bei 
Einführung der Bücher ſeien die Viehhändler von den Be⸗ 
hörden über die Führung belehrt worden, niemals ſei ihnen 
aber geſagt worden, daß ſie mehrere Kontrollbücher führen 
müßten. Nach Lage des Falles war nun eine nähere Feſt⸗ 
ſtellung über den Umfang ſolcher Uebung und das tatſäch⸗ 
liche Verhalten der Behörden hiezu geboten. Denn wenn 
tatſächlich die Uebung eine ſo allgemeine war, wie die Re⸗ 
viſion behauptet, ohne daß die Behörden ſie beanſtandeten, 
ſo durfte der Angekl. ohne zu weiterer Erkundigung Anlaß 
zu haben, davon ausgehen, daß die Behörden ſeine Auffaſ⸗ 
ſung teilen und es könnte ihm dann ſein Irrtum nicht zur 
Schuld angerechnet werden. Mit der bloßen Bemerkung des 
Urteils, auf Erkundigung hätte der Angekl. von der Be⸗ 
hörde die richtige Auskunft erhalten, durfte das Schutzvor⸗ 
bringen des Angekl. nicht abgetan werden. Hienach war 
gemäß 5 393 Abſ. 1 und 2, § 394 Abſ. 2 StPO. zu er⸗ 
kennen. N 

Urteil des Strafſenats vom 2. Oktober 1916 in der 

Strafſache gegen Handelsmann H. E. T. in B. wegen 

Uebertretung gegen das Viehſeuchengeſetz. 


18. 


Zur Auslegung der Meldepolizeiordnung vom 20. Be: 
zember 1913. Wird durch die Beſtrafung wegen uner⸗ 
lanbter Rückkehr eines Ausgewieſenen [eine Beſtra⸗ 
fung wegen unterlaſſener Anmeldung ausgeſchloſſen? 


Dieſe Frage iſt vom Strafſenat verneint worden. 
Der aus Stuttgart durch polizeiliche Verfügung aus⸗ 
gewieſene, zuletzt angeblich in E. wohnhafte Angekl. hat ſich 
in der Zeit vom 28. März bis 14. Juni 1914 in Stuttgart 
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wieder aufgehalten und zwar hat er in einer oder mehreren 
nicht ermittelten Wohnſtellen daſelbſt genächtigt und gewohnt, 
auch eine Woche bei einem Schmied in Stuttgart gearbeitet. 
Gemeldet war er bei der Polizeibehörde nicht; die Melde⸗ 
friſt beträgt nach der Meldepolizeiordnung drei Tage an 
ſich. Von der Stadtdirektion iſt der Angekl. wegen uner⸗ 
laubter Rückkehr aus Art. 10 Ziff. 1 Pol StG. mit 2 Wo⸗ 
chen Haft beſtraft worden, die er verbüßt hat. Wegen Ueber⸗ 
tretung gegen Art. 15 Ziff. 2 Pol StG. (Zuwiderhandeln 
gegen die Vorſchriften über Anzeige von Orts⸗ und Woh⸗ 
nungswechſel) in Verbindung mit 88 1, 3 der Meldepolizei⸗ 
ordnung vom 20. Dezember 1913 (RegBl. S. 358) iſt er 
vom Schöffengericht auf Grund von Konſumtion dieſer 
Straftat freigeſprochen, auf Berufung des Staatsanwalts 
von der Strafkammer zu Strafe verurteilt worden. Die 
hiegegen von ihm eingelegte Reviſion wurde verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Reviſion des Angekl. rügt Verletzung der Melde⸗ 
polizeiordnung; er habe damals in Sch. eine polizeilich ge⸗ 
meldete Wohnung gehabt, in Stuttgart habe er ſich nur 
„beſuchsweiſe“ aufgehalten, um ſich von einem Spezialarzt 
behandeln zu laſſen und ſei daher erſt nach Ablauf eines 
Monats zur Meldung verpflichtet geweſen. Die Rüge iſt 
nicht begründet. Auch wenn ſich der Angekl. nur vor⸗ 
übergehend in Stuttgart aufgehalten hat, ſo hatte er 
ſich doch innerhalb dreier Tage zu melden, vorausgeſetzt, daß 
ſein Aufenthalt auf mehr als einen Monat — Familienbe⸗ 
ſuch kommt offenbar nicht in Frage — berechnet war, Abſ. 3 
§1 StPO. Die Strafkammer ſtellt zwar nicht ausdrücklich 
feſt, daß der Angekl. ſich nicht nur vorübergehend oder doch 
mehr als einen Monat in Stuttgart aufzuhalten beabſichtigte; 
ihre Feſtſtellungen ſind aber ſo zu verſtehen. Es muß als 
ausgeſchloſſen gelten, daß ſie die fragliche Vorſchrift über⸗ 
ſehen hätte und zu einer beſonderen Erörterung hatte ſie 
keinen Anlaß, da der Angekl. mit dieſem Einwand erſt jetzt 
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in der Reviſionsinſtanz hervorgetreten iſt. Das neue tat⸗ 
ſächliche Vorbringen des Angekl. iſt gegenüber dieſer Feſt⸗ 
ſtellung nach $ 376 StPO. unbeachtlich. 

Wie ferner die Strafkammer mit Recht abweichend vom 
Schöffengericht angenommen hat, ſteht der Verurteilung des 
Angekl. ſeine Beſtrafung wegen unerlaubter Rückkehr nicht 
entgegen. Eine Konſumtion im eigentlichen Sinn 
kommt nicht in Frage, da die geſetzlichen Tatbeſtände nicht, 
auch nicht teilweiſe zuſammenfallen (Württ. Ib. Bd. 25 
S. 325). Der Umſtand, daß der unbefugt Zurückkehrende 
zur Verdeckung dieſer ſtrafbaren Handlung die Anmeldung 
regelmäßig unterlaſſen wird, vermag dieſe Vorausſetzung 
nicht herzuſtellen. Auch eine ſog. aushilfsweiſe (ſub⸗ 
ſidiäre) Geltung der Strafvorſchrift wegen Uebertretung der 
Meldepolizeiordnung, die auch bei nicht zuſammenfallenden 
Tatbeſtänden möglich wäre (Ols hauſen, 9. Aufl. Note 13 
zu § 73, Frank, 4.— 10. Aufl. Note 7 zu $ 73 StGB.) 
iſt zu verneinen. Sie würde vielleicht zutreffen, wenn der 
Zweck der Meldepflicht ausſchließlich oder doch in der Haupt⸗ 
ſache die Verhinderung des Aufenthalts ausgewieſener Per⸗ 
ſonen wäre, wenn alſo beide Tatbeſtände den Schutz des⸗ 
ſelben Intereſſes bezweckten (vgl. Binding, Handbuch Bd. 1 
S. 76). Die Meldepflicht beruht aber auf den verſchieden⸗ 
artigſten Intereſſen der ſtaatlichen Ordnung. Es muß daher 
als ausgeſchloſſen gelten, daß nach dem Willen des Geſetz⸗ 
gebers die Vorſchrift im Verhältnis zu dem Verbot der 
unerlaubten Rückkehr nur ſubſidiär gelten ſoll. Die Erwä⸗ 
gung, daß die Anmeldung im tatſächlichen Ergebnis auf eine 
Selbſtanzeige hinauslaufen kann, rechtfertigt eine abweichende 
Beurteilung nicht; denn Vorſchriften der in Frage ſtehenden 
Art haben neben anderen vielfach den Zweck, die Ermitt⸗ 
lung und Ergreifung von Straftätern zu erleichtern. 

Urteil des Strafſenats vom 28. Februar 1916 in der 

Strafſache gegen A. R. von St. wegen Uebertretung 

der Meldepolizeiordnung. 
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19. 


Mie iſt die Strafe zu bemeſſen, wenn die in einer un⸗ 
anfechtbar gewordenen polizeilichen Strafverfügung 
als Hebertretung beurteilte Straftat in ſpüterem ge- 
richtlichem Berfahren als Rergehen feſtgeſtellt wird? 


Gegen den Angekl., der über die Polizeiſtunde hinaus 
in der Küche ſeiner Wirtſchaft an Gäſte Getränke abgegeben 
hatte, war zunächſt durch vollſtreckbar gewordene Straf⸗ 
verfügung des Stadtpolizeiamts U. eine Geldſtrafe von 30 M. 
verhängt worden, die er ſofort bezahlt hat. Auf nach⸗ 
trägliche Anklage der Staatsanwaltſchaft wurde er durch 
das Berufungsurteil der Strafkammer wegen unerlaubten 
Wirtſchaftens i. S. des § 147 Ziff. 1, 8 33 GwdO. zu 
der Geldſtrafe von 10 M. verurteilt mit der Begründung: 
wenn die Strafkammer auch die ideell konkurrierende Ueber⸗ 
tretung abzuurteilen gehabt hätte, hätte ſie auf eine Geld⸗ 
ſtrafe von 40 M. erkannt; da es aber bei der rechtskräf⸗ 
tigen Polizeiverfügung ſein Verbleiben habe, ſeien die 30 M. 
abzuziehen. 

Die ſchriftliche Reviſionsbegründung der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft rügt Verletzung der Grundſätze über den Klagever⸗ 
brauch, die Strafe hätte ohne Rückſicht auf die unwirkſam 
gewordene Strafverfügung feſtgeſetzt werden müſſen; in der 
Hauptverhandlung machte die Staatsanwaltſchaft in erſter 
Linie Verletzung des $ 73 StGB. geltend. Die Art und 
Begründung der Strafſchöpfung mit 10 M. ſei rechtsirr⸗ 
tümlich, da wegen derſelben Tat ſtets nur eine Strafe aus⸗ 
geſprochen werden dürfe und jo ohne Rückſicht auf die polizeiliche 
Strafverfügung im Urteil auf die volle, für zutreffend 
erachtete Strafe mit 40 M. hätte erkannt werden ſollen. 
Der ſchon bezahlte Teil dieſer Strafe dürfe hernach aller⸗ 
dings nicht noch einmal eingefordert, ſondern müſſe bei der 
Vollſtreckung angerechnet werden. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 2. 10 
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Aus den 
Gründen: 

Die Reviſion iſt zuläſſig, da die Frage, ob ein Ver⸗ 
brauch der Strafklage eingetreten iſt, zugleich dem materiel⸗ 
len Strafrecht angehört, (vgl. Württ. J. Bd. 4 S. 305; 
RGSt. Bd. 43 S. 60, Bd. 4 S. 152; Bd. 35 S. 367; 
Bd. 25 S. 27). 

Die Reviſion iſt jedoch unbegründet. Die Frage, ob 
bei einheitlichem Zuſammentreffen einer Uebertretung mit 
einem Verbrechen oder Vergehen eine zunächſt wegen der 
Uebertretung ergangene, vollſtreckbar gewordene polizeiliche 
Strafverfügung im Fall ſpäterer gerichtlicher Aburteilung 
der Tat unter Beſchränkung auf ihren Inhalt wirkſam bleibt 
(relative Rechtskraft) und daher bei Feſtſetzung der gericht⸗ 
lichen Strafe durch Abzug zu berückſichtigen iſt, iſt nicht un⸗ 
zweifelhaft. Für den amtsrichterlichen Strafbefehl iſt dieſe 
Behandlungsweiſe in der reichsgerichtlichen Rechtſprechung 
im Hinblick auf $ 450 StPO. anerkannt (vgl. RGSt. Bd. 46 
S. 53; Bd. 29 S. 156; Bd. 28 S. 83; Bd. 14 S. 358; 
Bd. 9 S. 321, Löwe StPO. 13. Aufl. S. 527). 

Dagegen vertritt für die polizeiliche Strafverfügung 
die Entſcheidung Rechtſpr. Bd. 5 S. 570 offenbar den 
Standpunkt, daß fie nach den Grundſätzen der StPO. (88 
263, 264) neben dem Urteil nicht aufrechterhalten bleiben 
könne. Dem iſt nicht beizutreten. Allerdings enthält die 
StPO. für die polizeiliche Strafverfügung eine dem § 450 
StPO. entſprechende Vorſchrift nicht, aber nur deswegen, 
weil die weitere Regelung, insbeſondere hinſichtlich der Wir⸗ 
kung der Strafverfügung, dem Landesrecht überlaſſen iſt 
(vgl. Löwe § 453 StPO. Anm. 2 und 7; RGSt. Bd. 36 
S. 313; Rechtſpr. Bd. 7 S. 132). Nach Art. 22 des Württ. 
Gef. vom 12. Auguſt 1879 (Reg. Bl. S. 153) wird aber 
die Strafverfügung vollſtreckbar und damit iſt ſie dem rechts⸗ 
kräftigen Urteil gleichgeſtellt (vgl. Art. 24 des Geſ.; Verh. 
d. K. d. A. 1877/79 1. Beil. Bd. 2. Abt. S. 856/857; 
RGSt. Bd. 36 S. 313). Eine dem § 10 Abſ. 2 des Preuß. 
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Geſ. vom 23. Auguſt 1883 (Reger Bd. 3 S. 351) entfpre⸗ 
chende, das Außerkrafttreten der Strafverfügung beſtimmende 
Vorſchrift (vgl. hiezu RG St. Bd. 46 S. 53, Rechtſpr. Bd. 7 
S. 132) hat das württ. Recht nicht getroffen; auch) aus 
Art. 24 des Württ. Gef. und feiner Entſtehungsgeſchichte 
(vgl. die oben angef. Kammerverh., ferner IV. Protok. Bd. 
S. 2209), ergibt fich für dieſe Frage nichts und Art. 16 
des Geſ. läßt ſich höchſtens für das Gegenteil verwerten. 

Die Rechtslage iſt hienach für die württ. Polizeiverfü⸗ 
gung dieſelbe wie für den amtsrichterlichen Strafbefehl. Es 
gelten alſo auch für ſie die insbeſondere in RGSt. Bd. 46 
S. 53 enthaltenen zutreffenden Ausführungen, daß es an 
jeder geſetzlichen Handhabe fehlt, den rechtskräftig gewor⸗ 
denen Strafbefehl mit dem nachfolgenden, in keinem pro⸗ 
zeſſualen Zuſammenhang mit ihm ſtehenden ordentlichen Ver⸗ 
fahren für unwirkſam zu erklären und die betreffende Be⸗ 
hörde anzuweiſen, die Strafe zurückzuzahlen, und daß, da 
auch die Beſchreitung des Gnadenwegs nicht zugemutet wer⸗ 
den kann, die Strafe abzuziehen iſt. Die StPO. kennt auch 
ſonſt ähnliche den Grundſatz des § 263 StPO. einſchrän⸗ 
kende Fälle (vgl. Löwe 13. Aufl. S. 529 Anm. 30 b, RGSt. 
Bd. 49 S. 272, S. 354, Bd. 46 S. 363, Bd. 44 S. 116; 
Bd. 37 S. 88, Bd. 33 S. 405); es hat denn auch die Ent⸗ 
ſcheidung RGSt. Bd. 46 S. 53 die verſchiedenartige Behand⸗ 
lung der polizeilichen Strafverfügung nur noch mit der poſi⸗ 
tiven Beſtimmung des $ 10 Abſ. 2 des Preußiſchen Geſetzes 
begründet. 

Das in Frage kommende Verfahren enthält auch keine 
Verletzung des $ 73 StGB., ſondern nur deſſen Anwen⸗ 
dung auf einen infolge Wirkfamkeit anderweitiger Geſetzes⸗ 
vorſchriften ſich ergebenden Sonderfall. Denn gemäß $ 73 
StGB. hat der ſpäter urteilende Richter auszuſprechen, daß 
die Straftaten in einer Handlung zuſammentreffen, — das 
hat die Strafkammer getan — und aus dem ſchwerſten Straf⸗ 
geſetz die Strafe zu bemeſſen, hievon aber aus den ange⸗ 
führten Gründen die frühere Strafe abzuziehen. Inſofern 

10 * 
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wäre allerdings die Urteilsformel wohl richtiger dahin gefaßt 
worden, daß der Angeklagte wegen eines Vergehens gegen 
die Gewerbeordnung, in einer Handlung zuſammentreffend 
mit der ſchon durch die polizeiliche Strafverfügung abgerüg⸗ 
ten Uebertretung, zu der Geldſtrafe von 40 M., wovon die 
in der Strafverfügung ausgeſprochenen 30 M. in Abzug 
kommen, verurteilt werde. Die Gründe laſſen aber darüber 
keinen Zweifel, daß die Strafkammer ſachlich das gleiche 
ausgeſprochen hat, daß hienach kein Irrtum über das materielle 
Strafrecht, ſondern höchſtens ein Mangel in der Faſſung 
der Urteilsformel vorliegt. Da das Urteil auch ſonſt einen 
Rechtsirrtum nicht enthält, war die Reviſion als unbegrün⸗ 
det zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 19. Februar 1917 in der 

Strafſache gegen J. E. Schn. wegen Vergehens gegen 

die Gewerbeordnung. 


20. 


1. Findet die Norſchrift, zur Schlachtung beſtimmte 
Külber ſeien nur nach Lebendgewicht zu verkanfen, 
auch anf kranke Kälber Anwendung? 

2. IA auf einen Irrtum hierüber $ 59 SG. an⸗ 
wendbar? 


Beide Fragen wurden vom Strafſenat in einem Re⸗ 
viſionsurteil bejaht. 

Aus den 

Gründen: 

Die Württ. Fleiſchverſorgungsſtelle hat in 8 4 ihrer 
Verfügung vom 31. Mai 1916 betr. Höchſtpreiſe für Kälber 
und Kalbfleiſch (Strafbeſtimmung nach 8 17 BRVO. über 
die Verſorgungsregelung vom 25. September 1915) beſtimmt: 
„Der Erwerb und die Veräußerung von Kälbern zur Schlach⸗ 
tung darf nur nach Lebendgewicht erfolgen.“ Der Angekl. 
hat ein notſchlachtreifes krankes Kalb um den Ueberhaupt⸗ 
preis von 40 M. zum Schlachten gekauft und er iſt hiewe⸗ 
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gen vom Berufungsgericht auf Grund der angeführten 
Strafbeſtimmung verurteilt worden. 

1. Seine gegen das Berufungsurteil eingelegte Reviſion 
iſt begründet. Allerdings iſt die Anſicht der Reviſion, die 
fragliche Beſtimmung finde nach ihrem Sinn auf kranke und 
notſchlachtreife Kälber keine Anwendung, unzutreffend und 
es kann in dieſer Beziehung auf die zutreffenden Gründe 
des Berufungsurteils Bezug genommen werden. (In dieſen 
iſt ausgeführt: nach dem klaren Wortlaut und Sinn der 
Verfügung gelte die fragliche, in einem beſonderen Para⸗ 
graph ſelbſtändig geſtellte Vorſchrift ausnahmslos für alle 
Kälber, die zur Schlachtung verkauft werden und daß der 
Geſetzgeber es überſehen hätte, für kranke Kälber beſondere 
Beſtimmungen zu treffen, ſei bei dem nicht ſeltenen Vor⸗ 
kom men von Notſchlachtungen nicht anzunehmen; auf Grund 
der Behauptung, es ſei eine Notſchlachtung erforderlich, wäre 
eine Umgehung der Verfügung leicht möglich) !). Selbſt 
wenn der von der Reviſion geltend gemachte Geſichtspunkt, 
erſt die Schlachtung ergebe, welche Teile brauchbar ſeien, 
berückſichtigt werden wollte, ſo könnte dies nur zur Zu⸗ 
laſſung des Verkaufs nach Schlachtviehgewicht, ſelbſtverſtänd⸗ 
lich aber nicht eines Ueberhauptpreiſes führen. Denn auch 
bei letzterem trägt hinſichtlich der ſich als unbrauchbar er⸗ 
gebenden Teile der Käufer die Gefahr. Ob eine Ausnahme 
zuzulaſſen wäre für den Fall, daß vor der Schlachtung eine 
Wägung nicht mehr möglich iſt, kann dahingeſtellt bleiben, 
da nach der Feſtſtellung im Urteil eine Wägung noch mög⸗ 
lich war; die hiegegen gerichteten Ausführungen der Reviſion 
find nach $ 376 StPO. unbeachtlich. 

2. Dagegen mußte das Urteil aus einem anderen 


1) Ebenſo iſt in $ 2 der BRVO. vom 4. Nov. 1915 zur Regelung 
der Preiſe für Schlachtſchweine die gleiche Vorſchrift für Schweine ge⸗ 
troffen und von der Ermächtigung Ausnahmen zuzulaſſen, hat das Mini⸗ 
ſterium des Innern keinen Gebrauch gemacht, vielmehr nachdrückliche An⸗ 
wendung in zwei Erlaſſen vom 11. Nov. 1915 und 10. Januar 1916 
vorgeſchrieben. 
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Grunde aufgehoben werden. Das Berufungsgericht führt 
aus: die Meinung des Angekl., der im übrigen die Ver⸗ 
fügung der Fleiſchverſorgungsſtelle gekannt zu haben ein⸗ 
räumte, dieſelbe finde auf kranke Kälber keine Anwendung, 
ſei ein den Sinn der Verfügung betreffender Rechtsirrtum 
und ſchließe die Strafbarkeit nicht aus. Dies iſt rechtsirrig. 
Ein Irrtum des Angekl. über Sinn und Tragweite der 
Verfügung der Fleiſchverſorgungsſtelle wäre allerdings ein 
Rechtsirrtum, aber kein Irrtum über ein Straf geſetz. 
Nur bei Irrtum über letzteres, nicht aber bei ſonſtigem 
Rechtsirrtum ift 8 59 StGB. unanwendbar. Die Verfügung 
der Fleiſchverſorgungsſtelle iſt aber kein Strafgeſetz, ſondern 
eine auf Grund des Strafgeſetzes erlaſſene Verwaltungs⸗ 
anordnung (vgl. RGSt. Bd. 47. 282, Bd. 49. 327, 413; 
Recht 1916 Sp. 398 Nr. 274). Der Angekl. iſt daher nur 
ſtrafbar, wenn er die Tragweite der Verfügung gekannt oder 
infolge Fahrläſſigkeit nicht gekannt hat. Da hierüber infolge 
des erwähnten Rechtsirrtums eine Feſtſtellung fehlt, war das 
Berufungsurteil nebſt den ihm zugrunde liegenden Feſtſtel⸗ 
lungen aufzuheben und Zurückverweiſung in die Vorinſtanz 
geboten. 
Urteil des Strafſenats vom 26. März 1917 in der 
Strafſache gegen den Viehhändler K. W. in A. wegen 
Vergehens gegen die Vorſchriften betr. den Verkehr mit 
Vieh uſw. 


21. 
Bedentung der Transporthaft für den Strafvollzug. 


Die Beſchwerde des Verurteilten gegen den gemäß 
§ 490 StPO. über die Berechnung der Strafzeit ergangenen 
landgerichtlichen Beſchluß wurde als unbegründet e 
aus folgenden 

Gründen: 

Die Anweiſung des K. Juſtizminiſteriums (§ 13 Abſ. 2 

der Verf. vom 29. Dezember 1911, Abl. S. 553, RegBl. 
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S. 763), im Fall der Verhaftung des Verurteilten auf Grund 
eines nach 8 489 StPO. erlaſſenen Haftbefehls die Straf⸗ 
zeit erſt von der Einlieferung in die Strafanſtalt zu be⸗ 
rechnen, entſpricht dem geltenden Recht (Württ. J. Bd. 14 
S. 187). Die geſetzmäßige Vollſtreckung einer Gefängnis⸗ 
ſtrafe im Sinn des $ 16 StGB. beginnt erſt mit dem Ein⸗ 
tritt in die von der Vollſtreckungsbehörde auf Grund der 
beſtehenden Vorſchriften zur Strafverbüßung beſtimmte Straf⸗ 
anſtalt; die ſog. Transporthaft ſoll dieſe Vollſtreckung nur 
ermöglichen und ſichern. Auch für eine Anrechnung 
fehlt die geſetzliche Grundlage; insbeſondere handelt es ſich 
nicht um eine Unterſuchungshaft im Sinn des § 482 StPO. 
Ausnahmen, insbeſondere für den Fall unverſchuldeter Ver⸗ 
zögerung der Einlieferung z. B. wie hier durch Erkran⸗ 
kung des Verurteilten, ſind nicht zugelaſſen. Zur Trans⸗ 
porthaft gehören auch die 4 Tage, während deren der Ver⸗ 
urteilte in der Strafanſtalt Plötzenſee im Anſchluß an eine 
andere Strafe bis zum Abgang des Transports nach Hall 
feſtgehalten wurde. Es darf ohne weiteres unterſtellt wer⸗ 
den, daß er hiebei nicht, wie er behauptet, als Strafge⸗ 
fangener, ſondern als wie im Sinn des § 489 StPO. Ver⸗ 
wahrter behandelt wurde. Selbſt wenn dies aber nicht zu⸗ 
träfe, wäre die Berückſichtigung der 4 Tage nicht zuläſſig, 
da die Strafanſtalt Plötzenſee weder nach den württem⸗ 
bergiſchen Vorſchriſten, noch nach dem Willen der Voll⸗ 
ſtreckungsbehörde zur Strafverbüßung beſtimmt war. 
Beſchluß des Strafſenats vom 27. März 1916 in der 
Strafſache gegen H. H. von T. wegen ſchweren Dieb⸗ 
ſtahls. 


22. 


Sind unter orts polizeilichen Borfihriften im Sinn des 
Art. 34 Jiff. 1 Bolt. auch Anordnungen der OGrts⸗ 
polizei an einzelne Perſonen zu verfichen? 

Die Frage iſt vom Strafſenat bejaht worden. 
Infolge Beſchwerde des Gutsbeſitzers St. in S. auf 


152 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


deſſen in der Bahnhofgegend gelegenen, mit Sommerweizen 
angeſäten Acker von den benachbarten Anweſen Hühner ge⸗ 
kommen waren, unterſagte das Schultheißenamt S. durch 
Verfügung vom 19. April 1917 ſieben in der Nähe wohnen⸗ 
den Hühnerbeſitzern, darunter dem Angekl., ihre Hühner frei 
laufen zu laſſen. Wegen Zuwiderhandlung gegen dieſes 
Verbot hat das Berufungsurteil den Angekl. auf Grund des 
Art. 34 Ziff. 1 Pol StG. (wer den zum Schutz des Feldbaus 
gegen das Hausgeflügel erlaſſenen ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften nicht Folge leiſtet) verurteilt. Seine Reviſion wurde 
verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Die Reviſion rügt Verletzung der Strafvorſchrift des 
Art. 34 Ziff. 1, da ortspolizeiliche Vorſchriften im Sinn 
dieſer Strafbeſtimmung nur allgemein für den Bereich des 
Gemeindebezirks, nicht aber an einzelne Perſonen erlaſſen 
werden können, vgl. Art. 51 PolStG. Die Rüge iſt un⸗ 
begründet. Nach Wortlaut und Zweck des Art. 34 Ziff. 1 
Pol StG. find vielmehr auch derartige (auf einen beſtimmten 
Kreis von Ortsbewohnern oder auf einen Teil der Markungs⸗ 
fläche beſchränkte) Einzelanordnungen zuläſſig, vgl. Schicker, 
4. Aufl. Anm. 5 zu Art. 34, vgl. mit Anm. 3 zu Art. 51 
Pol StG. Der Umfang einer zu erlaſſenden orts polizeilichen 
Vorſchrift richtet ſich nach dem konkreten Bedürfnis; kommt 
eine Gefährdung des zu ſchützenden Rechtsguts nur durch 
einzelne Perſonen in Frage, ſo iſt es das Gegebene, nur an 
ſie ein Gebot zu erlaſſen, und es wäre widerſinnig, durch 
eine allgemeine Vorſchrift andere Perſonen unnötig zu be⸗ 
läſtigen. In dem Urteil Württ. J. Bd. 15 S. 66 hat ſich 
der Senat zu Art. 32 Ziff. 5 Pol StG. (Zuwiderhandlungen 
gegen die von der Polizeibehörde zur Verhütung von Ge⸗ 
fahren für Leben und Geſundheit von Menſchen erlaſſenen 
Anordnungen) auf den gleichen Standpunkt geſtellt. Daß 
Art. 32 Ziff. 5 allgemein von Anordnungen der Polizeibe⸗ 
hörden, Art. 34 Ziff. 1 nur von ortspolizeilichen Vorſchriften 
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ſpricht, iſt für die hier zur Entſcheidung ſtehende Frage ohne 
Belang. Auch die ortspolizeilichen Anordnungen im Sinn 
des Art. 32 Ziff. 5 können ortspolizeiliche Vorſchriften ſein, 
vgl. Schicker, 4. Aufl. Anm. 3 zu Art. 32 Ziff. 5. Aus der 
Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes läßt ſich ſür die gegen⸗ 
teilige Auslegung nichts entnehmen. Ob es im vorliegen⸗ 
den Falle zweckmäßig geweſen wäre, eine allgemeine Vor⸗ 
ſchrift zu erlaſſen, iſt der Nachprüfung des Gerichts ent⸗ 
zogen; jedenfalls hat, wie ſich aus den Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts ergibt, das Schultheißenamt die Vorfchrift 
gegenüber allen Grundſtücksnachbarn erlaſſen, bei denen ſie 
für erforderlich gehalten wurde. 

Ob die Polizeivorſchrift, wie das Landgericht annimmt, 
Beſtandteil des Strafgeſetzes iſt, kann dahingeſtellt bleiben; 
denn eine etwaige irrige Meinung des Angekl., die Polizei⸗ 
vorſchrift ſei aus dem erörterten Grund ungültig, würde 
ausſchließlich auf irriger Auslegung des Art. 34 Ziff. 1 
Pol StG. beruhen, dieſer iſt aber jedenfalls Beſtandteil des 
Strafgeſetzes. 

Urteil des Strafſenats vom 5. November 1917 in der 
Strafſache gegen K. B. in S. wegen Uebertretung gegen 
Art. 34 Ziff. 1 Pol StG. 


23. 


1. Wird die Rechtsmittelfriſt durch rechtzeitige Ueber- 

gabe des Schriftſtücks an einen mit Entgegennahme 

des Einlanfs nicht betranten Kanzleibeamten im Ge⸗ 
richtsgebüände gewahrt? 

2. Inwiefern liegt ein Rerſchulden des Anwalts vor? 


1. Ein Berufungsſchriftſatz war laut Eingangsſtempel am 
20. Oktober und nicht am 19. (dem letzten Tag der Friſt) 
beim Amtsgericht angekommen, d. h. von einer zur Empfang⸗ 
nahme in Vertretung des Gerichts befugten Perſon ent⸗ 
gegengenommen worden (RG. St. 22 S. 124; 31 S. 4). 
Demgegenüber hat der Angekl. nicht dargetan, daß der 
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Schriftſatz ſchon am 19. Oktober einkam oder bei ordnungs⸗ 
mäßiger Geſchäftsbehandlung ſeitens des Gerichts hätte ein⸗ 
kommen müſſen, auch wenn man die Darſtellung feines Ver⸗ 
teidigers zugrunde legt. Dieſer hat nach ſeiner Angabe am 
19. Oktober kurz vor 6 Uhr abends den Schriftſatz auf einen 
Tiſch des von ihm ſogenannten Einlaufzimmers im Erdge⸗ 
ſchoß des Amtsgerichtsgebäudes niedergelegt und dies der 
dort anweſenden Kanzleigehilfin K. mitgeteilt mit dem Be⸗ 
merken, der Schriftſatz ſollte heute noch präſentiert werden. 
Nach Aeußerung des dienſtaufſichtführenden Amtsrichters iſt 
aber, wie den Rechtsanwälten des Gerichtsſprengels be⸗ 
kannt iſt, mit Entgegennahme des Einlaufs ein Gerichts⸗ 
ſchreiber im I. Stock beauftragt, die Kanzleigehilfin K. hat 
mit Entgegennahme des Einlaufs überhaupt nichts zu tun 
und das fragliche Zimmer im Erdgeſchoß iſt nicht zur Nie⸗ 
derlegung des Einlaufs, ſondern zur Verteilung der bereits 
mit dem Eingangsvermerk verſehenen Schriftſtücke unter die 
einzelnen Richter u. a. beſtimmt. Daß der mit Entgegen⸗ 
nahme des Einlaufs beauftragte Gerichtsſchreiber damals 
etwa nicht mehr anweſend war, vermag der Verteidiger nicht 
zu behaupten. | 

Bei dieſer Sachlage ift aber weder der Schriftſatz mit 
der Niederlegung und Mitteilung an die Kanzleigehilfin 
beim Amtsgericht eingekommen, noch beruht es auf nicht 
ordnungsmäßiger Geſchäftsbehandlung ſeitens der Behörde, 
daß er im weiteren Verlauf, insbeſondere weil möglicher⸗ 
weiſe die Kanzleigehilfin den Auftrag vergaß, nicht mehr am 
19. Oktober in die Hände des zuſtändigen Gerichtsſchreibers 
kam. Der Auftrag an die Kanzleigehilfin war vielmehr ein 
privater und ging auf Gefahr des Verteidigers. Die Be⸗ 
ſchwerde des Angekl., wider den ſeine Berufung gegen das 
ſchöffengerichtliche Urteil als unzuläſſig verwerfenden Straf⸗ 
kammerbeſchluß war hienach unbegründet. 

Beſchluß des Strafſenats vom 18. Dezember 1916 in 

der Strafſache gegen W. L. in D. wegen Körper⸗ 

verletzung. 
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Das hernach geſtellte Geſuchum Wiedereinſetzung 
in den vorigen Stand wurde verworfen und ebenſo 
die hiegegen eingelegte Beſchwerde. 

Aus den 

Gründen: 

Zwar iſt der Beſchwerde darin beizutreten, daß das 
Geſuch nicht verſpätet iſt. Auf Grund der Angaben des 
Verteidigers I. Inſtanz durften der Verteidiger II. Inſtanz 
und der Angekl. ſelbſt davon ausgehen, daß der Berufungs⸗ 
ſchriftſatz trotz des Eingangsſtempels vom 20. Oktober ſchon 
am 19. Oktober bei dem Amtsgericht E. eingekommen ſei. 
Die Friſt des $ 45 StPO. begann daher erſt mit der am 
21. Dezember erfolgten Zuſtellung des Beſchluſſes des Be⸗ 
ſchwerdegerichts vom 18. Dezember; vorher beſtand für den 
Angekl. und ſeinen Verteidiger kein Anlaß, die Wiederein⸗ 
ſetzung nachzuſuchen. 

Das Geſuch iſt aber unbegründet, weil die Verſäumnis 
der Berufungsfriſt durch das Verſchulden des Verteidigers 
I. Inſtanz, ſonach nicht durch einen unabwendbaren Zufall 
i. S. des 8 44 StPO. (RGSt. Bd. 40 S. 118; Rechtſpr. 
Bd. 1 S. 689, Bd. 6 S. 85, Bd. 8 S. 508; Bayr. OLG. 
Bd. 8 S. 59; Löwe, Aufl. 13, Anm. 4a zu $ 44 StPO.) 
verurſacht wurde. Wenn der Verteidiger mit Einlegung der 
Berufung bis unmittelbar vor Schluß der amtsgerichtlichen 
Geſchäftsſtunden am letzten Tag der Rechtsmittelfriſt zu⸗ 
wartete, war er in beſonderem Maße verpflichtet, alles zu 
tun, was einen rechtzeitigen Eingang gewährleiſten konnte. 
Das hat er aber nicht getan. War er etwa der Meinung, 
die Kanzleigehilfin K. ſei zur Empfangnahme ermächtigt, ſo 
wäre dies ſchuldhaft, da er ſich über die beim Amtsgericht 
beſtehenden Einrichtungen zu unterrichten hatte (ogl. Rechtſpr. 
RG. Bd. 6 S. 85). War er aber dieſer Meinung nicht, ſo 
durfte er nicht bloß die Berufungsſchrift auf einem zur 
Niederlegung des Einlaufs gar nicht beſtimmten Tiſch nieder⸗ 
legen und die in einem anderen Raum beſchäſtigte Kanzlei⸗ 
gehilfin erſuchen, für das Präſentatum beſorgt zu fein. 
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Unter den gegebenen Umſtänden beſtand von vornherein die 
Gefahr, daß die Kanzleigehilfin den Auftrag vergeſſen oder 
ſeine Ausführung, ſei es auch nur kurze Zeit, verzögern 
könnte und daß hiedurch der rechtzeitige Eingang der Be⸗ 
rufungsſchrift bei dem zu ihrer Empfangnahme ermächtigten 
Beamten vereitelt werde. 

Beſchluß des Strafſenats vom 26. März 1917 in glei⸗ 

cher Sache. 


24. 


Bur Frage der Strafbarkeit aus § 147 Ziff. 3 Gem, . 
wegen Führung eines arztähnlichen Titels. 


Der Angekl., der die Naturheilkunde gewerbsmäßig aus⸗ 
übt, aber keinerlei Approbation beſitzt, hat ſeit Frühjahr 
1915 im Verkehr mit ſeinen Kunden Rechnungen mit dem 
Vordruck „Rechnung von ..., Naturheilk. und Homöop.“ 
verwendet. Seine Verurteilung aus § 147 GewO. wird 
von der Reviſion wegen Verletzung des materiellen Rechts 
angefochten, jedoch ohne Erfolg. 

Die von der Reviſion bekämpfte tatſächliche Feſtſtellung, 
daß die Abkürzung mindeſtens von dem größeren Teil der 
Kunden als „Naturheilkundiger und Homöopath geleſen 
morden ſei und der Angekl. dies gewollt habe, iſt nach § 376 
StPO. der Nachprüfung des Reviſionsgerichts entzogen. 
Auch die weitere Feſtſtellung, der Sprachgebrauch und zwar 
ſpeziell der in erſter Linie in Betracht kommende Sprach⸗ 
gebrauch in Württemberg pflege auch geprüfte Aerzte, um 
deren mediziniſche Richtung auszudrücken, kurzweg als Allo⸗ 
pathen bzw. Homöopathen zu bezeichnen, und dieſe ſachliche 
Bedeutung der Bezeichnung werde nach der Erfahrung auch 
durch den Zuſatz „Naturheilkundiger“ nicht ausgeſchloſſen, 
bewegt ſich ausſchließlich auf tatſächlichem Gebiet (Württ. J. 
Bd. 11 S. 109, Bd. 19 S. 188). Auf Grund dieſer Feſt⸗ 
ſtellungen iſt aber die rechtliche Annahme, der Angekl. habe 
ſich einen arztähnlichen Titel beigelegt, d. h. eine perſön⸗ 
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liche Bezeichnung, deren Bedeutung dem Begriff des Arztes 
als einer im Inland geprüften Medizinalperſon mindeſtens 
ſehr nahe komme, nicht zu beanſtanden. 

Daß der Titel „in der Oeffentlichkeit“ gebraucht werde, 
erfordert das Geſetz, wie offenbar die Reviſion meint, nicht; 
übrigens wäre der Gebrauch gegenüber unbeſtimmt vielen 
und welchen Kunden ein öffentlicher. Die weitere Voraus⸗ 
ſetzung des § 147 Ziff. 3 GewO., daß durch den Titel der 
Glaube erweckt wird, der Inhaber ſei eine geprüfte Medizi⸗ 
nalperſon, erfordert nicht, daß tatſächlich jemand getäuſcht 
wurde; es genügt vielmehr nach anerkannter, auch vom 
Strafſenat ſtändig vertretener Rechtsanſchauung (vgl. obige 
Zitate; RGSt. Bd. 1 S. 117, Bd. 27 S. 335, Bd. 38 
S. 158), daß der Titel zur Erweckung des irrigen Glau⸗ 
bens, wenn auch nur bei dem minder erfahrenen Teil des 
Publikums geeignet iſt. Die Entſcheidung hierüber liegt auf 
tatſächlichem Gebiet; die Strafkammer hat, von richtigen 
Rechtsgrundſätzen ausgehend, eine genügende Feſtſtellung 
getroffen. 

Anerkannt iſt endlich, daß auch die fahrläſſige Begehung 
ſtrafbar iſt. Die Ausführungen, mit denen die Strafkammer 
die Annahme der Fahrläſſigkeit begründet, ſind nicht zu be⸗ 
anſtanden. Die Einwendung der Reviſion, bei der Mannig⸗ 
faltigkeit und Unſicherheit der Rechtſprechung liege ein Ver⸗ 
ſchulden nicht vor, iſt verfehlt. Denn daß jedenfalls die 
Beilegung des Titels „Homöopath“ gegen § 147 Ziff. 3 
GewO. verſtößt, haben ſeit langer Zeit die Gerichte beinahe 
ausnahmslos in zahlreichen Entſcheidungen angenommen 
(vgl. die Anführungen bei Landmann, Anm. 5g zu $ 147 
GewO. Gew. Arch. Bd. 9 S. 510, ferner RGSt. Bd. 15 
S. 170, Bd. 31 S. 164). 

Urteil des Strafſenats vom 19. Juni 1916 in der 

Strafſache gegen P. L. in E. wegen ä gegen 

die Gewerbeordnung. 
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25. 


Zum Begriff der Jagdansübung. Inwiefern gehört 
auch die Bergung des erlegten Wildes dazu: 


Der Angekl. war Pächter der Gemeindejagd H. für 1915, 
hatte aber erſt im Auguſt 1915 eine Jagdkarte ausgeſtellt 
erhalten. Zuvor am 1. Juni hat er ſich mit ſeinem Bruder, 
beide mit Gewehren zur Jagd ausgerüſtet, in ſein Jagdge⸗ 
biet auf den Anſtand begeben, dort ſeinen Bruder auf einen 
zum Schießen auf Rehe geeigneten Platz geſtellt, während 
er mit Gewehr und Hund hilfsbereit in der Nähe blieb; 
der Bruder ſchoß ein Reh und der Angekl. begab ſich ſofort 
auf den Platz, um das Reh in Sicherheit zu bringen, wei⸗ 
dete es aus, trug es nach Hauſe und verkaufte es in eige⸗ 
nem Nutzen. Das Berufungsgericht hat, abgeſehen von der 
gemeinſamen Tätigkeit mit dem Bruder, in der Mitwirkung 
bei Inbeſitznahme, Bergung und Verwertung der Jagdbeute 
die Ausübung einer jagdlichen, d. h. einer auf Aufſpüren 
und Erlegen von Wild gerichteten Tätigkeit geſehen und aus 
Art. 39, 17 Ziff. 1 Jagdgeſ. (Jagen ohne Jagdkarte) auf 
Strafe erkannt. Die Reviſion des Angekl. rügte Verletzung 
des Art. 7 Jagdgeſ. und des § 292 StGB.; die Bergung 
und Verwertung des Wildes ſei mit Unrecht zu den auf 
Okkupation des Wildes gerichteten Handlungen gerechnet 
worden. Die Reviſion wurde verworfen. 

Aus den | 

Gründen: 

Die nachfolgende Verwertung des Wildes war im vor» 
liegenden Fall allerdings nicht mehr Jagdausübung. Die 
Strafkammer hat dies aber auch nicht angenommen, ſon⸗ 
dern die Verwertung nur zur Beurteilung der vom Angekl. 
auf dem Jagdgebiet entwickelten Tätigkeit herangezogen. 
Dagegen war vorliegend die Bergung noch Teil der Jagd⸗ 
ausübung, da ſie in der Fortſchaffung des unmittelbar zuvor 
erlegten Wildes aus dem Jagdgebiet beſtand, alſo Beſtand⸗ 
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teil der auf die Inbeſitznahme gerichteten einheitlichen Tätig⸗ 
keit war. Abgeſehen hievon hat die Strafkammer feſtgeſtellt, 
daß der Angekl. ſeinem Bruder, der das Reh ſchoß, das 
Schußfeld zeigte und ihn auf einen geeigneten Platz ſtellte 
und zwar in bewußtem und gewolltem Zuſammenwirken, 
ferner daß er ſelbſt ſich auf dem Anſtand befand, d. h. das 
Wild erwartete, um es zu erlegen, endlich daß er von dem 
erlegten Wild zu eigenem Nutzen Beſitz ergriff. Jede dieſer 
Handlungen erfüllt ſchon für ſich allein den Tatbeſtand der 
Jagdausübung. Eine ſolche hat die Strafkammer jedenfalls 
in der auf die Aufſpürung zur Erlegung gerichteten Tätig⸗ 
keit des Angekl. erblickt. Da aber nach dem Ausgeführten 
die geſamte feſtgeſtellte Tätigkeit des Angekl. auf dem Jagd⸗ 
gebiet Jagdausübung war, könnte der Angekl. keinesfalls 
beſchwert ſein, wenn das Urteil es etwa im Unklaren ließe, 
ob es auch die weiteren Einzelhandlungen (Ergreifung und 
Fortſchaffung) als Jagdausübung anſah. Ein etwaiger Ver⸗ 
fahrensverſtoß gegen 8 266 StPO. könnte ſchon nach § 380 
StPO. die Reviſion nicht begründen. 

Ob der Angekl. nach der Annahme der Reviſion ge⸗ 
glaubt hat, als Flurſchütze ein Gewehr tragen zu dürfen, iſt 
unerheblich, da er nicht wegen bloßen Tragens eines Ge⸗ 
wehrs verurteilt wurde. Die Feſtſtellungen laſſen ferner 
auch keinen Zweifel darüber, daß ſein Wille auf eigene 
Jagdausübung und nicht bloß auf Unterſtützung der Jagd⸗ 
ausübung ſeines Bruders gerichtet war. Abgeſehen hievon 
durfte er auch im letzteren Fall als Pächter die Jagd nur 
mit einer Jagdkarte ausüben (Württ. Ib. Bd. 22 S. 75). 
Daß und inwiefern endlich die Feſtſetzung der ſich innerhalb des 
geſetzlichen Rahmens geltenden Strafe auf Rechtsirrtum be⸗ 
ruhe, iſt nicht erſichtlich; ihre Angemeſſenheit unterliegt nicht 
der Nachprüfung des Reviſionsgerichts. 

Urteil des Strafſenats vom 7. Februar 1916 in der 

Strafſache gegen K. Sch. in F. wegen Jagdgeſetzüber⸗ 

tretung. 
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26. 
Zur Auslegung des $ 54 (KAotſtand) StG. 


Der Angekl. war vom Berufungsgericht wegen Sach⸗ 
beſchädigung zu Strafe verurteilt worden, weil er auf der 
Jagd einen dem Söldner N. gehörigen wertvollen Hund, 
von dem ihm mitgeteilt wurde, daß er jage, erſchoſſen hatte. 
Die von ihm eingelegte Reviſion wurde verworfen. 

Aus den 

Gründen: 

Nach der Feſtſtellung der Strafkammer war der Angekl. 
ſchon lange der Ueberzeugung, daß ihm dieſer Hund die 
Jagd verderbe und als er denſelben bei einer Jagdausübung 
aus einem Roggenacker herauskommen ſah, verſuchte er ihn 
zunächſt durch Zuruf unter Erhebung des Gewehrs zu ver⸗ 
ſcheuchen; darauf ging der Hund auf den Angekl. los, ſtellte 
ſich vor ihm auf und begann zu knurren, der Angekl. ging 
nun etwa 10 Schritte rückwärts und tötete den Hund durch 
2 Schrotſchüſſe. Er hat geltend gemacht, er habe den Hund 
nicht wegen des ihm gemeldeten vorausgegangenen Jagens, 
ſondern aus Furcht, er packe ihn, erſchoſſen. Die Straf⸗ 
kammer hat zwar die weitere Behauptung des Angekl., der 
Hund ſei biſſig, nicht als widerlegt erachtet, trotzdem aber 
Notſtand verneint. Eine gegenwärtige drohende Gefahr 
(S 54 StGB., § 228 BGB.) habe nicht beſtanden, ſonſt 
hätte der Angekl. nicht mehr ſoweit zurückgehen können; 
jedenfalls hätte ein Schreckſchuß zur Vertreibung des Hundes 
genügt, wovon auch der Angekl. ausgegangen ſei; er habe 
eben den Hund aus Aerger darüber erſchoſſen, daß ſeine 
früheren Warnungen des Hundebeſitzers nichts genutzt 
hätten. 
Wie der Reviſion, die eine Verletzung des § 54 StGB. 
und $ 228 BGB. rügte, zuzugeben iſt, iſt die Verneinung 
einer gegenwärtigen Gefahr im Sinn des § 54 StGB. und 
einer drohenden Gefahr im Sinn des § 228 BGB. mit der 
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bloßen Tatſache, daß der Angekl. noch 10 Schritt zurück⸗ 
gehen konnte, nicht genügend begründet. Es kann dahinge⸗ 
ſtellt bleiben, ob nicht ſchon die Gefahr eines erſt in einem 
entfernteren Zeitpunkt eintretenden ſchädlichen Ereigniſſes im 
Sinn des 8 54 StGB. genügt (jo RG. J. W. 1899 S. 788; 
1911 S. 413; Goltd. A. Bd. 58 S. 151, Bd. 62 S. 149). 
Auch wenn man fordert, der Eintritt müſſe nahe (vgl. RGSt. 
Bd. 36 S. 399) oder unmittelbar (jo Franck, 8.— 10. Aufl. 
Note 3 zu 8 54) bevorſtehen, fo würde dies nicht ausſchlie⸗ 
ßen, daß zwiſchen dem Eintritt des Gefahrzuſtandes und 
dem Eintritt des ſchädigenden Ereigniſſes ein gewiſſer Zeit⸗ 
raum gelegen iſt. Der erwähnte Umſtand würde allerdings 
die Verneinung einer gegenwärtigen Gefahr rechtfertigen, 
wenn daraus geſchloſſen würde, daß der Hund den Angekl. 
überhaupt nicht anfallen wollte. Da jedoch das Urteil eine 
ſolche Feſtſtellung nicht enthält, iſt nicht zu erſehen, ob es 
von richtigen Rechtsgrundſätzen ausgegangen iſt. Fraglich 
iſt ferner, ob die dem Urteil ohne weitere Begründung zu⸗ 
grunde liegende Gleichſtellung der gegenwärtigen Gefahr im 
Sinn des § 54 StGB. und der drohenden Gefahr im Sinn 
des § 228 BGB. zutreffend iſt (vgl. Staudinger, Note 4a 
zu § 228 BGB.). | 
Die Verurteilung wird jedoch getragen durch die wei⸗ 
tere ohne erkennbaren Rechtsirrtum getroffene Feſtſtellung, 
zur Vertreibung des Hundes hätte ein Schreckſchuß genügt. 
Der Einwand der Reviſion, durch Abfeuern des einzigen 
Schuſſes, den er im Lauf gehabt habe, wäre die Lage für 
den Angekl. noch gefährlicher geworden, ſcheitert an dieſer 
Feſtſtellung; denn dieſe iſt dahin zu verſtehen, daß der Hund 
auf einen Schreckſchuß vom Angekl. abgelaſſen hätte. Daß 
endlich der §S 228 BGB. dem Angekl. auch nicht im Hinblick 
auf einen der Jagd drohenden Schaden zugute kommt und 
ebenſowenig der $ 859 BGB., ergeben die Feſtſtellungen; 
zu einer ausdrücklichen Erörterung war die Strafkammer 
nicht verpflichtet, da der Angekl. dieſe Verteidigung ſelbſt 
nicht mehr geltend gemacht hat. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 2. 11 
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Urteil des Strafſenats vom 6. März 1916 in der Straf⸗ 
ſache gegen O. R. in L. wegen Sachbeſchädigung. 


27. 


IR in Fällen des 8 A477 St. eine dem Eröffnungs⸗ 
beſchluß entſprechende Vorprüfung vorgeſchrieben? 


Die Frage iſt vom Strafſenat aus Anlaß einer Be⸗ 
ſchwerde verneint worden. 

In einer Anzeigeſache gegen Unbekannte wegen ſchweren 
Diebſtahls hatte die Staatsanwaltſchaft zwecks Einziehung 
eines bei einem gewiſſen J. M. beſchlagnahmten Bundes 
Schlüſſel und Dietriche die Beſtimmung eines Termins zur 
Hauptverhandlung beantragt, die Strafkammer jedoch den 
Antrag abgelehnt. Auf erhobene Beſchwerde wurde der ab⸗ 
lehnende Beſchluß der Strafkammer aufgehoben mit der 

Begründung: 

Nach der Regelung, die das ſog. objektive Verfahren 
zum Zweck der Einziehung in den 88 477 ff. StPO. gefun⸗ 
den hat, iſt für eine dem Eröffnungsbeſchluß entſprechende 
Vorprüfung und Entſcheidung des Gerichts kein Raum, 
vielmehr hat die geſamte Verhandlung und Entſcheidung in 
der Hauptverhandlung zu erfolgen (vgl. Löwe, 13. Aufl. 
Anm. 6 zu $ 477, RGSt. Bd. 37 S. 270, Bd. 24 S. 197, 
Rechtſpr. Bd. 6 S. 611; anderſeits RGSt. Bd. 8 S. 238, 
Bd. 19 S. 428). Es mußte daher der Vorſitzende auf den 
Antrag der Staatsanwaltſchaft ſofort Termin zur Haupt⸗ 
verhandlung anberaumen. Wenn übrigens die Voraus⸗ 
ſetzungen einer gerichtlichen Einziehung nicht vorliegen ſoll⸗ 
ten, ſo folgt daraus nicht, daß die Schlüſſel und Dietriche 
dem J. M. auszufolgen ſind, vielmehr kann eine Zurück⸗ 
haltung durch die Polizeibehörde aus präventivpolizeilichen 
Gründen in Frage kommen. 

Beſchluß des Strafſenats vom 9. Oktober 1916 in der 

Anzeigeſache gegen N. N. wegen Diebſtahls. 
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28. 


Berwechſlung von Inhalt und Form der Keußerung, 
§ 193 t. 


Der Angekl. hatte ein Grundſtück an die Stadt L. ver⸗ 
kauft und da der ſtädtiſche Oekonomieverwalter K. im 
Widerſpruch mit einer getroffenen Vereinbarung einen dar⸗ 
auf ſtehenden Birnbaum hatte abernten laſſen, hat der Angekl. 
in einem an den Stadtvorſtand gerichteten Brief u. a. ge⸗ 
ſchrieben: er müſſe gegen eine ſolch brutale Anmaßung 
eines Rechts Widerſpruch einlegen, er fordere Herausgabe 
des Obſtes, der Oekonomieverwalter ſolle nicht ſo gewalt⸗ 
tätig und rückſichtslos verfahren, man könne auf ſeine Ab⸗ 
ſicht ſchließen, etwas an ſich zu reißen ohne Rückſicht auf 
Recht oder Unrecht, in einem anſcheinend zur zweiten Natur 
gewordenen Drange. Wegen Beleidigung beſtraft, hat der 
Angekl. Reviſion mit Erfolg gegen das Berufungsurteil 
eingelegt. ö 

Aus den 

Gründen: 

Nach Annahme der Strafkammer iſt es dem Angekl. 
nicht zu widerlegen, daß er geglaubt hat, der Nebenkläger K. 
habe in ein dem Angekl. zuſtehendes Recht böswillig oder 
mindeſtens grobfahrläſſig eingegriffen und daß er die Zu⸗ 
ſchrift nach ihrem ganzen Inhalt zur Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen geſchrieben habe. Für ſtrafbar er⸗ 
achtete die Straflammer aber den Ausdruck „brutal“, da 
inſoweit das Vorhandenſein einer Beleidigung ſich aus der 
Form der Aeußerung ergebe; nach dem Sprachgebrauch 
kennzeichne das Wort eine in beſonders roher und grober 
Form zum Ausdruck kommende Rückſichtsloſigkeit und Ge⸗ 
walttätigkeit. Wenn der Angekl. einen Ausdruck von ſol⸗ 
cher Schärfe und ſolch beleidigendem Charakter gewählt hat, 
habe er dies nicht getan, um ſein Recht zu wahren, ſondern 
um den Nebenkl. zu beleidigen; der Angekl. ſei nicht der 

11 * 
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Anſicht geweſen, ſeine Beſchwerde werde nicht die genügende 
Beachtung finden, wenn ſie nicht in beſonders ſchroffer Form 
gekleidet ſei und die Verſchärfung der Wendung ſei für Sinn 
und Zweck überflüſſig geweſen. 

Die Reviſion des Angekl. iſt begründet. Die Ausfüh⸗ 
rungen des Urteils legen die Annahme nahe, daß die Straf⸗ 
kammer den § 193 StGB. verkannt, insbeſondere Inhalt 
und Form der Aeußerung verwechſelt hat. Nach der Schluß⸗ 
wendung des § 193 StGB. iſt eine zur Wahrnehmung be- 
rechtigter Intereſſen, wenn auch zugleich in der Abſicht der 
Beleidigung gebrauchte Aeußerung nur dann ſtrafbar, wenn 
die Abſicht der Beleidigung ſich aus der Form, nicht etwa 
nur aus dem Inhalt der Aeußerung ergibt. Form iſt das 
Gewand, die äußere Einkleidung eines gedanklichen Inhalts 
(RGSt. Bd. 4 S. 316; 40. 317; 44. 111). Mit der an⸗ 
geführten Erläuterung des Wortes „brutal“ ſtellt die Straf⸗ 
kammer nur deſſen Inhalt feſt. Eine Ueberſchreitung der 
zum Ausdruck dieſes Inhalts erforderlichen Grenzen, alſo in 
der Form konnte in dem Wort „brutal“ als ſolchem einmal 
dann erblickt werden, wenn der Angekl. zwar einen Vorwurf 
jenes Inhalts zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen er⸗ 
heben wollte, aber der für dieſen Inhalt gewählte Ausdruck 
„brutal“ ein unangemeſſener war (vgl. RGSt. 44. 111). 
Hierüber enthält das Urteil aber keinerlei Darlegung, es 
ſagt nicht mit welchem andern Ausdruck der Angekl. jenen 
Vorwurf hätte angemeſſener zum Ausdruck bringen ſollen; 
vielmehr zieht es zu ſeiner Feſtſtellung erſichtlich nur den 
unmittelbar vorher feſtgeſtellten Inhalt der Aeußerung heran. 
Eine ſolche Darlegung war aber geboten, da das Wort 
„brutal“ keineswegs allgemein als unangemeſſen gilt, ſon⸗ 
dern im Sprachgebrauch eine überwiegend ſachliche Bedeu⸗ 
tung hat. Die Grenzüberſchreitung konnte allerdings auch 
darin liegen, daß der Angekl. einen ſo weitgehenden Vor⸗ 
wurf überhaupt nicht erheben wollte, aber trotzdem einen 
inhaltlich dies beſagenden, alſo übertreibenden Ausdruck ge⸗ 
braucht hat (RG. J. W. 1915 S. 371). Daß aber dies die 
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Meinung des Urteils iſt, iſt nicht geſagt und auch nicht 
ohne weiteres zu unterſtellen, angeſichts des übrigen Inhalts 
des Briefes und mit Rückſicht darauf, daß bei Zugrunde⸗ 
legung des vom Angekl. angenommenen Sachverhalts jener 
Vorwurf wohl verſtändlich wäre. Sollte aber das Urteil 
etwa von der Auffaſſung beinflußt ſein, daß eine Aeußerung 
nicht unter dem Schutz des § 193 StGB. ſtehe, wenn fie in 
Anſehung ihres Inhalts nicht erforderlich war, ſo wäre dies 
rechtsirrig. Daß andere mildere Mittel genügt hätten, iſt 
unerheblich, vorausgeſetzt, daß die Aeußerung ernſtlich zur 
Wahrnehmung berechtigter Intereſſen und nicht bloß bei 
Gelegenheit einer ſolchen gebraucht wurde (RG. im Recht 
Bd. 10 Nr. 251, Württ. J. Bd. 18 S. 222). 

Urteil des Strafſenats vom 25. September 1916 in der 

Strafſache gegen W. B. in L. wegen Beleidigung. 


29. 
Zum Tatbeſtand des § 193 StG. 


Der Angekl. hatte zweimal in ſeiner Wirtſchaft den 
Privatkläger vor Dritten bezichtigt, daß er ihm Zaunpfähle 
und Randſteine herausgeriſſen habe, wobei zugleich davon 
geſprochen wurde, daß zur Ermittlung des Täters ein Po⸗ 
lizeihund von Stuttgart verwendet worden war. Der Angell. 
wurde vom Berufungsgericht wegen Beleidigung im Sinn 
des § 186 StGB. verurteilt auf Grund der Annahme, daß 
der verſuchte Wahrheitsbeweis nicht erbracht und der Schutz 
des § 193 StGB. dem Angekl. zu verſagen ſei. Auf Re⸗ 
viſion des letzteren wurde das Urteil aufgehoben und die 
Sache in die Vorinſtanz zurückverwieſen. 

Aus den 

f Gründen: 

Das angefochtene Urteil erörtert die Frage, ob die 
Aeußerung des Angekl. zur Wahrnehmung berechtigter In⸗ 
tereſſen notwendig geweſen oder wenigſtens vom Angekl. als 
hiezu erforderlich erachtet worden ſei, ohne zuvor geprüft zu 
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haben, ob nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt das Vorhanden⸗ 
ſein eines mit der Aeußerung etwa zu wahrenden berech⸗ 
tigten Intereſſes im Sinn des § 193 StGB. überhaupt an⸗ 
genommen werden kann. Die Bejahung dieſer Frage iſt 
aber notwendige Vorausſetzung einer Feſtſtellung darüber, 
ob eine Aeußerung zur Wahrnehmung eines berechtigten 
Intereſſes getan worden ſei oder nicht. Zur Begründung 
des Vorhandenſeins eines eigenen berechtigten Intereſſes im 
Sinn des § 193 macht der Angekl. geltend: es ſeien ihm 
ſelbſt vor einiger Zeit Stangen beſchädigt worden und auch 
er habe als Täter den Privatkläger im Verdacht. Es wäre 
zu prüfen geweſen ob auch durch die Tatſache einer ſolchen dem 
Angekl. widerfahrenen Sachbeſchädigung in Verbindung 
damit, daß er für ſeine Perſon auch bezüglich der gegen ihn 
angeblich verübten Sachbeſchädigung die Täterſchaft des 
Privatklägers für erwieſen hielt, die Grundlage für die 
Annahme eines dem Zeugen B. oder den anderen Wirts⸗ 
gäſten gegenüber zu wahrenden berechtigten Intereſſes her⸗ 
geſtellt iſt. Außerdem fragt ſich, ob das Vorliegen eines 
berechtigten Intereſſes damit begründet werden kann, daß 
der Angekl., wie er behauptet, ſeiner Ueberzeugung von der 
Täterſchaft des Privatklgrs. im Intereſſe eines andern, näm⸗ 
lich ſeines Bruders P. Ausdruck gegeben hat. Denn bei 
einer Bezichtsäußerung hatte Angekl. beigefügt: Privatklr. 
habe es (das Herausreißen) aus Rache getan, weil er kürz⸗ 
lich den Prozeß mit ſeinem (des Angekl.) Bruder P. ver⸗ 
ſpielt habe. 

Erſt wenn feſtſteht, daß ein eigenes oder fremdes be⸗ 
rechtigtes Intereſſe des Angekl. an ſeiner Kundgebung vor⸗ 
liegt, iſt die Prüfung möglich ob die Aeußerung zur Wahr⸗ 
nehmung dieſes Intereſſes getan wurde oder nicht. Im Be⸗ 
rufungsurteil findet ſich zwar der Satz: die Wahrnehmung 
der eigenen und der brüderlichen Intereſſen ſei nicht durch 
die fragliche Aeußerung erfolgt. Nach dem Zuſammenhang, 
in dem dies geſagt iſt, könnte aber hierin eine einwandfreie 
Feſtſtellung, daß die Aeußerung nicht zur Wahrnehmung 
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eines berechtigten Intereſſes erfolgt ſei, ſelbſt dann nicht 
erblickt werden, wenn die objektive Vorausſetzung des Vor⸗ 
liegens eines berechtigten Intereſſes ohne weiteres als erfüllt 
anzuſehen wäre. Denn damit will der Vorrichter, wie ſich 
aus der unmittelbar vorhergehenden Ausführung ergibt, nur 
ſagen, die Wahrnehmung eines eigenen oder fremden Inter⸗ 
eſſes ſei nicht erfolgt, weil die Aeußerung hiezu nicht not⸗ 
wendig und der Angekl. deſſen ſich bewußt geweſen ſei. 
Dadurch würde jedoch die Abſicht des Angekl., mit der 
Aeußerung ein berechtigtes Intereſſe wahrzunehmen, nicht 
unbedingt ausgeſchloſſen. Allein maßgebend iſt der auf die 
Intereſſenwahrnehmung gerichtete Wille des Angekl., was 
das Geſetz mit den Worten zum Ausdruck bringt, daß die 
Aeußerung „zur“ Wahrnehmung berechtigter Intereſſen ge⸗ 
macht ſein müſſe. Daß ſie, objektiv betrachtet, hiezu not⸗ 
wendig oder auch nur geeignet ſei, verlangt § 193 nicht; 
aus der objektiven Ungeeignetheit einer Aeußerung für dieſen 
Zweck läßt ſich aber unter Umſtänden ein Beweisgrund für 
die mangelnde Abſicht der Intereſſenwahrung entneh⸗ 
men. Daß der Angekl. die Aeußerung nicht zur Wahrneh⸗ 
mung berechtigter Intereſſen getan habe, ſtellt die Straf⸗ 
kammer nirgends feſt. Dieſes negative Erfordernis für den 
Ausſchluß des Schutzes des $ 193 (wenn ein berechtigtes 
Intereſſe vorliegt, das mit der Aeußerung an ſich wahrge⸗ 
nommen werden kann) iſt auch nicht durch die Feſtſtellung 
erfüllt, der Angekl. habe die von ihm für wahr gehaltene 
Aeußerung zur Intereſſenwahrung nicht für erforderlich er⸗ 
achtet. Denn der Wille, mit einer Aeußerung ein Intereſſe 
wahrzunehmen, kann auch vorhanden ſein ohne den Glauben, 
die Aeußerung ſei zu dieſem Zweck erforderlich. Zudem iſt 
die Begründung, mit der die Strafkammer die Feſtſtellung 
dieſes Glaubens des Angekl. ablehnt, jedenfalls inſofern 
rechtsirrtümlich, als ausgeführt wird, die fragliche Aeuße⸗ 
rung ſei nur bei Gelegenheit der Intereſſenwah⸗ 
rung (im Gegenſatz zu dem Erfordernis „zur Wahrnehmung 
berechtigter Intereſſen“) erfolgt. Denn bei Gelegenheit der 
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Intereſſenwahrnehmung kann eine Aeußerung nur dann ge⸗ 
macht ſein, wenn neben und außer ihr andere Aeußerungen zu 
jenem Zweck getan wurden (RSt. St. 29. 57). Dies trifft 
aber hier nicht zu; der Angekl. hat vielmehr nach dem vom 
Vorrichter feſtgeſtellten Sachverhalt überhaupt nur die eine 
Aeußerung, allerdings in zwei rechtlich unſelbſtändigen 
Einzelfällen getan, von der die Strafkammer ſagt, ſie ſei 
bei Gelegenheit der Intereſſenwahrung erfolgt. 

Hienach beruht das Urteil auf dieſen Verſtößen gegen 
§ 193 StGB. und war daher nach SS 393, 394 StPO. zu 
erkennen. Auf Grund der neuen Verhandlung wird zu 
prüfen ſein, ob überhaupt ein vom Recht anerkanntes eige⸗ 
nes oder fremdes Intereſſe des Angekl., als mit ſeiner 
Aeußerung gewahrt werden konnte, zu bejahen iſt und wenn 
ja, ob der Angekl. die Aeußerung lediglich zur Wahrung 
dieſes Intereſſes getan hat. Im Falle der Bejahung beider 
Fragen wäre weiter zu prüfen, ob etwa das Vorhandenſein 
einer Beleidigung aus der Form der Aeußerung oder aus 
den Umſtänden, unter denen ſie geſchah, hervorgeht. 

Urteil des Strafſenats vom 4. Mai 1914 in der Privat⸗ 

klageſache des R. Th. in S. gegen J. H. in S. wegen 

Beleidigung. 


30. 


Zum Tatbeſtand einer Bereitelung der Bwangsvoll⸗ 
| Rrerkung i. F. des 8 288 H16B, 


Der Angel. hat am 9. Februar 1915 in drei Verträgen 
mit ſeinen damals noch minderjährigen drei Söhnen folgende 
ihm gehörige Gegenſtände: 4 Fäſſer, 1 Moſtzuber, 1 Schlitten, 
1 Wagen, 1 Moſtpreſſe, 2 Stühle, 2 Kleiderkäſten, Brennholz 
und Moſt im Geſamtanſchlag von 523 M. zur Deckung der 
Söhne für die von ihnen aus Lohnerſparniſſen erhaltenen 
Geldbeträge an ſie verkauft, den Kaufpreis mit ſeiner Schuld 
an die Söhne verrechnet und die verkauften Gegenſtände 
gleichzeitig wieder von den Söhnen „gemietet“ (auch den 
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Moſt und das Brennholz!) und ſo den Käufern nur den 
mittelbaren Beſitz der Sachen verſchafft. Nach Annahme des 
Berufungsgerichts hat er aber die Abſicht verfolgt, die Be⸗ 
friedigung ſeines Gläubigers E. zu vereiteln, von deſſen 
Seite ihm damals Zwangsvollſtreckung drohte und er wurde 
aus $ 288 StGB. beſtraft. Auf feine Reviſion wurde das 
Urteil nebſt den tatſächlichen Feſtſtellungen aufgehoben und 
die Sache in die Vorinſtanz zurückverwieſen. 

Aus den 

Gründen: 

Irrig iſt die Anſicht der Reviſion, der Abſchluß der 
wegen Minderjährigkeit der Söhne ungültigen Verträge 
ſtelle keine Veräußerung und keine Beiſeiteſchaffung von 
Vermögensbeſtandteilen dar. Es kommt nicht darauf an, ob 
die Verträge nach den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts 
gültig geweſen ſind oder nicht. Unter Beiſeiteſchaffung iſt 
eine ſolche Behandlung von Vermögensbeſtandteilen zu ver⸗ 
ſtehen, die fie dem Zugriff im Zwangsvollſtreckungs verfahren 
tatſächlich entzieht, unter Veräußerung eine ſolche, die 
ſie der Zwangsvollſtreckung rechtlich unzugänglich macht. 
Die Strafkammer hat das Vorliegen einer Veräußerung des⸗ 
halb verneint, weil die Verträge zwiſchen dem Angekl. und 
ſeinen Söhnen angeſichts deren Minderjährigkeit rechts⸗ 
unwirkſam geweſen und deshalb die betr. Gegenſtände dem 
Vermögen des Angekl. nicht rechtlich entzogen worden ſeien. 
Ob dieſe Begründung zutreffend iſt und nicht vielmehr eine 
Verwechslung der Begriffe „rechtlich“ und „rechtswirkſam, 
rechtsgültig“ vorliegt, kann dahingeſtellt bleiben. Jedenfalls 
iſt die Annahme der Strafkammer nicht zu beanſtanden, daß 
das Verhalten des Angekl. unter allen Umſtänden ein Bei⸗ 
ſeiteſchaffen im Sinn des § 288 StGB. darſtelle. Es iſt 
anerkannt, daß ſogar der Abſchluß eines Scheinvertrags 
darunter fallen kann, vorausgeſetzt, daß dadurch dem Gläu⸗ 
biger die Zwangsvollſtreckung tatſächlich unmöglich gemacht 
oder erſchwert wird, was von den Umſtänden des einzelnen 
Falles abhängt. Nach der Feſtſtellung der Strafkammer 
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hatte der Angekl. es von Anfang an darauf abgeſehen, die mit 
ſeinen Söhnen abgeſchloſſenen Verträge bei einem Pfändungs⸗ 
verſuch dem Gerichtsvollzieher entgegenzuhalten, um ihn zur 
Abſtandnahme von der Pfändung der betr. Gegenſtände zu 
beſtimmen; der Angekl. hat ſpäter dann tatſächlich auch die 
Verträge als Hinderniſſe der Pfändung geltend gemacht und 
die Zwangsvollſtreckung weſentlich erſchwert. Die Rüge der 
Reviſion iſt daher unbegründet. 

Dagegen iſt das angefochtene Urteil nach einer anderen 
Richtung nicht bedenkenfrei, ſofern es nämlich nach Hinweis 
auf RGE. Bd. 22 S. 208 — wo dargelegt iſt, daß un⸗ 
pfändbare Sachen nicht Gegenſtand eines Vergehens im 
Sinn des § 288 StGB. fein können — ſich mit der Be⸗ 
merkung begnügt: eine ſolche Ausnahme liege hier nicht vor, 
die Zwangsvollſtreckung in alle hier in Frage ſtehenden Ob⸗ 
jekte ſei nicht bloß formell möglich, ſondern könne jedenfalls 
bis auf weiteres auch mit materiell⸗rechtlicher Wirkung er⸗ 
folgen. Denn die in den Verträgen vom 9. Februar 1915 
aufgeführten Gegenſtände können durchweg nach ihrer Natur 
„für den Bedarf oder zur Erhaltung eines angemeſſenen 
Hausſtandes des Schuldners unentbehrlich, zu ſeinem land⸗ 
wirtſchaftlichen (Neben⸗) Betrieb erforderlich“ und daher nach 
§ 811 ZRO. unpfändbar geweſen fein, zumal da die Fa⸗ 
milie des Angekl. laut Pfändungsprotokoll aus 9 Köpfen 
beſtand. Es hat denn auch der Gerichtsvollzieher nicht etwa 
alle die in den Verträgen vom 9. Februar 1915 erwähnten 
Sachen, ſondern nur einen von ihm für pfändbar gehaltenen 
kleinen Teil davon gepfändet; ob er den übrigen Teil für 
unpfändbar hielt oder gar nicht vorfand, iſt aus den Ur⸗ 
teilsgründen nicht erſichtlich. Bei dieſer Sachlage durfte die 
Strafkammer ſich nicht mit der allgemeinen Bemerkung von der 
materiell⸗rechtlichen Zuläſſigkeit der Zwangsvollſtreckung (ent⸗ 
nommen der RGE. 22. 208) begnügen. Da dieſer Bemer⸗ 
kung zudem die unverſtändliche Einſchränkung „jedenfalls bis 
auf weiteres“ habe die Zwangsvollſtreckung mit materiell⸗ 
rechtlicher Wirkung erfolgen können, beigefügt iſt — die 
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Unpfändbarkeit einer Sache iſt nicht etwa davon abhängig, 
daß der Schuldner ſie geltend macht —, ſo ſind Zweifel 
daran berechtigt, ob im Berufungsurteil nicht der Begriff 
der Vermögensbeſtandteile im Sinn des 8 288 StGB. ver⸗ 
kannt iſt. 

Bei der erneuten Prüfung des Sachverhalts wird das 
Berufungsgericht nicht gehindert ſein zu erwägen, ob der 
Angekl. nicht auch inſofern, als er am 9. Februar 1915 zu⸗ 
gleich Hypotheken auf ſeine Grundſtücke zugunſten anderer 
beſtellte, ſich nach $ 288 StGB. verfehlt hat. Denn dieſe 
Tätigkeit würde, falls ſie unter dieſes Strafgeſetz fallen 
ſollte, vermutlich zuſammen mit dem Abſchluß der erwähnten 
drei Kaufverträge eine Straftat darſtellen, die in ihrem 
ganzen Umfang der Beurteilung des Gerichts unterſteht, ob⸗ 
wohl die Anklage nur die Kaufverträge angeführt hat. 

Urteil des Strafſenats vom 30. April 1917 in der Straf⸗ 

ſache gegen M. Th. in R. wegen Vereitelung der Zwangs⸗ 

vollſtreckung. 


31. 


Liegt im Fall einer ſog. verſteckten Anonymität eine 
fülſchlich angefertigte Urkunde vor? 


Der Angeſchuldigte hatte in einer von H. datierten und 
mit den Buchſtaben M. R. unterzeichneten Eingabe an das 
Landjägerſtationskommando L., die von dieſem der Staats⸗ 
anwaltſchaft vorgelegt wurde, Strafanzeige gegen den mit 
ihm verfeindeten Wirt M. in H. wegen Zuwiderhandlung 
gegen die Vorſchriften über die Fleiſchverſorgung erſtattet. 
Der Antrag der Staatsanwaltſchaft auf Eröffnung des 
Hauptverfahrens wegen erſchwerter Urkundenfälſchung (ver⸗ 
übt in der Abſicht, dem M. Schaden zuzufügen) wurde von 
der Strafkammer abgelehnt und die hiegegen eingelegte Be⸗ 
ſchwerde als unbegründet verworfen. Die Erhebungen hatten 
ergeben, daß in H. eine Perſon mit den Anfangsbuchſtaben 
M. R. nicht exiſtiert und der Angeſchuldigte hat angegeben: 
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er wiſſe ſelber nicht, warum er die Strafanzeige gerade mit 
M. R. oder überhaupt mit einem Namen unterſchrieben 
habe, das habe er halt ſo gemacht ohne weitere Ueberlegung, 
gemeint habe er niemand damit und auch nicht gewußt, ob 
in H. jemand ſo heiße. 

Aus den 

Gründen: 

Der Tatbeſtand der Urkundenfälſchung erfordert, daß 
die gedankliche Kundgebung nach ihrem Inhalt, wenn auch 
in Verbindung mit anderen Umſtänden auf eine bejtimmte 
Perſon als Ausſteller hinweiſt und der Täter dies will. 
Daß die fragliche Perſon ermittelt werden kann oder über⸗ 
haupt exiſtiert, iſt nicht erforderlich und es kann auch die 
Unterzeichnung mit den Anfangsbuchſtaben eines Namens 
genügen. 

Zwar weiſt zunächſt die Unterzeichnung mit M. R. 
darauf hin, daß ſie von einer beſtimmten Perſon ausgeht, 
deren Name mit dieſem Buchſtaben beginnt. Allein der Ge⸗ 
brauch der Abkürzung bei einer ſolchen Strafanzeige legt 
von vornherein die Annahme nahe, daß das Schriftſtück den 
Ausſteller nicht erkennen laſſen, ſondern nur den Schreiber 
verſchleiern will (ſog, verſteckte Anonymität), und es haben 
auch die vom Strafſenat veranlaßten Erhebungen keinerlei 
Umſtände ergeben, die eine gegenteilige Annahme rechtfertigen 
würden. Iſt hienach mindeſtens zweifelhaft, ob überhaupt 
eine Urkunde vorliegt, ſo iſt jedenfalls dem Angeſchuldigten, 
der angibt, er habe niemand damit gemeint, ſondern nur 
beliebige Buchſtaben unter die Anzeige geſetzt, nicht nachzu⸗ 
weiſen, daß er den Anſchein erwecken wollte, die Anzeige 
ſtamme von einer beſtimmten Perſon namens M. R. her 
(vgl. RG. St. Bd. 46 S. 297, Bd. 41 S. 425, Bd. 34 
S. 243; Goltd. Arch. Bd. 55 S. 310). 

Beſchluß des Strafſenats vom 2. April 1917 in der 

Strafſache gegen J. L. in O. wegen Urkundenfälſchung. 
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32. 


In welchem Zeitpunkt if „das Auftreiben von Pieh 
anf den Markt“ gegeben im Sinn der Vollzugsver⸗ 
fügung zum RViehſenchengeſetz? 


Auf Grund des § 27 Abſ. 1 Verf. d. Min. des Innern 
vom 11. Juli 1912 betr. Ausführungsvorſchriften zum Vieh⸗ 
ſeuchengeſetz hatte das K. Medizinalkollegium am 25. Ok⸗ 
tober 1915 beſtimmt, daß bis auf weiteres für die im Beſitz 
von Viehhändlern befindlichen Wiederkäuer tierärztliche Ge⸗ 
ſundheitszeugniſſe beizubringen ſeien, ſofern die Tiere zum 
Zweck des Verkaufs aufgeſtellt oder außerhalb abgegrenzter 
Räumlichkeiten feilgeboten oder auf Märkte aufgetrieben 
werden. Der Angekl., ein Viehhändler, hat am 30. Sep⸗ 
tember 1916 drei Stück Vieh aus ſeinem Stall in F. auf 
den Viehmarkt in A. getrieben. Ein Geſundheitszeugnis ließ 
er ſich erſt innerhalb des Ortes A., aber vor Ankunft der 
Tiere auf dem Marktplatz ausſtellen. Die Strafkammer hat 
ihn wegen Zuwiderhandlung gegen die angeführte Anord⸗ 
nung auf Grund des § 76 Ziff. 1 ViehſcGeſ. verurteilt. 

Die Reviſion macht geltend, das Zeugnis ſei erſt nach 
der Ankunft des Viehs auf dem Marktplatz erforderlich. 

Ob angeſichts des Abſ. 2 8 27 AusfVorſchr., wonach 
über den Abſ. 1 hinaus weiter angeordnet werden kann, daß 
das Geſundheitszeugnis ſchon am Herkunftsort vor Beginn 
des Transports ausgeſtellt ſein muß, die Annahme der 
Strafkammer, der Angekl. habe das Zeugnis ſchon in dem 
Augenblick, als das Vieh den Stall verließ, beſitzen müſſen, 
zutreffend iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn ſpäteſtens 
mit dem Betreten des Markt orts A. hat das Auftreiben 
auf den Markt im Sinn der Anordnung begonnen und in 
dieſem Augenblick mußte ein Geſundheitszeugnis vorhanden 
ſein. Dies ergibt der Wortlaut und vor allem der N 
der Beſtimmung. 

Der gewöhnliche Sprachgebrauch verſteht unter u 
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treiben auf den Markt nicht nur das Aufſtellen auf dem 
Marktplatz, ſondern die unmittelbar vorhergehende Tätigkeit 
des Zuführens, jedenfalls innerhalb des Marktorts. Durch 
die Schutzmaßregel ſoll ferner der durch das Zuſammen⸗ 
kommen zahlreichen Händlerviehs aus den verſchiedenen Gegen⸗ 
den an einem Ort ſich ergebenden Anſteckungsgefahr entgegen⸗ 
gewirkt werden. Dieſe Gefahr iſt aber nach der Erfahrung 
in den Straßen des Marktorts, jedenfalls wenn es ſich um 
einen kleinen Ort handelt wie hier, kaum geringer als auf 
dem Marktplatz. Die Faſſung des § 17 Ziff. 3 ViehſGeſ., 
auf den ſich die Reviſion beruft, beweiſt nichts gegen, ſon⸗ 
dern höchſtens für dieſe Auslegung. Der § 17 Ziff. 3 be⸗ 
ſtimmt, daß die Beibringung von Geſundheits⸗ und Ur⸗ 
ſprungszeugniſſen für das im Beſitze von Viehhändlern be⸗ 
findliche und für das auf Märkte oder öffentliche Tierſchauen 
gebrachte Vieh angeordnet werden kann. Es iſt zwar 
anzunehmen, daß in einem Fall wie dem vorliegenden ein 
Tier mit der Ankunft im Marktort auf den Markt gebracht iſt. 
Wollte man dies aber nicht annehmen, ſo wäre davon auszu⸗ 
gehen, daß die Ausführungsvorſchriften durch die Wahl des 
Ausdrucks „auftreiben“ abſichtlich eine weitergehende, auf das im 
Beſitz von Viehhändlern befindliche Vieh bezügliche (ſ. 8 27 
Ausf Vorſchr.) und daher nach 8 17 Ziff. 3 ViehſGeſ. zuläſſige 
Maßregel anordnen wollten. Der von der Reviſion ange⸗ 
führte §S 26 der AusfVorſchr., wonach das Treiben von Vieh 
auf dem Weg zum oder vom Markte verboten oder auf be⸗ 
ſtimmte Wege beſchränkt werden kann, iſt für die Auslegung 
nicht verwertbar. Denn die 88 22—26 AusfVorſchr. be⸗ 
ziehen ſich nur auf eine beſtimmte Art des Transports und 
verſtehen unter „Treiben“ den Transport durch Eigenbewe⸗ 
gung des Viehs; beim Auftreiben auf Märkte im Sinn des 
§ 27 iſt dagegen die Art des Transports gleichgültig. 

Die Reviſion war daher, da das Urteil auch im übrigen 
einen Rechtsirrtum nicht erkennen ließ, als unbegründet zu 
verwerfen. 

Urteil des Strafſenats vom 26. März 1917 in der 
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Strafſache gegen den Viehhändler A. H. in F. wegen 
Uebertretung des Viehſeuchengeſetzes. 


33. 
Zum Begriff der Gewerbsmäßigkeit beim Riehhandel. 


Aus den 
Gründen: 

Nach $ 3 der Verf. des Miniſt. des Innern betreffend 
den Verkehr mit Vieh, Wild und Fleiſch vom 4. Februar 
1916 (Staatsanzeiger Nr. 29, Kriegsbeil. V S. 353) vgl. 
mit 88 15 ff. BRVO. über die Errichtung von Preisprü⸗ 
fungsſtellen und die Verſorgungsregelung vom 25. Septem⸗ 
ber / 4. November 1915 (RGBl. S. 607 und S. 738) bedarf 
der ſchriftlichen Erlaubnis der Fleiſchverſorgungsſtelle, wer 
gewerbsmäßig Vieh zur Weiterveräußerung für ſich oder für 
einen andern erwerben, Angebote von Vieh zur Weiterver⸗ 
äußerung aufſuchen oder den Erwerb von Vieh vermitteln 
will. Das Landgericht hat den Angekl. wegen Zuwider⸗ 
handlung gegen dieſe Vorſchriften verurteilt, weil er, ohne im 
Beſitz eines Erlaubnisſcheins zu ſein als — zum ſelbſtändigen 
Abſchluß von Viehkäufen bis zu 1500 M. ermächtigter — 
Knecht der Viehhandlung S. u. E. W. in C. für ſeine Firma 
auf dem Markt in B. einen Ochſen zum Zweck der Weiter⸗ 
veräußerung gekauft hat. 

Die Reviſion rügt, das Erfordernis der Gewerbsmäßig⸗ 
keit ſei nicht genügend feſtgeſtellt. Der Angekl. ſei Vieh⸗ 
transporteur, ab und zu beauftrage ihn ſein Dienſtherr, 
während dieſer auf dem Markt anweſend ſei, auf dem glei⸗ 
chen Markt ein Stück Vieh zu kaufen. Dieſe Tätigkeit ſei 
mangels einer beſonderen Entlohnung und eines allgemeinen 
Auftrags keine gewerbsmäßige. 

Die Reviſion iſt nicht begründet. Gewerbsmäßigkeit in 
dem Sinn, daß der Täter ſelbſt aus der fortgeſetzten Aus⸗ 
übung der angeführten Geſchäfte einen Erwerb zieht, iſt nicht 
erforderlich. Nach Sinn und Zweck der Vorſchrift muß es 
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vielmehr genügen, wenn er innerhalb eines fremden auf die 
betreffenden Geſchäfte gerichteten Gewerbebetriebs tätig wird. 
Nur dieſe Auslegung wird dem Zweck der Beſtimmung, un⸗ 
zuverläſſige Perſonen von der perſönlichen Ausübung des 
Viehhandels fernzuhalten gerecht; wem der Erwerb aus der 
Ausübung zugute kommt, iſt hiebei ohne Belang. Ein un⸗ 
entgeltlich handelnder Beauftragter des Viehhändlers würde 
vom Standpunkt der Reviſion aus zweifellos nicht gewerbs⸗ 
mäßig handeln und auch bei einem zu den verſchiedenſten 
Dienſtſtellungen gegen allgemeine Entlohnung eingeſtellten 
Knecht wäre es mindeſtens zweifelhaft, ob von ihm geſagt 
werden könnte, daß er aus den von ihm im Auftrag des 
Dienſtherrn betätigten Geſchäften einen Erwerb zieht. Daß 
aber ſolche für die Viehhandlung tätige Perſonen eines Er⸗ 
laubnisſcheins nicht bedürfen ſollten, muß angeſichts des er⸗ 
wähnten Zwecks der Vorſchrift als ausgeſchloſſen gelten. Es 
handelt ſich vorliegend um einen dem $ 55 GewO. gleich⸗ 
artigen Fall. Wer i. S. des § 55 den Gewerbebetrieb im 
Umherziehen ausübt, bedarf eines Wandergewerbeſcheins; 
Vorausſetzung iſt aber nicht eigener Gewerbebetrieb, es ge⸗ 
nügt vielmehr, daß er fremden Gewerbebetrieb ausübt (vgl. 
Schicker Anm. 5, Landmann Anm. 7 zu § 55 Gew.). 
Daß der Gewerbebetrieb der Firma S. u. E. W. die in 83 
der MiniſtVerf. angeführten Geſchäfte zum Gegenſtand hat, 
iſt den Feſtſtellungen des Urteils zu entnehmen. Da das 
Urteil auch im übrigen einen Rechtsirrtum nicht erkennen 
ließ, war die Reviſion als unbegründet zu verwerfen. 
Urteil des Strafſenats vom 18. Juni 1917 in der 
Strafſache gegen den Viehtreiber K. O. von > wegen 
unerlaubten Viehaufkaufs. 


34. 


Zur Frage der Fahrläſſigkeit eines Arafimagen. 
|  denkers. | 

Mit Perſonen⸗ und Sachbeſchädigung euer hatte 

ein Zuſammenſtoß zwiſchen dem vom Angekl. L. durch die 
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P.ſtraße über die Rb. ſtraße nach der H.ſtraße geführten 
Sanitätskraftwagen und dem vom Angeklagten W. gelenkten, 
von der Rb.ſtraße gegen den alten Poſtplatz abwärts 
fahrenden Straßenbahnwagen in St. ſtattgefunden. Der 
Angeklagte L. wurde wegen eines mit einer Uebertretung 
i. S. § 21 RGeſ. 3. Mai 1909, vgl. 8 18 BRV. 3. Februar 
1910 in Tateinheit zuſammentreffenden Vergehens der fahr⸗ 
läſſigen Transportgefährdung verurteilt, der Angekl. W. frei⸗ 
geſprochen. Gegen erſteren wurde feſtgeſtellt, daß er mit 
einer das zuläſſige Maß erheblich überſchreitenden, ein ſo⸗ 
fortiges Anhalten bei der Straßenkreuzung nicht ermöglichen⸗ 
den Geſchwindigkeit in die Rb.ſtraße hereingefahren iſt. Die 
an der dortigen Straßenkreuzung befindliche Halteſtelle iſt 
als bloße Bedarfshalteſtelle vom Straßenbahnwagen über⸗ 
fahren worden und auf dem anderen Geleiſe hielt im Mo⸗ 
ment des Zuſammenſtoßes ein Straßenbahnwagen mit der 
Fahrrichtung nach dem Feuerſee. Die Reviſion des Angekl. 
L. wurde verworfen. 
Aus den 
Gründen: 

Gegenüber der Verurteilung des Angekl. L. aus § 21 
Gef. über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 
1909 vgl. mit 8 18 BRV. vom 3. Februar 1910 (RGBl. 
S. 389) rügt die Reviſion zunächſt, derartige polizeiliche 
Vorſchriften hätten keine unbedingte Geltung, der Angekl. L. 
ſei zu einer Abweichung davon befugt geweſen, weil er für 
ein von Darmkolik befallenes wertvolles Pferd Medikamente 
habe auf die Feuerwache bringen müſſen. Man mag annehmen, 
daß die Nichteinhaltung derartiger Vorſchriften durch die 
beſonderen Umſtände des Einzelfalles gerechtfertigt ſein kann. 
Dies trifft aber, wie die Strafkammer mit Recht ausführt, 
eben im vorliegenden Fall nicht zu. Denn das Intereſſe an 
raſcher Beſchaffung von Medikamenten für das erkrankte 
Pferd kann keinenfalls dem Intereſſe an der Sicherheit des 
Straßenverkehrs und insbeſondere des Straßenbahnverkehrs 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 2. 12 | 
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vorgehen, umſoweniger als es ſich nur um einen ganz gering⸗ 
fügigen Zeitgewinn handeln konnte. 

Unbegründet iſt auch der weitere Einwand, der Führer 
des haltenden Straßenbahnwagens habe nach dem Angekl. 
herübergeſehen; das ſei nach ſtillſchweigender Uebereinkunft 
ein Zeichen, daß der Kraftwagenlenker ohne Gefahr vor et⸗ 
waigen von der anderen Seite kommenden Straßenbahn⸗ 
wagen über die Kreuzung fahren könne. Das Urteil führt 
aus: der Angekl. L. möge davon ausgegangen ſein, der 
Führer des haltenden Wagens wolle ihn noch vor ſeinem 
Wagen über die Nb.jtraße fahren laſſen; damit ſei der 
Angekl. aber noch nicht der Rückſichtnahme auf möglicher⸗ 
weiſe von oben herunter kommende Straßenbahnwagen ent⸗ 
hoben geweſen, umſoweniger, als er nicht behaupten könne, 
daß der Führer des haltenden Wagens ihm ein ausdrück⸗ 
liches Zeichen, raſch herüberzufahren gegeben habe, in wel⸗ 
chem Fall der Angekl. unter Umſtänden hätte annehmen 
können, daß dieſer Führer ſich davon überzeugt habe, daß 
von oben her keine Gefahr drohe. Trotz dieſer Faſſung will 
das Urteil offenbar ſagen, der Führer des haltenden Wa⸗ 
gens habe dem Angekl. überhaupt kein Zeichen, auch kein 
ſtillſchweigendes gegeben, daß er raſch und ungefährdet hinüber⸗ 
fahren könne, und es geht hiebei erſichtlich von der ſtill⸗ 
ſchweigenden Annahme aus, ein ſolches Zeichen ſei nicht in 
der bloßen — wohl durch Verzögerung der Weiterfahrt be⸗ 
tätigten — Kundgebung, den Angekl. noch vor dem eigenen 
Wagen hinüberfahren laſſen zu wollen, zu erblicken. Dieſe 
letztere Annahme aber liegt auf tatſächlichem, der Nachprü⸗ 
fung entzogenen Gebiete, und es konnte die Strafkammer 
hievon ausgehend, ohne Rechtsirrtum die Fahrläſſigkeit des 
Angekl. L. bejahen. 

Nach der Feſtſtellung des Urteils hat der mitangekl. W. 
zwiſchen der ©.» und P.itraße letztmals kurz vor der Halte⸗ 
ſtelle Glockenzeichen gegeben. Die Reviſion macht geltend, 
die pflichtgemäße Sorgfalt hätte auch die Abgabe von Glocken⸗ 
zeichen während des Durchfahrens der Halteſtelle und der 
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Kreuzung erfordert. Allein da der Straßenbahnwagen beim 
Durchfahren der Kreuzung für die die P. ſtraße herkommenden 
Wagenlenker ſichtbar war, waren Glockenzeichen nur vor der 
Kreuzung erforderlich und da die Halteſtelle unmittelbar an 
der Kreuzung ſich befindet, ſo hat die Strafkammer die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt nicht zu nieder bemeſſen, wenn 
ſie die vom Angekl. W. abgegebenen Zeichen als genügend 
anſah. 
Urteil des Strafſenats vom 29. Oktober 1917 in der 
Strafſache gegen Feuerwehrmann E. L. in St. und 
J. W., Straßenbahnwagenführer dort, wegen Trans⸗ 
portgefährdung. 


35. 


Kann die tatſüächliche Feſtſtellung auch unter Benutzung 
der Ausdrucksweiſe des Strafgeſetzes gefchehen ? 


Der Strafſenat erachtet dies nicht ſchlechtweg als un⸗ 
zuläſſig. Den Eheleuten B. kamen in einer Nacht 3 Enten 
abhanden. Die Strafkammer verurteilte den Angekl. S. und 
den früheren mitangekl. R., der keine Reviſion eingelegt hat, 
wegen gemeinſchaftlichen Diebſtahls auf Grund der Annahme, 
daß ſie in bewußtem und gewolltem Zuſammenwirken, alſo 
gemeinſchaftlich fremde bewegliche Sache einer anderen Perſon 
in der auf rechtswidrige Zueignung gerichteten Abſicht weg⸗ 
genommen haben. Das Urteil hat im Anſchluß an dieſe 
Annahme ausgeführt, der Beweis gründe ſich auf eine Reihe 
näher angeführter Einzelheiten, wobei jedoch die Art der 
Beteiligung des S. bei der Ausführung nicht näher er⸗ 
wähnt war. 

Aus den 

Gründen: 

Die Reviſion rügt, die Feſtſtellungen ſeien ungenügend, 
es ſei nicht erſichtlich, wie ſich die Strafkammer die Mit⸗ 
täterſchaft hinſichtlich der Ausführung denke und ob ſie von 
keinem Rechtsirrtum geleitet worden ſei; die Feſtſtellungen 
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könnten ebenſowohl zur Annahme von Beihilfe oder Hehlerei 
bei dem einen oder anderen Angekl. führen. Die Reviſion 
iſt nicht begründet. Wäre freilich die erwähnte Annahme, 
was die bedenkliche Faſſung des Urteils zunächſt nahelegen 
könnte, nur eine rechtliche Schlußfolgerung, ſo würde es 
an einer hinreichenden tatſächlichen Feſtſtellung zweifellos 
fehlen. Die Strafkammer will aber damit zugleich die ent⸗ 
ſcheidende tatſächliche Feſtſtellung treffen, wie aus den Wor⸗ 
ten „der Beweis gründe ſich ..“ zu entnehmen iſt. Daß dies 
unter Benützung der Ausdrucksweiſe des Geſetzes geſchah, 
iſt nicht ſchlechtweg unzuläſſig. Inwieweit die Feſtſtellung 
der näheren Einzelheiten der Ausführung erforderlich iſt, um 
dem Reviſionsgericht in rechtlicher Beziehung eine Nachprü⸗ 
fung zu ermöglichen, hängt von der Beſchaffenheit des Einzel⸗ 
falles ab. Da vorliegend einfache Rechtsbegriffe in Frage 
ſtehen und die von der Strafkammer feſtgeſtellten Einzel⸗ 
heiten im Zweifel die Annahme eines gemeinſchaftlichen 
Diebſtahls nahelegen, darf es als ausgeſchloſſen gelten, daß 
die Feſtſtellungen der Strafkammer von Rechtsirrtum beein⸗ 
flußt ſind, und ſie ſind daher im vorliegenden Fall als aus⸗ 
reichend anzuſehen. 

Urteil des Strafſenats vom 3. Dezember 1917 in der 

Strafſache gtgen W. S. in K. wegen Diebſtahls. 


36. 


Inwiefern iſt die Beſchrünkung der gewerbepaolizei⸗ 
lichen Wirtſchaftserlanbnis bei einer dinglichen Ge⸗ 
| rechtigkeit auf beſtimmte Rünme zuläffig? 


Auf dem Gaſthofgebäude Hſtraße .. . in U. ruht ein ding⸗ 
liches Gaſtwirtſchaftsrecht, das im Jahr 1914 auf einen An⸗ 
bau mit einem Vereinszimmer im 1. Stock und einem dar⸗ 
über gelegenen Fremdenzimmer im 2. Stock ausgedehnt 
wurde. Durch Beſchluß des Bezirksrats vom Mai 1916 
wurde der Angekl. als Pächterin des Anweſens die perſön⸗ 
liche Erlaubnis zur Ausübung des dinglichen Gaſtwirtſchafs⸗ 
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rechts im Gebäude der Hſtraße Nr. ... und zwar näherhin 
in dem Wirtſchaftszimmer und Wintergarten im Erdgeſchoß, 
dem Kaffeezimmer im 1. und 12 Fremdenzimmern im 2. Stock 
erteilt; nicht aufgeführt ſind im Beſchluß die ſog. Bar im 
Erdgeſchoß und die Räume des Anbaus. Trotzdem wurde 
in dem angeführten Vereinszimmer des Anbaus mit Wiſſen 
der Angekl. gewirtſchaftet. Die Angekl. iſt wegen Vergehens 
im Sinn des § 147 Ziff. 1 vgl. § 33 GewO. beſtraft und 
ihre hiegegen eingelegte Reviſion verworfen worden. 

Aus den 

Gründen: | 

Die Reviſion macht geltend: ſelbſt wenn man annehmen 
wolle, daß der Angekl. die Konzeſſion nur für die im Be⸗ 
ſchluß ausdrücklich genannten Räume erteilt worden ſei, ſo 
ſei ſie trotzdem zum wirtſchaften auch in den anderen befugt 
geweſen; bei dinglichen Gerechtigkeiten habe ſich der Bezirks⸗ 
rat nur mit der perſönlichen Qualifikation des Geſuchſtellers 
zu befaſſen, und werde dieſe bejaht, ſo ſei die Ausübung 
der Konzeſſion in allen konzeſſionierten Räumen zuläſſig; 
nicht zuläſſig ſei es, für einen Teil der dinglich konzeſſio⸗ 
nierten Räume wegen mangelnder Ueberſichtlichkeit oder ſon⸗ 
ſtiger Gründe im Zuſammenhang mit nicht völliger Zuver⸗ 
läſſigkeit des Geſuchſtellers die Erlaubnis zu verſagen. 

Die Reviſionsrüge iſt nicht begründet. Zunächſt ergibt 
ſich aus den Feſtſtellungen des Urteils, daß der Angeklagten 
die Erlaubnis nur für die im Beſchluß des Bezirksrats aus⸗ 
drücklich genannten Räume erteilt werden wollte. Anerkannt 
iſt, daß auch bei der dinglichen Wirtſchaftsgerechtigkeit der⸗ 
jenige, der die Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft betreiben will, 
der perſönlichen Erlaubnis im Sinn des § 33 GewO. be⸗ 
darf, daß dieſe jedenfalls auf Grund des § 33 Abſ. 2 Ziff 1, 
nicht aber mangels eines Bedürfniſſes verſagt werden kann 
(Württ. J. Bd. 13 S. 207, Schicker Anm. 2, Landmann 
Anm. 2 zu § 48 GewO.) . Die überwiegende Rechtsmeinung 
nimmt ferner an, daß wegen einer, den polizeilichen An⸗ 
forderungen nicht mehr entſprechenden Lage des Lokals die 
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Erlaubnis nicht verſagt werden kann, dagegen wird über⸗ 
wiegend angenommen, daß aus der Beſchaffenheit des 
Lokals ein Verſagungsgrund nach § 33 Abſ. 2 Ziff. 2 ent- 
nommen werden darf (a. M. § 49 Württ. Vollz. Vf. vom 
9. November 1883, Reg Bl. S. 234, Württ. J. Bd. 13 S. 207). 
Ob der in der letzterwähnten Entſcheidung des Oberlandes⸗ 
gerichts Stuttgart vom 13. Februar 1901 vertretene Stand⸗ 
punkt mit der Entſcheidung des Kompetenzgerichtshofs vom 
26. Februar 1913 (Württ. J. Bd. 26 S. 88), wie das K. 
Oberamt annimmt, verlaſſen iſt, kann dahingeſtellt bleiben. 
Wie aus den Feſtſtellungen des Urteils zu entnehmen iſt, 
wurden die Räume des Anbaus bei der Erlaubniserteilung 
mit Rückſicht auf ihre ſchwere Ueberwachbarkeit infolge ihrer 
Lage nach hinten ausgeſchieden und zwar wegen der gegen 
die Familie der Angeklagten in ſittlicher Beziehung beſtehen⸗ 
den Bedenken im Sinn des $ 33 Abſ. 2 Ziff. GewO. Eine 
ſolche aus dieſer Geſetzesvorſchrift entnommene Beſchränkung 
der Erlaubnis auf einzelne Räume muß als zuläſſig ange⸗ 
nommen werden. Denn der Grad der Zuverläſſigkeit des 
Geſuchſtellers kann ein derartiger ſein, daß er zwar noch für 
gewiſſe Räume, nicht aber für andere, infolge ihrer Lage 
zur Begehung der in der in § 33 Abſ. 2 Ziff. 1 GewO. 
angeführten Verfehlungen beſonders geeignete Räume als 
ausreichend angeſehen werden kann. Eine ſolche Behand⸗ 
lungsweiſe entſpricht gerade dem Intereſſe der Geſuchſteller 
und des dinglich Berechtigten, da erſtere in ſolchen Fällen 
für die Geſamtheit der Räume, andernfalls überhaupt keine 
Erlaubnis erhalten würden, wie es nach Feſtſtellung des 
Urteils im vorliegenden Falle tatſächlich zugetroffen hätte. 
Urteil des Strafſenats vom 12. Nov. 1917 in der 
Strafſache gegen A. K. in U. wegen unerlaubten Wirt⸗ 
ſchaftens. 
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37. 


Kann in einer behördlichen Bekanntmachung wegen 
Ansbruchs von Maul⸗ und Klanenſeuche kurzweg auf 
die üblichen Vorſchriften wirkſam verwieſen werden? 


Die Frage wurde vom Strafſenat mit folgender Be⸗ 
gründung bejaht. 

Das Oberamt R. hat am 22. März 1917 unter Hin⸗ 
weis auf den Ausbruch der Maul: und Klauenſeuche in N. 
folgende im Amtsblatt von R. veröffentlichte Bekanntmachung 
erlaſſen: „A. Sperrgebiet ., B. Beobachtungsgebiet . 
(darunter die hier in Betracht kommende Gemeinde G.), 
C. In den 10⸗km-Umkreis um den Seuchenort fallen im 
Oberamt R. . . (7 Gemeinden genannt). Hiefür gelten die 
üblichen Vorſchriften.“ 

Nun hat der Angekl., Geſchäftsführer des Viehhändlers 
H. am 24. April 1917 in G. ohne vorgängige Beſtellung ein 
Rind gekauft. Die Strafkammer hat den Angekl. wegen 
eines vorſätzlichen Vergehens gegen § 74 Ziff. 3 ViehſGeſ. 
vom 26. Juni 1909 vgl. § 168 Buchſt. b der AusfVorſchr. 
des Bundesrats vom 7. Dezember 1911 (RGBl. 1912 S. 4), 
§ 192 Buchſt. b der AusfVorſchr. des Miniſteriums des In⸗ 
nern vom 11. Juli 1912 (RG Bl. S. 273) verurteilt. Hie⸗ 
gegen hat der Verurteilte die Reviſion eingelegt. 

Dieſe rügt zunächſt: die Bekanntmachung des K. Ober⸗ 
amts R. ſei ungültig, weil nicht auf das Viehſeuchengeſetz 
Bezug genommen ſei und weil die verbotenen Handlungen 
nicht einzeln genannt ſeien. Allein eine ausdrückliche Bezug⸗ 
nahme auf das Viehſeuchengeſetz iſt nirgends, auch nicht im 
§3 der Württ. Ausführungsvorſchriften als notwendig vor: 
geſchrieben. Beim Sperr⸗ und Beobachtungsgebiet iſt die 
Erlaſſung einer Verbotsnorm durch die Behörde nicht er⸗ 
forderlich; es gelten ohne weiteres die ſchon durch die Aus⸗ 
führungsvorſchriften des Bundesrats (88 164, 166) gegen⸗ 
über der Oeffentlichkeit gegebenen Verbote. Dagegen iſt aller⸗ 
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dings für den Umkreis von in der Regel mindeſtens 15 km 
im $ 168 der AusfVorſchr. des Bundesrats (vgl. $ 192 der 
Württ. AusfVorſchr.) beſtimmt, daß die dann im einzelnen 
angeführten Handlungen zu verbieten ſeien, wobei in 
beſonderen Fällen Ausnahmen zugelaſſen werden können. 
Für den Kilometerumkreis hat alſo auf Grund dieſer An⸗ 
weiſung erſt die Behörde die Verbotsnorm zu erlaſſen. Wenn 
auch an ſich in der Regel die ausdrückliche Anführung der 
verbotenen Handlungen dem Sinn der Ausführungsvor⸗ 
ſchriften entſprechen mag, ſo hat das Oberamt durch die von 
ihm gewählte abgekürzte Faſſung immerhin noch erkennbar 
zum Ausdruck gebracht, daß es die nach den Ausführungsvor⸗ 
ſchriften (labgeſehen von beſonderen Ausnahmefällen) anzu⸗ 
ordnenden, in zahlloſen ähnlichen Veröffentlichungen wörtlich 
angeführten und den Betroffenen, insbeſondere den Vieh⸗ 
händlern im allgemeinen wohl bekannten Beſchränkungen 
anordnen wolle. Es liegt daher noch eine gültige Bekannt⸗ 
machung im Sinn des § 3 der Württ. AusfVorſchr. vor, 
wenn auch eine Bezugnahme auf die Ausführungsvorſchriften 
des Bundesrats bzw. des Miniſteriums des Innern zweck⸗ 
mäßiger geweſen wäre. 

Urteil des Strafſenats vom 12. November 1917 in der 

Strafſache gegen Viehhändler O. B. in N. wegen Ver⸗ 

gehens gegen das Viehſeuchengeſetz. ö 
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II. 
Abhandlung. 


Die Perwaltungsrechtſprechung im Krieg. 
Von Miniſterialrat Dr. Hofacker in Stuttgart. 


Die hier im 28. Bd. S. 362 veröffentlichte Entſcheidung 
des Verwaltungsgerichtshofes vom 18. April 1917 betrifft 
eine Frage von größerer Fernwirkung. Der Tatbeſtand iſt 
ſehr einfach und ohne politiſche Färbung. Das ſtv. General⸗ 
kommando hatte einen Ortsvorſteher wegen „Ungebühr“ 
im amtlichen Verkehr mit einer andern (nichtvorgeſetzten) 
Behörde auf Grund des Art. 3 G. vom 12. 8. 1879 mit 
Geldſtrafe beſtraft. Der Ortsvorſteher erhob Rechtsbeſchwerde 
gemäß Art. 13 BRPÄG. In Friedenszeiten wäre die 
Frage, ob Ungebühr im rechtlichen Sinn (vgl. Art. 4 des 
Geſetzes) vorliegen kann, in letzter. Inſtanz an den Verwal⸗ 
tungsgerichtshof zu ziehen geweſen, es hätte ſich nicht ſo⸗ 
wohl um ein Rechtsmittel im Sinne des Art. 5 G. vom 
12. 8. 1879 als um die gewöhnliche Rechtsbeſchwerde gehan⸗ 
delt, da die Anwendung des Ungebührbegriffes überhaupt 
angefochten war. Der Verwaltungsgerichtshof verwarf die 
Rechtsbeſchwerde als unſtatthaft, weil Art. 13 VRPflG. 
die Rechtsbeſchwerde nur gegen Verfügungen der Verwal⸗ 
tungsbehörden zulaſſe, das jtv. Generalkommando aber 
keine Verwaltungsbehörde ſei. Dieſe Auffaſſung befrie⸗ 
digt nicht und iſt von einem beherrſchenden Standpunkt 
aus nicht haltbar. Nach § 4 des G. über den Belagerungs⸗ 
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zuſtand geht die „vollziehende Gewalt“ an die Militärbefehls⸗ 
haber über, letztere können alſo ganz oder teilweiſe die 
Zivilverwaltung aus eigenem Rechte führen, aber die Ver⸗ 
waltung, wie ſie geſetzlich geordnet iſt, bleibt, was ſie iſt, 
und es iſt nicht einzuſehen, weshalb die ſie führende Stelle 
keine Verwaltungsbehörde ſein ſollte. Das ſtv. Generalkom⸗ 
mando wird mit Recht die vielen in den Geſetzen den „Verwal⸗ 
tungsbehörden“ eingeräumten Befugniſſe für ſich in Anſpruch 
nehmen und wo überall von Verwaltungsbehörden oder Poli⸗ 
zeibehörden die Rede iſt (§8 13 GVG, 8 453 StPO.), tritt eben 
das ſtv. Generalkommando an die Stelle, anders läßt ſich 
der Uebergang der vollziehenden Gewalt nicht denken. 

Aus einem gerade entgegengeſetzten Grunde ſcheint in 
Preußen und anderswo die Zuläſſigkeit des Verwaltungs⸗ 
rechtsweges gegenüber Anordnungen der Millitärbefehlsha⸗ 
ber beſtritten zu werden. Da die „vollziehende Gewalt“ über: 
geht, folgert man aus einer Ausweitung dieſes Begriffs, 
daß auch die Verwaltungsrechtſprechung übergehe, der 
Militärbefehlshaber hiernach auch den Verwaltungsgerichts⸗ 
hof übernehme oder übernehmen könne und jedenfalls nicht 
vor ihm anklagbar ſei. Löſt man die Worte „vollziehende 
Gewalt“ aus Zeit und Ort der Entſtehung los und erläu⸗ 
tert man ſie aus allgemeinen Denkregeln, ſo kann man in 
der Tat die Verwaltungsrechtſprechung in ihnen unter⸗ 
bringen. Gibt man aber den Worten die Bedeutung, die 
der von den Gedanken der Dreiteilung der Gewalten beein⸗ 
flußte preußiſche Geſetzgeber im Jahr 1851 vor Augen hatte, 
ſo ſtehen ſie im Gegenſatze zur richterlichen Gewalt und man 
wird die Verwaltungsrechtſprech ung als vollziehende Gewalt 
im Sinne der Anſchauungsweiſe des Jahres 1851 nicht be⸗ 
trachten können (zutreffend Markull in Verw.⸗Arch. Bd. 26 
S. 33 ff.). Eine andere Auffaſſung, die auch die Verwal⸗ 
tungsrechtſprechung und die ordentliche Gerichtsbarkeit der 
vollziehenden Gewalt zuzählt, gehört der Zukunft an, darf 
aber nicht in ein Geſetz vom Jahr 1851 verpflanzt werden. 
Offenbar hat unſer Verwaltungsgerichtshof den Gedanken 
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des Uebergangs der Verwaltungsrechtſprechung an den Mili⸗ 
tärbefehlshaber abgelehnt. 

Die allgemeine Bedeutung des Falles liegt nicht in 
der Frage der Machterweiterung oder Verengerung des 
Militärbefehlshabers. Wenn der Rechtsſchutz der ſubjektiven 
öffentlichen Rechte d. h. die Gewährleiſtung der rechtlichen 
Verſprechen des öffentlichen Gemeinweſens gewahrt bleibt, 
ſo ſcheint das für den Militärbefehlshaber, der in der 
Hauptſache mit dem objektiven Rechte arbeitet, von zurück⸗ 
tretender Bedeutung zu ſein. Die andere Seite der Ver⸗ 
waltungsrechtſprechung, der Schutz vor Belaſtung durch nicht⸗ 
obliegende Verbindlichkeiten iſt aber zufolge unſerer eigen⸗ 
artigen Rechtsentwicklung faſt reſtlos an die Zivil- und 
Strafgerichte übergegangen und letztere überprüfen die An⸗ 
ordnungen der Militärbefehlshaber in weitgehender Weiſe. 
Damit kommen wir dem Zwecke der gegenwärtigen Beſpre⸗ 
chung näher. 

Wenn die Verwaltungsrechtſprechung zu neuen Aufgaben 
berufen werden will, iſt es von der größten Bedeutung, 
die derzeitige Leiſtungsfähigkeit der Verwaltungsgerichte und 
deren Steigerungsbedürftigkeit richtig zu werten. Unterſtellen 
wir einmal, das Generalkommando hätte den Ortsvorſteher 
wegen groben Unfugs beſtraft oder es hätte in Uebernahme 
der Polizeigewalt irgend eine andere Polizeiſtrafverfügung 
erlaſſen, der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung wäre mit 
Grund nicht deshalb zurückgewieſen worden, weil das Ge⸗ 
neralkommando keine Polizeibehörde im Sinne des $ 453 
StPO. ſei. Während alſo Zivilgerichte und Strafgerichte 
in der mannigfachſten Weiſe die Anordnungen der Militär⸗ 
befehlshaber rechtlich nachprüfen, ſoll der Verwaltungsrecht⸗ 
ſprechung eine Nachprüfung — im vorliegenden Falle des 
Ungebührbegriffs — verſchloſſen ſein, weil die Ungebühr⸗ 
jtrafe eine Verwaltungsſtrafe, keine Kriminalſtrafe, iſt. 
Darin läge eine Unterlegenheit der Stellung des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofs gegenüber der Stellung eines jeden Amts⸗ 
gerichts, eine Unterlegenheit, die für die Heranziehung der 
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Verwaltungsgerichte in Fragen der Rechtsreform hinderlich 
wäre. Nun bewegt ſich aber die Rechtsreform nach allen 
Anzeichen in der Richtung, daß den ordentlichen Gerichten 
der ſie erdrückende und ohne Bedacht aufgebürdete Verwal⸗ 
tungsſtoff abgenommen und daß letzterer wieder der Verwal⸗ 
tung übertragen wird. Das Verwaltungsſtrafrecht, das in 
der Rechtſprechung der Verwaltungsgerichte gipfelt, iſt im 
Anzug, es wird bereits an ihm gearbeitet. Wenn die Ver⸗ 
waltungsrechtſprechung ohne beſondere Geſetzesänderungen 
den neuen Stoff aufnehmen kann, jo iſt es um fo beſſer. 
Wir haben nun in dem Art. 13 VRPflG. eine vortreffliche 
allgemeine Beſtimmung von großer Aufnahmefähigkeit. Der 
Mißſtand iſt nur der, daß durch Sondergeſetze ſtrafrechtlichen 
Inhalts der dem Verwaltungsgerichtshof der Natur nach 
zugehörige Stoff zum größten Teil wieder entzogen wurde, 
und daß der Verwaltungsgerichtshof die ſo herbeigeführte 
Stoffarmut nicht als die üble Folge von Sondergeſetzen, 
ſondern als den natürlichen, ſozuſagen begrifflichen Zuſtand 
der Verwaltungsrechtſprechung betrachtet und künſtlich unter 
engſter Auslegung des Geſetzes noch ſteigert. Die beiden 
letzten Urteile des Kompetenzgerichtshofes (hier, Bd. 26 
S. 345, Bd. 28 S. 370) ſind eine genügende Begründung für 
dieſe Erwähnung, wir möchten nur wünſchen, daß dieſe 
Fälle und der hier beſprochene Fall von dauerndem hemmen⸗ 
dem Einfluſſe für die einer Entwicklung bedürftige Verwal⸗ 
tungsrechtſprechung nicht ſein werden. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 


19. 


Berſteckhte neue Bedingungen in einem unwiderſpro⸗ 
chenen Beſtätigungsſchreiben binden den Empfänger 
des Schreibens nicht. 


Der Bekl. hat der Klin. ein Akzept über 1400 Mk. gegeben 
als Deckung für die Bezahlung des Kaufpreiſes für 48 bis 50 
Säcke Walnüſſe, die er von der Klin. gekauft hatte. Hernach 
hat er die gelieferte Ware als mangelhaft zurückgewieſen und 
Zahlung verweigert. Die Klin. hat im Wechſelprozeß den 
Wechſelbetrag eingeklagt. Der Bekl. hat eingewendet, daß 
der Klin. nach Art. 82 WO. keine Rechte aus dem Wechſel 
gegen ihn zuſtehen. Die Klage iſt abgewieſen, die Berufung 
der Klin. zurückgewieſen worden. Das Berufungsgericht hat 
als erwieſen angenommen, der Bekl. habe mit den im Wechſel⸗ 
prozeß zuläſſigen Beweismitteln dargetan, daß die gelieferten 
Nüſſe nicht muſtergemäß, ſondern verdorben und unbrauch⸗ 
bar geweſen ſeien und daß er dieſe minderwertige Beſchaffen⸗ 
heit der Ware rechtzeitig feſtgeſtellt und der Klin. angezeigt 
habe. Für dieſen Fall hat die Klin. eingewendet, daß der 
Bekl. bei der Feſtſtellung der Mangelhaftigkeit der Ware die in 
ihren Preisliſten vorgedruckten Bedingungen nicht eingehalten 
habe und daher auch nicht berechtigt ſei, aus 3 Feſtſtel⸗ 
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lung Rechte gegen ſie abzuleiten. Der Bekl. hatte dagegen 
geltend gemacht, daß er ſich in dem mit der Klin. abgeſchloſ⸗ 
ſenen Kaufvertrage dieſen Bedingungen nicht. unterworfen 
habe und daß dieſe Bedingungen daher für ihn nicht maß⸗ 
gebend ſeien. Das Berufungsgericht hat hierin dem Bekl. 
recht gegeben aus folgenden 

Gründen: 

Am Kopfe der von der Klin. herausgegebenen Preis- 
liſten iſt unter einer Reihe anderer Bedingungen in nicht 
auffallender Schrift auch die Beſtimm ung enthalten, daß 
Qualitäts⸗ Differenzen und Rechtsſtreitigkeiten in Gemäßheit 
der von der Handelskammer Hamburg veröffentlichten Uſanzen 
des Warenvereins der Hamburger Börſe, deſſen Arbitrage 
zur Entſcheidung aller Streitigkeiten in Gemäßheit der hie⸗ 
für erlaſſenen Regulative zuſtändig ſei, zu erledigen ſeien. 
Von dieſer oder einer anderen der genannten Bedingungen 
war während der Verhandlungen, welche zum Abſchluß des 
Kaufvertrags zwiſchen den Parteien geführt haben, überhaupt 
nicht die Rede und ebenſowenig bei dem am 26. November 
1913 telephoniſch erfolgten Abſchluß des Geſchäfts. Das an 
dieſem Tage ſtattgehabte telephoniſche Geſpräch hat der Bekl. 
noch am gleichen Tage der Klin. dahin beſtätigt: „50 Sack 
Walnüſſe Nr. 293, Ausſehen genau wie die mir überſandten 
Muſter, ebenſo in Größe in qualitativ geſunder Ware zum 
Preis von 27 Mk. per 50 kg gegen mein 30 Tage Akzept.“ 
Die Klin. hat mit Brieftelegramm vom 26. November 1913 
als Ergebnis der telephoniſchen Unterredung dem Bekl. mit⸗ 
geteilt: „Fünfzig Säcke Walnüſſe ſiebenundzwanzig Mark 
dreiwöchiges Akzept gegen Auslieferungsſchein geordnet“; und 
an demſelben Tage den Inhalt des Telephongeſprächs dahin 
beſtätigt: „Wir verkauften Ihnen auf Grund unſerer bekannten 
Bedingungen, die am Kopfe unſerer gedruckten Preisliſte an⸗ 
gegeben ſind, 50 Säcke Walnüſſe laut ungefährem Durch⸗ 
ſchnittsmuſter Nr. 293 zum Preiſe von 27 Mk. per 50 kg, 
dreiwöchiges Akzept gegen Auslieferungsſchein.“ Der Bekl. 
hat dagegen, daß für das Geſchäft die in der Preisliſte an⸗ 
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geführten Bedingungen maßgebend ſein ſollen, zunächſt keinen 
Widerſpruch erhoben und erſt, als er auf ſeine Reklamation 
von der Klin. auf die oben angeführte Bedingung des Schieds⸗ 
gerichts hingewieſen worden war, erklärt, daß ihm dieſe be⸗ 
ſonderen Bedingungen nie mitgeteilt worden und daher für 
den Abſchluß auch nicht maßgebend ſeien. 

Mit Rückſicht auf den Zweck der Beſtätigungsſchreiben, 
ſämtliche Zweifel über den Inhalt eines Vertrags auszu⸗ 
ſchalten, beſteht nun allerdings im kaufmänniſchen Verkehr 
der Grundſatz, daß der unwiderſprochen gebliebene Inhalt 
eines Beſtätigungsſchreibens als zum Vertragsinhalt erhoben 
gilt, auch wenn hiedurch eine bisher nicht beſprochene Be⸗ 
dingung neu eingeführt oder von den vorausgegangenen 
mündlichen und ſchriftlichen Verhandlungen in dem einen 
oder andern Punkt abgewichen wird. Dieſer Grundſatz greift 
jedoch bezüglich der Aenderungen und Abweichungen nur 
dann durch, wenn nach dem Inhalt des Beſtätigungsſchrei⸗ 
bens das Vorliegen einer neuen Bedingung oder einer Ab⸗ 
weichung dem andern Vertragsteil erkennbar geworden iſt 
und ihm dadurch Veranlaſſung gegeben hat, ſich darüber 
ſchlüſſig zu machen, ob er ſich dem unterwerfen wolle. Das 
Beſtätigungsſchreiben muß daher in dieſer Richtung beſtimmt 
genug lauten und darf nicht unmerklich eine dem andern 
Teil nachteilige Beſtimmung einführen. Im vorliegenden Fall 
war nun weder im Laufe der zwiſchen den Parteien gepflo- 
genen Verhandlungen, noch beim Vertragsſchluſſe ſelbſt über⸗ 
haupt von den der Preisliſte der Klin. vorgedruckten Be- 
dingungen die Rede; obwohl der Bekl. früher als Agent der 
Klin. tätig war und als ſolcher derartige Preisliſten an die 
Kunden verſandt hat, ſo iſt damit doch noch nicht dargetan, 
daß er dieſe ſämtlichen Bedingungen gekannt hat und ſich 
der Tragweite derſelben bewußt geweſen iſt; daß er aber 
ſelbſt ſchon Waren von der Klin. bezogen und ſich hiebei 
dieſen Bedingungen unterworfen habe, iſt von der Klin. nicht 
behauptet. Wenn nun die Klin. gerade die eine und zwar tief 
einſchneidende Bedingung der Schiedsgerichtsklauſel zum Ver⸗ 
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tragsinhalt erhoben wiſſen wollte, obwohl von dieſer Klauſel 
vorher überhaupt nicht die Rede geweſen war und obwohl 
die vorgedruckten Beſtimmungen noch eine Reihe anderer Be⸗ 
dingungen enthalten, die auf den vorliegender Fall Anwen⸗ 
dung finden können, ſo wäre es ihre Sache geweſen, in ihrem 
Beſtätigungsſchreiben gerade dieſe Bedingung beſonders her⸗ 
vorzuheben und damit den Bekl. vor die Entſcheidung zu 
ſtellen, ob er ſich dieſer Bedingung unterwerfen wolle oder 
nicht. Dies hat aber die Klin. nicht getan, vielmehr hat ſie 
in ihrem Beſtätigungsſchreiben im allgemeinen auf dieſe Be⸗ 
dingungen Bezug genommen. Unter dieſen Umſtänden iſt dem 
Bekl. zu glauben, daß er angenommen habe, es handle ſich 
bei dieſen Bedingungen um untergeordnete, im Geſchäfts⸗ 
verkehr übliche Beſtimmungen, welchen er ſich ohne Schädi⸗ 
gung ſeiner Intereſſen unterwerfen könne; wäre dem Bell. 
zum Bewußtſein gekommen, daß er ſich durch die Annahme 
der Bedingungen bezüglich der Beſchaffenheit der ihm gelie⸗ 
ferten und von ihm zum Weiterverkauf in Stuttgart be- 
ſtimmten Nüſſe dem Schiedsgericht des Hamburger Waren⸗ 
vereins unterwerfe, ſo hätte er, wie ohne weiteres angenom⸗ 
men werden darf, auf das Beſtätigungsſchreiben der Klin. 
nicht geſchwiegen, ſondern dieſe von der Klin. nachträglich 
in verſteckter Weiſe geſtellte Zumutung glatt abgelehnt. Unter 
dieſen Umſtänden kann der ſonſt gültige Grundſatz über die 
ſtillſchweigende Genehmigung der Beſtätigungsſchreiben im 
vorliegenden Falle nicht zur Anwendung gebracht und daher 
auch nicht angenommen werden, daß die von der Klin. erſt 
nach Abſchluß des Vertrags in ihrem Beſtätigungsſchreiben 
angezogenen Bedingungen ihrer gedruckten Preisliſte zum 
Vertragsinhalt geworden ſeien. | 

Der Bell. ift daher nicht gehindert, die auf andere 
Weiſe feſtgeſtellte Mangelhaftigkeit der ihm gelieferten 
Ware im vorliegenden Rechtsſtreit geltend zu machen und 
zwar in der Weiſe, daß er die Bezahlung des Kaufpreiſes 
verweigert. 

Aus dieſen Gründen iſt die von dem Bekl. gegen den 
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eingeklagten Anſpruch aus dem Wechſel erhobenene Einrede 
der Argliſt gerechtfertigt. 
Urteil des I. Zivilſenats vom 7. Februar 1919 i. S. Weſt⸗ 
Oſtdeutſche Handelsgeſellſchaft g. H. Nr. 108/1917. 


20. 


NRertragsauslegung bei Eintritt eines im Vertrag 
nicht vorgeſehenen Fulles. 


Am 1. Mai 1916 pachtete die Klin. vom Bekl. deſſen 
Grundſtück Parz. Nr. 1850 ſamt der darauf befindlichen La⸗ 
trinengrube auf 3 Jahre (bis 1. Mai 1919) um jährlich 
300 Mk. In dem ſchriftlichen Pachtvertrag war unter an⸗ 
derem beſtimmt, die Grube müſſe bei Beendigung der Pacht⸗ 
zeit wieder wie am 1. Mai 1916 gefüllt ſein, nämlich 2,70 m 
hoch. Das Pachtverhältnis fand ein vorzeitiges Ende: durch 

Beſchluß des Amtsgerichts L. vom 27. Juli 1917 wurde 
auf Antrag der geſchiedenen Frau des Bekl. zum Zweck der 
Aufhebung der Gemeinſchaft die Zwangsverſteigerung des 
jedem Gatten auf Grund landrechtlicher Errungenſchaftsgeſell⸗ 
ſchaft zur Hälfte gehörigen Grundſtücks angeordnet. Die 
Klin. machte im Zwangsverſteigerungstermin vom 10. De⸗ 
zember 1917 für das Grundſtück „mit Latrinengrube“ ein 
Angebot von 12000 Mk.; am 24. Dezember wurde ihr der 
Zuſchlagsbeſcheid erteilt. Gegen die Zwangsverſteigerung 
wurden von keiner Seite Einwendungen erhoben; auch wur⸗ 
den keine von den geſetzlichen Vorſchriften abweichenden Ver⸗ 
ſteigerungsbedingungen feſtgeſetzt. Aus dem Pachtverhältnis 
und aus dem Uebergang des Eigentums an dem Pachtgrund⸗ 
ſtück auf die Klin. leiteten nun die Parteien eine Reihe von 
Forderungen und Gegenforderungen ab. Insbeſondere be⸗ 
gehrte der Bekl. 1225 Mk. als Erſatz für die der Klin. bei 
Beginn des Pachtverhältniſſes unentgeltlich überlaſſene La⸗ 
trine. Das Berufungsgericht erkannte im Gegenſatz zum 
Landgericht dem Bekl. dieſen Erſatzanſpruch in Höhe von 
1062,50 Mk zu aus folgenden N 
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Gründen: 

In dem Pachtvertrag hatten die Parteien vereinbart, 
daß die Latrinengrube, welche bei Beginn des Pachtverhält⸗ 
niſſes 2,70 m hoch gefüllt war, bei der für 1. Mai 1919 in 
Ausſicht genommenen Beendigung des Pachtverhältniſſes 
ebenſo gefüllt ſein müſſe. Damit wollten die Parteien be⸗ 
ſtimmen, daß die Klin. bei Beendigung des Pachtverhältniſſes 
dem Bekl. ſo viel Latrine zurückzugeben habe, als ihr der 
Bekl. bei Beginn des Pachtverhältniſſes unentgeltlich über⸗ 
laſſen hatte. Nun haben ſich vor der in Ausſicht genom⸗ 
menen Beendigung der Pachtzeit die Verhältniſſe dadurch ge⸗ 
ändert, daß die Klin. mit dem Zuſchlagsbeſcheid vom 24. De⸗ 
zember 1917 das Eigentum an der Latrinengrube zugewieſen 
erhielt und daß damit das Pachtverhältnis ſein Ende er⸗ 
reichte, während dem Bekl. infolge des Uebergangs der La⸗ 
trinengrube in das Eigentum der Klin. die Fortführung ſei⸗ 
nes Latrinengeſchäfts endgültig entzogen wurde. In dem 
Pachtvertrag iſt dieſer Fall nicht vorgeſehen und daher auch 
nicht geregelt; es kann aber keinem Zweifel unterliegen, daß 
die Parteien, wenn ſie dieſen Fall vorgeſehen hätten, eine 
Regelung dahin getroffen hätten, daß die Klin. für die ihr 
unentgeltlich überlaſſene Latrine dem Bekl. eine entſprechende 
Entſchädigung in Geld zu gewähren habe, da ja der Bekl. 
den Inhalt der Latrinengrube nicht für feine landwirtſchaft⸗ 
lichen Grundſtücke, ſondern zur Fortführung ſeines Latrinen⸗ 
geſchäfts bei Beendigung des Pachtverhältniſſes wieder be⸗ 
kommen ſollte und wollte. Bei einer nach Treu und Glauben 
mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte erfolgenden Auslegung 
des zwiſchen den Parteien abgeſchloſſenen Pachtvertrags muß 
daher die Klin. auf Grund dieſes Vertrags für verpflichtet 
erachtet werden, für die ihr bei Beginn des Pachtverhält⸗ 
niſſes unentgeltlich überlaſſene Latrine dem Bekl. nunmehr 
Erſatz in Geld zu gewähren. Dieſe Verpflichtung kann die 
Klin. nicht durch die Berufung darauf, daß ſie die Latrinen⸗ 
grube im Zwangsverſteigerungs verfahren erworben habe, be⸗ 
ſeitigen. Denn die zur Zeit der Anordnung und Durchfüh⸗ 
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rung der Zwangöverjteigerung in der Latrinengrube befind- 
liche Latrine war überhaupt nicht Gegenſtand des Verfah⸗ 
rens; ſie wurde dort lediglich zum Zweck des Betriebs des 
Latrinengeſchäfts als Vorrat aufbewahrt und war ſo wenig, 
wie irgend welche andere Ware Zubehör desjenigen Grund⸗ 
ſtücks, auf welchem die Verwahrung ſtattfand. Die Verpflich⸗ 
tung zur Erſatzleiſtung iſt daher durch das Zwangsverſteige⸗ 
rungsverfahren nicht berührt worden. Da die Parteien ſich 
bezüglich des bei Beginn des Pachtverhältniſſes vorhandenen 
Inhalts der Latrinengrube auf 250 Fäſſer „geeinigt haben 
und da bezüglich dieſes Erſatzanſpruchs als Wert eines Faſſes 
Latrine der Betrag von 4,25 Mk. zugrunde zu legen iſt, 
ſo hat die Klin. dem Bekl. für die überlaſſene Latrine 
1062,50 Mk. zu erſetzen, während der weitergehende An⸗ 
ſpruch des Bekl. nicht begründet iſt. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 30. Mai 1919 i. S. Sch. 

g. E. Nr. 78/1919. 


21. 
Uebermäßige Breisfeigernng beim Berdehandel. 


Der Kl. kaufte am 1. September im Militärlazarett in 
Ulm von der Militärverwaltung ein älteres Pferd als kriegs⸗ 
unbrauchbar um 420 Mk. Am 10. Oktober 1917 verkaufte 
er es an den Bekl., dem er es ſofort übergab, um 2850 Mk. 
Der Bekl. zahlte alsbald 50 Mk., am 21. Oktober 1917 —:- 
1000 Mk. Auf Bezahlung der Reſts klagte der Kl. Der 
Bekl. drang mit ſeiner Einwendung, daß das Pferd älter 
als garantiert ſei und daß er argliſtig über das Alter des 
Pferdes getäuſcht worden ſei, nicht durch; dagegen hatte er 
mit ſeinem Hinweis auf übermäßige Preisſteigerung Erfolg. 
Vom Berufungsgericht wurde der Bekl. zur Bezahlung von 
1200 Mk. verurteilt; mit der Mehrforderung wurde der 
Kl. abgewieſen aus folgenden 

Gründen: 
N Der Bekl. macht weiter geltend, der zwiſchen 
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den Parteien abgeſchloſſene Kauf verſtoße gegen § 5 Ziff. 1 
der Bekanntmachung gegen übermäßige Preisſteigerung vom 
23. März 1916. Nach dieſer Beſtimmung iſt mit Strafe be⸗ 
droht, wer für Gegenſtände des täglichen Bedarfs Preiſe 
fordert, die unter Berückſichtigung der geſamten Verhältniſſe, 
insbeſondere der Marktlage, einen übermäßigen Gewinn ent⸗ 
halten oder wer ſolche Preiſe ſich oder einem andern ge⸗ 
währen oder verſprechen läßt. Es liegt im Sinn des Ge⸗ 
ſetzes, daß die ihm zuwiderlaufenden Rechtsgeſchäfte auch 
auf bürgerlich⸗rechtlichem Gebiet von nachteiligen Folgen be⸗ 
gleitet ſein ſollen. Dieſe Folge ſoll nach der Rechtſprechung 
des Reichsgerichts!) regelmäßig nicht in einer Nichtigkeit des 
unter Ueberſchreitung des zuläſſigen Gewinns abgeſchloſſenen 
Kaufvertrags, ſondern nur darin beſtehen, daß der Preis 
auf das erlaubte Maß herabzuſetzen iſt. Zu den Gegenſtän⸗ 
den des täglichen Bedarfs gehören auch Arbeitspferde, wie 
das im Streit befindliche?). Geſtattet iſt im Handel mit ſol⸗ 
chen Gegenſtänden ein angemeſſener, d. h. ein auch in Frie⸗ 
denszeiten erzielbarer Gewinn, wogegen das Fordern von 
Preiſen, die einen übermäßigen Gewinn enthalten und ihren 
Grund in der durch den Krieg geſchaffenen Notlage haben, 
verboten iſt. Es iſt deshalb der im Krieg gezogene Rein⸗ 
gewinn mit dem im Frieden erzielten zu vergleichen. Soweit 
er ihn überſteigt, iſt er übermäßig hoch im Sinn der genannten 
Bundesratsverordnung?). Dabei können die Marktpreiſe nur 
dann als maßgebend in Betracht gezogen werden, wenn ſie 
auf einer normalen, nicht aber wenn ſie auf einer Notmarkt⸗ 
lage beruhen. Eine ſolche iſt ſchon vorhanden, wenn die 
Warenknappheit lediglich im Krieg ihre Urſache hat. 

Der Kl. hat das Pferd am 1. September 1916 aus 
dem Pferdelazarett der Militärverwaltung um 420 Mk. ge⸗ 
kauft. Um dieſen Preis hätte jeder andere Landwirt das 
Pferd von der Militärverwaltung erhalten. Der Kl. hat 


1) RGZ. 88, 250; 89, 157. 
2) RG. im Recht 1918 S. 146 Nr. 263. 
3) JW. 1917 S. 235. 
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alſo das Pferd nicht etwa infolge einer von ihm betätigten 
beſonderen Geſchicklichkeit zu dem Preis von 420 Mk. er⸗ 
halten, ſo daß ihm nicht etwa um deswillen ein höherer Ge⸗ 
winn als berechtigt zuzugeſtehen iſt, weil infolge beſonderer 
Geſchicklichkeit ſeinerſeits der Einkaufspreis ein beſonders 
niederer geweſen wäre. Dagegen war der Ankauf des Pferds 
durch den Kl. ein gewagtes Geſchäft. Das Pferd war, als 
es der Kl. kaufte, nach der Angabe des Oberamtstierarzts 
Sp. ganz erſchöpft und abgemagert und erſt kurz vorher einer 
Operation unterworfen worden, deren nachteiliger Erfolg 
keineswegs ſicher war. Zur Deckung des hienach vom Kl. 
eingegangenen Riſikos hat man einen Betrag von 300 Mk. 
in Rechnung geſtellt. | 
In feiner Berufungsbegründung hat der Kl. vorgebracht, 
er habe das Pferd während der 385 Tage, während er das— 
ſelbe im Beſitz gehabt habe, überhaupt nicht arbeiten laſſen, 
um es wieder in die Höhe zu bringen. Bei ſeiner Ver⸗ 
nehmung in dem gegen ihn eingeleiteten Strafverfahren hat 
dagegen der Kl. angegeben, es ſei nicht richtig, daß er das 
Pferd von Anfang an ſtändig benutzt habe, es ſei einmal, 
höchſtens zweimal in der Woche und zwar zu leichten Arbeiten 
verwendet worden. Bei einer ſpäteren Vernehmung hat er an⸗ 
gegeben, von Juni 1918 ab habe er das Pferd ſtändig und 
voll zur Arbeit benützt. Da der Kl. im Strafverfahren kei⸗ 
nen Anlaß hatte, der Wahrheit zuwider zu behaupten, daß 
er mindeſtens von Juni 1918 ab das Pferd voll und ab 
und zu vorher ſchon vorher zu leichten Arbeiten benützt habe, 
ſo hat man die vorerwähnte in der Berufungsbegründung 
aufgeſtellte Behauptung als unwahr angeſehen. Dagegen 
hat der Sachverſtändige Sp. es als glaubhaft bezeichnet, daß 
der Kl. das Perd etwa „ Jahr lang nicht als Arbeitspferd 
benützt habe, um es wieder zu Kräften zu bringen. Man 
hat unter dieſen Umſtänden angenommen, daß der Kl. das 
Pferd etwa ein halbes Jahr — rund 180 Tage nicht ver⸗ 
wendet hat. Auf Grund der Bekundung des Sp. hat man 
als angemeſſenen Betrag für Fütterung und Warte des 
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Pferds für den Tag einen Betrag von 5 Mk. angenommen. 
Dies ergibt für 180 Tage einen Betrag von 900 Mk. Nach 
Ablauf der 180 Tage hat der Kl. durch Verwendung des 
Pferds als Arbeitspferd mindeſtens eine dem Wert der 
Fütterung und Warte gleichkommende Gegenleiſtung erhalten. 
Sodann hat man den Unternehmergewinn, den der Kl. ne⸗ 
ben der Riſikoprämie in Anrechnung zu bringen berechtigt 
war, auf 630 Mk. angeſetzt. Hienach war der angemeſſene Preis, 
den der Kl. vom Bekl. für das Pferd verlangen durfte, 
2250 Mk. Auf dieſen Betrag war der Preis herabzuſetzen. 
Bezahlt hat der Bekl. vor der Klagerhebung 1050 Mk., es 
ſind dem Kläger alſo noch zuzuſprechen 1200 Mk. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 20. Februar 1919 i. S. 

F. g. H. Nr. 352/1918. 


22. 


Einwirkung von Krieg, Revolution und Achtſtunden⸗ 
arbeitstag auf einen im Jahr 1916 abgeſchloſſenen 
Werkvertrag. 


Die Bekl. hat ſich am 2. September 1916 vertrags⸗ 
mäßig verpflichtet, der Klin. einen Kaſſenſchrank zum Preiſe 
von 1081 Mk. raſchmöglichſt innerhalb drei Monaten zu lie⸗ 
fern. Die Lieferung wurde infolge der Kriegsverhältniſſe zu⸗ 
nächſt unmöglich; für ſpätere Lieferung verlangte die Bekl. 
einen Preisaufſchlag von anfänglich 100%, hernach 150 %. 
Die Klin. ging nicht darauf ein, weshalb die Bekl. ſich außer⸗ 
ſtande erklärte zu liefern. Das Landgericht verurteilte am 
5. November 1918 nach dem Klagantrag die Bekl., an die 
Klin. nach Beendigung des Kriegs und nach Friedensſchluß 
den von der Klin. bei ihr beſtellten Kaſſenſchrank zu dem 
vereinbarten Preis von 1081 Mk. zu liefern. Die Berufung 
der Bekl. wurde zurückgewieſen aus folgenden ö 

Gründen: 

Es braucht nicht näher feſtgeſtellt zu werden, wann im 

Kriege die Lieferung des beſtellten Kaſſenſchranks unmöglich 
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geworden iſt. Abgeſehen davon, daß die Klin. jetzt nicht 
mehr die ſofortige Lieferung, ſondern nur noch die Lieferung 
nach Beendigung des gegenwärtigen Krieges und nach Frie⸗ 
densſchluß verlangt, iſt von einer dauernden objektiven Un⸗ 
möglichkeit der Leiſtung überhaupt nicht die Rede, ſondern 
nur von einer vorübergehenden, und überdies haben die Par⸗ 
teien durch bindende vertragliche Vereinbarungen gerade für 
den Fall dieſer Behinderung oder vorübergehenden Unmög⸗ 
lichkeit Sorge getragen. Im Brief vom 11. November 1916 
bat die Bekl. inſolange um Stundung, als im Intereſſe der 
Landesverteidigung die Einſtellung der Fabrikation von 
Friedensartikeln erforderlich ſei. Im Brief vom 16. No⸗ 
vember erſuchte ſie die Klin., ihren Auftrag nicht zurückzu⸗ 
ziehen. Im Brief vom 25. November erklärte ſie ſich mit 
dem Rücktrittsvorbehalt der Klin. einverſtanden und dankte 
für die von der Klin. gewährte Stundung. Im Brief vom 
24. Februar 1917 erklärte die Bekl., ſie werde die Klin. be⸗ 
friedigen, ſobald dies einigermaßen möglich ſei, und in der 
Antwort vom 26. Februar 1917 erklärte ſich die Klin. be⸗ 
reit, den Auftrag beſtehen zu laſſen, und war damit einver⸗ 
ſtanden, befriedigt zu werden, ſobald die Lieferung einiger⸗ 
maßen möglich ſei. Unter der Möglichkeit zu liefern war 
nach dem Vorausgegangenen die Zeit zu verſtehen, wann 
die Lieferungen für den Heeresbedarf oder die Beſchlagnah⸗ 
men nicht mehr in Betracht kommen. Der Wegfall des Hin⸗ 
derniſſes iſt unbedenklich für die Zeit nach Beendigung des 
gegenwärtigen Kriegs und nach Friedensſchluß anzunehmen, 
zumal da die ſeit 18. Oktober 1917 beſtehende Beſchlagnahme 
von Stab⸗, Form⸗, Moniereiſen und Blechen inzwiſchen wie⸗ 
der aufgehoben worden iſt, vgl. die Bekanntmachung des 
Württ. Arbeitsminiſteriums vom 2. Dezember 1918 Württ. 
Staatsanzeiger Nr. 284 vom 3. Dezember 1918 S. 6. 
Der Einwand der Bekl. gegen die beanſpruchte Liefe⸗ 
rung nach der Beendigung des gegenwärtigen Kriegs und 
nach Friedensſchluß geht jetzt noch im weſentlichen da⸗ 
hin, daß ſie nicht mehr zu dem alten vertragsmäßigen Preis 


200 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


von 1080 Mk. liefern könne. Die Bell., die einſeitig erſt⸗ 
mals mit dem Brief vom 5. April einen Teuerungszuſchlag 
von 100 „ feſtſetzte, behauptet jetzt, durch die Revolution 
und den Achtſtundentag ſei eine weitere ſo ſchwerwiegende 
Verteuerung der Produktion eingetreten, daß ein Zuſchlag 
von mindeſtens 150% angemeſſen ſei, und es liege bei der 
Weigerung der Klin., dieſen Zuſchlag zu bewilligen, auf 
Seiten der Bekl. eine wirtſchaftliche und juriſtiſche Unmög⸗ 
lichkeit vor. Der Einwand kann nicht gehört werden. 

Nicht nur in Friedenszeiten, ſondern auch im Krieg iſt 
an dem Grundſatz der Wahrung abgeſchloſſener Verträge 
nach Treu und Glauben feſtzuhalten. Die Sicherheit des 
Handels und Verkehrs fordert gerade auch zu Zeiten ſozialer 
Unruhen die Unverſehrtheit feſter Anhalspunkte. Wenn ſich 
der Verkäufer in ſeiner Preiskalkulation täuſcht, ſo darf dies 
grundſätzlich nicht dem Käufer zur Laſt gelegt werden. Der 
Richter hat inſoweit kein freies billiges Ermeſſen. Zugegeben 
mag werden, daß Ausnahmen für ganz beſondere Fälle zu 
machen ſind, wo die Ausführung von Verträgen unter völlig 
veränderten, bei ihrem Abſchluß nicht voraus ſehbaren Ber: 
hältniſſen gefordert wird ). Ein ſolcher Fall liegt aber hier 
nicht vor. | 

Vor allem ift zu beachten, daß die Bekl. ſich auf das 
Geſchäft mitten im Krieg, zwei Jahre nach deſſen Eröffnung, 
eingelaſſen hat zu einer Zeit, wo deſſen Ausgang noch nicht 
abzuſehen war. Sie mußte von Haus aus mit deſſen Wechſel⸗ 
fällen, mit zunehmender Teuerung u. dgl. rechnen. Es 
liegt ein Zeitgeſchäft vor, bei dem ihr von Anfang an be⸗ 
wußt ſein mußte, daß die innerhalb der nächſten drei Mo⸗ 
nate eintretenden Umſtände ſowohl zu ihrem Vorteil als auch 
zu ihrem Nachteil ausſchlagen können. Die Klin. hat ihr 
nun Friſt gewährt zu einer Zeit, wo der beſtellte Schrank 
zugeſchnitten war und wo von einer erweislichen Unmöglich⸗ 
keit der Lieferung, wie aus der Mitteilung der Kriegsarbeit⸗ 
ſtelle und der erſt am 18. Oktober 1917 erfolgten Beſchlag⸗ 


) Vgl. NGZ. Bd. 94 S. 45. 
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nahme der erforderlichen Rohmaterialien erhellt, noch keines⸗ 
wegs die Rede ſein konnte. Die Friſtgewährung, die ſeitens 
der Klin. in entgegenkommender Weiſe bewilligt wurde, er⸗ 
möglichte es der Bekl., durch anderweitige Verwertung des 
Rohmaterials und ihrer Arbeitskräfte Kriegsgewinn zu er⸗ 
zielen. Es erſcheint demnach billig und recht, wenn ſie nun⸗ 
mehr nicht ausſchließlich den Vorteil zieht, ſondern auch den 
etwaigen, ſowohl beim Vertragsabſchluß als bei der nach⸗ 
träglichen Stundung ins Auge zu faſſenden Schaden trägt. 
Wenn die Bekl. ausführt, es laſſe ſich jetzt ſchon mit voll⸗ 
kommener Sicherheit überſehen, daß die Produktionsbedin⸗ 
gungen, unter welchen die deutſche Induſtrie zu arbeiten habe, 
auch bei Friedensſchluß entfernt nicht mehr mit denjenigen 
zur Zeit des Vertragsabſchluſſes verglichen werden können, 
ſo mag richtig ſein, daß ſie an die inzwiſchen eingetretene 
Staatsumwälzung und den Achtſtundentag nicht gedacht hat. 
Dagegen mußte ſie immer mit größeren Löhnen und Arbeits⸗ 
ſchwierigkeiten — und dies iſt das Weſentliche — rechnen. 
Bei dem verhältnismäßig nicht bedeutenden Wert des Streit⸗ 
gegenſtands und bei der Größe des Betriebs der Bekl. kann 
von einer wirtſchaftlichen Unmöglichkeit nicht geſprochen wer⸗ 
den. Auch eine juriſtiſche Unmöglichkeit, wie ſie ſich ausdrückt, 
liegt nicht vor. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 6. März 1919 i. S. O. 

g. Rh. Nr. 472/1918. 


23. 


Erlüſchen von Aflicht und Recht zur Bierlieferung 
wegen veründerter Verhältniſſe im Bran- und Wirts⸗ 
gewerbe. 


Durch ſchriftlichen Vertrag vom 16. Mai 1911 beſtellte 
der Bekl. mit Wirkung vom 1. Juni 1911 an ſeinen ge⸗ 
ſamten Bierbedarf auf 10 Jahre bei dem Kl. Als Preis 
wurden für dunkles und helles Bier im Faß für das Liter 
16 Pfg. und 1 Mk. 65 Pfg. Steuer für das hl, für Fla⸗ 
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ſchenbier 14 Pfg. für die 0,7 Literflaſche und 10 Pfg. für 
die 0,5 Literflaſche ſowie 1 Mk. 65 Pfg. Steuer für das hl 
vereinbart. Unter Ziff. 6 des Vertrags war beſtimmt: 

Abſ. 1: „Verletzt entweder der Beſteller oder der 
Lieferant dieſen Vertrag in irgend einem Punkt, ſo hat 
derjenige, der ſich die Verletzung zu ſchulden kommen läßt, 
dem andern den dadurch entſtandenen Schaden zu erſetzen; 
auch ſoll bei Vertragsbruch der ganze für die reſtliche Ver⸗ 
tragsdauer ſich ergebende Schadensbetrag alsbald zur Zah⸗ 
lung fällig ſein.“ 

Abſ. 2: „Falls der Bierbezug durch den Beſteller 
oder ſeine Rechtsnachfolger ganz oder teilweiſe aufhört, 
ſo hat derſelbe als Entſchädigung an den Lieferanten, wie 
hiedurch beiderſeits anerkannt wird, 3 Mk. für das hl 

nicht bezogenen Biers zu bezahlen. 

Ende Februar 1915 teilte der Kl. dem Bekl. mit, daß 
er mit Wirkung vom 1. April 1915 an wie alle anderen 
Brauereien mit Rückſicht auf die durch den Krieg eingetre⸗ 
tene Aenderung der Verhältniſſe den Preis für das hl Lager⸗ 
bier im Faß um 3 Mk. 50 Pfg., den Preis für die 0,5 Liter: 
flaſche um 2 Pfg. und für die 0,7 Literflaſche um 3 Pfg. 
erhöhe. Mit Wirkung vom 15. Februar 1916 ab ſodann 
hat der Kl. den Preis des Lagerbiers im Faß um 4 Mk. 
für das hl, den Preis der 0,5 Literflaſche um 2 Pfg. und 
der 0,7 Literflaſche um 3 Pfg. erhöht. Der Bekl. hat aber 
ſchon ſeit April 1915 ſein Bier nicht mehr vom Kl., ſondern 
von Brauereibeſitzer V. in R. bezogen. Am 16. September 
1916 hat der Kl. geklagt: 

1. auf Feſtſtellung, daß der Bekl. den ganzen Bierbedarf 
ſeiner Wirtſchaft bis 31. Mai 1921 ausſchließlich aus der 
Brauerei des Kl. zu beziehen habe und zwar zu den Vertrags⸗ 
preiſen zuzüglich der jeweils für Württemberg von den maß⸗ 
gebenden Brauereiverbänden feſtgeſetzten und noch feſtzuſetzen⸗ 
den oder wenigſtens gebilligten Kriegszuſchläge; ferner auf 
Verurteilung des Beklagten: 

2. ſeinen ganzen künftigen Bierbedarf bis 31. Mai 1921 
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zu den unter Ziff. 1 beſtimmten Preiſen bei dem Kl. zu 
beſtellen: 

3. dem Kl. als vertragsmäßige Entschädigung für ver⸗ 
tragswidrig nicht bezogenes Bier in der Zeit vom 1. April 
1915 bis 31. Juli 1916 171 Mk. 20 Pfg. nebſt 5 / Prozeß⸗ 
Zins zu bezahlen, 

4. für die Zeit vom 1. Auguſt 1916 ab für jeden Mo⸗ 
nat, in dem der Bekl. das Bier nicht vom Kl. bezieht, bis 
31. Mai 1921 den Betrag von 10 Mk. 70 Pfg. an den 
Kl. zu bezahlen: 

5. über das in der Zeit vom 1. April 1915 bis 31. März 
1916 aus anderen Brauereien zum Ausſchank in ſeiner Wirt⸗ 
ſchaft bezogene Bier dem Kl. Rechenſchaft abzulegen, die 
Menge des anderweit bezogenen Biers anzugeben und für 
jedes anderweit bezogene hl Bier dem Kl. 3 Mk. zu bezahlen. 

In zweiter Inſtanz hat der Kl. zu Ziff. 1 ſtatt der 
Vertragspreiſe nebſt Kriegszuſchlägen die jeweils allgemein 
üblichen Preiſe verlangt. 

Der Kl. iſt in beiden Inſtanzen unterlegen, in der Be⸗ 
rufungsinſtanz aus folgenden 

Gründen: 

Eine Beſtimmung, wie es gehalten werden soll, wenn 
die Bierpreiſe während der 10 jährigen Dauer des Vertrags 
ſich ändern, iſt im Vertrag nicht getroffen. Der ſtillſchwei⸗ 
gende Vorbehalt gleichbleibender Verhältniſſe, die clausula 
rebus sic stantibus, kann im allgemeinen nach dem BGB., 
abgeſehen von den beſonderen Fällen des § 321 und 8 610, 
keine Geltung beanſpruchen. Dies ſchließt jedoch, wie das 
Reichsgericht wiederholt aus geſprochen hat ), eine Prüfung 
der Frage nicht aus, ob nicht im einzelnen Fall oder auch 
bei einer ganzen Gattung von Verträgen nach der Abſicht 
der Parteien und nach der Natur der Verträge unter Beach⸗ 
tung deſſen, was Treu und Glauben mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte erfordern, einer Veränderung der Verhältniſſe 
dennoch Bedeutung beizumeſſen iſt. Der Bekl. kann nicht 


1) RG3Z. 60 S. 59, JW. 1914 S. 296. 
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behaupten, daß der im Vertrag vom 16. Mai 1911 feſtgeſetzte 
Preis fur das Bier ein beſonders billiger geweſen ſei und 
es erſcheint deshalb ausgeſchloſſen, daß etwa dieſer Preis 
eine Gegenleiſtung des Kl. dafür, daß der Bekl. ſich zu einer 
vertraglichen Bindung auf zehn Jahre herbeiließ, bilden ſollte. 
Auf der andern Seite kann der Bekl. auch nicht geltend 
machen, daß der im Vertrag feſtgeſetzte Preis ein beſonders 
hoher geweſen und mit Rückſicht hierauf beſprochen worden 
ſei, der Preis dürfe, auch wenn in Zukunft der allgemeine 
Bierpreis erheblich geſteigert werde, nicht erhöht werden. 
Wenn nun hienach auch davon auszugehen iſt, daß der im 
Vertrag vom 16. Mai 1911 feſtgeſetzte Preis für das Bier 
der damals im allgemeinen übliche war, ſo kann doch nicht 
angenommen werden, daß es bei Abſchluß des Vertrags im 
Willen der Parteien gelegen war, daß bei jeder Aenderung 
im Bierpreis auch eine entſprechende Aenderung des im Ver⸗ 
trag vom 16. Mai 1911 feſtgeſetzten Preiſes eintreten ſolle. 
Denn gewiſſe Schwankungen im Preis einer Ware bilden 
die Regel. Es muß, wenn in einem langfriſtigen Bierver⸗ 
trag ein beſtimmter Preis feſtgeſetzt iſt, angenommen werden, 
daß nach dem Willen der Parteien Schwankungen im Preis 
des Biers, wie ſie auch in regelmäßigen Zeiten üblich ſind, 
ohne Einfluß auf den im Vertrag feſtgeſetzten Preis bleiben 
ſollen. Anders verhält es ſich aber, wenn infolge geſetzgebe— 
riſcher Maßnahmen oder außerordentlicher Verhältniſſe eine 
außergewöhnliche Steigerung der Preiſe auf dem Biermarkt 
eintritt. Und fo liegt hier der Fall. Seit dem Abſchluß des 
Vertrags vom 16. Mai 1911 ſind, wie gerichtsbekannt und 
auch der Sachverſtändige von Th. bekundet hat, die Preiſe 
für die zur Herſtellung des Biers erforderlichen Rohſtoffe 
und für die Hilfsſtoffe ſowie die Arbeitslöhne erheblich ge⸗ 
ſtiegen. Die durch die Bundesratsverordnungen vom 15. Fe⸗ 
bruar 1915 und 31. Januar 1916, ſowie durch ſpäter er⸗ 
gangene Verordnungen erfolgte Einſchränkung des Malzver⸗ 
brauchs hatte gleichfalls zur Folge, daß ſich der Herſtellungs⸗ 


preis des Biers in außergewöhnlicher Weiſe verteuerte, da 


nt 
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die Generalunkoſten trotz eingeſchränkter Produktion im We⸗ 
ſentlichen gleich blieben. Es iſt denn auch, wie gerichts⸗ 
bekannt iſt und aus den als echt anerkannten Rundſchreiben 
hervorgeht, von den Brauereien mit Wirkung vom 1. April 
1915 und ſpäter mit Wirkung vom 15. Februar 1916 der 
Bierpreis erheblich erhöht worden. Trotz dieſer Erhöhung 
haben ſich die Brauereien nach der Bekundung des Sach⸗ 
verſtändigen L., die durch diejenige des Sachverſtändigen 
von Th. unterſtützt wird, nicht beſſer geſtellt als in Friedens⸗ 
zeiten. An ſolch außergewöhnliche Verhältniſſe haben die 
Parteien bei Abſchluß des Vertrags vom 16. Mai 1911 
nicht gedacht. Es iſt zweifellos, daß der Kl., wenn er ſolche 
Verhältniſſe in Betracht gezogen hätte, ſich nicht herbeigelaſſen 
hätte, dem Bekl. auch für dieſe Zeiten einen Preis für das 
Bier, wie er in dem mehrerwähnten Vertrag feſtgeſetzt iſt, 
zu bewilligen. Ebenſowenig hätte dies der Bekl. verlangt. 
Der letztere hätte dem Kl. nicht zugemutet, in einer Zeit, 
in der die Brauereien allgemein, infolge vollſtändig verän⸗ 
derter, außerordentlicher Verhältniſſe einen ſehr erheblichen 
Preisaufſchlag für das Bier eintreten ließen, ihm das Bier 
zu dem im Vertrag vom 16. Mai 1911 feſtgeſetzten Preis 
zu liefern. Es liegt daher in der Natur der Sache, daß bei 
Abſchluß des Vertrags eine ſtillſchweigende Willensüberein⸗ 
ſtimmung beider Parteien beſtand, daß der Kl. bei Eintritt 
ſo außerordentlicher Verhältniſſe, wie ſie der gegenwärtige 
Krieg mit ſich gebracht hat, nicht verpflichtet ſein ſolle, dem 
Bekl. das Bier zu dem im Vertrag erwähnten Preis zu lie⸗ 
fern. Auf dieſem Standpunkt ſteht auch der Bekl. ſelber, 
ſonſt hätte er den Kl. auf Lieferung des Biers zum alten 
Preis verklagt und würde nicht das Bier von ſeinem jetzigen 
Lieferanten V. in R. zu einem weſentlich höheren Preis als 
dem im Vertrag vom 16. Mai 1911 feſtgeſetzten, beziehen. 

Dagegen iſt die Annahme des Kl. nicht gerechtfertigt, 
daß der Vertrag vom 16. Mai 1911 nach ſeinem ſonſtigen 
Inhalt und nach dem erkennbar von den Parteien erſtrebten 
Ziel weiter dahin ausgelegt werden müſſe, daß der Bekl. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 3. 14 
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auch bei einer Erhöhung der Bierpreiſe, wie ſie infolge des 
Kriegs ſeit 1. April 1915 und ſpäter eingetreten iſt, ver⸗ 
pflichtet ſein ſolle, den Vertrag gleichwohl zu den erhöhten 
Preiſen fortzuſetzen und dem Kl. ſtatt des urſprünglich ver⸗ 
einbarten Vertragspreiſes die jetzt üblichen Preiſe zu bezahlen. 
Es kann nicht unterſtellt werden, daß der Bekl. ſich mit 
einer ſolchen Regelung einverſtanden erklärt haben würde, 
wenn er bei Abſchluß des Vertrags den in der Folge ein⸗ 
getretenen Verlauf der Dinge vorausgeſehen hätte, es iſt 
vielmehr anzunehmen, daß der Bekl. ſich letzteren Falls eine 
neue Vereinbarung mit dem Kl. vorbehalten und daß auch 
dieſer ſich mit einem ſolchen Vorbehalt einverſtanden erklärt 
hätte. Daraus, daß der Kl. infolge der durch den Krieg her⸗ 
vorgerufenen Umwälzung der für die Feſtſetzung des Bier⸗ 
preiſes maßgebenden Verhältniſſe nicht mehr verpflichtet iſt, 
dem Bekl. das Bier zu dem alten Preis zu liefern, folgt 
noch nicht, daß der Bekl. verpflichtet war, ſich den neuen 
Preiſen — und zwar für ein in der Güte von dem früheren 
durchaus verſchiedenes Bier — zu unterwerfen. Der Sach⸗ 
verſtändige von Th. hat zwar bekundet, es haben, wie er von 
verſchiedenen Brauereien gehört habe, auch ſolche Wirte, die 
mit den Brauereien länger dauernde Bierverträge mit einem 
feſtbeſtimmten Bierpreis abgeſchloſſen hatten, ſich den Bier⸗ 
aufſchlag gefallen laſſen. Allein daraus folgt noch nicht, 
daß dieſe Wirte ſich im Bewußtſein einer ihnen vertraglich 
obliegenden Rechtspflicht dieſer Preiserhöhung unterworfen 
haben; es iſt vielmehr die Annahme naheliegend, daß ſie den 
Aufſchlag eben über ſich ergehen ließen, weil ſie ſonſt kein Bier 
mehr von der Brauerei erhalten hätten oder weil ſie, wenn 
ihnen ein Darlehen gewährt worden war, die Aufkündigung 
desſelben fürchteten. Dazu kommt, daß aus den Bekundungen 
der in dieſer Inſtanz vernommenen Sachverſtändigen ſich 
immerhin ergibt, daß eine einheitliche Regelung, was ins⸗ 
beſondere das Verhältnis der Preiſe für das offene und das 
Flaſchenbier und die Skontobedingungen anlangt, ſich nicht 
nachweiſen läßt, ſo daß nicht ohne weiteres die in den ein⸗ 
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zelnen Fällen getroffenen Vereinbarungen als allgemeine 
Norm zu Grunde gelegt werden können, der ſich auch der 
Bekl. nach Treu und Glauben und mit Rückſicht auf die 
Verkehrsſitte unterwerfen muß. Es iſt daher nicht richtig, 
daß eine Auslegung des Vertrags vom 16. Mai 1911 nach 
Treu und Glauben und nach Maßgabe der Verkehrsſitte zu 
dem vom Kl. gewollten Ergebnis führen müſſe. 
Diahingeſtellt kann bleiben, ob V. dem Bekl. das Bier 
zu einem billigeren Preis als der Kl. liefert. Selbſt wenn 
der Bekl. dem V. den gleichen Preis bezahlt, wie dem Kl., 
ſo iſt dieſe Bewilligung eben nach Eintritt der veränderten 
Verhältniſſe auf Grund einer beſonderen freiwilligen Ab- 
machung erfolgt, wobei auch zu berückſichtigen iſt, daß der 
Bekl. jederzeit den Bierbezug bei V. wieder aufgeben kann. 
Der Bekl. iſt daher ſeit 1. April 1915 zur Weigerung 
des Bierbezugs aus der Brauerei des Kl. berechtigt. So⸗ 
weit Feſtſtellung der Bierbezugsverpflichtung des Bekl. für 
welche bereits Schadenerſatzleiſtungsklage erhoben iſt, begehrt 
wird, iſt der Antrag wegen mangelnden Feſtſtellungsintereſſes 
abzuweiſen, im übrigen hat die Abweiſung des Antrags 
Ziff. 1—4 aus dem ſachlichen Grund, daß der Anſpruch nicht 
begründet iſt, zu erfolgen. Ebenſowenig iſt das Verlangen 
Ziff. 5 des Klagantrags gerechtfertigt. Mit zutreffender Be⸗ 
gründung hat das Landgericht eine Verpflichtung des Bell. 
zu der vom Kl. beanſpruchten Rechnungslegung verneint. 
Eine allgemeine Beſtimmung, daß der Erſatzpflichtige dem 
Gläubiger über ſchädigende Geſchäfte Rechnung zu legen habe, 
iſt im BGB. nicht enthalten. Der Kl. hat auch nicht dar⸗ 
gelegt, daß ihm gegenüber der Bekl. die beanſpruchte Rech⸗ 
nungsauslegungspflicht etwa vertragsmäßig übernommen 
hätte. Der Zivilkammer iſt ferner darin beizutreten, daß 
der Antrag, den Bekl. zu verurteilen, daß er für jedes ander⸗ 
weit bezogene hl Bier dem Kl. 3 Mk. zu bezahlen habe, in 
dem Sinn gemeint iſt, daß der Kl. mit der Klage auf Rech⸗ 
nungslegung gemäß § 254 3PO. eine Klage auf Schaden⸗ 
erſatz unter Vorbehalt der Bezifferung des Schadenbetrags, 
5 14 * 
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bis die Rechnung gelegt iſt, verbunden hat. Da nun, wie 
ſich aus $ 254 ZPO. ergibt, in einem ſolchen Fall der An⸗ 
ſpruch auf Rechnungslegung für den Anſpruch auf Leiſtung 
präjudiziell iſt, jo ift die lediglich im Rahmen des $ 254 
ZPO. erhobene Leiſtungsklage hinfällig, wenn ein Anſpruch 
auf Rechnungslegung nicht beſteht. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 28. Februar 1918 i. S. 

E. g. G. Nr. 333/1917. 


24. 
Mietzinsnachlaß auf Kriegsdaner. 


Der Bekl. hatte am 31. Juli 1913 von dem Kl. Ge⸗ 
ſchäftsräume in Stuttgart gemietet. Am 4. Mai 1915 bat 
der Bekl. brieflich den Kl. um einen Mietzinsnachlaß von 
vierteljährlich 50 Mk. mit dem Anfügen: „Ich wiederhole, 
daß ich bei der ſchlechten Geſchäftslage, wo ich dauernd große 
Verluſte habe, nicht in der Lage bin, einen höheren Miet⸗ 
preis als 250 Mk. per / Jahr während der Kriegsdauer 
zu zahlen.“ Der Kl. verſprach den erbetenen Nachlaß wäh⸗ 
rend der Kriegsdauer, verlangte aber am 4. Mai 1916 für 
die Zeit vom 1. Juli 1916 an wieder den vollen Mietzins 
von 300 Mk. vierteljährlich, weil die Bedingung, daß das 
Geſchäft des Bekl. ſchecht gehe, weggefallen ſei und ohnedies 
das Verſprechen des Mietzinsnachlaſſes jetzt hinfällig ſei, da 
keine Partei an einen Krieg von ſo langer Dauer gedacht habe; 
mindeſtens habe der Kl. „den Mietzinsnachlaß kündigen“ 
dürfen. Der Bekl. beharrte auf dem Nachlaß, weshalb der 
Kl. im April 1918 den bis dahin verfallenen, nicht bezahlten 
Betrag einklagte. Die Klage wurde abgewieſen. Auch die 
Berufung des Kl. wurde zurückgewieſen aus folgenden 

Gründen: 

Die Vereinbarung vom Mai 1915 über Ermäßigung 
des Mietzinſes während der Kriegsdauer bedeutete nicht einen 
neuen Mietvertragsabſchluß, ſondern einen teilweiſen Erlaß 
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der dem Kl. aus dem urſprünglichen Mietvertrag ae 
vom Ablauf der Zeit abhängigen Mietzinsanſprüche y. 

Der Umſtand, daß das Geſchäft des Bekl. während des 
Kriegs ſchlecht gehe, wurde vom Bekl. zur Begründung ſeines 
Mietzinsnachlaßgeſuchs vorgebracht und von der Gegenſeite 
bei der Bewilligung des Nachlaſſes berückſichtigt; aber es 
wurde nicht ein andauernd ſchlechter Geſchäftsgang zur Be⸗ 
dingung des gewährten Erlaſſes und damit zum Vertrags⸗ 
inhalt erhoben, ſondern es handelte ſich um einen ausgeſpro⸗ 
chenen Beweggrund für das Handeln der Partei. Daher iſt 
gleichgültig, ob der Bekl. ſein Geſchäft wieder in die Höhe 
brachte und daß er einen Teil der Räume vorteilhaft weiter⸗ 
vermietete. 

Die Klauſel üb ed der Kriegsdauer“ bedeutete keines⸗ 
falls, daß der Bekl. die Räume für die Kriegsdauer zu dem 
ermäßigten Preis unter Ausſchluß der beiderſeitigen Kündi⸗ 
gungsbefugnis als Mieter behalten dürfe, ſondern nur, daß, 
ſolange während des Kriegs der Mietvertrag noch in Kraft 
ſei, nur der ermäßigte Mietzins zu zahlen ſei. Die gegen⸗ 
teilige Anſicht würde dazu führen, daß nicht bloß der Ver⸗ 
mieter, ſondern auch der Mieter für die ganze noch ungewiſſe 
Dauer des Kriegs zur Fortſetzung des Mietverhältniſſes ver⸗ 
pflichtet geweſen wäre, — eine Folge, die von keinem Teil 
gewollt war und die auch bei der Löſung des Mietverhält⸗ 
niſſes auf 1. Juli 1918 von den Parteien nicht gezogen 
wurde?). Der Kl. hatte es demnach von vornherein in der 
Hand, durch Kündigung des Mietvertrags dem Zuſtand, daß 
die Räume ſo billig an den Bekl. vermietet waren, noch 
während des Kriegs ein Ende zu machen, wenngleich auf 
die Gefahr hin, keinen neuen Mieter zu demſelben Mietpreiſe 
zu finden, und er mußte andererſeits gewärtig ſein, daß 
eines Tags der Bekl. trotz der Ermäßigung des Mietzinſes 
das ganze Mietverhältnis unter Einhaltung der Kündigungs⸗ 
friſt noch während des Kriegs kündige. Der Fall liegt nicht 
9 8 W. 1918, 302. 

2) Zu vgl. JW. 1918, 214 f.; 1917, 184. 
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genau wie der vom RG. III am 12. März 1918 entſchie⸗ 
dene!), wo die Parteien nach der Feſtſtellung des Gerichts 
die Kündbarkeit des Anſtellungsvertrags unter Annahme 
einer kurzen Kriegsdauer für die Kriegszeit ausgeſchloſſen 
hatten und wo nur vom Gericht zu prüfen war, „was die 
Parteien bei Betracht einer fo langen Kriegsdauer (hinſicht⸗ 
lich der Kündbarkeit) vereinbart haben würden“. Im vor⸗ 
liegenden Fall iſt, da die Kündbarkeit des Mietvertrags 
ſelbſt unberührt geblieben war, anzunehmen, daß der Kl. den 
teilweiſen Mietzinserlaß auch angeſichts einer noch langen 
Kriegsdauer auf die ganze Kriegszeit verſprochen hätte. 

Davon kann keine Rede ſein, daß der Kl. mindeſtens 
den „Mietzinsnachlaß“ habe bei längerer Kriegsdauer „kün⸗ 
digen“ dürfen mit der Wirkung, daß nun der alte Mietver⸗ 
trag ohne den Mietzinsnachlaß weitergelte. Ein geſetzliches 
oder vertragsmäßiges Recht zu ſolcher einſeitigen Beendigung 
des Erlaßvertrags und ſeiner Wirkungen ſtand dem Kl. 
nicht zur Seite. | 

Urteil des I. Zivilſenats vom 22. November 1918 i. S. 

B. g. D. Nr. 326/1918. 


25. 


Unterſchied zwiſchen Schlacht: und Antzvieh. Höchſt⸗ 
preisüberſchreitung oder übermüßige Rreisſteigerung? 


Der Kl. (Landwirt) verkaufte an den Bekl. (Viehhändler) 
am 26. Juli 1917 zwei Ochſen um 5000 Mk.; die Verhand⸗ 
lungen führte hiebei für den Kl. in der Hauptſache ſeine 
Ehefrau. Das Gewicht der Ochſen betrug 16 Ztr. 20 Pfd. 
und 15 Ztr. 90 Pfd., zuſammen 32 Ztr. 10 Pfd. Der 
Bekl. bezahlte dem Kl. nur 3201 Mk. 45 Pfg., nämlich 
32,1 x 105 Mk. unter 5 % Gewichtsabzug (weil angeblich 
nicht genüchtert) mit der Begründung, daß der Höchſtpreis 
für Schlachtvieh maßgebend ſei, und ließ die Ochſen alsbald 
ſchlachten. Der Kl. klagte auf Bezahlung der reſtlichen 

) RG. 92, 318 = JW. 1918, 300 1. 
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1798 Mk. 55 Pfg. nebſt Zins, weil die Ochſen Zugochſen ge⸗ 
weſen und auch als ſolche verkauft worden ſeien; eventuell 
verlangte der Kl. den Betrag als Schadenserſatz wegen un⸗ 
erlaubter Handlung, da der Bekl. nach ſeinem eigenen Vor⸗ 
bringen nur deswegen 5000 Mk. verſprochen habe, um die 
Ochſen herauszubekommen. In der Berufungsinſtanz wurde 
der Bekl. verurteil, dem Kl. 1098 Mk. 55 Pfg. nebſt 4% 
Zins daraus ſeit 28. Juli 1917 zu bezahlen; mit der Mehr⸗ 
forderung wurde der Kl. abgewieſen. In den 
Gründen 

heißt es: | 

I. Eine Höchſtpreisüberſchreitung hat nach anerkannter 
Rechtſprechung Herabſetzung des vereinbarten Kaufpreiſes 
auf den Höchſtpreis zur Folge). Der Bekl. kann jedoch 
auch nach Anſicht des Berufungsgerichts den ihm obliegenden 
Beweis einer Höchſtpreisüberſchreitung nicht erbringen. Zur 
Zeit des Verkaufs beſtanden Höchſtpreiſe nur für Schlacht⸗ 
rindvieh, nicht aber für Nutzvieh 2). Für die Frage, ob ein 
Verkauf von Schlacht⸗ oder Nutzvieh vorliegt, kann nicht die 
objektive Beſchaffenheit der Tiere allein entſcheidend ſein. 
Eine ſichere Grenzbeſtimmung iſt vielfach überhaupt nicht 
möglich, und die Knappheit an ſog. ſchlachtreifem Vieh hat 
dazu geführt, daß auch Vieh, das vom wirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkt aus als Nutzvieh verwendet werden ſollte, geſchlachtet 
werden muß?). Ein Verkauf von Schlachtvieh liegt vielmehr 
vor, wenn der Käufer das Vieh zu alsbaldiger Schlachtung 
kauft und der Verkäufer dies weiß oder doch annimmt ). 
Daß der Bekl. die Ochſen zur alsbaldigen Schlachtung er⸗ 
werben wollte, iſt im Prozeß außer Streit. Daß dies aber 
Kläger bzw. ſeine Ehefrau wußten oder mindeſtens annah⸗ 


1) Vgl. insbeſondere RG Z. Bd. 88 S. 250, Bd. 89 S. 196. 

2) Verf. der Fleiſchverſorgungsſtelle vom 21. Juli 1917 (StA. N. 170). 

3) Verf. der Fleiſchverſorgungsſtelle vom 21. Nov. 1917 (StA. N. 274). 

) RGSt. Bd. 50 S. 222, S. 292, auch Württ. Höchſtpreisbeſtim⸗ 
mung vom 22. November 1916, Kriegsbeil. XI S. 105 „Verkauf zur 
Schlachtung“. 
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men, iſt nicht erweisbar. Von vornherein iſt dem Bekl., der 
den Verkäufer in der von ihm zugeſtandenen Weiſe getäuſcht 
hat, zuzutrauen, daß er den Schlachtzweck abſichtlich verheim⸗ 
lichte, um leichter in den Beſitz der Ochſen zu gelangen. 
Der Zeuge B. hat die Behauptung des Bekl., die Ochſen 
ſeien dem Bekl. Tags zuvor als Schlachtochſen angeboten 
worden, nicht beſtätigt, vielmehr erklärt, er habe ſelbſt nicht 
gewußt, zu welchem Zweck Bekl. ſie kaufe. Dagegen hat die 
Ehefrau des Kl. bekundet, von Schlachtzweck ſei nichts ge⸗ 
ſprochen worden, die Ochſen ſeien vielmehr als Zugochſen 
verkauft worden. Allerdings hat ſie in 1. Inſtanz unter an⸗ 
derem angegeben, es ſei ihr gleichgültig geweſen, was Bekl. 
mit den Ochſen tun wolle. Allein im Zuſammenhalt mit 
ihren ſonſtigen Ausſagen muß dieſe Wendung nicht, wie Bell. 
will, dahin verſtanden werden, ſie habe beim Kauf mit der 
Möglichkeit gerechnet, daß Bekl. die Ochſen zum Zweck der 
Schlachtung kaufe und habe auch für dieſen Fall den Verkauf 
gewollt; ſie iſt vielmehr dahin zu verſtehen: was Bekl. tat⸗ 
ſächlich in der Folge mit den Ochſen tue, habe ſie nichts an⸗ 
gegangen. Aus der Beſchaffenheit der Ochſen folgt nichts 
für den Bekl. Kl. hatte ſie erwieſenermaßen bis dahin als 
Zugochſen verwendet und ſie waren nach dem Gutachten 
des Oberamtstierarzts Sch. auch fernerhin als ſolche brauch» 
bar. Ob Kl. vorher zwei anderen Viehhändlern die Ochſen 
als Schlachtvieh angeboten hat, kann auf ſich beruhen; eine 
ausſchlaggebende Bedeutung für die Beurteilung des ſtritti⸗ 
gen Geſchäfts könnte dem nicht beigemeſſen werden. 

Eine Höchſtpreisüberſchreitung liegt hienach nicht vor. 

II. Der Bekl. hat weiter eingewendet, tags darauf 
hätten ſich die Parteien dahin verglichen, daß Bekl. nur den 
Höchſtpreis zu zahlen habe, dafür aber für die (vom Kl. an 
den Bekl. um 1000 Mk. am 26. Juli 1917 verkaufte, im 
Oktober 1917 übergebene) Kuh 1050 Mk. — ſtatt 1000 Mk. — 
zahle und dem Kl. einen Ziegenbock für 60 Mk. abkaufe. 
Ein ſolcher Vergleich wäre nicht, wie das Landgericht an⸗ 
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nimmt, wegen Nichtigkeit des Kuhhandels !) unwirkſam. Es 
iſt kein innerer Grund erſichtlich, warum die Parteien den 
Vergleich über den Ochſenhandel von der Aufrechterhaltung 
des Kuhhandels hätten abhängig machen ſollen. Es läge viel⸗ 
mehr nur eine äußerliche Verbindung vor, und die Verein⸗ 
barung wäre nach $ 151 BGB. dahin auszulegen, daß Bekl. 
für den Fall der Unwirkſamkeit der Aufhebung des Kuh⸗ 
handels dem Kl. weitere 50 Mk. zu zahlen habe. Der Bekl. 
kann aber den Beweis für den behaupteten Vergleich nicht 
erbringen 

III. Dagegen iſt der in II. Inſtanz erhobene Einwand, 
es liege eine übermäßige Preisſteigerung vor, begründet. 
Durch die BRV. gegen übermäßige Preisſteigerung in der 
Faſſung der Bekanntmachung vom 23. März 1916 (RGBl. 
S. 183) § 5 Ziff. 1 iſt mit Strafe bedroht, wer für Ge⸗ 
genſtände des täglichen Bedarfs Preiſe fordert oder ſich ver⸗ 
ſprechen läßt, die unter Berückſichtigung der geſamten Ver⸗ 
hältniſſe, insbeſondere der Marktlage, einen übermäßigen Ge⸗ 
winn enthalten. Wie der Senat ſchon früher ausgeſprochen 
hat, wird ein vereinbarter Kaufpreis, welcher das hienach 
zuläſſige Maß überſchreitet, unter Anwendung des § 134 
BGB. auf das zuläſſige Maß herabgeſetzt; die für die Höchſt⸗ 
preisüberſchreitung in RG.Z. Bd. 88 S. 250 aufgeſtellten 
Erwägungen treffen auch hier zu. Daß die Ochſen als land⸗ 
wirtſchaftliche Zugtiere Gegenſtände des täglichen Bedarfs 
waren, iſt außer Zweifel ?). Kläger hatte die Ochſen im 
Frühjahr 1915 um 1300 Mk. gekauft. Zuläſſig iſt ein Zu⸗ 
ſchlag, der die geſamten, und zwar infolge des Kriegs er⸗ 
höhten Aufwendungen, einen Unternehmerlohn und den im 
Frieden bei Verhältniſſen der vorliegenden Art üblichen und 
angemeſſenen Gewinn — unter Berückſichtigung der geſun⸗ 
kenen Kaufkraft des Geldes — enthielt. Nach dem überzeu- 
genden Gutachten des Sachverſtändigen Ue. war hienach nur 
ein Zuſchlag von 2700 Mk. — äußerſtenfalls 3000 Mk. — 

1) § 1 Verf. der Fleiſchverſorgungsſtelle vom 24. Auguſt 1917, StA. 
Nr. 199. ) Vgl. RGSt. Bd. 51 S. 407 bez. Pferde. 
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zuläſſig, und es war daher ein zuläſſiger Preis von 4300 Mk. 
zugrunde zu legen. Der Einwand des Kl., die beiden von 
ihm als Erſatz um 2570 Mk. gekauften Ochſen hätten 18 Ztr. 
gewogen, der Zentner ſei alſo auf 143 Mk. gekommen, iſt nicht 
beachtlich. Abgeſehen davon, daß Kl. zu teuer eingekauft 
haben könnte, wogen die von ihm gekauften Ochſen nach der 
Schätzung des Verkäufers H. 19— 20 Ztr., der Zentner koſtete 
hienach etwa ebenſoviel, als dem Kl. bei einem Verkaufspreis 
von 4300 Mk. für die vom Bekl. gekauften Ochſen zukommt. 
Unzutreffend iſt der Einwand des Bekl., der Sachverſtändige 
habe einfach den Marktpreis zugrunde gelegt. Allerdings 
entſprach ein Preis von 4000 —4300 Mk. nach feinem 
Gutachten dem damaligen Marktpreis; deſſen entſcheidende 
Zugrundelegung wäre nur zuläſſig, wenn keine ſog. Not⸗ 
marktlage beſtand. Ob dies der Fall war, mag auf ſich be- 
ruhen; denn der Sachverſtändige hat nicht bloß den Markt⸗ 
preis zugrunde gelegt, ſondern an der Hand der oben er— 
örterten Grundſätze geprüft, welcher Betrag dem Kl. an Auf⸗ 
wendungen Unternehmerlohn und Gewinn zukommt. 

Die Kaufpreisforderung des Kl. war daher in Höhe von 
4300 Mk. begründet, nach Abzug der empfangenen 3201 Mk. 
45 Pfg. hat er noch 1098 Mk. 55 Pfg. (nebſt Zinſen) zu be⸗ 
anſpruchen, der Anſpruch auf weitere 700 Mk. iſt nicht be⸗ 
gründet. Aus dem Ausgeführten ergibt ſich auch ohne wei⸗ 
teres, daß bei Zugrundelegung eines Preiſes von 4300 Mk. 
irgendein Schaden dem Kl. nicht erwachſen iſt. Der weiter⸗ 
gehende Anſpruch iſt daher auch nicht als Schadenerſatz— 
anſpruch begründet. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 6. Februar 1919 i. S. 

W. g. G. Nr. 71/1918. 


26. ö 
Keine Erſatzpflicht des Berkänfers wegen Richtliefe⸗ 
rung beſchlagnahmter Baumwallabfölle. 
Durch Vertrag vom 18. Mai 1914 verkaufte die Bekl. 
an die Klin. 300 000 kg Linters Nr. 24522 (= Baumwoll⸗ 
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abfälle, die aus Amerika eingeführt wurden) nach den Be⸗ 
dingungen der Bremer Baumwollbörſe (= BBB.), ohne Straf: 
klauſeln, mit Arbitration in Bremen, lieferbar anſchließend 
an den laufenden Kontrakt ſukzeſſive bis Ende 1915, zu 
38 Mk. für 100 kg frachtfrei Station Dülmen. Auf Grund 
dieſes Vertrags wurden vom 22. November 1914 bis 20. Fe⸗ 
bruar 1915 in vier Raten 34358,5 kg geliefert. Am 12. März 
1915 wurden alle Lintersvorräte militäriſch beſchlagnahmt: 
ſie durften nur noch an Fabriken, die Schießbaumwolle er⸗ 
zeugen oder vorbereiten, oder an die Kriegschemifalien-A®. 
in Berlin abgegeben werden. Am 23. März 1915 rief die 
Klin. 150 Ballen Linters Nr. 24522 ab, die Bekl. verweigerte 
am 26. März „unter den obwaltenden Umſtänden“ die Andie⸗ 
nung. Erſt am 28. Oktober 1915 ſchlug die Klin. vor, den 
Vertrag nach Friedensſchluß weiterlaufen zu laſſen. Die Bekl. 
lehnte dies ab, da ſie nicht mehr zur Lieferung verpflichtet 
ſei und ſich für ſpäter nicht binden könne. Durch vier Tele⸗ 
gramme vom 18. November, 3. Dezember, 11. Dezember 1915 
und 3. Januar 1916 verlangte die Klin. „die Regulierung 
des Kaufvertrags“. Die Bekl. widerſprach. Das von der 
Klin. herbeigeführte ſchiedsgerichtliche Verfahren endete da⸗ 
mit, daß das Berufungsſchiedsgericht die Streitigkeit an das 
ordentliche Gericht verwies, weil die Auslegung der Sukzeſ⸗ 
ſivklauſel ohne nähere Zeitbeſtimmung nach §§ 62, 64 BBB. 
nicht möglich ſei. Die Klin. klagte auf Schadenerſatz (von 
zunächſt 5000 Mk.), weil keine unverſchuldete Leiſtungsun⸗ 
möglichkeit der Bekl. vorgelegen habe, was übrigens ſchon 
vom Schiedsgericht bindend bejaht worden ſei; ferner weil 
das Regulierungsverlangen bei richtiger Auslegung der Suk⸗ 
zeſſivklauſel nicht verſpätet geweſen ſei. In zweiter Linie 
wurde die Klage auf $ 281 BGB. geſtützt. Die Klin. unter: 
lag in beiden Inſtanzen, bei dem Oberlandesgericht aus 
folgenden 
Gründen: 

I. Nachdem die Streitigkeit ($ 9 BBB.) dem ordent⸗ 

lichen Gericht unanfechtbar zur Entſcheidung überwieſen wor⸗ 
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den iſt, iſt das ordentliche Gericht nicht auf die Entſcheidung 
über die dem Berufungsſchiedsgericht als zweifelhaft erſchie⸗ 
nene Frage der Auslegung der Sukzeſſivklauſel vom 18. Mai 
1914 beſchränkt; vielmehr hat es über das ganze zwiſchen 
den Parteien ſtreitig gewordene Rechtsverhältnis ſelbſtändig 
zu entſcheiden. Dies ergibt ſich unmittelbar aus 8 9 Abſ. 2 
Satz 1 BBB., wo die Streitigkeit den einzelnen bei ihr auf⸗ 
tauchenden juriſtiſchen Fragen gegenübergeſtellt iſt. 

II. Zufolge der Verfügung des ſtellv. Generalkomman⸗ 
dos des XIII. Armeekorps vom 12. März 1915 war ein 
Zwiſchenhandel, wie ihn die Klin. beabſichtigte, unterbunden. 
Die Bekl. durfte von da an Linters, auch wenn ſie ſolche 
noch hatte oder auftreiben konnte, nicht mehr an die Klin. 
abgeben; letztere erzeugte keine Schießbaumwolle und be⸗ 
reitete ſolche nicht vor. Die behördliche Beſchlagnahme be⸗ 
wirkte zwar keine Enteignung), aber fie bedeutete auch nicht 
etwa bloß ein perſönliches Vorrecht der Militärbehörde uſw. 
auf Lieferung unter Hintanſetzung der Käuferin, ſondern bis 
auf weiteres das Verbot an die Verkäuferin, der Käuferin 
die Ware auszufolgen, und den Ausſchluß des Anſpruchs 
der Käuferin auf Leiſtung?). Mit der beim Vertragsabſchluß 
vom 18. Mai 1914 noch nicht vorauszuſehenden Beſchlag⸗ 
nahme der Ware war trotz § 279 BGB. der Bekl. die 
Weiterlieferung von Linters an die Klin. bis auf weiteres 
unmöglich gemacht. Ob die Bekl. auf Verlangen der Klin. 
die Ware mit Genehmigung der Kriegschemikalien-AG. oder 
des ſtellv. Generalkommandos unmittelbar an eine mit der 
Erzeugung oder Vorbereitung von Schießbaumwolle befaßte 
Fabrik, an welche die Ware von der Klin. zum voraus 
weiterverkauft worden wäre, hätte abgeben dürfen und ob 
überhaupt eine ſolche Genehmigung zuläſſig und zu erlangen 
geweſen wäre, kann dahingeſtellt bleiben. Denn die nach dem 
Vertrag zum Abruf der einzelnen Lieferungen verpflichtete 

1) JW. 1916, 1098. 


2) JW. 1917, 6154; 1916, 13333 und 15294 (= RG. 88, 288); 
1917, 355°; Warn. RGE. 1918 Nr. 179. 
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Klin. hat nie ein ſolches Verlangen an die Bekl. geſtellt; ſie 
hat auch keinen Erlaubnisſchein hiezu oder überhaupt den 
Nachweis, daß die Ware zufolge feſter, nicht nur erwarteter 
Heeresaufträge zu dem beſtimmten Heereszweck verwendet 
werde!), beigebracht oder angeboten. Daß die Klin. hiewegen 
von der Bekl. nicht in Verzug geſetzt wurde, ſchadet nichts, 
da die Bekl. ihrerſeits keinen Schadenserſatz von der Klin. 
verlangt, ſondern nur Unmöglichkeit der Leiſtung einwendet. 
Daß die Bekl. genügend Ware zur Lieferung an die Klin. 
gehabt hätte, kann unterſtellt werden. 

Die nachträglich eingetretene Unmöglichkeit, an die Klin. 
zu liefern, war eine allgemeine: es war unter den gegebenen 
Umſtänden für jedermann unzuläſſig, irgendein Stück der 
Warengattung Linters an die Klin. zu liefern; die Erfüll⸗ 
barkeit der Leiſtung war aus ſachlichen Gründen, die auf 
das militäriſche Lieferungsverbot zurückgingen, infolge höherer 
Gewalt ausgeſchloſſen. Dieſer Fall iſt in der BBB. nicht 
vorgeſehen. $ 6 BBB. gibt hieher keine maßgebende Vor⸗ 
ſchriftt . § 64 Abſ. 4 daſelbſt handelt zwar von Streik, 
Sperre, Quarantäne oder Krieg, befaßt ſich aber nur mit 
dem Fall weſentlicher Erſchwerung und Störung der Waren⸗ 
andienung infolge jener Ereigniſſe; die Beſtimmung ſetzt eine 
Lage voraus, bei der eine Beſeitigung der Störung nach 
dem regelmäßigen Verlauf in abſehbarer Zeit in Ausſicht 
zu nehmen iſt; ſonſt hätte auch die Nachfriſt von 2 (im Fall 
des Abſ. 5 von 4) Wochen für den in der Lieferung behin⸗ 
derten Verkäufer keinen Sinn. Nach § 64 Abſ. 4 hat dem⸗ 
nach der Verkäufer die Gefahr der bezeichneten weſentlichen 
Lieferungserſchwerungen zu tragen. Der Käufer erhält das 
Regulierungsrecht und damit den Anſpruch auf Schadens⸗ 
erſatz. Dies darf nicht auf den grundſätzlich anders ge⸗ 
arteten Fall der durch behördliches Verbot im Weltkrieg her⸗ 
beigeführten völligen Lieferungsunmöglichkeit von voraus⸗ 
ſichtlich langer Dauer, wie ſie hier vorlag, ausgedehnt wer⸗ 
den. Den Fall des Verluſts der Ware infolge höherer Ge⸗ 


1) Warn. RGE. 1917 Nr. 41; 1918 Nr. 179; JW. 1917, 615 
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walt hat 8 74 BBB. abweichend von § 64 daſ. geregelt. 
Der in den BBB. nicht vorgeſehene Fall eines behördlichen 
Lieferungsverbots mit der Wirkung der Unmöglichkeit der 
Erfüllung muß, da auch im Kaufvertrag nichts über ihn 
vorgeſehen iſt, nach den einſchlägigen geſetzlichen Beſtimmungen 
entſchieden werden 

Gemäß den hienach maßgebenden SS 275 Abſ. 1 und 
323 Abſ. 1 BGB. wurde die Bekl. von der Lieferung zu⸗ 
nächſt mindeſtens für die Zeit frei, in der die behördliche 
Beſchlagnahme des Linters und das damit zuſammenhängende 
Verbot, an die Klin. zu liefern, zu Recht beſtand. Inzwiſchen 
hat ſich gemäß § 242 BGB. die vorübergehende Lieferungs- 
unmöglichkeit in eine dauernde verwandelt; damit iſt die 
gänzliche Befreiung der Bekl. von der Lieferungspflicht ein⸗ 
getreten. Die Abwicklung des Vertrags könnte ſo, wie 
die Dinge auf dem Baumwoll- und Lintersmarkt infolge 
des Kriegs liegen“), erſt in einem Zeitpunkt ſtattfinden, in 
dem ſich im Fall der Lieferung eine völlige wirtſchaftliche 
Umgeſtaltung des Vertragszwecks ergeben würde; die Liefe⸗ 
rung wäre infolge der inzwiſchen eingetretenen gründlichen 
Aenderung der Verhältniſſe für keine Partei mehr die beim 
Vertragsſchluß erwartete und gewollte Leiſtung?). Die Bell. 
hat dies rechtzeitig ſchon am 13. November 1915, als ſich 
die erſt allmählich eingetretene völlige Aenderung der Ver⸗ 
hältniſſe überſehen ließ, geltend gemacht. Davon kann keine 
Rede ſein, daß die Parteien ſtillſchweigend im Vertrag dieſe 
Folgen der Umkehrung der wirtſchaftlichen Verhältniſſe aus⸗ 
geſchloſſen hätten. 

III. Der von der Klin. beanſpruchte Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung des von ihr regulierten Kaufvertrags vom 
18. Mai 1914 Nr. 6985 wäre der Klin. auch im Hinblick 
auf ihr Verhalten nach dem 25. März 1915 zu verweigern. 


1) Zu vgl. Warn. RGE. 1918 Nr. 87 und 88; 1919 Nr. 28. 

2) RG. 90. 102 ( JW. 1917, 715); 93, 343; 94, 47; JW. 1917, 
5954 und 899? (Linters) 1918, 33“ u. ö; 1919, 103 A zu 3; Warn 
1918 Nr. 85; DIZ. 1919, 227. 
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Auf den Abruf vom 25. März 1915 erwiderte die Bekl. am 
27. März 1915, daß ſie unter den obwaltenden Umſtänden 
Linters nicht andienen könne. Die Klin. kannte die militä⸗ 
riſche Beſchlagnahme aller Linters in Deutſchland und wußte, 
daß die Bekl. mit dem Ausdruck „obwaltende Umſtände“ 
auf die ſtreng vertraulich zu behandelnde militäriſche Be⸗ 
ſchlagnahme hinwies. Mit der Geltendmachung ihres angeb⸗ 
lichen Regulierungsrechts durfte die Klin. nach Treu und 
Glauben nicht monatelang bis 28. Oktober 1915 ſtillſchwei⸗ 
gend warten!), während die Ware ſukzeſſive bis Ende 1915 
zu liefern geweſen wäre. Das Verhalten der Klin., ins⸗ 
beſondere das Unterlaſſen jeder Regulierung bis 18. No⸗ 
vember 1915, iſt nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte als ſtillſchweigender Verzicht der Klin. auf 
Lieferung und auf Regulierung — mindeſtens für die Dauer 
der militäriſchen Beſchlagnahme zu deuten. Dagegen läßt 
ſich aus dem damaligen Verhalten der Klin. ein Verzicht 
auch auf Surrogationserſatz nach S 281 BGB. nicht herleiten. 

IV. Zufolge dem Ausgeführten kann dahingeſtellt beiben, 
ob die „Regulierungen“ der Klin. ganz oder zum Teil ver⸗ 
ſpätet (weil nicht innerhalb der Friſt von § 64 Abſ. 4 BBB. 
vorgenommen) waren, eine Frage, deren Beantwortung von 
der Auslegung der Sukzeſſivklauſel?) und auch davon ab— 
hängen würde, ob nicht, ſobald die Unmöglichkeit aller Suk⸗ 
zeſſivlieferungen innerhalb der Vertragszeit feſtſteht, ſofort 
binnen 4 Tagen die ganze reſtliche Lieferungsmenge „regu⸗ 
liert“ werden müßte 

V. Die an ſich zuläſſige Heranziehung der 88 281, 323 
Abſ. 3 BGB. führt die Klin. gleichfalls nicht zum Ziel. Es 
kann unterſtellt werden, daß die Bekl. durch die Abgabe von 
Linters an andere Abnehmer, an die ſie zufolge der Beſchlag⸗ 
nahmeverfügung liefern mußte, mehr erlöſte, als wenn ſie 
. an die Klin. geliefert hätte. Bei einem Spezieskauf wäre 
dann ein Erſatzanſpruch der Klin. nach S 281 BGB. be⸗ 


— nn — —4—2—— — 


1) Zu vgl. RG. 27. 3. 1917 bei Warn. 1918 S. 133 unten. 
2) RG—3Z. 33, 57. 
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gründet geweſen !). Der Surrogationsgrundſatz des § 281 
BGB. iſt zwar grundſätzlich nicht auf das rechtsgeſchäftliche 
Entgelt zu erſtrecken; aber Kriegsbeſchlagnahme und die 
nachfolgende mehr oder weniger zwangsweiſe Veräußerung 
ſind zuſammenhängende Folgen einer einheitlichen Kriegsmaß⸗ 
nahme; es iſt dieſelbe Maßnahme, die auf zwei Entwick⸗ 
lungsſtufen unmittelbar die Leiſtungsunmöglichkeit und mit⸗ 
telbar den Erlös der Notveräußerung zur Folge hat. Im 
vorliegenden Fall handelt es ſich um eine Gattungsſchuld 
der Bekl. Eine Beſchränkung des Schuldverhältniſſes auf 
Einzelſachen nach §S 243 Abſ. 2 BGB. fand hinſichtlich der 
zur Zeit der Beſchlagnahme noch nicht gelieferten Linters⸗ 
mengen nie ſtatt, weil die Bekl. nie beſtimmte, von ihr zur 
Lieferung an die Klin. ausgewählte Baunwollabfälle der 
Klin. als Leiſtung anbot oder mit der Klin. über beſtimmte, 
irgendwo lagernde Baumwollabfälle als Leiſtungsgegenſtand 
einig wurde. Die Klin. macht im Gegenteil ſelbſt geltend, 
daß die Bekl. zwecks Lieferung an die Klin. auch noch nach der 
militäriſchen Beſchlagnahme Linters habe aus dem neutralen 
Ausland beziehen können, — Linters, die dann freilich zu- 
nächſt gleichfalls unter die militäriſche Beſchlagnahme ge⸗ 
fallen wären. Es iſt zweifellos, daß die Lieferungspflicht 
der Bekl. gegenüber der Klin. noch zur Zeit der Beſchlag⸗ 
nahme der Linters nicht auf die in Händen der Bekl be⸗ 
findliche Gattung beſchränkt war. Allerdings iſt §S 281 BGB. 
auch bei noch nicht individualiſierten, aber doch in gewiſſer 
Hinſicht beſchränkten Gattungsſchulden anwendbar. Dies wäre 
namentlich dann der Fall geweſen, wenn nach Lage der Der: 
hältniſſe aus der ganzen in Händen der Bekl. befindlichen 
Gattung an die Klin. zu liefern geweſen wäre, ſo daß hätte 
geſagt werden können: die Linters, für welche die Bell. 
ſpäter anderweit durch Veräußerung Erſatz erlangte, ſeien 
zuvor ſchon der Klin. als Teil der zur Ausführung der Lie⸗ 
ferung an ſie beſtimmungsgemäß heranzuziehenden Gattung 
geſchuldet geweſen. Ein derartiger beſonderer Fall liegt aber 


1) RG. 91, 260 = JW. 1918, 867. 
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hier nicht vor. Die Bekl. hatte nach dem glaubhaften, beei⸗ 
digten Zeugnis des L. im Zeitpunkt der militäriſchen Be⸗ 
ſchlagnahme Baumwollabfälle in Hamburg, Bremen und an 
anderen Orten lagern. Hinſichtlich der Lieferungen an die 
Klin. war damit zu rechnen, daß ſie von den Hamburger oder 
Bremer Vorräten gemacht würden, da Hamburg und Bremen 
die dem Sitz der Klin. nächſtgelegenen Lagerſtätten der Bekl. 
waren. Die Bekl. hatte aber beim Kaufsabſchluß vom 
18. Mai 1914 keine beſtimmten auf ihrem Lager befind⸗ 
lichen Ballen für die Lieferung an die Klin. im Auge; viel⸗ 
mehr war bei regelmäßigem Verlauf der Dinge damit zu 
rechnen, daß die Bekl. zu den Lieferungen an die Klin. nach 
und nach Ballen benützen werde, die ſie allmählich aus Ame⸗ 
rika hereinbekommen werde. Die einzelnen Lieferungen an die 
Kunden und ſo auch an die Klin. wurden immer erſt un⸗ 
mittelbar vor der Andienung (zu der es hier nicht kam) aus 
den jeweils auf Lager vorhandenen Mengen nach Bedarf 
zuſammengeſtellt, und zwar, indem die einzelnen Ballen nach 
ihrer Güte ſortiert und klaſſiert und dann die für die einzelne 
Lieferung geeigneten Ballen zu der betreffenden Lieferung 
zuſammengeſtellt wurden. Im Zeitpunkt der Beſchlagnahme 
war keine dem Muſter Nr. 24522 entſprechende, ausſortierte 
und zuſammengeſtellte Ware vorhanden. Die damals vor⸗ 
handenen Lintersvorräte der Bekl. hätten überdies nach dem 
Zeugnis des L. wahrſcheinlich gar nicht gereicht, um noch 
265641,5 kg Linters, die dem Muſter Nr. 24522 entſprochen 
hätten, zuſammenzubringen; doch kommt es hierauf nicht an. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 20. Juni 1919 i. S. B. 

g. W. Nr. 114/1918. 


27. 


Befreiung der HSanitätskraftwagen der Feuerwehr 
von den gewöhnlichen Fahrvorſchriften und eigenes 
Rerſchulden des Rerletzten. 

Die Klin., eine Hauptlehrerin, kam am 4. Mai 1916 
nachmittags zwiſchen 4 und 5 Uhr die Gutenbergſtraße in 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 8. 15 
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Stuttgart abwärts und überquerte die Silberburgſtraße nach 
der Herzogſtraße hin. Dabei wurde ſie von dem der Bekl. 
Ziff. 1 (Stadtgemeinde St.) gehörigen, vom Bekl. Ziff. 2 
(Feuerwehrmann L.) gelenkten Hilfsſanitätskraftwagen an⸗ 
gefahren und zu Boden geſchleudert, ſo daß ſie einen Schä⸗ 
delbruch erlitt. Der Kraſtwagen gehörte zu den Fahrzeugen 
der ſtädt. Berufsfeuerwache; er war in raſcher Fahrt die 
Gutenbergſtraße aufwärts gekommen und nach links in die 
Silberburgſtraße eingebogen, um zu einer Fabrik, wo eine 
Exploſion ſtattgefunden hatte, zu gelangen. Die Kl. nahm 
klagend wegen der Folgen des Unfalls den Bekl. L. auf 
Grund des § 823 BGB., die bekl. Stadtgemeinde auf Grund 
des 8 831 BGB. und des 8 7 Abi. 1 KFG. in Anſpruch. 
Dem Bekl. L. warf ſie vor, daß er übermäßig raſch gefahren 
ſei und beim Einbiegen in die Silberburgſtraße den Bogen 
nicht weit genug genommen habe (BRVO. vom 3. Februar 
1910 88 18 Abſ. 1 und 3, 21 Abſ. 1). Die Bekl. machten gel⸗ 
tend, der Bekl. L. habe jede nach den Umſtänden des Falles 
gebotene Sorgfalt beobachtet; an die in $ 18 der BRVO. 
vorgeſchriebene Fahrgeſchwindigkeit ſei er nicht gebunden ge⸗ 
weſen; der Unfall ſei auf das eigene Verhalten der Klin. 
zurückzuführen; zum mindeſten habe ihr Verſchulden mit» 
gewirkt; bei der Auswahl des Bekl. ſei von der bekl. Stadt⸗ 
gemeinde die nötige Sorgfalt aufgewendet worden. Die Klin. 
klagte auf Schadenserſatz. Das Oberlandesgericht verurteilte 
beide Bekl. als Geſamtſchuldner zur Tragung der Hälfte des 
aus dem Unfall der Klin. erwachſenen Schadens aus fol 
genden ö 
Gründen: 

Auch das Berufungsgericht bezweifelt nicht, daß den 
Bekl. Ziff. 2 eine Schuld an dem Unfall der Klin. trifft. 
Allerdings unterliegen nach §S 34 der BRVO. vom 3. Fe: 
bruar 1910 über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen (RG. 
Bl. S. 389) die Kraftfahrzeuge der Feuerwehren im Dienſt 
nicht den Vorſchriften dieſer Verordnung über die einzuhal⸗ 
tende Fahrgeſchwindigkeit. Zu den Vorſchriften, von denen 
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die Kraftfahrzeuge der Feuerwehren befreit ſind, gehört ohne 
Zweifel auch diejenige des 8 18 Abſ. 3, ſoweit fie ſich 
auf die Fahrgeſchwindigkeit bezieht. Es ergibt ſich dies 
aus der allgemeinen Faſſung des § 34, insbeſondere aus 
der unbeſchränkten Anziehung des § 18, vor allem aber aus 
dem Zweck der Beſtimmung. Die Eile, mit der die Fahr⸗ 
zeuge der Feuerwehr den Platz ihrer Beſtimmung zu errei⸗ 
chen trachten müſſen, verlangt, daß ſich ihnen der übrige 
Straßenverkehr nach Möglichkeit unterordnet und daß ſie 
nicht ſchon um gewiſſer Verkehrsſchwierigkeiten willen gezwun⸗ 
gen werden, mit ſtark verminderter Geſchwindigkeit zu fahren. 
Es liegt dem Geſetz fern, ſie hinſichtlich der Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit im allgemeinen vor den übrigen Kraftfahrzeugen zu 
bevorzugen und ſie andererſeits doch dieſen in beſtimmten, 
allerdings eine beſondere Vorſicht heiſchenden Fällen wieder 
gleichzuſtellen. Der Bekl. Ziff. 2 war daher, als er von der 
Gutenbergſtraße in die Silberburgſtraße einbog, nicht ſchon 
um dieſes Einbiegens willen oder wegen der dort befind— 
lichen Straßenkreuzung und Straßeneinmündung oder wegen 
des dort herrſchenden lebhaften Verkehrs verpflichtet, lang⸗ 
ſam zu fahren, und wenn ihn auch dieſe Verhältniſſe zu be⸗ 
ſonderer Vorſicht mahnen mußten, ſo brauchte ſich dieſe nicht 
darin zu äußern, daß er die Fahrgeſchwindigkeit jo herab- 
ſetzte, daß er ſofort anhalten konnte. Es kann auch füglich 
nicht bezweifelt werden, daß es ſich bei dem von dem Bekl. 
Ziff. 2 gelenkten Kraftwagen um ein Fahrzeug der Feuer⸗ 
wehr im Dienſt gehandelt hat. Nach Wortlaut und Zweck 
des § 34 findet dieſe Vorſchrift nicht bloß Anwendung, wenn 
die Feuerwehr aus Anlaß eines Brandes ausrückt, ſondern 
bei allen Obliegenheiten der Feuerwehr, bei denen beſondere 
Eile nottut, alſo auch beim Rettungs⸗ und Sanitätsdienſt 
aus Anlaß von Unglücksfällen, jedenfalls aber dann, wenn, 
wie hier, die Rettung von Menſchenleben aus Anlaß einer 
Exploſion in Frage ſteht. Eine beſondere Gefährdung des 
Straßenverkehrs durch die Sanitätskraftwagen der Feuer⸗ 
wehr iſt nicht zu beſorgen, da die Führer ſolcher Wagen, 
15 * 
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wenn fie das Vorrecht aus § 34 der BR WO. für ſich in 
Anſpruch nehmen, verpflichtet ſind, das Publikum auf ihre 
Annäherung durch beſonders auffallende Signale aufmerkſam 
zu machen, wie dies auch im vorliegenden Fall durch Ab⸗ 
gabe von Glockenzeichen und ſcharfen Huppenſignalen ge⸗ 
ſchehen iſt. 

Nach § 21 Abſ. 1 der genannten BR WO. iſt beim Ein⸗ 
biegen in eine andere Straße nach links in weitem Bogen 
zu fahren. Von dieſer Vorſchrift find auch die Kraftfahr⸗ 
zeuge der Feuerwehr im Dienſt nicht befreit. Der Bekl. Ziff. 2 
mußte alſo, als er von der Gutenbergſtraße nach links in 
die Silberburgſtraße einbog, einen großen Bogen fahren, ſo 
daß er beim Weiterfahren in die Silberburgſtraße alsbald 
die rechte Seite der Fahrbahn erreichte. Daß er es daran 
habe fehlen laſſen, iſt aber nicht anzunehmen. Der Skizze in 
den Akten des AG. Stuttgart⸗Stadt, die darauf hinzudeuten 
ſcheint, kommt keine Zuverläſſigkeit zu. Von den Augenzeu⸗ 
gen des Unfalls haben ſich über dieſen Punkt nur die Zeu⸗ 
gen S. und E. ausgeſprochen und zwar in einem dem Bekl. 
L. günſtigen Sinn. Beide ſagen, daß L., um in die Silber⸗ 
burgſtraße einzubiegen, einen Bogen nach rechts genommen 
habe, was nur bedeuten kann, daß er von der Gutenberg⸗ 
ſtraße aus in einem Bogen nach rechts ausgeholt hat, um in die 
Silberburgſtraße nach links einzuſchwenken. Der Zeuge S. ſpricht 
überdies davon, daß der Kraftwagen in die Nähe des Hauſes 
Silberburgſtraße 144 gekommen iſt, als die Klin. die beiden 
Straßenbahngeleiſe überſchritten gehabt hatte. Auch der Ver⸗ 
lauf beim Unfall ſelbſt ſpricht dafür, daß L. ſich gegen den 
§ 21 Abſ. 1 der BRWVO. nicht verfehlt hat. Die Klin. hatte 
etwa die Mitte der Straße erreicht, als ſie das Fahrzeug 
plötzlich hinter ſich auftauchen ſah. Wäre ſie nicht in der 
Beſtürzung einen oder zwei Schritte rückwärts, ſondern ihres 
Weges weitergegangen, ſo wäre der Wagen hinter ihr vor⸗ 
beigekommen. Dieſe von S. und E. übereinſtimmend und 
zuverläſſig bekundete Tatſache zeigt, daß das Fahrzeug ſchon 
vor dem Zuſammenſtoß mit der Klin. die rechte Seite der 
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Fahrbahn der Silberburgſtraße gewonnen haben, alſo in 
ziemlich weitem Bogen in diefe eingebogen ſein mußte. 
Das Landgericht hat angenommen, daß L. mit Rückſicht 
auf die Straßenkreuzung, die Einmündung der Herzogſtraße, 
das Vorhandenſein zweier Straßenbahngeleiſe und den ſtarken 
Verkehr auf der Kreuzung zu beſonderer Vorſicht veranlaßt 
geweſen ſei, und dem kann nur beigetreten werden. So lang⸗ 
ſam zu fahren, daß er jederzeit anhalten konnte, brauchte er 
darum nicht. Es erſcheint dem Berufungsgericht auch be⸗ 
denklich, auf Grund der Aeußerungen einzelner Zeugen, denen 
andere widerſprechen, feſtzuſtellen, daß L. im allgemeinen 
übermäßig raſch gefahren ſei und daß ihn die oben erwähnten 
Verkehrsſchwierigkeiten und die damit verbundene abſtrakte 
Gefährlichkeit hätten veranlaſſen müſſen, ſeine Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit zu ermäßigen oder weiter zu ermäßigen, als er nach 
dem Zeugnis des S. getan zu haben ſcheint. Aber zu jenen 
Schwierigkeiten allgemeiner Art trat noch die durch das Ver⸗ 
halten der Klin. verurſachte hinzu und dieſe mußte aller⸗ 
dings den Bekl. zu einer erhöhten Vorſicht auch in Rückſicht 
auf die Fahrgeſchwindigkeit veranlaſſen. So gut wie der 
Zeuge S. konnte anch der Bekl. L. die Klin. erblicken, als 
fie noch auf dem Gehweg der Gutenbergſtraße der Silber⸗ 
burgſtraße zuſchritt. Bei der nach den Umſtänden von ihm 
zu verlangenden erhöhten Aufmerkſamkeit mußte er dies be⸗ 
obachten. Als er dann den Bogen in die Silberburgſtraße 
nahm, mußte er bemerken, daß die Klin. den Gehweg ver⸗ 
laſſen hatte, und im Begriff war, die Silberburgſtraße zu 
überqueren. Nunmehr hätte er dafür beſorgt ſein müſſen, daß 
er in einer angemeſſenen Entfernung hinter der Klin. vor⸗ 
beigekommen wäre. Statt deſſen iſt er ſo gefahren, daß er 
knapp hinter der Klin. vorbeikommen konnte, ohne zu berück⸗ 
ſichtigen, daß die Klin. infolgedeſſen erſchrecken und in Ge⸗ 
fahr kommen könne. Wenn auch der Straßenverkehr auf die 
Wagen der Feuerwehr jede gebotene Rückſicht zu nehmen hat, 
ſo berechtigt dies doch die Feuerwehr nicht, einen Fußgänger, 
der es an dieſer Rückſicht fehlen läßt, in Gefahr zu bringen. 
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Dagegen hat der Bekl. L. gefehlt. Er hätte entweder lang⸗ 
ſamer fahren müſſen, um zwiſchen ſich und die Klin. eine 
größere Entfernung zu bringen, oder hätte er, wenn er dies 
nicht wollte, in einem noch größeren Bogen um die Klin. 
herumfahren müſſen. Bei dieſer Sachlage kommt es nicht 
darauf an, mit welcher Geſchwindigkeit der Bekl. L. auf der 
Kreuzung gefahren iſt, welchen Gang er eingeſchaltet hatte 
und für welche Geſchwindigkeit das Fahrzeug eingerichtet iſt. 

Hat hienach der Bekl. Ziff. 2 den Unfall der Klin. ver⸗ 
ſchuldet, ſo haftet er ihr für den Schaden und zwar nicht 
bloß aus 8 18 Abſ. 1 des Kraftfahrzeuggeſetzes nach Maß: 
gabe der 88 8—15 des Geſ., ſondern auch aus § 823 Abſ. 1 
BGB. nach deſſen Vorſchriften. Eine Haftung der bekl. 
Stadtgemeinde iſt zwar nicht, wie das Landgericht zutreffend 
und mit richtiger Begründung ausführt, nach S 831 BGB. 
begründet, wohl aber nach 8 7 Abſ. 1 des K§Geſ.; Abſ. 2 
trifft nicht zu, da der Unfall nicht durch ein unabwendbares 
Ereignis verurſacht wurde und der Führer des Fahrzeugs 
nicht jede nach den Umſtänden gebotene Sorgfalt beobachtet 
und hiedurch den Unfall verſchuldet hat. 

Es iſt nicht zu beſtreiten, daß das Verhalten der Klin. 
bei dem Unfall urſächlich mitgewirkt hat. Sie wäre nicht zu 
Schaden gekommen, wenn ſie unbekümmert um das plötzliche 
Auftauchen des Kraftwagens in ihrem Rücken ihren Weg 
fortgeſetzt, ja vielleicht wenn ſie nur ſtehen geblieben wäre. 
Statt deſſen iſt ſie ein bis zwei Schritte rückwärts gegangen, 
hat ſo den Bekl. Ziff. 2 genötigt, das Fahrzeug nach links 
herumzuwerfen, und bewirkt, daß ſie vom rechten Kotflügel 
erfaßt und zu Boden geworfen worden iſt. Daß dies der 
Hergang war, iſt angeſichts der beſtimmten eidlichen Aus— 
ſagen der Zeugen S. und E. und des eigenen früheren Ge— 
ſtändniſſes der Klin. nicht zu bezweifeln. Dagegen kommt 
nicht in Betracht, daß andere Augenzeugen des Vor— 
falls von dem Zurückgehen der Klin. nichts beobachtet haben. 
Andererſeits muß auch als widerlegt gelten, daß die Klin. 
mehr als zwei Schritte zurückgegangen iſt. Da nun der 
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Bekl. Ziff. 2 bei der jedenfalls nicht geringen Geſchwindig⸗ 
keit, mit der er knapp hinter der Klin. vorbeifahren wollte, 
mit einem unzweckmäßigen Verhalten dieſer letzteren, ins⸗ 
beſondere mit einer Rückwärtsbewegung derſelben rechnen 
mußte, kann keine Rede davon ſein, daß der Unfall allein 
auf dieſes Verhalten der Klin. zurückzuführen iſt. Der Fall 
liegt ganz anders als der vom Reichsgericht!) entſchiedene, 
wo ein Fußgänger vor einer vorſichtig ihres Wegs fahren⸗ 
den Kraftdroſchke ſich nicht zurecht gefunden hat und in die⸗ 
ſelbe hineingelaufen iſt. Zum Verſchulden kann aber das 
geſchilderte Verhalten der Klin. nicht zugerechnet werden. 
Offenbar hat ſie, als ſie den in raſcher Fahrt begriffenen 
Kraftwagen plötzlich in ihrem Rücken auftauchen ſah, in großer 
Beſtürzung gehandelt, und wenn ſie bei der Eile, die not⸗ 
tat, nicht die Geiſtesgegenwart beſaß, ſich nach der rechten 
Richtung zu wenden, ſo kann ihr daraus der Vorwurf der 
Fahrläſſigkeit nicht gemacht werden. Damit iſt aber nicht 
geſagt, daß überhaupt kein Verſchulden der Klin. zu 
dem Unfall mitgewirkt habe. Nach § 14a der St. Straßen⸗ 
polizeivorſchriften und ebenſo nach § 24 der Feuerlöſchord⸗ 
nung für den Stadtdirektionsbezirk St. haben Fußgänger 
uſw. den Fahrzeugen der Feuerwehr und der ſtädt. Berufs- 
feuerwache vollſtändig auszuweichen und, falls dies die Dert- 
lichkeit nicht zuläßt, ſolange ſtill zu ſtehen, bis die Feuerwehr 
oder Berufsfeuerwache vorüber iſt. Gegen dieſe Verpflich⸗ 
tung, die ſich übrigens für jedermann bei der gegebenen 
Sachlage ohne weiteres ergab, hat ſich die Klin. verfehlt. 
Sie iſt, wie ſie dem Zeugen E. gegenüber in glaubwürdiger 
Weiſe zugegeben hat, des Kraftwagens ſchon anſichtig ge⸗ 
worden, als dieſer noch ganz unten in der Gutenbergſtraße 
fuhr und ſie ſelbſt ſich entweder noch auf dem Bürgerſteig 
befand oder ihn kaum verlaſſen hatte. Der Wagen hatte 
kurz vor dem Einbiegen in die Gutenbergſtraße Glockenzeichen 
und in der Gutenbergſtraße ſelber ſcharfe Huppenſignale ab⸗ 
gegeben; auch fuhr er mit großer Geſchwindigkeit. Die Klin. 
1) Urteil vom 17. Dezember 1917. VI. 361/17. 
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hätte ihn bei gehöriger Aufmerkſamkeit als ſtädt. Sanitäts⸗ 
kraftwagen erkennen müſſen. Sie hätte mit der Möglichkeit 
eines raſchen Einbiegens in die Silberburgſtraße rechnen 
und auf dem Bürgerſteig oder in deſſen Nähe warten ſollen, 
bis der Wagen vorüber war. Zum mindeſten hätte ſie, wenn 
fie ihren Weg über die Silberburgſtraße nach der Herzog: 
ſtraße hin fortſetzen wollte, ihr Augenmerk auf den Kraft⸗ 
wagen gerichtet halten müſſen. Dann hätte ſie deſſen Ein⸗ 
biegen in die Silberburgſtraße ſo rechtzeitig bemerkt, daß ſie 
noch Zeit genug zur Ueberlegung und dazu gehabt hätte, 
ſich in Sicherheit zu bringen. Statt deſſen hat ſie, offenbar 
in der vorgefaßten Meinung, der Wagen werde die Guten⸗ 
bergſtraße weiterhin aufwärts fahren, ſich nicht nur vom 
Bürgerſteig entfernt, ſondern hat ſich auch bei Ueberquerung 
der Silberburgſtraße um die Fahrt, die der Kraftwagen 
nehmen werde, nicht mehr gekümmert, und iſt auf ihn erſt 
wieder aufmerkſam geworden, als er unmittelbar hinter ihr 
unter abermaliger Abgabe ſcharfer Huppenſignale auftauchte, 
und als es für ſie zu ſpät war, den richtigen Entſchluß zu 
faſſen. In dieſem Verhalten liegt nach den Umſtänden des 
Falles ein Mangel an Vorſicht, der der Klrin. zum Ver⸗ 
ſchulden zuzurechnen iſt, und der zum Zuſtandekommen des 
Unfalls beigetragen hat. 

Dem Landgericht iſt darin beizutreten, daß das eigene 
Verſchulden der Klrin. demjenigen des BEL. Ziff. 2 die Wage 
hält. Auch der Gefährdungshaftung der Bekl. Ziff. 1 gegen⸗ 
über erſcheint es angemeſſen, der Klrin. die Hälfte des 
Schadens nach §S 254 BGB. (KFGeſ. § 9) aufzubürden. 
Die Bekl. Ziff. 1 und 2 haben daher — und zwar als Ge— 
ſamtſchuldner — der Klin. die Hälfte des ihr aus dem Un⸗ 
fall entſtandenen Schadens zu erſetzen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 31. Mai 1918 i. S. W. 

g. St. u. L. Nr. 132/1918. 
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Gewinnbeteiligung des Kapitaliſten an Kriegsliefe⸗ 
rungen feines Narlehens nehmers. 


Durch ſchriftlichen Vertrag vom 25. November 1915 
hatten ſich die Parteien verpflichtet, dem J. W., Inhaber 
ſämtlicher Anteile der Maſchinenfabrik B. u. Cie., G. m. b. H., 
in Berlin behufs Herſtellung von Kriegsbedarf und weiterer 
Einrichtung der Fabrik für dieſen Betrieb, insbeſondere be⸗ 
hufs Erledigung eines behördlichen Auftrags auf Fertigung 
und Lieferung von 80 000 Walzſtahlgranaten, gegen die in 
§ 4 des Vertrags bezeichneten Sicherheiten 150 000 Mk. zur 
Verfügung zu ſtellen. Hievon bezahlte der Klr. 100 000 Mk., 
der Bekl. 50 000 Mk. an W. aus. Das Kapital war mit 
6% zu verzinſen und follte bis ſpäteſtens 1. Juni 1916 
zurückgezahlt ſein. Außerdem ſollten die Parteien an dem 
Walzſtahlgranatenauftrag, den die Firma B. zum Preis von 
6 Mk. für die Granate übernommen hatte, mit 70 Pfg. für 
das Stück beteiligt fein; übrigens ſollten fie 56 000 Mk. 
erhalten, gleichviel ob der Auftrag ganz, zum Teil oder gar 
nicht ausgeführt würde. Weitere Gewinnbeteiligung der 
Parteien war für die Zeit nach Ablieferung der 80000 Gra⸗ 
naten in $ 6 des Vertrags vorgeſehen. Gleichfalls am 
25. November 1915 übernahm der Bekl. durch ſchriftlichen 
Vertrag dem Kl. gegenüber die ſelbſtſchuldneriſche Bürg⸗ 
ſchaft für die rechtzeitige und vollſtändige Rückzahlung der 
von dieſem anzulegenden 100 000 Mk. nebſt Zins, wogegen 
der Kl. dem Bekl. hiefür ſowie für die von letzterem über⸗ 
nommene Ueberwachung des B.fchen Geſchäftsbetriebs und 
die Berichterſtattung darüber an ihn 25 % ſeiner Gewinn⸗ 
beteiligung, insbeſondere des ihm aus dem Walgzgranaten⸗ 
auftrag zugeſagten Gewinnanteils von 37 333 Mk. (/ an 
56 000 Mk.) mit 9333 Mk. abtrat, ſo daß hievon dem Kl. 
noch 28000 Mk. verblieben. Die Firma B. ſtellte zunächſt 
Preßſtahlgranaten her; die Inangriffnahme der Herſtellung 
der Walzſtahlgranaten verzögerte ſich längere Zeit. Deshalb 
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wurde am 8: Februager 1916 in einem Nachtrag zu dem 
erſten Vertrag vom 25. November 1915 der Zeitpunkt für 
die Rückzahlung des Kapitals der Parteien verſchoben, ihnen 
eine Gewinnbeteiligung an der Fabrikation der Preßſtahl⸗ 
granaten eingeräumt und ihre Beteiligung an dem nach Ab- 
lieferung der 80 000 Walzſtahlgranaten etwa herzuſtellenden 
Kriegsbedarf vereinbart. Später wurde der Rückzahlungs⸗ 
termin für das Kapital nebſt Zins auf 1. Dezember 1916 
feſtgelegt und der Bürgſchaftsvertrag dahin abgeändert, daß 
der Bekl. für die Heimzahlung bis ſpäteſtens 1. Januar 1917 
haften ſollte. In der Folge kam die Firma B. in Geld— 
ſchwierigkeiten und es wurde die Beteiligung anderer Ka⸗ 
pitaliſten, insbeſondere zweier Aachener Firmen, und das 
Ausſcheiden des Klrs. erwogen. Nach einem Vertragsent⸗ 
wurf vom 22. Auguſt 1916, der wegen Nichtaufbringung 
der Geldmittel nicht zum Abſchluß kam, ſollte der Kl. mit 
128 000 Mk. und 6% Zins aus 100 000 Mk. ſeit 1. April 
1916 abgefunden werden. Nachdem der Bekl. dem Klr. in 
einem Telegramm vom 20. September 1916 nahegelegt hatte, 
ſich mit 10000 Mk. Gewinnabfindung zu begnügen, da ſonſt 
Gefahr im Verzug ſei und er jede Haftung ablehnen müſſe, 
vereinbarten der Bekl. und die zwei Aachener Firmen am 
21. September, daß der Kl. gegen Zahlung von 100000 Mk. 
nebſt 6 % Zins ſeit 1. April 1916 und einer feſten unver: 
zinslichen Abfindungsſumme von 10 000 Mk. ausſcheiden 
ſolle. Durch Nachtrag vom 22. September 1916 wurde 
dieſer Vertrag dahin geändert, daß die Firma B. an den 
Kl. 115 000 Mk. nebſt dem bisher zugeſagten Zins aus 
100 000 Mk. zahlen ſolle, während der Bekl. verſprach, an 
ihn außerdem am 1. April 1917 5000 Mk. zu zahlen. Die⸗ 
ſen Abmachungen trat der Kl. telegraphiſch am 23. Sep⸗ 
tember bei. An demſelben Tag hatte ſich der Bekl. dem 
Klr. gegenüber ſchriftlich für die dem Kl. von der Firma 
B. zu zahlenden 100 000 Mk. Kapital nebſt Zinſen ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſch verbürgt mit dem Anfügen: „Im übrigen nehme 
ich noch auf den Garantievertrag vom 25. November 1915 
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fowie auf mein Schreiben vom 13. Mai 1916 dem ganzen 
Inhalt nach Bezug.“ Der Kl. hat nunmehr auf Zahlung 
der in dem Nachtrag vom 22. September 1916 vom Bekl. 
verſprochenen 5000 Mk. nebſt 4% Zins ſeit 1. April 1917 
geklagt. Der Bekl. hat eingewendet: Die Verträge vom 
25. November. 1915 und 21./22. September 1916 ſeien we⸗ 
gen Wuchers nichtig, der Nachtrag vom 22. September 1916 
auch, weil er als erpreſſeriſch gegen ein geſetzliches Verbot 
verſtoße. Außerdem habe der Bekl. nach dem zweiten Ver⸗ 
trag vom 25. November 1915 von der Gewinnabfindung 
des Klrs. mit 20000 Mk. 25% = 5000 Mk. anzuſprechen, 
mit denen er gegen die Klagforderung aufrechne. Vom 
Landgericht wurde dem Klagantrag entſprochen. Die Be— 
rufung des Bekl. wurde zurückgewieſen aus folgenden 
| Gründen: 

Dem an fich aus dem Nachtragsvertrag vom 22. De: 
zember 1916 begründeten Klaganſpruch hält der Bekl. in 
erſter Linie die Einrede des Wuchers entgegen, wobei er 
dieſen Vorwurf ſowohl gegen die Beteiligung des Klrs. an 
dem Unternehmen der Firma B. u. Cie. als auch gegen die 
deſſen Ausſcheiden betreffenden Abmachungen erhebt. Die 
Rechtsverbindlichkeit all dieſer Vereinbarungen muß indes 
anerkannt werden. Die Parteien haben ſich an dem auf die 
Lieferung von Kriegsbedarf gerichteten Unternehmen der 
Firma B. und vor allem an deren Auftrag auf Herſtellung 
und Lieferung von 80 000 Walzſtahlgranaten mit 150 000 Mk., 
von denen der Klr. 100 000 Mk., der Bekl. 50 000 Mk. 
hergegeben hat, in der Weiſe beteiligt, daß ſie für die 
Ueberlaſſung des Kapitals auf ein halbes Jahr, neben einer 
6 igen Verzinſung und neben ſonſtigen Gewinnbezügen, 
bei den 80 000 Walzſtahlgranaten von dem Stückpreis von 
6 Mk. einen Gewinnanteil von 70 Pfg. zu bekommen hatten. 
Und zwar ſollten die ſich hieraus ergebenden 56000 Mk. 
ausbezahlt werden müſſen, auch wenn der Auftrag ganz 
oder zum Teil nicht zur Ausführung kommen würde. Die 
Vergütungen, die ſich die Parteien hienach ausbedungen ha⸗ 
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ben, kommen, auf das Jahr berechnet, einer Verzinſung von 
mehr als 80% gleich und überſteigen damit, jedenfalls an 
ſich betrachtet, weit das zuläſſige Maß. Hierin trat eine 
weſentliche Aenderung auch dadurch nicht ein, daß in der 
Folge, übrigens gegen Zuſicherung weiterer Gewinnbeteili⸗ 
gung, dem Unternehmer das Kapital auf längere Zeit, ſchließ⸗ 
lich auf ein Jahr belaſſen werden ſollte. Die Vergütungen 
dafür beliefen ſich auch dann noch auf über 40% Das 
Riſiko der Parteien war zwar an ſich im Hinblick darauf 
kein geringes, daß ſie ſich mit einer ihnen nicht näher be⸗ 
kannten, offenbar wenig kapitalkräftigen Perſönlichkeit ein⸗ 
ließen, welche die Fabrik, die ſie ſelbſt erſt übernommen 
hatte, auf die Herſtellung von Kriegsbedarf einſtellen und 
ſich einen Teil der dazu erforderlichen Maſchinen und das 
nötige Rohmaterial erſt beſchaffen mußte. Es hatte ſich 
aber ſchon durch das den Parteien eingeräumte Aufſichtsrechts 
und durch die ihnen gegebenen realen Sicherheiten und ſon⸗ 
ſtigen auf ihre rechtzeitige und vollſtändige Befriedigung 
abzielenden Kautelen ſtark vermindert und vollends war die 
Verluſtgefahr für den Klr. dadurch auf ein äußerſt geringes 
Maß herabgeſetzt, daß er ſich, wenn auch gegen Preisgabe 
von 25% ſeines Gewinnanteils an dem Walzſtahlgranaten⸗ 
auftrag, durch den zweiten Vertrag vom 25. November 1915 
von dem von ihm ſelbſt als durchaus zahlungsfähig be- 
zeichneten Bekl. für die pünktliche Rückzahlung ſeines Ka⸗ 
pitals nebſt Zinſen die ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft hat 
geben laſſen. Auch wenn man daher die Kriegsverhältniſſe 
und die dadurch bedingte allgemeine Steigerung der Ge— 
winne der Rüſtungsinduſtrie berückſichtigt, erſcheinen die Ver⸗ 
gütungen, welche ſich die Parteien und vornehmlich der Klr. 
für die Kapitalbeteiligung haben verſprechen laſſen, als außer⸗ 
gewöhnlich hoch und in einem auffälligen Mißverhältnis zu 
ihren eigenen Leiſtungen ſtehend. Allein von der Ausbeu⸗ 
tung einer Notlage des Vertragsgegners iſt weder im Ver⸗ 
hältnis zu dem Unternehmer W. noch im Verhältnis zwi⸗ 
ſchen dem Kl. und dem Bekl. die Rede. In beiden Rich⸗ 
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tungen handelte es ſich nicht darum, daß die Uebernahme 
der Verpflichtungen in einer durch wirtſchaftliche Not ge⸗ 
ſchaffenen Zwangslage erfolgt iſt, ſondern darum, daß W. 
und der Bekl. durch die Ausführung und Finanzierung von 
Kriegslieferungen große Gewinne zu machen hofften, alſo 
um Spekulation, für die ſie die Kapitalbeteiligung des Klrs. 
durch die Einräumung großer Vermögensvorteile gewinnen 
wollten. Irgendwelche Tatſachen, welche darauf hinweiſen 
könnten, daß W. oder der Bekl. bei Uebernahme ihrer Ver⸗ 
pflichtungen in Leichtſinn oder Unerfahrenheit gehandelt 
hätten, ſind vom Bekl. nicht vorgebracht und auch ſonſt aus 
den Umſtänden nicht erſichtlich. Der Tatbeſtand des § 138 
Abſ. 2 BGB. liegt daher nicht vor. 

Es kann ſich lediglich um die Frage handeln, ob nicht 
die hier in Frage ſtehenden Verträge als gegen die guten 
Sitten verſtoßend nach 8 138 Abſ. 1 BGB. nichtig find. 
Es iſt nicht zu verkennen, daß die Ausbedingung unverhält⸗ 
nismäßig hoher Gegenleiſtungen, auch wenn die ſonſtigen 
Vorausſetzungen des Wuchers nicht gegeben ſind, wegen der 
beſonderen Umſtände des Falles dem Anſtandsgefühl des 
billig Denkenden widerſtreiten kann. Als ſolche beſondere 
Umſtände könnten hier neben der ungewöhnlichen Höhe des 
wenigſtens für den Kl. nahezu müheloſen Gewinns ange⸗ 
führt werden, daß dieſer letztere auch im Falle der gänz⸗ 
lichen oder teilweiſen Nichtausführung des Auftrags ausbe⸗ 
zahlt werden mußte und daß der Kl. die Verluſtgefahr auf 
den Bekl. abgewälzt hat. Allein auch dieſe Umſtände ver⸗ 
mögen nach Anſicht des Berufungsgerichts den Vorwurf der 
Sittenwidrigkeit gegen den Kl. weder im Verhältnis zu dem 
Unternehmer W. noch in dem Bekl. zu begründen. Es kommt 
in Betracht, daß die Parteien ſich ein weitgehendes Auf- 
ſichtsrecht gegenüber dem Fabrikationsbetrieb des W., wenn 
auch zunächſt in ihrem Intereſſe, ſo doch auch mit Wir⸗ 
kung zugunſten des W. ausbedungen hatten, daß der Bell. 
ſich dem Klr. gegenüber zur Ausübung dieſer Aufſicht ver⸗ 
pflichtet und der Kl. dem Bekl. als Entſchädigung hiefür 
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ſowie für die Bürgſchaftsübernahme den vierten Teil ſeines 
Gewinns an dem Walzſtahlgranatenauftrag übertragen hat, 
ſo daß der Gewinn des Bekl. zu einem nicht unbeträchtlichen 
Teil als durch ſeine Mühewaltung und das übernommene 
Riſiko gerechtfertigt und derjenige des Klrs. als um einen 
erklecklichen Betrag gemindert erſcheint. Mit Recht hat das 
RG. (3. Z. S.) in einer Entſcheidung vom 11. Juli 1917) 
ausgeſprochen, daß das Streben nach übermäßigem Gewinn 
in der Zeit der Kriegsnot, ſei es auf Koſten des einzelnen 
oder der Geſamtheit, beſonders da, wo es ſich um Gegen— 
ſtände des Kriegsbedarfs handle, als gegen die guten Sitten 
verſtoßend zu brandmarken ſei. Selbſtverſtändlich macht es 
keinen Unterſchied, ob eine ſolche verwerfliche Gewinnſucht 
bei der Fabrikation von Kriegsbedarf oder beim Handel mit 
ſolchem, bei der Vermittlung von Aufträgen der Heeresver— 
waltung oder bei Perſonen hervortritt, welche ſich an der Ser: 
ſtellung von Gegenſtänden des Kriegsbedarfs mit Kapital 
beteiligen. Immerhin ſcheidet in dem zuletzt erwähnten Falle 
ebenſo wie beim Fabrikanten der beim Handel und bei der 
Vermittlertätigkeit häufig hervortretende Geſichtspunkt aus, 
daß der den Gewinn Beanſpruchende ein wirtſchaftlich un— 
nützes Glied in der Kette zwiſchen Erzeugung und Verbrauch 
iſt. Ohne weiteſtgehendes Eintreten des freien Kapitals 
wäre die Induſtrie nicht imſtande geweſen, die ungeheuren 
Bedürfniſſe der Heeresverwaltung an Kriegsbedarf zu be— 
friedigen. Um aber das Kapital für die Herſtellung von 
Kriegsbedarf zu intereſſieren, bedurfte es des Anreizes ver⸗ 
hältnismäßig hoher Gewinne, und ſo iſt bei Beurteilung 
der Höhe der für eine ſolche Beteiligung zugeſagten Vergü⸗ 
tungen in Hinſicht auf ihre Zuläſſigkeit eine gewiſſe Vor⸗ 
ſicht geboten. Im vorliegenden Fall nun hatte die Firma 
B. den Auftrag der Heeresverwaltung auf 80 000 Walz⸗ 
ſtahlgranaten bereits zugewieſen und den Stückpreis von 
6 Mk. ſchon zugebilligt erhalten, als die Parteien mit W. 
in Verbindung traten und ſich von ihm die Vergütungen 
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für ihre Beteiligung verſprechen ließen. Daß der dem Fabri⸗ 
kanten bewilligte Stückpreis den damals üblichen und ange⸗ 
meſſenen Preis überſtiegen habe, iſt nicht behauptet und auch 
angeſichts der Tatſache nicht anzunehmen, daß ſich die Her⸗ 
ſtellungskoſten für eine Granate auf etwa 4 Mk. beliefen. 
Jedenfalls haben die Forderungen, welche die Parteien für 
ihre Leiſtungen an W. ſtellten, die Höhe des von der Hee⸗ 
resverwaltung bewilligten Preiſes in keiner Weiſe beeinflußt. 
Von dieſem Preiſe verblieb der Firma B. nach Deckung ihrer 
Koſten ein Betrag von rund 2 Mk. für das Stück und wenn 
fie nun hievon 35 % an ihre Geldgeber abgab, jo war der 
Gewinn dieſer letzteren, wenn auch im Verhältnis zu ihren 
Leiſtungen übermäßig hoch, doch im Verhältnis zu dem der 
Firma im Falle der Ausführung des ganzen Auftrags ver- 
bleibenden Gewinn nicht ſo bemeſſen, daß geſagt werden 
kann, die Parteien oder wenigſtens der Kl. hätten ihren 
un verhältnismäßig hohen Gewinn durch verwerfliche Aus: 
beutung der Firma B. zu erlangen geſucht. Die Abrede, 
daß die Parteien ihren Gewinnanteil auch für den Fall der 
gänzlichen oder teilweiſen Nichtausführung des Walzſtahl— 
granatenauftrags erhalten ſollten, entbehrte inſofern nicht 
der wirtſchaftlichen oder ſittlichen Berechtigung, als ſie einen 
nicht zu unterſchätzenden Anſporn für den Fabrikanten bil- 
den ſollte und bildete, allem aufzubieten, um im Intereſſe 
ſämtlicher Beteiligter einſchließlich ſeiner eigenen Perſon 
und der Heeresverwaltung den Auftrag pünktlich und reſtlos 
auszuführen. 

Iſt ſonach die Rechtswirkſamkeit der die Beteiligung 
des Klrs. betreffenden Verträge für das Berufungsgericht 
nicht zu beanſtanden, ſo kann auch von der Nichtigkeit 
der auf ſein Ausſcheiden abzielenden Abmachungen vom 
21. und 22. September 1916 nicht die Rede ſein. Die Aus⸗ 
führung des Walzſtahlgranatenauftrags hatte ſich längere 
Zeit verzögert; die Firma B. hatte mit Verluſt gearbeitet, 
war in Geldnot geraten und ſtand nach der Behauptung 
des Bekl. vor dem Zuſammenbruch. Da der Kl. zur Sa⸗ 
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nierung der Firma weitere Geldopfer zu bringen nicht bereit 
war, trat der Bekl., der wegen ſeiner Bürgenhaftung dem 
Kl. gegenüber an der Verhütung des Zuſammenbruchs be⸗ 
ſonders intereſſiert war, mit anderen, zu weiteren Opfern 
bereiten Gläubigern der Firma in Verbindung und machte 
im Verein mit dieſen dem Kl. den Vorſchlag, ſich unter 
Verzicht auf ſeine weiteren Anſprüche an die Firma mit der 
Rückzahlung feines Kapitals von 100 000 Mk. nebſt 6% 
Zinſen ſeit 1. April 1916 und mit einem Gewinnanteil von 
10 000 Mk. (ſtatt 28 000 Mk.) abfinden zu laſſen. Da der 
Kl. ſich hierauf nicht einließ, und die Firma B. und ihre 
Geldgeber über 15000 Mk. Gewinnabfindung nicht hinaus⸗ 
gehen wollten, entſchloß ſich der Bekl., dem Anſinnen des 
Klrs. nachzugeben und die zu deſſen Anſprüchen noch feh- 
lenden 5000 Mk. aus ſeiner Taſche daraufzulegen. Bei 
dieſer vergleichsweiſen Erledigung der Angelegenheit hat der 
Kl. im ganzen nicht mehr zugeſagt erhalten, als er nach 
den früheren, rechtsgültigen Abmachungen zu beanſpruchen 
hatte. Im Gegenteil hat er auf einen Teil ſeiner Zinſen⸗ 
forderung, vor allem aber auf einen beträchlichen Teil ſeiner 
Gewinnanſprüche, insbeſondere auf 8000 Mk. Gewinn aus 
dem Walzſtahlgranatenauftrag verzichtet, um die Sanierung 
der Firma B. zu ermöglichen. Von der Ausbedingung 
rechtswidriger Vermögensvorteile kann daher auf ſeiner Seite 
keine Rede fein. Allerdings hatte er die ihm vom Bell. 
verſprochenen 5000 Mk. von dieſem bis zu dem Vertrag vom 
22. September 1916 nicht zu fordern. Aber beim Abſchluß 
der Verträge hat der Bekl. ſo wenig wie die Firma B. oder 
deren Geldgeber unter dem Druck von Drohungen des Klrs. 
gehandelt. Niemand hätte es dem Kl. verargen können, 
wenn er ſeine rechtmäßigen Anſprüche in vollem Umfang 
gegen die Firma B. geltend gemacht und für den Fall der 
Nichtbefriedigung für ſeine Einlage ſamt Zinſen bei Verfall 
den Bekl. aus deſſen Bürgſchaftsleiſtung haftbar gemacht 
hätte. Der Kl. hat aber ein ſolches Vorgehen nicht in 
Ausſicht geſtellt, vielmehr ſind der Bekl. und die beiden 
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Aachener Firmen wegen Ablöſung ſeiner Beteiligung an ihn 
herangetreten. Wäre freilich die Abfindung des Kl.s nicht 
gelungen und es infolgedeſſen zu einer Sanierung der Firma 
B. nicht gekommen, ſo wäre wohl deren Zuſammenbruch 
unvermeidlich geweſen und es hätte dann der Bekl. erheb- 
liche Verluſte bei der Firma B. und überdies die Inan⸗ 
ſpruchnahme aus der dem Kl. geleiſteten Bürgſchaft zu be⸗ 
ſorgen gehabt. Gelang es dagegen, die Firma B. wieder 
flott zu machen, ſo durfte der Bekl. hoffen, ſeine Einlagen 
zu retten und von ſeiten des Kl.s aus der Bürgſchaft nicht 
in Anſpruch genommen zu werden. Dies ſowie die nicht 
unbeträchtlichen Gewinne, welche dem Bekl. in dem Vertrag 
vom 21. September 1916 ſeitens der Firma B. zugeſagt 
wurden, bildeten den Beweggrund für ihn, dieſem Vertrag 
zuzuſtimmen und überdies in dem Nachtrag vom folgenden 
Tag dem Kl. aus ſeiner Taſche 5000 Mk. zu verſprechen. 
Der Bekl. hat durch die Abkommen vom September 1916 
eine Ver mögenslage erheblich mehr verbeſſert, als dies beim 
Kl. der Fall war, der die ihm darnach verbleibenden An⸗ 
ſprüche vermöge der ihm haftenden Sicherheiten ohnehin 
hätte durchſetzen können. Nach all dem iſt die Einrede des 
Wuchers auch hinſichtlich der Verträge vom September 1916, 
insbeſondere hinſichtlich des Verſprechens des Bekl. auf Zah⸗ 
lung der eingeklagten 5000 Mk. nicht begründet. Ebenſo 
wenig fällt dem Kl. dabei ein ſonſtiger Verſtoß gegen die 
guten Sitten oder gegen $ 253 StGB. zur Laſt. 

Auch die vom Bekl. zur Aufrechnung verwendete Ge⸗ 
genforderung beſteht nicht zu Recht. Es verſtand ſich von 
ſelbſt, daß der Bekl. die ihm aus den urſprünglichen ver⸗ 
tragsmäßigen Gewinnbezügen des Kl.s zugeſagten 25% 
auch aus der Abfindungsſumme für dieſe Bezüge, um die es 
ſich bei den Abmachungen vom September 1916 handelte, 
bekommen ſollte. Die Leiſtungen des Bekl., für die ihm die 
Vergütung verſprochen war, hatten ſich weſentlich geändert. 
Die Ueberwachungstätigkeit des Bekl., welche nicht verhin⸗ 
dert hatte, daß die Firma B. an den Rand des Zuſammen⸗ 
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bruchs geraten war, kam in Wegfall und die Bürgſchafts⸗ 
leiſtung des Bekl., die zwar erneuert wurde, hatte, da die 
Firma B. mit reichlichen neuen Geldmitteln verſehen wurde, 
an praktiſcher Bedeutung erheblich verloren. Entſcheidend 
iſt aber, daß nach dem Vertragsentwurf vom 22. Auguſt 
1916 der Kl. für ſeine Gewinnanſprüche eine Abfindung 
von 28000 Mk. erhalten ſollte d. i. eben die Summe, 
welche ihm nach den urſprünglichen Vereinbarungen nach Ab— 
zug der dem Bekl. zukommenden 25% von feinem Gewinn⸗ 
anteil an dem Walzſtahlgranatenauftrag endgültig ver— 
bleiben ſollte. Nachdem dieſer Vertrag an der Nichtauf— 
bringung der nötigen Geldmittel geſcheitert war, ſuchte man 
die Sanierung der Firma B. mit Hilfe der beiden Aachener 
Firmen ins Werk zu ſetzen und den Kl. zu weiteren Nach⸗ 
läſſen zu beſtimmen. Zunächſt wurde ihm angeſonnen, ſich 
mit 10 000 Mk. zu begnügen, und als er ſich darauf nicht 
einließ, wurden ihm 20 000 Mk. bewilligt, wovon die Firma 
B. 15 000 Mk., der Bekl. 5000 Mk. übernahm. Dieſer 
Verlauf der Verhandlungen, insbeſondere der Zuſammen⸗ 
hang zwiſchen dem endlichen Abkommen und dem Vertrags: 
entwurf vom 22. Auguſt 1916 zeigt deutlich, daß die dem 
Kl. ſchließlich bewilligte Summe an Stelle ſeines urſprüng⸗ 
lichen Anſpruchs von 28 000 Mk. aus dem Walzſtahlgrana⸗ 
tenauftrag treten und daß ihm dieſe Summe unverkürzt 
verbleiben und er davon nicht noch einen Teil an den Bekl. 
herausgeben ſollte. Zur gleichen Auslegung führen Inhalt 
und Wortlaut der Vereinbarung ſelbſt. Wäre die Meinung 
der Parteien die geweſen, daß der Kl. von den 20 000 Mk. 
Gewinnabfindung 25 % an den Bekl. abzugeben habe, jo 
wäre dies entweder ausdrücklich geſagt oder die Zahlung 
der 5000 Mk. durch den Bekl. überhaupt fortgelaſſen wor⸗ 
den. Statt deſſen heißt es, daß der Bekl. außerdem d. h. 
außer der durch die Firma B. zu leiſtenden Zahlung von 
15 000 Mk. an den Kl. 5000 Mk. zu bezahlen habe, und 
iſt überdies für dieſe Zahlung ein beſonderer Termin be⸗ 
ſtimmt worden. All dies beweiſt, daß die Summe von 
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5000 Mk. tatſächlich gezahlt und nicht durch Gegenrechnung 
getilgt werden ſollte. Was der Bekl. dieſen Beweisgründen 
entgegenhält, iſt nicht ſtichhaltig ... 
Urteil des I. Zivilſenats vom 25. Oktober 1918 i. S. 
F. gegen B. Nr. 272/1918. | 


29. 


Mann beruht die KRichterſtattung eines Schadensberichts 
durch den Verſicherungsnehmer (§ 6 Abf. 2 Berſ 6.) 
anf Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit? 


Der Kl. hat ſich bei der beklagten Viehverſicherungs⸗ 
geſellſchaft im November 1917 durch Verſicherungsſchein 
Nr. 36 988 für eine Zuchtſtute einſchließlich . .. des Foh⸗ 


lens im Falle ſeines Eingehens innerhalb 28 Tagen nach 


der Geburt verſichert. Die Stute hat in der Nacht vom 
9./10. März 1918 ein Fohlen zur Welt gebracht. Dieſes 
iſt am 11. März 1918 verendet. Der Kl. hat im Juni 
1918 klagend von der Bekl. 618 Mk. 75 Pfg. nebſt 4% 
Zins ſeit 24. April 1918 verlangt, weil die Bekl. ihm dieſe 


Summe als vertragsmäßige Entſchädigung ſchulde. Die 


Bekl. hat ihre Verpflichtung beſtritten und eingewendet, daß 
der Kl. die ihm nach den allgemeinen Verſicherungsbe⸗ 
dingungen obliegende Verpflichtung zur rechtzeitigen Erſtat⸗ 
tung eines beſonderen Schadensberichts — außer dem vom 
Kl. eingeſandten ſog. Krankheitsbericht — verſäumt und 
dadurch ſeinen Anſpruch verwirkt habe. Das Landgericht 
hat die Bekl. antragsgemäß verurteilt. Die Berufung der 
Bekl. iſt erfolglos geblieben aus folgenden 
Gründen: 

Der vom Kl. erhobene Anſpruch aus Verſicherungs⸗ 
vertrag iſt nach dem Vertrag an ſich begründet und auch 
der Höhe nach eventuell anerkannt. Die Bekl. wendet aber 
ein, der Anſpruch ſei verwirkt, weil der Kl. den nach For⸗ 
mular 23 zu erſtattenden Schadensbericht verſpätet, nämlich 
erſt am 8. April, anſtatt — wie vertragsmäßig — binnen 
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4 Tagen nach dem 17. März 1918, erſtattet habe. Der 
Vorrichter hat dieſen Einwand verworfen, weil der Kl. 
entſprechend der Beſtimmung in § 20 Abſ. 1 a der allge⸗ 
meinen Verſicherungsbedingungen den ihn entlaſtenden Nach⸗ 
weis erbracht habe, daß die Unterlaſſung weder aus Vorſatz 
noch aus grober Fahrläſſigkeit geſchehen ſei. 

Dem iſt beizutreten. Vorſatz ſcheidet unter allen Um⸗ 
ſtänden aus. Zwar trägt der Kl. ſelbſt vor, er habe das 
Formular vorſätzlich nicht ausgefüllt und abgeſandt; er habe 
aber hiebei geglaubt, die Ausfüllung des Formulars ſei nicht 
mehr nötig, weil dies durch die vorhergegangene Ueberſendung 
des Formulars 100 über den Krankheitsfall überflüſſig ge⸗ 
worden ſei. Und da unter Vorſatz im Sinn der Beſtim⸗ 
mung des § 20 Abſ. 1 a nur die bewußte Unterlaſſung der 
Anzeige trotz erkannter Pflicht hiezu verſtanden werden kann, 
fo würde hier, wenn das Vorbringen des Kl.s richtig iſt, von 
einer vorſätzlichen Zuwiderhandlung gegen die dem Kl. ob- 
liegende Rechtspflicht im Sinn der Verſicherungsbedingungen 
nicht geſprochen werden können, vielmehr könnte nur deren 
fahrläſſige, im Rechtsirrtum erfolgte Verletzung in Frage 
kommen. Nach der Sachlage iſt aber das Vorbringen des 
Kl.s als bewieſen anzuſehen. Da der Kl., wie aus den 
Schadensakten der Bekl. erſichtlich iſt, den ihm obliegenden 
Verpflichtungen im übrigen richtig und unverzüglich nach: 
gekommen iſt, ſofern er die Anzeige von dem Fohlen der 
Stute und von dem Verenden des Fohlens, ſowie auch den 
Krankheitsbericht des Tierarztes ſofort mittelſt eingeſchrie⸗ 
benen Briefs an die Geſellſchaft überſandt hat und da ir⸗ 
gendein ſonſtiger triftiger Grund zur Unterlaſſung der 
Einſendung des Schadensberichts nicht erſichtlich, auch von 
der Bekl. nicht behauptet iſt, während es durchaus glaub⸗ 
haft iſt, daß ſich der Kl. in dem von ihm behaupteten Irr⸗ 
tum befunden habe, ſo muß dies als erwieſen angeſehen 
werden. Die Unterlaſſung kann dem Kl. auch nicht als 
grobe Fahrläſſigkeit angerechnet werden. Eine ſolche liegt 
dann vor, wenn das betr. Verhalten in beſonders hohem 
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Maß gegen die im Verkehr erforderliche Sorgfalt verftößt. 
Dies kann hier nicht geſagt werden. Schon nach den all⸗ 
gemeinen Verſicherungsbedingungen kann es zweifelhaft ſein, 
ob der Kl. hier überhaupt mehrere Berichte abſenden mußte. 
Es iſt zwar in § 6 Abſ. 5 der Bedingungen zum Ausdruck 
gebracht, daß nach der Anzeige vom Tode oder der Tötung 
des betr. Tiers noch genauere Berichte nach den von dem 
Vorſtand der Geſellſchaft zu übermittelnden Formularen in⸗ 
nerhalb 4 Tagen nach Empfang der letzteren nachzuliefern 
ſeien. Aber über den Inhalt dieſer Berichte iſt hier nichts 
gejagt. Aus S 10 Abſ. 2 der Bedingungen ergibt ſich, daß 
dieſe Berichte ſich auf die Erkrankung, den Unfall oder den 
Eintritt des Verſicherungsfalls zu beziehen haben. Hier 
aber, wo eine Erkrankung im eigentlichen Sinn nicht in 
Frage ſtand, vielmehr nur die Anzeige des Verſicherungs⸗ 
falls in Betracht kommen konnte, lag der Gedanke ſchon an 
ſich nahe, daß nur ein Bericht, eben über den Verſiche⸗ 
rungsfall, das Eingehen des Fohlens, zu erſtatten ſei. Ent⸗ 
ſchuldbar iſt die Unterlaſſung des Kl.s aber insbeſondere 
um deswillen, weil er den Krankheitsbericht vom 16. März 
1918 unbeſtrittenermaßen erſt nach Eingang des Formulars 
abgeſandt hat und es deshalb — wie auch ſchon oben er⸗ 
wähnt — ganz glaubhaft erſcheint, daß er nach Ausfüllung 
des erſteren Formulars durch den Tierarzt die Ausfüllung 
auch noch des zweiten Formulars für überflüſſig erachtet 
hat. Dies durfte er auch nach Lage der Sache; denn der 
Inhalt der beiden Formulare iſt in vielen Punkten derſelbe, 
ſo daß ein Nichtſachverſtändiger wohl auf die Meinung 
kommen konnte, es genüge die einmalige Ausfüllung, zumal 
da die Punkte, in denen im zweiten Formular noch weitere 
Auskunft verlangt wird, nicht beſonders erheblich ſind. Es 
handelt ſich hiebei um die Beſchreibung und den Wert der 
Mutterſtute, darum, wo das Fohlen verendet ſei, ob der 
Verſicherte noch andere gedeckte Stuten habe, ob Abdeckerei⸗ 
zwang beſtehe, wer bei der Geburt zugegen geweſen ſei, ob 
andere Hilfe — außer derjenigen der Hinzuziehung des 
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Tierarztes — angewandt worden ſei und ob anderweitige 
Schadenserſatzanſprüche beſtehen. Von dieſen Punkten konnte 
in den Augen eines Laien nur der letzte Punkt einige Er⸗ 
heblichkeit beſitzen und da dieſe Frage zu verneinen war, ſo 
konnte ein Mann wie der Kl. auch bei ſorgfältiger Prü⸗ 
fung der beiden Formulare wohl dazu kommen, anzuneh⸗ 
men, daß mit der eingehenden Beantwortung des erſten 
Formulars durch einen Sachverſtändigen auch zugleich das 
zweite Formular erledigt ſei. Jedenfalls kann hier von 
einer groben Fahrläſſigkeit nicht die Rede ſein. Auch der 
Inhalt des Schreibens der Bekl. vom 14. März 1918, auf 
das die Berufungsbegründung verweiſt, mußte den Kl. nicht 
zu einer anderen Auffaſſung bringen. Es heißt hier aller⸗ 
dings, daß der Bekl. das Formular gewiſſenhaft und ord⸗ 
nungsmäßig ausfüllen müſſe; aber es iſt beigefügt, daß dies 
unter Zuziehung des Tierarztes, bzw. des Sachverſtändigen 
zu geſchehen habe; Kl. konnte alſo trotz dieſes Hinweiſes 
der Meinung ſein, es genüge, wenn der Tierarzt allein die 
Fragen beantwortet habe. 

Urteil des II. Zivilſenats vom 27. Februar 1919 i. S. 
Allgem. deutſche Viehverſicherungsgeſellſchaft gegen R. 
Nr. 384/1918. 


30. 


Erforderniſſe des Beſchluſſes des Vorſtands des Ber- 
ficherungstrügers nach § 906 RRerſ. 


Am 28. Juli 1916 erlitt auf der Bauſtelle der der 
klagenden Baugewerksberufsgenoſſenſchaft angehörigen Firma 
K. R. deren Arbeiter Str. durch einen verſpätet losgegange⸗ 
nen Sprengſchuß eine erhebliche Körperverletzung. Das ge⸗ 
gen den Bekl. B. als den verantwortlichen Bauführer der 
Firma K. R. wegen fahrläſſiger Körperverletzung eingelei- 
tete Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltſchaft wurde ein⸗ 
geſtellt. Die Klin. wendete auf Str. infolge ſeines Unfalls 
auf Grund der RVerſO. an Heilungskoſten und Rente er: 


A. in Civilſachen. 243 


hebliche Beträge auf. Durch eingeſchriebenen Brief vom 
15. Mai 1917 ſchrieb der Vorſitzende des Vorſtands der 
Klin. namens des Vorſtands an den Bekl., an dem Unfall 
des Str. treffe die Betriebsleitung ein Verſchulden, weil ſie 
die zwei mit Sprengarbeiten betrauten jugendlichen Arbeiter 
ohne Aufſicht gelaſſen habe. Weiter hieß es in dem Briefe: 
„Wir ſehen uns daher veranlaßt, auf Grund des $ 903 
letzter Abſatz RVerſO. bzw. 8 823 BGB. Schadenserſatz⸗ 
anſprüche an die Betriebsleitung zu erheben und erſuchen Sie 
um baldige Aeußerung, ob Sie bereit ſind, uns unſere Auf⸗ 
wendungen für Str. zu erſetzen.“ Der Bekl. antwortete, 
daß er jede Haftung ablehne. Auf die Klage der Berufs: 
genoſſenſchaft verurteilte das Landgericht den Bekl. zur Be⸗ 
zahlung des geforderten Schadenserſatzes. Der Bekl. er⸗ 
reichte aber durch ſeine Berufung die Aenderung des land⸗ 
gerichtlichen Urteils und die Abweiſung der Klage aus fol⸗ 
genden 
Gründen: 

Der Bekl. B. hatte als Bauführer der Firma K. R. 
die Stellung eines Betriebs⸗ und Arbeitsaufſehers in dem 
Betrieb dieſer Firma, in dem ſich der Unfall des Str. er⸗ 
eignet hat: er gehörte ſonach zu den in $ 899 RVerſO. den 
Unternehmern gleichgeſtellten Perſonen und haftet daher ge: 
mäß § 903 Abſ. 1 und 4 RVerſoO. der Klin. für den ihr 
durch den Unfall des Str. entſtandenen und künftig ent⸗ 
ſtehenden Aufwand auch ohne ſtrafgerichtliche Feſtſtellung 
ſeiner Schuld an dem Unfall, falls er dieſen, wie die Klin. 
behauptet, fahrläſſig mit Außerachtlaſſung derjenigen Auf⸗ 
merkſamkeit herbeigeführt hat, zu der er vermöge ſeines Be⸗ 
rufs als Bauführer beſonders verpflichtet war. 

Nach § 906 Abſ. 1 RVerſO. hat aber der Vorſtand, 
der den Erſatzanſpruch erheben will, den dahingehenden Be⸗ 
ſchluß dem Erſatzpflichtigen ſchriftlich mitzuteilen. Dieſer 
kann dagegen binnen eines Monats die Genoſſenſchaftsver⸗ 
ſammlung anrufen. 

Die Klin. erblickt in dem von dem Vorſitzenden ihres 
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Vorſtands Namens des letzteren an den Bekl. B. geſandten 
Brief vom 15. Mai 1917 eine dem § 906 Abſ. 1 RVerſO. 
entſprechende Mitteilung; es kann ihr aber hierin nicht bei⸗ 
getreten werden. Denn die Klin. kann nicht behaupten, 
daß jenem Brief ein Beſchluß ihres Vorſtands, den Bell. 
B. für den ihr durch den Unfall des Str. entſtandenen 
Schaden haftbar zu machen, zugrundegelegen ſei, ſondern 
macht geltend, ihr Vorſitzender habe jenen Brief, ohne eine 
Beſchlußfaſſung des Vorſtands herbeizuführen, auf Grund 
der ihm gemäß § 20 der Satzung zuſtehenden allgemeinen 
Befugnis zur gerichtlichen und außergerichtlichen Vertretung 
der Genoſſenſchaft und ihres Vorſtands an den Bekl. B. 
gerichtet. Hiedurch konnte der Vorſchrift des §S 906 Abſ. 1 
NBerfd. nicht genügt werden, da dieſe nicht nur die Kund⸗ 
gebung einer Abſicht oder Willensmeinung des Vorſtands 
an den Erſatzpflichtigen bezweckt, ſondern eine Entſcheidung 
des Vorſtands verlangt, die auf Grund vorgängiger Prü— 
fung des konkreten Falls unter Berückſichtigung der Inter⸗ 
eſſen der Genoſſenſchaft und des in Frage ſtehenden Erſatz⸗ 
pflichtigen, auch wohl in ſachkundiger Abwägung mit den 
Rückſichten der Billigkeit zu treffen iſt !). 

An dieſer Entſcheidung des Vorſtands hat der Erſatz⸗ 
pflichtige ein ganz erhebliches Intereſſe auch dann, wenn 
das an ſich der Genoſſenſchaftsverſammlung zuſtehende Recht 
auf (an ſich begründete) Erſatzanſprüche der Genoſſenſchaft 
gemäß § 905 RVerſ'O. zu verzichten, wie im vorliegenden 
Fall durch die Satzung ($ 21 Abſ. 3) auf den Vorſtand 
übertragen iſt; denn wenn auch dieſe Uebertragung das dem 
Erſatzpflichtigen zuſtehende Recht auf Anrufung der Ge: 
noſſenſchaftsverſammlung nicht ausſchließt, ſo iſt es doch für 
den Erſatzpflichtigen von größtem Wert, daß ſchon der Vor⸗ 
ſtand die Frage, ob ein Erſatzanſpruch erhoben werden ſoll 
prüft, da für den Fall, daß der Vorſtand bei dieſer Prü— 
fung dazu gelangt, von der Erhebung eines Erſatzanſpruchs 
abzuſehen, die Anrufung der Genoſſenſchaftsverſammlung 


1) Vgl. RG. 72 S. 317. 


FRE DER NER, — — — 
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erübrigt wird. Die Beſtimmung des § 906 NVerſ'O. ift 
nicht eine bloße Formvorſchrift, ſondern enthält ein den 
Erſatzpflichtigen zum Schutz gegen ihre etwaige unbillige 
oder nicht im Sinn der Berufsgenoſſen liegende Inanſpruch⸗ 
nahme verliehenes Recht. 

Hieraus folgt, daß auch der Bekl. B. einen Anſpruch 
darauf hatte, daß ſich der Vorſtand der Klin. vor Klag⸗ 
erhebung dahin ſchlüſſig gemacht hätte, daß er gegen ihn 
einen Erſatzanſpruch erheben werde, und daß er ihm dieſen 
Beſchluß mitgeteilt hätte. Da dies nicht geſchehen, viel⸗ 
mehr die Klage nur auf Grund einer von dem Vorſitzenden 
des Vorſtands in deſſen Vertretung gefaßten Entſchließung 
erhoben worden iſt, ſo fehlt es an einer nach dem Geſetz 
unerläßlichen Vorausſetzung der Klage; denn nach $ 906 


Abſ. 2 WVerſO. darf die Klage erſt nach Ablauf des für die 


Anrufung der Genoſſenſchaftsverſammlung vorgeſehenen, von 
der erfolgten Mitteilung des Beſchluſſes des Genoſſenſchaſts⸗ 
vorſtandes an zu berechnenden Monats erhoben werden. 

Nun hat allerdings das RG. in der Entſcheidung 
Bd. 72 S. 426 die völlige Einhaltung dieſer Friſt dann 
nicht für erforderlich erklärt, wenn ſich der Erſatzpflichtige 
ſchon vor deren Ablauf dahin ſchlüſſig gemacht habe, daß er 
es auf den Prozeß ankommen laſſe, und dies der Genoſſen⸗ 
ſchaft erklärt habe, weil in einem ſolchen Fall der Erſatz⸗ 
pflichtige kein Intereſſe mehr an der Einhaltung der Friſt 
habe. Allein in dem vorliegenden Fall, in welchem vor 
Klagerhebung gar kein hierauf gerichteter Beſchluß des Vor⸗ 
ſtands ergangen und daher die für die Anrufung der Ge- 
noſſenſchaftsverſammlung beſtimmte Friſt gar nicht in Lauf, 
geſetzt worden iſt, handelt es ſich in erſter Linie nicht ſo⸗ 
wohl um das Intereſſe des Bekl. B. an der Wahrung der 
genannten Friſt, als vielmehr um ſein Intereſſe an der feh⸗ 
lenden Beſchlußfaſſung des Vorſtandes, und dieſes Intereſſe 
iſt dadurch nicht weggefallen, daß B. am 29. Mai 1917 der 
klagenden Genoſſenſchaft gegenüber erklärt hat, daß er jede 
Haftung in der Unfallſache des Str. ablehne. 
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Ob die Klin., wie ſie behauptet, im März 1918, alſo 
längſt nach Erhebung der Klage gegen B. einen dieſe Klag⸗ 
erhebung billigenden Beſchluß ihres Vorſtandes herbeigeführt 
und dem B. mitgeteilt hat, kann dahingeſtellt bleiben; 
denn auch wenn dies geſchehen wäre, ſo wäre hiedurch in 
Verbindung mit der Tatſache, daß B. auch in der Folge 
nicht die Genoſſenſchaftsverſammlung angerufen hat, keine 
Heilung des bei Klagerhebung vorgelegenen Mangels einge⸗ 
treten, weil eben, wie ſich aus dem Wortlaut des § 906 
GVerſO. ergibt, deſſen Vorausſetzungen ſchon zur Zeit der 
Klagerhebung erfüllt ſein müſſen ). 

Hienach bedurfte es nicht der Prüfung, ob den Bekl. 
B. an dem Unfall des Str. ein Verſchulden trifft, vielmehr 
war die Klage gegen B. unter entſprechender Abänderung 
des angefochtenen Urteils aus den angeführten Gründen als 
unzuläſſig abzuweiſen. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 6. Dezember 1918 i. S. B. 

g. Württ. Baugewerksberufsgenoſſenſchaft Nr. 241/1918. 


31. 


Sachſchadenhaftung des Eiſenbahnbetriebsunterneh⸗ 
mers. Zuſammentreffen geſteigerter Betriebsgefahr 
mit Perſchulden des Beſchädigten. 


Dem Kl. war die Abfuhr der Latrine aus den Ge: 
bäuden der Daimlermotoren-Geſellſchaft in U. übertragen. 
Am 20. Januar 1917 fuhr der Knecht des Kl.s, A. A., mit 
einem mit zwei Pferden beſpannten Latrinenwagen von H. 
nach U. Vor den Daimlerwerken hatte er ein Eiſenbahngleis 
zu überſchreiten, das die induſtriellen Anlagen mit der Haupt⸗ 
bahn verbindet. Auf dieſem ſchienengleichen und unabge⸗ 
ſchrankten Uebergang wurde das Fuhrwerk des Kl.s von 
einer heranfahrenden Güterzugslokomotive erfaßt, ſo daß die 
Pferde verletzt und der Wagen und das Sattelzeug beſchä— 
digt wurden. Der Kl. verlangte ſeinen vollen Schaden in 


1) Vgl. RG. 62 S. 430 und 72 S. 320. 
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Höhe von 5000 Mk. von dem Bekl. (Württ. Fiskus) erſetzt, 
da der Lokomotivführer den Schaden verſchuldet habe. Der 
Bekl. verweigerte die Bezahlung, weil der Schaden durch 
das Verſchulden des A. verurſacht worden ſei. Das Land⸗ 
gericht erklärte den Anſpruch zu einem Drittel dem Grunde 
nach für gerechtfertigt. Auf die Berufung des Kl.s erklärte 
das Oberlandesgericht den Anſpruch zur Hälfte dem Grunde 
nach für gerechtfertigt aus folgenden 

Gründen: 

1. Nach Art. 1 des württ. Geſ., betr. die Haftung für 
Sachſchaden bei dem Eiſenbahnbetrieb vom 4. Juni 1903, 
Reg. Bl. S. 213 (der dem § 1 des Reichshaftpflichtgeſetzes 
nachgebildet iſt) haftet für den bei dem Betrieb einer Eiſen⸗ 
bahn entſtehenden Schaden der Betriebsunternehmer, ſofern 
nicht der Schaden durch höhere Gewalt oder durch ein Ver⸗ 
ſchulden des Beſitzers der Sache (dem das Verſchulden des 
Beſitzdieners gleichſteht) verurſacht worden iſt. Dieſer Be⸗ 
ſtimmung liegt der Gedanke zugrunde, daß, wenn bei dem 
Betrieb einer Eiſenbahn ein Schaden entſteht, die mit dem 
Eiſenbahnbetrieb untrennbar verbundene Gefahr als Urſache 
des Schadens anzuſehen iſt. Dieſe Vermutung kann indes 
durch den Nachweis entkräftet werden, daß der Unfall durch 
eigenes Verſchulden des Beſchädigten verurſacht worden iſt, 
in welchem Falle die Haftung des Eiſenbahnbetriebsunter⸗ 
nehmers der Regel nach entfällt. Die Sache kann aber auch 
ſo liegen, daß neben dem Verſchulden des Beſchädigten auch 
die Betriebsgefahr, insbeſondere eine geſteigerte Betriebs⸗ 
gefahr, als Urſache des Schadens anzuſehen iſt, in welchem 
Falle in entſprechender Anwendung des 8 254 BGB. das 
Verſchulden des Beſchädigten und die Betriebsgefahr gegen⸗ 
einander abzuwägen ſind, und je nach dem Ergebnis eine 
Verteilung des Schadens ſtattfinden kann ). 

2. Darüber, daß bei der Entſtehung des Schadens ein 
Verſchulden des A. mitgewirkt hat, kann nach Lage der Sache 
ein Zweifel nicht beſtehen. A. war die Strecke wenigſtens 


1) Vgl. auch RG. 56 S. 154 ff. 
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50 mal gefahren; er kannte ſonach die Oertlichkeiten und die 
Eiſenbahnbetriebsverhältniſſe. Es war heller Tag. Der Sitz 
auf dem Bock (Augenhöhe 2 m 50 cm) gewährte ihm einen 
guten Ueberblick; er konnte insbeſondere über den Im 90 cm 
bis Um 95 em hohen Bretterzaun hinüberſehen. Bei einem 
Bahnübergang (auch dem unabgeſchrankten) hat das Fuhr⸗ 
werk vor der Lokomotive, nicht die Lokomotive vor dem 
Fuhrwerk zu halten. A. durfte alſo nicht erwarten, daß der 
Lokomotivführer bei Wahrnehmung eines in der Richtung 
auf den Bahnübergang fahrenden Fuhrwerks alsbald die 
Maſchine anhalten oder ihren Lauf verlangſamen werde. 
Auch auf das Warnungsſignal (das nach der Behauptung 
des Kl.s gerade im vorliegenden Fall nicht abgegeben wor: 
den ſein ſoll) durfte ſich A. nicht verlaſſen. Zwar macht in 
dieſer Beziehung der Kl. in zweiter Inſtanz geltend, daß 
gerade diejenigen Fuhrleute, die den Weg oft gefahren ſeien, 
durch die ſtete Uebung des wiederholten Abgebens langan⸗ 
haltender Warnungsſignale daran gewöhnt worden ſeien, in 
zuverläſſiger Weiſe auf die drohende Gefahr aufmerkſam ge⸗ 
macht zu werden. Aber bei dem — wie gerichtsbekannt — 
ſtarken Geräuſch der Daimlermotoren konnte und durfte A. 
nicht vertrauensſelig werden; er mußte vielmehr bei An⸗ 
näherung an den Bahnübergang um ſo vorſichtiger fahren 
und um ſo mehr ſeine Augen offen halten. Da es ſonach 
für die Frage des Verſchuldens des A. unerheblich iſt, ob 
der Lokomotivführer vor dem Unfall ein Warnungsſignal 
abgegeben hat, ſo hatte das Gericht keinen Anlaß, dem Kl. 
eine weitere Friſt zur Beibringung der Adreſſe des A. zu 
gewähren, ganz abgeſehen davon, daß, wenn A. bezeugen 
würde, er habe ein Warnungsſignal nicht gehört, daraus 
keineswegs folgen würde, daß das Signal nicht abgegeben 
worden iſt. Auch dazu hatte das Gericht keine Veranlaſ— 
ſung, den G. v. M. als Sachverſtändigen über die Frage 
des Verſchuldens des A. zu hören; denn das Gericht iſt in 
der Lage, dieſe Frage auf Grund des durch die Beweisauf— 
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nahme, insbeſondere die Augenſcheinseinnahmen ermittelten 
Sachverhalts ſelbſtändig zu entſcheiden. x 

3. Allein A. hat, wie der Vorderrichter mit Recht an⸗ 
genommen hat, den Schaden nicht allein verurſacht. Neben 
dem Verſchulden des A. iſt vielmehr eine über das gewöhn⸗ 
liche Maß hinausgehende Betriebsgefahr als mitwirkende 
Urſache des Unfalls anzuſehen. Dieſe erhöhte Betriebsgefahr 
ergab ſich aus dem Zuſammentreffen folgender Umſtände: 
ſchienengleicher Uebergang und Fehlen von Schranken trotz 
ſtarkem Fuhrwerksverkehr und lebhaftem Bahnverkehr, Ge- 
räuſche der Daimlermotorenwerke, Fehlen einer ſtändig läu⸗ 
tenden Glocke auf der die Strecke befahrenden Lokomotive, 
Krümmung des Gleiſes, jo daß der Lokomotivführer, wenn 
auch nur auf kurze Zeit, den Ausblick auf den Uebergang 
verliert. Dieſe beſonderen Umſtände wurden durch die Vor: 
ſchrift, daß an der fraglichen Stelle nur mit einer Geſchwin⸗ 
digkeit von 5 km in der Stunde gefahren werden darf, ihrer 
Gefährlichkeit nicht entkleidet, um ſo weniger, als, wie die 
Zeugen G. D., Vater und G. D., Sohn bekundet haben, die 
Vorſchrift in der Regel nicht eingehalten wurde. Die An⸗ 
nahme, daß die angeführten Umſtände die Betriebsgefahr 
erhöht haben, wird nicht bloß durch das Zeugnis des älteren 
G. D. beſtätigt, der angegeben hat, er habe ſchon öfters 
mitangeſehen, wie ein Zuſammenſtoß einer Maſchine mit 
einem Fuhrwerk gerade noch vermieden worden ſei, ſondern 
auch durch die Tatſache, daß die Eiſenbahnverwaltung ſich 
in der Folge veranlaßt geſehen hat, den Eiſenbahnübergang 
für den Fuhrwerksverkehr zu ſperren. 

Iſt ſonach der entſtandene Schaden ſowohl auf das 
Verſchulden des A. als auch auf die geſteigerte Betriebs: 
gefahr zurückzuführen, ſo erſchien es dem Gericht angezeigt, 
den Schaden hälftig zu verteilen und das angefochtene Zwi⸗ 
ſchenurteil ſo, wie geſchehen, abzuändern. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 10. Januar 1919 i. S. H. 

g. Fiskus. Nr. 419/1918. 
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32. 


Mangelhafte Verladung durch den Abſender beim 
Eiſenbahnfrachtvertrag. | 


Die Klin. hat am 16. Januar 1917 von Berlin-Tegel 
mit einem von ihr ſelbſt beladenen, offenen Wagen Köpfe 
für Sprenggranaten nach Cannſtatt verſendet. In Heilbronn 
wurde bemerkt, daß der Boden des Wagens nicht dicht und 
von der Ware ein Teil verloren gegangen war. Die Klin. 
hat gegen den württ. Fiskus, vertreten durch die General⸗ 
direktion der Staatseiſenbahnen, auf Erſatz von 1537 Mk. 
geklagt, weil auf dem Transport bis Heilbronn 1537 Stück 
im Wert von je einer Mark verloren gegangen ſeien. Der 
Bekl. hat ſeine Haftung für den Verluſt beſtritten; denn die 
Klin. habe den Wagen ſelbſt ausgewählt; ſie habe einen 
zur Beförderung der kleinen, unverpackten Geſchoßköpfe un⸗ 
geeigneten Wagen verwendet, ſofern die Bodendielen des⸗ 
ſelben nicht feſtgeſchraubt geweſen, ſondern loſe aufgelegen 
ſeien, ſo daß ſie ſich haben verſchieben und Lücken bilden 
können, durch welche die Ware hindurchgefallen ſei. Die 
Klin. hat dem entgegengehalten, daß die Bodenbretter des 
allerdings von ihr ausgewählten Wagens an den Seiten 
und Stirnwänden durch Leiſten befeſtigt geweſen ſeien, und 
daß der Verluſt nur infolge einer Beſchädigung des Wagens 
durch ſtarke Rangierſtöße unterwegs eingetreten ſein könne. 
Die Klin. iſt in beiden Inſtanzen abgewieſen worden in 
der Berufungsinſtanz aus folgenden 

Gründen: 

Nach dem deutſchen Eiſenbahngütertarif Teil I Abt. B, 
§ 50 (1) ſind Wagenladungsgüter — und um ſolche handelte 
es ſich hier — vom Abſender zu verladen, ſofern nicht, was 
hier nicht zutrifft, die Verladung von der Eiſenbahn über⸗ 
nommen wird. Bei Gütern, deren Aufladen nach Vorſchrift 
des Tarifs vom Abſender beſorgt wird, haftet die Eiſenbahn 
gemäß § 86 (1) Nr. 3 EVO. nicht für den Schaden, der 
aus der mit dem Aufladen oder mit einer mangelhaften 
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Verladung verbundenen Gefahr entſteht. Konnte der Scha- 
den den Umſtänden nach aus einer ſolchen Gefahr entſtehen, 
ſo wird vermutet, daß er daraus entſtanden ſei, EVO. 
§ 86 (2). Es iſt nun nicht zweifelhaft, daß der Wagen, 
den die Klin. benützt hat, ſich nicht zur Beförderung der 
Geſchoßköpfe eignete, weil die Bodendielen weder feſtge⸗ 
ſchraubt, noch durch Leiſten miteinander verbunden waren, 
ſondern loſe auf der Eiſenkonſtruktion des Wagens auflagen. 
Die Tatſache, daß die Bretter loſe nebeneinander lagen, 
brachte die Gefahr mit ſich, daß bei ſtärkeren Erſchütterungen 
die Dielen ſich übereinanderſchieben, und ſich ſo Lücken im 
Boden des Wagens bilden konnten, durch welche die kleinen 
Geſchoßköpfe hindurchfallen mußten. Die Dicke und eigene 
Schwere der Bretter, ihre Belaſtung durch die Ladung, und 
die Art und Weiſe, wie dieſe aufgeſchichtet und verſtaut war, 
bildeten dagegen keinen genügenden Schutz. Daß aus der 
dargelegten Beſchaffenheit des Wagenbodens in Verbindung 
mit der geringen Größe und Schwere der Geſchoßköpfe und 
der Art ihrer Verladung der Verluſt hat entſtehen können, 
iſt alſo nicht zweifelhaft. Es kann ſich nur fragen, ob die 
Benützung und Auswahl des ungeeigneten Wagens durch 
die Klin. zur Verladung der Geſchoßköpfe einen Mangel 
der Verladung i. S. der oben angeführten Vorſchrift bildet. 
Der Eiſenbahn ſoll durch ſie nicht die Haftung für eine 
mangelhafte Beſchaffenheit der Transportmittel abgenommen 
werden. Auch hier handelt es ſich nicht um einen Mangel 
des Wagens ſchlechthin, der dieſen für den Transport irgend⸗ 
welchen Guts, oder wenigſtens für den gewöhnlichen Trans— 
port ungeeignet gemacht hätte. Der Wagen war nur für 
die beſondere Art des Guts und die von der Klin. beliebte 
Verladung desſelben — zahlreiche, unverpackte, kleine, auf⸗ 
einandergeſchichtete und leicht in Bewegung geratende Körper 
— nicht geeignet. Es iſt nicht die Abſicht des Geſetzes, die 
Eiſenbahn in einem ſolchen Falle für den Fehler, den der 
Verlader macht, haften zu laſſen. Er hätte einen für die 
beſondere Beſchaffenheit des Guts geeigneten Wagen aus⸗ 
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wählen oder, wenn er den fraglichen Wagen benützen wollte, 
bei der Art der Verladung dem Umſtand Rechnung tragen 
ſollen, daß der Boden des Wagens durch Verſchieben der 
Bretter Lücken bilden konnte. Liegt danach ein Mangel in 
der Verladung vor, ſo hat der Bekl. die geſetzliche Ver⸗ 
mutung für ſich, daß der Verluſt, der aus dieſem Mangel 
nach den Umſtänden entſtehen konnte, daraus tatſächlich ent⸗ 
ſtanden iſt, woraus weiter die Befreiung der Bekl. von der 
Haftung folgt. | 
Die Klin. hat die Vermutung nicht widerlegt. Es ift 
richtig, daß der Verluſt durch andere Umſtände als die 
mangelhafte Verladung herbeigeführt ſein kann. Er kann 
eingetreten ſein infolge Durchbrechens eines ſchadhaft ge— 
wordenen Bodenbretts, oder infolge eines ungewöhnlich ſtar⸗ 
ken Rangierſtoßes, dem der Wagen auf der Reiſe nach Heil⸗ 
bronn ausgeſetzt geweſen ſein kann. Aber ein Beweis iſt 
weder in der einen, noch in der anderen Richtung erbracht. 
Da die Klin. auch nicht dartun konnte, daß der Schaden 
durch ein Verſchulden der Eiſenbahn entſtanden ſei, oder 
ein ſolches Verſchulden bei der Entſtehung mitgewirkt habe, 
jo ergibt ſich, daß die Klage vom Landgericht mit Recht ab- 
gewieſen iſt. | 
Urteil des I. Zivilſenats vom 14. Februar 1919 i. ©. 
B. g. Fiskus Nr. 354/1918. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


1. 


Zum Begriff der zum Zweck des Erwerbs übernom⸗ 
menen „ſonſtigen Leiſtungen“ im Sinn des Art. 3 
Abf. 1 Ziff. 1 des württemb. Umſatzſtenergeſetzes. 


Die Beſchwerdeführerin hat 1912 von dem Gutsbeſitzer 
Wi. in St. durch privatſchriftlichen Vertrag von deſſen 
Grundſtück Nr. 415 ein kleines Trennſtück um 5 Mk. für 
den qm erkauft, um ein Transſormatorenhaus darauf zu 
erbauen; ſie führte den Bau ſofort nach Abſchluß des Ver⸗ 
trags auf ihre Rechnung aus. Erſt nach Fertigſtellung des 
Häuschens ſchloß ſie den notariellen Kaufvertrag vom 
13. Mai 1914 ab, kraft deſſen W. das von Nr. 415 weg⸗ 
gemeſſene Trennſtück Gebäude Nr. 8 (18 qm Transforma⸗ 
torenhaus und Hofraum) um 90 Mk. an die Geſellſchaft 
verkaufte. Auflaſſung und Eintragung ſchloſſen ſich hierauf 
unmittelbar an. Die Steuerbehörde nahm an, daß die Be⸗ 
ſchwerdeführerin mit Errichtung des Transformatorenhauſes 
gegen W. einen Vergütungsanſpruch nach $ 951 BGB. er: 
worben habe, auf welchen ſie mit der Uebertragung des 
Grundſtücks an ſie konkludent verzichtet habe, worin eine 
weitere auf 800 Mk. zu bewertende Gegenleiſtung für dieſe 
Uebertragung liege. Gegen den Anſatz von Umſatzſteuer 
aus 890 Mk. wurde erfolglos Beſchwerde erhoben. Der 
Rechtsbeſchwerde hat der Verwaltungsgerichtshof ſtattgege⸗ 
ben aus folgenden Gründen: Allerdings war das von der 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 3. 17 
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Beſchwerdeführerin vor dem Kaufvertrag vom 13. Mai 1914 
auf dem Grundſtück des W. errichtete Häuschen gemäß 8 946 
BGB. in deſſen Eigentum übergegangen, und es iſt erſt mit 
dem infolge dieſes Vertrags eingetretenen Eigentumswechſel 
an dem Trennſtück von Grundſtück Nr. 415 in das Eigen⸗ 
tum der Beſchwerdeführerin gekommen. Nach Lage der 
Verhältniſſe kann aber davon, daß W. durch das vorüber⸗ 
gehende Eigentumsrecht an dem Häuschen eine ungerecht⸗ 
fertigte Bereicherung erfahren hätte, keine Rede ſein. Für 
die Annahme einer ſolchen wäre notwendig geweſen, daß W. 
über das Grundſtück mit dem Häuschen hätte frei verfügen 
können. Dieſer Möglichkeit hatte er ſich aber dadurch be⸗ 
raubt, daß er durch Zulaſſung des Einbaues ſich ſtill⸗ 
ſchweigend verpflichtet hatte, das Grundſtück nicht anderweit 
zu veräußern, während der Einbauende ſelbſt von vorn⸗ 
herein nicht mehr als den Preis für das unüberbaute Grund⸗ 
ſtück zu zahlen entſchloſſen war. Es konnte dem W. des⸗ 
halb keine Bereicherung gemäß §8 812 BGB., und ſomit 
auch nicht der Beſchwerdeführerin ein Erſatzanſpruch gemäß 
§ 951 BGB. entſtehen. Es entfällt hienach der von den 
Steuerbehörden angenommene Verzicht der Beſchwerdeführe⸗ 
rin auf einen derartigen Anſpruch gegenüber dem W., und 
damit iſt der Annahme einer weiteren, den Kaufpreis von 
90 Mk. überſteigenden Leiſtung ſeitens der Beſchwerdeführerin 
die Grundlage entzogen. | 

Urteil vom 3. November 1915 in der A 
ſache des A. G. Kraftwerk A. W. in B. 


2. 


1. Wehrbeitrag. Mukniekung oder Eigentum am ab⸗ 
gabepflichtigen Bermögen. 
2. Die Einrünmung des Rechts an einen Nießbrancher, 
über die dem Rießbrauch unterliegenden Gegenſtünde 
in ſeinem Antzen und ohne Erſatzpflicht zu verfügen, 
iſt nichtig. 
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3. Eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand kann nicht 
durch freie Willkür der Parteien begründet werden. 


Der Beſchwerdeführer hat für die Veranlagung zum 
Wehrbeitrag ſein Vermögen auf 199 086 Mk. angegeben, 
darunter 197 161 Mk. Kapitalvermögen mit dem Bemerken, 
daß ſich hievon 74473 Mk. in Verwaltung und Nutznie⸗ 
ßung ſeiner Mutter befinden. Auf das im November 1899 
erfolgte Ableben ſeines Vaters hatte die Witwe mit ihren 
Kindern am 1. Dezember 1899 den Aufſchub der Eventual⸗ 
teilung vereinbart mit der Maßgabe, daß für die Erbenge⸗ 
meinſchaft die Grundſätze der in der Ehe in Geltung ge⸗ 
weſenen landrechtlichen Errungenſchaftsgeſellſchaft maßge⸗ 
bend ſein ſollen. Nachdem die Mutter nach und nach jedem 
der 7 Kinder 80 000 Mk. ausgefolgt hatte, ſchloſſen die Er⸗ 
ben am 23. Dezember 1913 einen Vertrag, nach dem die 
Errungenſchaftsgeſellſchaft bezüglich der Wertpapiere aufge⸗ 
hoben wurde und die Mutter das Eigentum daran auf die 
Kinder zur geſamten Hand übertrug, ſich ſelbſt aber das 
Recht der Verwaltung und des Nießbrauchs, einſchließlich 
des Beſitzes an Mänteln und Zinsbogen auf Lebenszeit 
vorbehielt. Der Mutter wurde das Recht eingeräumt, über 
die Wertpapiere zu verfügen, während Neuanſchaffungen an 
Stelle verkaufter oder ausgeloſter Papiere, ebenſo Neuan⸗ 
ſchaffungen aus Erſparniſſen mit dem Eintrag in das dem 
Vertrag beigelegte Verzeichnis in das Eigentum der Kinder 
übergehen ſollten. Mit der Verwaltung der Wertpapiere 
wurde von der Mutter der Schwiegerſohn L. beauftragt; 
ſie ſollte jedoch befugt ſein, jederzeit die Verwaltung ſelbſt 
in die Hand zu nehmen oder damit eine dritte Perſon zu 
betrauen. Als Beauftragter der Kinder hat L. oder an 
ſeiner Stelle ein anderes von ihnen zu beſtimmendes Fa⸗ 
milienmitglied für die Eintragung der Neuanſchaffungen in 
das Verzeichnis zu ſorgen. Die Aufhebung der Gemein⸗ 
ſchaft unter den Kindern und die Veräußerung des Vermö⸗ 
gensanteils eines Kindes wurden für die Lebenszeit der 

17 * 
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Mutter ausgeſchloſſen. Auch haben ſich die Kinder ver⸗ 
pflichtet, letztwillige Verfügungen der Mutter aus den ihnen 
übertragenen Wertpapieren zu erfüllen. 

Die Steuerbehörde hat den Beſchwerdeführer unter Ab⸗ 
ſetzung des angeblich in der Verwaltung und Nutznießung 
der Mutter ſtehenden Kapitalbetrags von 74 473 Mk. mit 
einem Vermögen von nur 124613 Mk. zum Wehrbeitrag 
veranlagt. Dieſe, in der Beſchwerdeinſtanz des Finanz⸗ 
miniſteriums beſtätigte Veranlagung iſt ordnungsmäßig mit 
der Rechtsbeſchwerde angefochten worden. Sie wurde zurück⸗ 
gewieſen aus folgenden Gründen: 

Das Recht zur Beſchwerde iſt dem Beſchwerdeführer, 
wenngleich er für ſeine Perſon durch eine zu niedere Ver⸗ 
anlagung zum Wehrbeitrag nicht unmittelbar beſchwert iſt, 
zuzugeſtehen im Hinblick auf die Bedeutung, die der Feſt⸗ 
ſtellung des beitragspflichtigen Vermögens nach $ 20 des 
Beſitzſteuergeſ. für die Erhebung dieſer Steuer bei einem 
künftigen Anfall der fraglichen Vermögensteile zukommt. 
Dagegen muß der Beſchwerde der ſachliche Erfolg verſagt 
bleiben. Nach § 14 des Wehrbeitragsgeſ. hat aus Vermö⸗ 
gen, das der Nutznießung unterliegt, in Ermangelung einer 
gegenteiligen rechtsgeſchäftlichen Beſtimmung der Eigentümer 
den Wehrbeitrag zu entrichten. Da die Begriffe „Nutz⸗ 
nießung“ und „Eigentümer“ hier keine anderen ſein können, 


als im bürgerlichen Recht, ſo iſt entſcheidend, ob an den 


Wertpapieren, auf die ſich der Vertrag vom 23. Dezember 
1913 bezieht, den Kindern das Eigentum und der Mutter 
bloß die Nutznießung, beides im Sinne des bürgerlichen 
Rechts, zuſteht. Trifft dies zu, ſo kann es darauf weiter nicht 
ankommen, daß der Nießbraucherin alle weſentlichen Rechte 
eines Eigentümers eingeräumt ſind und ſie als materielle 
Eigentümerin bezeichnet werden kann. Hieran vermag auch 
nichts zu ändern, daß die Uebereignung der Wertpapiere 
lediglich zu dem Zweck erfolgt iſt, die Steuerpflicht zu um⸗ 
gehen. Allein die Kinder ſind nicht Eigentümer und die 
Mutter iſt nicht Nießbraucherin der Wertpapiere geworden, 
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weil der Vertrag vom 23. Dezember 1913 ſeinem ganzen 
Umfang nach nichtig iſt. 

Bis zum Abſchluß des Vertrags vom 23. Dezember 1913 
war die Mutter Eigentümerin des darin übergebenen Ver⸗ 
mögens. Dies ergibt ſich aus dem Vertrag ſelbſt, worin 
die Mutter erklärt, daß fie das Eigentum an den Wert: 
papieren ihren Kindern übertrage; es folgt aber auch aus 
der Tatſache, daß die Mutter ſchon früher ihren Kindern 
den größeren Teil des vorhanden geweſenen Vermögens aus— 
gefolgt hatte. Da dies während des Aufſchubs der Even⸗ 
tualteilung'geſchehen war und daher in erſter Linie als Aus⸗ 
zahlung aus dem Vatergut der Kinder anzuſehen iſt, ſo 
waren dieſe um ihre erbrechtlichen Anſprüche an das Kapi⸗ 
talvermögen abgefunden mit der Wirkung, daß der in der 
Hand der Mutter verbliebene Reſt desſelben als deren eige⸗ 
nes Vermögen und die Bemerkung des Vertrags, daß die 
Errungenſchaftsgemeinſchaft hinſichtlich der Wertpapiere auf⸗ 
gehoben werde, als gegenſtandslos erſcheint. Bei der Ueber⸗ 
gabe des Vermögens an ihre Kinder hat ſich die Mutter 
nicht bloß die Nutznießung und Verwaltung, ſondern auch 
die Verfügung unter Lebenden vorbehalten. Darunter iſt 
nach Zweck und Inhalt des Vertrags nicht, wie der Be⸗ 
ſchwerdeführer jetzt meint, ein Verfügungsrecht im Rahmen 
der ordnungsmäßigen Verwaltung, ſondern das Recht der 
Mutter zu verſtehen, über die Wertpapiere frei und unbe⸗ 
ſchränkt und ohne Erſatzpflicht gegenüber den Kindern zu 
verfügen. Eine Einſchränkung der Verfügungsbeſugnis iſt 
aus dem Vertrag nirgends zu erſehen. Insbeſondere wird 
durch die 88 4 und 5 der Mutter nicht die Verpflichtung 
auferlegt, an Stelle verkaufter oder ausgeloſter Papiere Neu⸗ 
anſchaffungen in ſolchen zu machen. Nur für den Fall, daß 
ſie dies tut, was aber in ihrem freien Belieben ſteht, iſt wie 
für den Fall, daß ſie aus Erſparniſſen Wertpapiere anſchafft, 
vereinbart, daß die Neuanſchaffungen mit dem Eintrag in 
das Wertpapierverzeichnis in das Eigentum der Kinder über⸗ 
gehen ſollen. Auch daß der Schwiegerſohn L. von der Mut⸗ 
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ter mit der Verwaltung der Wertpapiere beauftragt wurde, 
übrigens unter dem Vorbehalt, daß die Mutter jederzeit be⸗ 
rechtigt ſein ſollte, die Verwaltung ſelbſt in die Hand zu 
nehmen oder damit eine dritte Perſon zu betrauen, bedeutet 
keine Beſchränkung des Verfügungsrechts. Auf der andern 
Seite ſteht feſt, daß es ſich bei der Uebergabe um Vermögen 
handelte, bezüglich deſſen die Mutter bis dahin völlig freie 
Hand gehabt hatte, und es iſt nicht anzunehmen, daß ſie ſich 
der diesbezüglichen Rechte lediglich zur Umgehung der Steuer⸗ 
pflicht hat begeben wollen. In der Tat beweiſt denn auch 
der geſamte Inhalt des Vertrags den Willen der Vertrags- 
ſchließenden, materiell in der beſtehenden Rechtslage keine 
weſentliche Aenderung eintreten zu laſſen, wobei die Abſicht 
der Mutter, ſich die Verfügung unter Lebenden im ganzen 
bisherigen Umfang zu erhalten, noch beſonders daraus her— 
vorgeht, daß ſie ſich durch die den Kindern auferlegte Ver⸗ 
pflichtung, letztwillige Verfügungen von ihrer Seite aus den 
übertragenen Wertpapieren zu erfüllen, ſogar die Möglich: 
keit, über das Vermögen von Todes wegen zu verfügen, ge- 
ſichert hat. Nun kann zwar, in Anlehnung an das Rechts⸗ 
verhältnis beim Nießbrauch an verbrauchbaren Sachen (BGB. 
§ 1067), auch an nicht verbrauchbaren Gegenſtänden ein 
Nießbrauch in der Weiſe beſtellt werden, daß der Nießbrau— 
cher das Recht erlangt, über den Gegenſtand des Nieß— 
brauchs mit der Maßgabe zu verfügen, daß er dem Beſteller 
zum Werterfatz nach Beendigung des Nießbrauchs ver: 
pflichtet wird. Aber die Einräumung eines Verfügungs⸗ 
rechts in dem Sinn, daß der Nießbraucher, wie hier, zur 
Verfügung in feinem Nutzen und ohne Erſatzpflicht berech- 
tigt ſein ſoll, iſt, weil mit dem Weſen des Nießbrauchs 
unvereinbar, unzuläſſig und unterliegt daher der Nich- 
tigkeit. 

Da nach den bereits erörterten Umſtänden nicht anzu⸗ 
nehmen iſt, daß ſich die Mutter des Beſchwerdeführers auf 
die Schmälerung ihres Rechts, das fragliche Kapital⸗ 
vermögen zu ihren Lebzeiten nach Belieben zu verwenden, 
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eingelaſſen hätte, jo iſt nach $ 139 BGB. der ganze Ver⸗ 
trag vom 23. Dezember 1913 einſchließlich der Uebertragung 
des Eigentums auf die Kinder für nichtig zu erachten. Es 


braucht deshalb nicht erörtert zu werden, ob ſich nicht die 


gleiche Rechtsfolge daraus ergibt, daß nach dem Vertrag 
unter den Kindern in Anſehung der Wertpapiere eine Ge⸗ 
meinſchaft zur geſamten Hand eintreten ſollte, eine Form der 
Rechtsgemeinſchaft, die nach dem Recht des BGB. nur bei 
einer begrenzten Zahl von Gemeinſchaftsverhältniſſen, deren 
hier keines vorliegt, Platz greift, aber nicht durch die freie 
Willkür der Parteien begründet werden kann. 

Urteil vom 19. Juli 1916 in der Rechtsbeſchwerdeſ. des 

E. B. in U. 


3. 


Belohnungen eines Beamten für Ponderauftrüge find 
nicht einkommenſtenerpflichtig, wenn der Auftrag vor 
Beginn des Stenerjahrs beendigt war. 


Aus den Gründen: Der Beſchwerdeführer iſt im Jahr 
1912 vom Miniſterium des Innern zum Mitglied der Prü⸗ 
fungskommiſſion für den mittleren Verwaltungsdienſt be⸗ 
ſtellt worden und war bei den in den Jahren 1912 und 1913 
und im Februar 1915 abgehaltenen Prüfungen tätig. Er 
erhielt für 1912 und 1913 eine Belohnung von je 350 Mk., 
für 1915 bezog er am 17. März 1915 eine ſolche von 200 Mk.; 
er iſt für die von ihm bezogenen Belohnungen als Dienſt⸗ 
einkommensteilen in den Steuerjahren 1913 und 1914 be⸗ 
ſteuert worden, mit der im März 1915 bezogenen Beloh— 
nung wurde er zur Einkommenſteuer für 1915 veranlagt. 
Die von ihm gegen dieſe Veranlagung eingelegte Beſchwerde 
wurde vom Steuerkollegium am 21. März 1916, vom Fi⸗ 
nanzminiſterium am 12. Auguſt 1916 abgewieſen. Hiegegen 
hat er rechtzeitig und formrichtig die Rechtsbeſchwerde an 
den Verwaltungsgerichtshof eingelegt. Er beſtreitet die 
Steuerpflicht der Belohnung mit dem Vorbringen, dieſe Be⸗ 
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lohnung habe, da er vor dem 1. April 1915 aus der Prü⸗ 
fungskommiſſion ausgeſchieden ſei, und damit die Anwart⸗ 
ſchaft auf deren Weiterbezug verloren habe, im Steuerjahr 
1915 keinen Teil ſeines Einkommens mehr gebildet. 

Die Rechtsbeſchwerde war als begründet anzuerkennen. 
Nach der Auskunft, welche das Miniſterium des Innern 
dem Verwaltungsgerichtshof mit Schreiben vom 29. Sep⸗ 
tember 1916 erteilt hat, wird die Prüfungskommiſſion für 
den mittleren Verwaltungsdienſt für jede einzelne Prüfung 
jeweils von neuem durch beſondere Verfügung gebildet. 
Nachdem der Beſchwerdeführer am 9. Juli 1914 bei dem 
Miniſterium des Innern um ſeine Enthebung von dem Prü⸗ 
fungsauftrag nachgeſucht hatte, wurde mit ihm verabredet, 
daß er an der Prüfung für 1914, abgehalten im Februar 
1915 nochmals teilnehmen, daß dagegen von feiner ferneren 
Berufung abgeſehen werden ſolle. Danach ſtand für den 
Beſchwerdeführer am 1. April 1915 feſt, daß er die in den 
vorhergegangenen Jahren bezogenen Belohnungen für ſeine 
Prüfungstätigkeit im Steuerjahr 1915 nicht mehr beziehen 
werde, daß dieſer Einkommensteil danach vom 1. April 1915 
an aus ſeinem Einkommen völlig ausſcheiden werde. Da 
nun nach Art. 10 Abſ. 1 EinkStGeſ. der Beſteuerung das 
Jahreseinkommen des Steuerpflichtigen im betreffenden 
Steuerjahr zugrunde zu legen iſt, konnte die vom Beſchwerde⸗ 
führer im Steuerjahr 1914 bezogene Belohnung dem ſteuer⸗ 
baren Einkommen für 1915 nicht zugerechnet werden, und 
es verſchlägt nichts hieran, daß es ſich bei dieſer Belohnung 
um ein in feinem Betrag ſchwankendes Einkommen gehan- 
delt hat. Solches iſt allerdings gemäß Art. 10 Abſ. 3 
EinkStGeſ. nach dem Ergebnis des Vorjahrs in Rechnung 
zu nehmen; dieſe Vorſchrift kann aber nur dann zum Zug 
kommen, wenn das ſchwankende Einkommen als ſolches auch 
im laufenden Steuerjahr noch beſteht. Dies traf aber, wie 
gezeigt, im vorliegenden Fall nicht zu. 

Urteil vom 18. Oktober in der Rechtsbeſchwerdeſache 

des Dr. S., Einkommenſteuer betr. 


_— . — 
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Kückſtellungen für UAeberführung der Kriegswirtſchaft 
in die Friedenswirtſchaft unterliegen der Einkommen⸗ 
ſtener. 


Der Beſchwerdeführer hat bei ſeiner Einkommenſteuer⸗ 
erklärung für 1916 an ſeinem gewerblichen Einkommen den 
Betrag von ... abgerechnet als Rücklage für Verluſte 
durch den Kriegszuſtand. Die Steuerbehörde hat dieſen 
Abzug nicht anerkannt. Die Rechtsbeſchwerde hat der Ver⸗ 
waltungsgerichtshoſ zurückgewieſen aus folgenden Gründen: 

Der Beſchwerdeführer bezeichnet ſelbſt die Abzüge als 
Rücklage, und zwar als Rücklage für Ueberführung der 
Kriegswirtſchaft in die Friedenswirtſchaft, um ſeine Arbeiter⸗ 
ſchaft ununterbrochen über Waſſer zu halten, um den An⸗ 
forderungen an das Geſchäft nach dem Kriege gerecht wer⸗ 
den zu können, um Unterbilanzen für die Zukunft zu ver- 
hüten. Für einen Abzug derartiger Rücklagen vom Ge⸗ 
werbeeinkommen bietet das Geſetz aber keine Anhaltspunkte. 
Im Gegenteil ergibt ſich ſowohl aus Art. 13 EinkStGeſ. 
als aus 8 9 der Vollz Verf. vom 9. Juni 1904, daß Rück⸗ 
lagen, die, wie die vorliegenden, nur den Ausgleich künftig 
möglicher Verluſte bezwecken, dem Reingewinn des Unter⸗ 
nehmens zuzuzählen und demnach der Einkommenſteuer zu 
unterwerfen ſind. Ausnahmen von dieſer Regel, insbeſon⸗ 
dere für Rücklagen gegen Kriegsverluſte, kennt das Geſetz 
nicht. | 

Urteil vom 12. Dezember 1917 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 

ſache des O. S. in U., Einkommenſteuer betr. 


5. 


Zum Begriff des ſteuerlichen Wahnfikes (Art. 1 Abſ. 1 
Ziff. 1a EinkStGeſ.). 


Der Beſchwerdeführer, württemb. Staatsangehöriger, 
verheiratet, der ſeit 1891 in Mailand ein kaufmänniſches 
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Geſchäft betrieben hat und dort eine Mietwohnung beſaß, 
hat dieſe Stadt infolge des Krieges Ende April 1915 ver⸗ 
laſſen müſſen und befindet ſich ſeit 1. Auguſt 1915 in St. 


in Württemberg. Die Steuerbehörde hat ihn von dieſem 


Tag ab zur Einkommenſteuer in Württemberg herangezogen. 
Der Verwaltungsgerichtshof hat die Steuerpflicht beſtätigt, 
im weſentlichen aus folgenden Gründen: Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 1a 
des Einkommenſteuergeſetzes beſtimmt: „Einkommenſteuer⸗ 
pflichtig ſind die württemb. Staatsangehörigen mit Aus⸗ 
nahme derjenigen, welche, ohne in Württemberg einen Wohn⸗ 
ſitz zu haben, außerhalb Württemberg wohnen oder ſich auf⸗ 
halten.“ Nach Art. 1 Abſ. 3 EinkStGeſ. hat eine Perſon 
einen Wohnſitz i. S. des EinkStGeſ. an dem Ort, an dem 
ſie eine Wohnung unter Umſtänden inne hat, die auf die 
Abſicht der dauernden Beibehaltung einer ſolchen ſchließen 
laſſen. Nun mag es richtig ſein, daß der Beſchwerdeführer 
in Mailand Räume gemietet hat, die zum Wohnen für ihn 
und ſeine Familie eingerichtet ſind, und auf Grund des 
Mietvertrags ihm auch hiefür zur Verfügung ſtanden. Nicht 
zuzugeben aber iſt, daß er dieſe Wohnung auch tatſächlich 
inne hat. Der Beſchwerdeführer iſt ſeit Ende April 1915 
als feindlicher Ausländer aus Italien vertrieben, es iſt ihm 
ſeitdem jede Möglichkeit genommen, dorthin zurückzukehren, 
und es läßt ſich derzeit noch nicht abſehen, ob und wann 
dies wieder der Fall ſein wird. Durch dieſe Austreibung 
iſt er in Wirklichkeit daran gehindert, die gemietete Woh⸗ 
nung für ſich zu benützen, ſie ſteht jedenfalls für die Dauer 
des Kriegs vollſtändig außerhalb ſeines Machtbereichs, und 
er hat auf längere Zeit keine tatſächliche Gewalt über ſie. 
Hienach kann nicht davon die Rede ſein, daß er die Woh⸗ 
nung, wenn ihm auch durch den Mietvertrag bürgerlich-xrechtlich 
die Möglichkeit ihrer Benützung zuſteht, auch tatſächlich 
inne hat. Es fehlt deshalb unter den vorliegenden Ver⸗ 
hältniſſen an einer notwendigen Vorausſetzung für ſeine 
Ausnahme von der Steuerpflicht. 
Urteil vom 3. April 1918 in der Rechtsbeſchwerdeſache 
des P. S. in St. 
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Umfang der Umſatzſteuerpflicht für die Einbringung 
von Grundſtücken in eine Kommanditgeſellſchaft durch 
einen Geſellſchafter. 


Durch ſchriftlichen Geſellſchaftsvertrag vom 17. Juli 1917 
hat ſich der Beſchwerdeführer, bis dahin Alleininhaber der 
Maſchinenfabrik E. G. in F., zwecks Fortführung dieſes Ge⸗ 
ſchäfts unter der bisherigen Firma mit ſeinen drei Kindern 
M. G., L. V. und E. G. zu einer Kommanditgeſellſchaft ver⸗ 
einigt. Vater und Sohn wurden perſönlich haftende Ge⸗ 
ſellſchafter, die beiden Töchter Kommanditiſten. Das Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen wurde auf 325 190 Mk. 2 Pfg. feſtge⸗ 
ſtellt. E. G. brachte das der Firma ſeither gewidmete Ver⸗ 
mögen, beſtehend aus 363 230 Mk. 5 Pfg. Aktiven und 
88 040 Mk. 3 Pfg. Paſſiven, in die Geſellſchaft ein, und 
zwar, wie in § 2 des Geſellſchaftsvertrags geſagt iſt, als 
ſeine Einlage. Von dem Reinbetrag von 275 190 Mk. 2 Pfg. 
ſollten jedoch nach $ 3 des Vertrags nur 175 190 Mk. 2 Pfg. 
als Einlage des E. G. gelten. Die reſtlichen 100 000 Mk. 
übertrug er in Teilbeträgen von je 50 000 Mk. auf die bei⸗ 
den Töchter als Ausſtattung bzw. als Vorempfang auf künf⸗ 
tige Erbſchaft, während der Sohn M. G. ſeine Einlage im 
Betrage von gleichfalls 50 000 Mk. durch Einbringung einer 
Heiratsgutsforderung gegen ſeinen Vater in gleicher Höhe 
zu leiſten hatte. Unter den von E. G. eingebrachten Akti⸗ 
ven befanden ſich Grundſtücke auf Markung F., die von der 
Geſellſchaft auf Grund beſonderen notariellen Vertrags vom 
17. Juli 1917 einſchließlich des Zubehörs um 210 193 Mk. 
10 Pfg. zu übernehmen waren, welcher Betrag den Verein⸗ 
barungen im Geſellſchaftsvertrag entſprechend auf die Ein⸗ 
lagen des E. G. und ſeiner beiden Töchter verrechnet wer⸗ 
den ſollte. Auf Grund dieſes Sachverhalts hat das Haupt⸗ 
ſteueramt gemäß Art. 1 Abſ. 1, 12 Ziff. 2 Abſ. 1 und 3 
des UmſStGeſ. der Kommanditgeſellſchaft aus dem Ueber: 
nahmepreis der Liegenſchaft von 210 193 Mk. 10 Pfg. ab⸗ 
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züglich des der Beteiligung des E. G. am Geſellſchaftsver⸗ 
mögen entſprechenden Bruchteils von 175190 / 325190 Mk., 
d. i. aus 96 956 Mk. 10 Pfg. eine Umſatzſteuer von 2230 Mk. 
angeſetzt, 1454 Mk. 35 Pfg. für den Staat und 775 Mk. 65 Pfg. 
für die Stadtgemeinde F. Die gegen dieſen Steueranſatz 
im Inſtanzenzug der Verwaltungsbehörden erhobenen Be— 
ſchwerden wurden von dieſen jeweils als unbegründet ab⸗ 
gewieſen, worauf die Kommanditgeſellſchaft Rechtsbeſchwerde 
an den Verwaltungsgerichtshof erhoben hat. Die Beſchwerde⸗ 
führerin behauptet für das Grundſtückseinbringen des E. G. 
Steuerfreiheit nicht bloß in Anſehung des dem Geſellſchafts⸗ 
anteil des Einbringenden entſprechenden Teils des Ueber⸗ 
nahmepreiſes, ſondern auch in Anſehung des auf die Zu— 
wendungen an die beiden Töchter entfallenden Teils von 
100 000/325 190 Mk. und will nur die Beſteuerung des den 
weiteren Geſellſchafter M. G. betreffenden Bruchteils von 
50 000/325 190 als berechtigt anerkennen. Sie ſteht auf 
dem Standpunkt, das Einbringen ſtelle inſoweit, als die Be⸗ 
teiligung der beiden Töchter reiche, überhaupt keine entgelt- 
liche Veräußerung an die Geſellſchaft, ſondern eine unent⸗ 
geltliche Zuwendung an die Töchter dar, weil die Komman⸗ 
ditgeſellſchaft keine juriſtiſche Perſönlichkeit beſitze und des⸗ 
halb Eigentümer der Grundſtücke nicht die Geſellſchaft als 
ſolche, ſondern die Geſellſchaft ſelbſt nach den Grundſätzen 
der geſamten Hand geworden ſeien. In zweiter Linie will 
die Beſchwerdeführerin die Befreiungsvorſchrift des Art. 12 
Ziff. 2 Abſ. 3 des UmſStGeſ. auch auf den der Beteiligung 
der beiden Töchter entſprechenden Teil des Uebernahmepreiſes 
angewendet wiſſen. Nach dem Vertrag habe E. G. ſein 
ganzes Geſchäftsvermögen als ſeine Einlage in die Ge⸗ 
ſellſchaft eingebracht und deshalb für ſeine Perſon nicht bloß 
aus dem Teilbetrag von 175 190 Mk. 2 Pfg., ſondern aus 
dem ganzen Reinbetrag von 275 190 Mk. 2 Pfg. Geſell⸗ 
ſchaftsrechte erworben, von denen er im Geſellſchaftsvertrag 
für 100 000 Mk. auf ſeine beiden Töchter übertragen habe. 
Zum gleichen Ergebnis führe die Auffaſſung, daß er die 
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Anteilsrechte für die Töchter durch einen zen zugunſten 
Dritter ausbedungen habe. 

Die Rechtsbeſchwerde iſt nicht begründet. 

Nach Art. 1 Abſ. 1 des UmſeStGeſ. find ſteuerpflichtig 
Kauf⸗ und Tauſchverträge und andere entgeltliche Rechts⸗ 
geſchäfte, welche den Erwerb des Eigentums an Gründ- 
ſtücken und dieſen gleichgeſtellten Berechtigungen zum Gegen⸗ 
ſtand haben. Dieſe Vorſchrift iſt hinſichtlich der Veräuße⸗ 
rungsgeſchäfte zwiſchen einem Geſellſchafter und der Geſell⸗ 
ſchaft durch Art. 12 Ziff. 2 Abſ. 1 dahin näher erläutert, 
daß Rechtsgeſchäfte, welche die Uebertragung von Grund⸗ 
vermögen ſeitens eines Geſellſchafters an eine Geſellſchaft 
irgend welcher Art zum Gegenſtand haben, der Um- 
ſatzſteuer vom Betrage des — ſeinem Umfang nach näher 
bezeichneten — Entgelts unterliegen. Die gleichmäßige Be⸗ 
handlung, die hier die verſchiedenen Arten der Geſellſchaften, 
diejenigen mit eigener Rechtsperſönlichkeit und die Geſell⸗ 
ſchaften zur geſamten Hand, in Anſehung der Steuerpflicht 
bei liegenſchaftlichen Erwerbungen von einem Geſellſchafter 
erfahren, hat ihren Grund darin, daß bei den Geſellſchaften 
der letzteren Art das Geſellſchafts vermögen zwar nicht, wie 
bei den Geſellſchaften mit juriſtiſcher Perſönlichkeit, im Eigen⸗ 
tum eines von den Perſonen der Geſellſchafter verſchiedenen 
Rechtsſubjekts ſteht, daß aber die in die Geſellſchaft gelan⸗ 
genden Vermögensſtücke auch nicht den einzelnen Geſellſchaf⸗ 
tern nach Bruchteilen zukommen, ſondern ein rechtlich jelb- 
ſtändiges, von dem Privatvermögen der Geſellſchafter ge 
trenntes, der Geſamtheit der Geſellſchafter ungeteilt gemein⸗ 
ſam zuſtehendes und für die Geſellſchaftszwecke nach Maß⸗ 
gabe der SS 718 ff. BGB. gebundenes Sondervermögen 
bilden. Dieſe Selbſtändigkeit des Vermögens bei den Ge— 
ſellſchaften zur geſamten Hand, die ſich mindeſtens im Der: 
hältnis zu den Geſellſchaftern ſchon aus den Vorſchriften 
des BGB. und ohne Heranziehung des, übrigens auch für 
die Kommanditgeſellſchaft geltenden, $ 124 Abſ. 1 HGB. er⸗ 
gibt und welche die oben hervorgehobene Gleichſtellung mit 
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den Geſellſchaften mit eigener Rechtsperſönlichkeit rechtfertigt, 
hat zur Folge, daß ein Rechtsgeſchäft, durch das die Geſell⸗ 
ſchaft von einem Geſellſchafter erwirbt, eben weil durch die 
Veräußerung an Stelle des bisherigen Alleineigentums des 
Geſellſchafters nicht ein Bruchteilseigentum der einzelnen Ge⸗ 
ſellſchafter und die Zugehörigkeit zu deren Privatvermögen, 
ſondern die Zugehörigkeit zu dem der Geſellſchaft d. h. der 
Geſamtheit der Geſellſchafter nach den Grundſätzen der geſamten 
Hand zuſtehenden Vermögen begründet wird, ſtets und auch 
inſoweit eine Uebertragung an die Geſellſchaft darſtellt, als 
der veräußernde Geſellſchafter ſelbſt an dem übertragenen 
Vermögensſtück Anteilsrechte erwirbt. Es folgt daraus aber 
weiter, daß auch die Frage, ob die Veräußerung des Ge⸗ 
ſellſchafters an die Geſellſchaft als eine entgeltliche oder un- 
entgeltliche zu gelten hat, einzig und allein nach dem Rechts⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Geſellſchafter und der Geſellſchaft, 
d. h. darnach zu beurteilen iſt, ob für den Erwerb aus 
dem Geſellſchaftsvermögen ein Entgelt zu gewähren 
iſt oder nicht, und daß es dafür ohne Belang iſt, wenn die 
übrigen oder einzelne Geſellſchafter durch die Uebertragung 
oder vermöge beſonderer damit verbundener Zuwendungen. 
Anteilsrechte erwerben, ohne dafür ihrerſeits aus ihrem 
Privatvermögen etwas aufopfern zu müſſen. Die Richtig⸗ 
keit des Geſagten wird durch die Vorſchrift in Art. 12 
Ziff. 2 Abſ. 3 des UmſStGeſ. beſtätigt, nach welcher bei 
der Uebertragung von Grundvermögen ſeitens eines Geſell⸗ 
ſchafters an eine Geſellſchaft zur geſamten Hand derjenige 
Teil des ausbedungenen Entgelts von der Umſatzſteuer frei⸗ 
zubleiben hat, welcher der Beteiligung des Geſellſchafters am 
Geſellſchaftsvermögen entſpricht. Dieſe Beſtimmung wäre 
überflüſſig, wenn inſoweit, als der Geſellſchafter an dem 
veräußerten Gegenſtand ſelbſt anteilsberechtigt wird, das 
Vorliegen einer entgeltlichen Uebertragung zu verneinen wäre, 
was, da niemand an ſich ſelbſt veräußern und von ſich ſelbſt 
ein Entgelt ausbedingen kann, zuträfe, wenn die Frage, ob 
eine ſolche Uebertragung gegeben iſt, nach dem Verhältnis 
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zwiſchen dem veräußernden Geſellſchafter und den einzelnen, 
Anteile erwerbenden Geſellſchaftern und nicht vielmehr dar⸗ 
nach zu beurteilen wäre, ob die Uebertragung in das Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen und gegen eine aus dieſem Vermögen zu 
gewährende Gegenleiſtung erfolgt. Im vorliegenden Fall 
hat nun E. G. in die mit ſeinen drei Kindern gegründete 
Kommanditgeſellſchaft in und mit ſeinem bisherigen Ge⸗ 
ſchäftsvermögen für 220 193 Mk. 10 Pfg. Grundſtücke ein⸗ 
gebracht und ſich für ſein ganzes Einbringen, teils durch 
Uebernahme von Geſchäftsſchulden, teils durch Gewährung 
von Geſellſchaftsanteilen, Gegenwerte von der Geſellſchaft 
verſprechen laſſen. Dieſe muß alſo für die Uebertragung der 
Grundſtücke an ſie dem ganzen Umfang nach eine Gegen⸗ 
leiſtung aus ihrem Vermögen bewirken, wobei es unerheblich 
iſt, daß die ausbedungenen Geſellſchaftsrechte zum Teilbe⸗ 
trag von 100 000 Mk. nicht dem einbringenden Geſellſchaf⸗ 
ter E. G., ſondern den Geſellſchafterinnen L. V. und E. G. 
zukommen ſollen. Hienach ſtellt, obwohl die Kommandit⸗ 
geſellſchaft nach weit überwiegender Rechtsanſchauung eine 
Geſellſchaft nach den Grundſätzen der geſamten Hand und 
nicht eine ſolche mit eigener Rechtsperſönlichkeit bildet, das 
ganze Grundſtückseinbringen des E. G. und zwar auch inſo⸗ 
weit, als ſeine beiden Töchter Anteile an den Grundſtücken 
erwarben, eine entgeltliche Uebertragung an die Geſellſchaft 
i. S. von Art. 1 Abſ. 1, 12 Ziff. 2 Abſ. 1 des UmſStöGeſ. 
dar und es wird hieran nach dem Ausgeführten dadurch 
nichts geändert, daß die beiden Töchter jene Anteilsrechte, 
wie überhaupt ihre Geſellſchaftsanteile, infolge der freigebi- 
gen Zuwendung ihres Vaters unentgeltlich erworben haben. 

Aber auch die Berufung der Beſchwerdeführerin auf die 
oben erwähnte Befreiungsvorſchrift des Art. 12 Ziff. 2 
Abſ. 3 des UmſStGeſ. geht fehl. Nach dieſer Beſtimmung 
reicht die Steuerfreiheit des Grundſtückseinbringens des E. G. 
ſoweit, daß das Entgelt dafür der Beteiligung des Ein⸗ 
bringenden am Geſellſchafts vermögen entſpricht. Inſoweit 
aber iſt die Befreiung ſchon von den Verwaltungsinſtanzen 
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bewilligt worden. Es iſt irrig, wenn die Beſchwerdeführerin 
dabei einen Geſellſchaftsanteil des E. G. von 275 190 Mk. 
2 Pfg., ſtatt 175 190 Mk. 2 Pfg. zugrund gelegt wiſſen will. 
Allerdings iſt in $ 2 des Geſellſchaftsvertrags das ganze 
von E. G. eingebrachte Geſchäftsvermögen, beſtehend aus 
363 230 Mk. 5 Pfg. Aktiven und 88 040 Mk. 3 Pfg. Paſ⸗ 
ſiven, als ſeine Geſellſchaftseinlage bezeichnet worden. 
Allein dieſe Angabe wurde in 83 des Vertrags dahin rich: 
tiggeſtellt, daß von dem Reineinbringen von 275 190 Mk. 
2 Pfg. — und nur dieſes Reineinbringen konnte Geſell⸗ 
ſchaftseinlage ſein — der Teilbetrag von 175 190 Mk. 
2 Pfg. die Einlage des E. G. bilden ſollte, während der 
Reſtbetrag von 100 000 Mk. auf die beiden Geſellſchafterin⸗ 
nen L. V. und E. G. übertragen worden iſt. Wenn die Be- 
ſchwerdeführerin aus dieſer letzteren Beſtimmung folgern 
will, daß E. G. für ſeine Perſon Geſellſchaftsrechte im gan⸗ 
zen Betrag des Reineinbringens von 275 190 Mk. 2 Pfg. 
erworben und von dieſen ſeinen Geſellſchaftsrechten im Vor⸗ 
aus den Teilbetrag von 100 000 Mk. auf feine beiden 
Töchter übertragen habe, ſo ſcheitert dieſe Annahme an dem 
mit dem Parteiwillen übereinſtimmenden Inhalt des Ge— 
ſellſchaftsvertrags. Durch dieſen Vertrag in Verbindung 
mit dem gleichzeitig abgeſchloſſenen Grundſtücksübertragungs⸗ 
vertrag iſt für E. G. bloß eine Verbindlichkeit zur Ein⸗ 
bringung ſeines Geſchäfts vermögens in die neu errichtete Ge— 
ſellſchaft entſtanden und dementſprechend iſt umgekehrt auch 
für die Geſellſchaft zunächſt lediglich die Verpflichtung be- 
gründet worden, ihm gegen die Einbringung ſeines Geſchäfts⸗ 
vermögens Geſellſchaftsanteile im Betrag von 275 190 Mk. 
2 Pfg. zu gewähren. Gegenſtand der Uebertragung des 
E. G. an ſeine beiden Töchter waren daher nicht von ihm 
erworbene oder zu erwerbende Geſellſchaftsrechte, ſondern 
lediglich der ihm auf den Erwerb ſolcher Rechte eingeräumte 
forderungsrechtliche Anſpruch. Exit auf Grund der teil- 
weiſen Abtretung dieſes Anſpruchs haben dann die Töchter 
und zwar unmittelbar und ohne den Umweg über ihren Ba- 
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ter ihre Geſellſchaftsrechte von zuſammen 100 000 Mk. von 
der Geſellſchaft erworben. Daraus folgt, daß E. G. ſelbſt 
zu keinem Zeitpunkt mit mehr als 175 190 Mk. 2 Pfg. an 
der Geſellſchaft beteiligt war und daß die Beteiligung mit 
den weiteren 100 000 Mk. des Reineinbringens von Anfang 
an den beiden Geſellſchafterinnen L. V. und E. G. zugeſtan⸗ 
den hat. Da die Geſellſchaftsrechte des E. G. als perſön⸗ 
lich haftenden Geſellſchafters inhaltlich anders geartet waren, 
als diejenigen ſeiner beiden Töchter als Kommanditiſten, 
mußte es den Vertragsſchließenden ferne liegen, die für die 
beiden letzteren beſtimmten Beteiligungsrechte zunächſt in der 
Perſon des Vaters entſtehen und erſt von hier aus auf ſie 
übergehen zu laſſen. 

Was endlich den von der Beſchwerdeführerin angereg⸗ 
ten Geſichtspunkt des Vertrags zugunſten eines Dritten 
anlangt, ſo vermag auch dieſer der Beſchwerde nicht zum 
Erfolg zu verhelfen. Selbſt unterſtellt, daß nach Abſicht der 
Beteiligten die Geſellſchafterinnen L. V. und E. G. durch 
die Verfügung ihres Vaters einen unmittelbaren Rechtsan⸗ 
ſpruch gegen die Geſellſchaft erlangen ſollten, was übrigens 
angeſichts der Erklärung des E. G., daß er ihnen den Be⸗ 
trag von 100 000 Mk. übertrage, ausgeſchloſſen er⸗ 
ſcheint, ſo würde dies weder der Annahme der Entgeltlich⸗ 
keit des ganzen Grundſtückseinbringens entgegenſtehen, noch 
zu dem Ergebnis führen können, daß E. G. zu irgendeiner 
Zeit mit den ſeinen Töchtern zugedachten 100 000 Mk. am Ge⸗ 
ſellſchaftsvermögen beteiligt war. 


Urteil vom 8. Januar 1919 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 
ſache der Firma E. G., Kommanditgeſellſchaft in F. 


7. 


1. Bewertung der anf engliſche Währung lantenden 
Grhunlden von Inländern an Glünbiger in England 
während des Kriegs in der Nermöügensberechnung für 
die Neranlagung zur Ariegs- und Befſitzſtener. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 8. 18 
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2. Bedeutung des reichs rechtlichen Ausſchluſſes der Zin⸗ 
ſenforderung aus ſolchen Schulden während des Kriegs. 


3. Aachprüfung von Schützungsunterlagen durch den 
Rerwaltungs⸗Gerichtshof. 


Der Beſchwerdeführer hat bei Angabe ſeines Reinver⸗ 
mögens für die Kriegs⸗ und Beſitzſteuerveranlagung auf 
31. Dezember 1916 u. a. verſchiedene auf engliſche Währung 
lautende Schulden an Bankhäuſer in London am Aktivver⸗ 
mögen zum Abzug gebracht und zu dieſem Zweck in deutſche 
Markwährung umgerechnet. Dieſe Schulden waren vor dem 
Krieg aus Krediten entſtanden, die ihm dieſe Banken zur 
Befriedigung ſeiner Lieferanten — er führte einen Handel 
in indiſchen Häuten — mittelſt ſei es durch ihn, ſei es durch 
letztere auf die Banken gezogener Wechſel eröffnet hatten, 
mit der Maßgabe, daß Deckung ſpäteſtens 3 Tage vor Ver⸗ 
fall der Tratten im Weg von Schecks oder Bankwechſel auf 
London im Beſitz der Banken ſein mußte. Die Umrechnung 
hatte der Beſchwerdeführer, indem er mangels einer Kurs⸗ 
notierung für engliſche Valuta in Deutſchland während des 
Kriegs die am 31. Dezember 1916 in Zürich notierten De⸗ 
viſenkurſe von 0,848 Frs. für 1 Mk., 24,07 Frs. für 1 £ 
zugrunde legte, zum Kurs von 28,4 Mk. für 1 & bewirkt. 
Unter dieſen Schulden waren Zinſen von 5 % und Provi⸗ 
ſion von / bezw. / % für die Zeit von Auguſt 1914 bis 
31. Dezember 1916 inbegriffen. Der Steuerpflichtige hat 
dieſelben aus dem Grund ſeinen Kapitalſchulden hinzuge⸗ 
rechnet, weil er als anſtändiger Kaufmann ſolche nach dem 
Krieg bezahlen wolle. Die Steuerbehörde ließ die Umrech⸗ 
nung nur zum Friedenskurs von 20,4 Mk. für das £ gelten, 
was eine weſentliche Verminderung des Schuldenbetrags und 
demgemäß Erhöhung des Reinvermögens und des ſteuer⸗ 
pflichtigen Zuwachſes zur Folge hatte und ſtrich außerdem 
die Zinſen und Proviſionen ab, unter Berufung auf $ 2 
der VO. des Bundesrats vom 30. September 1914 RGBl. 
S. 421. 
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Auf erhobene Rechtsbeſchwerde erkannte der VGHof den 
vom Beſchwerdeführer beanſpruchten Umrechnungsmaßſtab als 
begründet an, dagegen ließ er die Hinzurechnung von auf⸗ 
gelaufenen Zinſen zu den genannten Bankſchulden nicht zu 
aus folgenden Gründen: 

Durch die Bekanntmachung des Bundesrats v. 30. Sept. 
1914 RG Bl. 421 find bis auf weiteres Zahlungen nach 
Großbritannien und ſeine Kolonien in jeglicher Form ver⸗ 
boten. Nach § 2 dieſer VO. gelten ſchon entſtandene oder 
noch entſtehende vermögensrechtliche Anſprüche ſolcher natür⸗ 
licher oder juriſtiſcher Perſonen, die in dieſen Gebieten ihren 
Wohnſitz oder Sitz haben, vom 31. Juli 1914, oder wenn 
ſie erſt an einem ſpäteren Tag zu erfüllen ſind, von dieſem 
Tag an als geſtundet. Für die Dauer der Stundung können 
Zinſen nicht gefordert werden. Da die Geldforderungen der 
Londoner Bankhäuſer an den Beſchwerdeführer unter dieſe 
vermögensrechtlichen Anſprüche fallen, ſo haben ſie als ge⸗ 
ſtundet zu gelten, ihre Fälligkeit iſt ab 31. Juli 1914 als 
aufgehoben zu erachten. Das Beſtehen dieſer Schulden 
des Beſchwerdeführers wird dadurch nicht berührt, ſie können 
dem Grunde nach auch gerichtlich feſtgeſtellt werden (RGV. 
Ziv. S. vom 15. Febr. 1915, Recht 1915 S. 228 Nr. 392), 
nur ihre Erfüllung kann nicht verlangt werden, ſoweit nicht 
die Bundesratsbekanntmachungen vom 17. Januar 1917 und 
19. April 1917 (RGBl. S. 51 und 363) Anwendung zu 
finden haben. Immerhin kann ſich der Schuldner nach § 3 
der VO. vom 50. Sept. 1914 durch Hinterlegung der ge⸗ 
ſchuldeten Beträge bei der Reichsbank für Rechnung des Be⸗ 
rechtigten befreien, auch kann er, ſoweit nicht das Zahlungs⸗ 
verbot entgegenſteht, auf die geſtundeten Verbindlichkeiten 
Zahlung leiſten, z. B. an einen im Inland wohnenden Pfän⸗ 
dungs⸗ und Ueberweiſungsgläubiger (zu vgl. Beſcheid des 
Reichsjuſtizamts vom 9. Juni 1915 in JW. 1915, 728). 
Zahlungsverbot und Stundung ſind lediglich öffentlichrecht⸗ 
liche zum Schutz der deutſchen Volkswirtſchaft und zur Schä⸗ 
digung des feindlichen Wirtſchaftslebens erlaſſene Maßnah⸗ 

18 * 
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men, durch welche nicht etwa ohne weiteres auch die Ange⸗ 
hörigen des feindlichen Staats als ſolche an der Geltend⸗ 
machung ihrer Anſprüche verhindert werden ſollten (JW. 1915, 
868, 869 und die dort in Anm. 64 angef.). Die Anſicht des 
Steuerkollegiums, für dieſe Forderungen und Schulden be- 
ſtehe keine Verwendungsmöglichkeit, iſt ſomit jedenfalls in 
dieſer Allgemeinheit nicht zutreffend. Bei Feſtſtellung des 
Werts des für den Anſatz der Beſitz⸗ und Kriegsſteuer als 
Grundlage der Zuwachsberechnung maßgebenden Vermögens 
des Steuerpflichtigen am Ende des Veranlagungszeitraums 
88 18, 19 Beſ.StGeſ.) ift der gemeine Wert der einzelnen 
Vermögensbeſtandteile zugrunde zu legen (§ 29 Beſ.StGeſ.), 
ſofern das Geſetz nicht anderes vorſchreibt. Nach § 36 Beſ.⸗ 
StGeſ. find Schulden mit dem Nennwert anzuſetzen, ſofern 
nicht beſondere Umſtände die Veranſchlagung nach einem vom 
Nennwert abweichenden höheren oder geringeren Wert be⸗ 
gründen. Maßgebend für die Wertsfeſtſtellung iſt der Wert 
am Ende des Veranlagungszeitraums, dem ſog. Stichtag 
(Beſ. StGeſ. § 28 Abſ. 1 vgl. mit SS 18, 19), alſo hier am 
31. Dezember 1916. Durch dieſe Beſtimmungen ſollte zum 
Ausdruck gebracht werden, daß Schulden (wie auch Forde⸗ 
rungen) in der Vermögensfeſtſtellung nach ihrem wirklichen 
Wert in jenem Zeitpunkt anzuſetzen ſind, welcher Wert ſich 
nicht immer mit dem Nennwert zu decken braucht. Beſtätigt 
wird dies durch 8 47 Beſ.StGeſ., wonach unbeitreibbare 
Forderungen außer Anſatz zu bleiben haben, und durch § 41, 
welcher bei unverzinslichen befriſteten Forderungen und Schul⸗ 
den den Abzug von Zwiſchenzinſen bis zur Fälligkeit vor⸗ 
ſchreibt. Das Beſ.StGeſ. folgt hier, wie ſchon das Wehr⸗ 
beitragsgeſetz und deſſen Vorbild, des Preuß. Ergänzungs⸗ 
StGef. vom 14. Juli 1893, der Vorſchrift in $ 40 HGB. 
über die Bilanzaufſtellung, wonach Forderungen und Schulden 
nach dem Wert anzuſetzen ſind, der ihnen in dem Zeitpunkt 
beizulegen iſt, für welchen die Aufſtellung ſtattfindet, zweifel⸗ 
hafte Forderungen und Schulden nach ihrem wahrſcheinlichen 
Wert anzuſetzen, uneinbringliche Forderungen abzuſchreiben 
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find. Für die Auslegung der entſprechenden Beſtimmungen 
des Beſ. StGeſ. darf daher diejenige des 8 40 HGB., wie 
ſie ſich in Rechtſprechung und Lehre geſtaltet hat, unbedenk⸗ 
lich verwertet werden. Die Schulden des Beſchwerdeführers 
an die Londoner Bankhäuſer wären demgemäß, wenn ſie 
auf deutſche Währung lauten würden, mit ihrem Nennwert 
in die Vermögensberechnung einzuſtellen, da die Tatſache 
ihrer geſetzlichen Stundung ihre Veranſchlagung zu einem 
geringeren Wert nicht begründen kann. Allerdings ſind dieſe 
Schulden über die Dauer der geſetzlichen Stundung unver: 
zinslich. Durch das Zinſenforderungsverbot in § 22 der 
Bundesratsverordnung vom 30. September 1914 iſt, wie 
die Faſſung der Vorſchrift erkennen läßt, nicht etwa nur die 
prozeſſuale Geltendmachung der Zinſen über dieſe Zeit auf⸗ 
gehoben, die Stundung der Hauptſchuld auch auf die Zinſen 
erſtreckt, ſondern die Verzinſung als ſolche ausgeſchloſſen. 
Dieſe von der herrſchenden Meinung anerkannte Auslegung 
(D. Jur. Ztg. 1914 S. 1261, Recht 1914 S. 700, JW. 1916, 
S. 1100, D. Jur. Ztg. 1916, S. 1068) findet eine Unterſtützung 
in den Beſtimmungen der Bundesratsverordnung v. 19. April 
1917 über die Treuhänder für das feindliche Vermögen 
(RGBl. 363) 88 6 u. 7, wonach der Treuhänder zwar un⸗ 
geachtet des 8 2 VO. vom 30. September 1914 die Erfül⸗ 
lung der von ihm in Verwaltung genommenen feindlichen 
Anſprüche fordern kann, jedoch auf Geldforderungen, welche 
ohne die in $ 2 der Bundesratsverordnung vom 30. Sep⸗ 
tember 1914 vorgeſehene Stundung fällig ſein würden, 
Zinſen erſt für die Zeit vom 1. April 1917 in Höhe des 
für Verzugszinſen geltenden Satzes an den Treuhänder zu 
entrichten ſind, alſo nicht ſchon vom 31. Juli 1914 ab. Dieſe 
über die Dauer der Stundung feſtgeſetzte Unverzinslichkeit 
kann zwar den Abzug von Zwiſchenzinſen an den Kapital⸗ 
ſchulden des Beſchwerdeführers nicht begründen, da letztere 
an ſich vertragsmäßig verzinslich ſind, in ihrem Nennwert 
alſo Zinſen nicht inbegriffen ſein können, auch die Beſtim⸗ 
mung in § 41 Beſ.StGeſ. einen zeitlich beſtimmten Fällig⸗ 
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keitstermin zur Vorausſetzung hat (Fuiſting, Komm. z. 
Preuß. Erg. StGeſ. 2. Aufl. § 14 Anm. 3). Ein ſolcher Ab⸗ 
zug iſt von der Steuerbehörde auch nicht vorgenommen wor⸗ 
den. Auf der andern Seite ſteht dieſe Unverzinslichkeit dem 
Anſpruch des Beſchwerdeführers entgegen, daß ſeinen Schul⸗ 
den an die Londoner Gläubiger für die Vermögensaufſtel⸗ 
lung die ſeit Auguſt 1914 berechneten Zinſen und Provi⸗ 
ſionen hinzugeſchlagen werden. Wenn auch nicht zu verken⸗ 
nen iſt, daß das Zinſenverbot gegenüber den ausländiſchen 
Gläubigern keinerlei Wirkung hat und von feindlichen oder 
neutralen Gerichten nicht berückſichtigt wird, dieſe Gläubiger 
vielmehr in der Lage ſind, ſich aus den ihrem Zugriff unter⸗ 
liegenden Vermögensgegenſtänden des Schuldners zu befrie⸗ 
digen, auch die rückwirkende Beſeitigung des Zinſenverbots 
bei Abſchluß des Friedens keineswegs außer dem Bereich 
der Möglichkeit liegt, außerdem die Leiſtung der von den 
Londoner Gläubigern geforderten Zinſen die Vorausſetzung 
für die künftige Wiederaufnahme der Handelsbeziehungen 
durch den Beſchwerdeführer bilden wird, ſo iſt demgegenüber 
darauf hinzuweiſen, daß es ſich bei den nach dem Beſ. StGeſ. 
abziehbaren Schulden, wozu auch Zinsrückſtände unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen gehören können, nur um ſolche han⸗ 
deln kann, denen ein von der Rechtsordnung anerkanntes 
Forderungsrecht eines Gläubigers gegenüberſteht, nicht aber, 
um nach Anſicht der Parteien ſittliche Pflichten oder auf 
den Anſtand zu nehmende Rückſichten ($ 814 BGB.). Ob 
eine Schuld im Rechtsſinn vorliegt, iſt nach deutſchem Recht 
zu beurteilen, ſoweit dieſes nicht die Anwendung des inter⸗ 
nationalen Privatrechts zuläßt. Dieſes kann aber in der 
Frage der Verzinſung von geſetzlich geſtundeten Schulden 
an Gläubiger im feindlichen Ausland im Hinblick auf die 
Beſtimmungen der Bundesratsverordnung vom 30. Sept. 
1914 und den von dieſer verfolgten Zweck nicht in Betracht 
kommen. Demnach fehlt es für die Annahme einer Zinſen⸗ 
ſchuld beim Beſchwerdeführer an einer rechtlichen Grundlage. 
Der Beſchwerdeführer würde, wenn er die Zinſen bezahlen 
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würde, den Gläubigern eine freiwillige Zuwendung machen 
(D. Jur. Ztg. 1916 S. 1068). Inſoweit die Rechtsbeſchwerde 
die Hinzurechnung der Zinsrückſtände zu den zum Abzug zu 
bringenden Kapitalſchulden des Beſchwerdeführers verlangt, 
iſt ſie ſomit nicht begründet. 

Da nun der Nennwert der Kapitalſchulden des Beſchwerde⸗ 
führers an die Londoner Gläubiger in engliſcher Währung 
ausgedrückt, die Vermögensfeſtſtellung zur Beſitz⸗ und Kriegs⸗ 
ſteuerveranlagung aber in deutſcher Währung zu bewirken 
iſt, ſo iſt zu dieſem Zweck der dem Nennwert am Stichtag 
(S 28, 18, 19 Beſ. StGeſ.) entſprechende Wert in deutſcher 
Währung zur Umrechnung in dieſe zu ermitteln (§ 29 Beſ.⸗ 
StGeſ.). Der Wert einer in ausländiſcher Währung aus⸗ 
gedrückten Schuld entſpricht dem Geldbetrag in Reichswäh⸗ 
rung, welcher aufgewendet werden muß, um die zur Erfül⸗ 
lung der ausländiſchen Schuld erforderlichen ausländiſchen 
Zahlungsmittel anzuſchaffen. Im allgemeinen wird dies 
durch die Deviſenkurſe der ausländiſchen Valuta im Inland 
ausgewieſen. Indeſſen beſtand in Deutſchland am Ende des 
Veranlagungszeitraums (31. Dezember 1916) ein Deviſen⸗ 
kurs für engliſche Valuta nicht. Der Wert der in auslän⸗ 
diſcher Währung ausgedrückten Geldſchulden des Beſchwerde⸗ 
führers muß daher auf Grund anderweitiger Bewertungs⸗ 
faktoren im Weg ſachverſtändigen Urteils d. h. durch Schätzung 
gefunden werden. Die Steuerbehörde iſt in der Weiſe ver- 
fahren, daß ſie den Friedenskurs, wie er vor dem Krieg in 
Deutſchland notiert war, mit 20,4 Mk. als Umrechnungs⸗ 
maßſtab benützte. Dies geſchah aber nicht deshalb, weil ſie 
dieſen Kurs als angemeſſenen, marktgängigen Gegenwert für 
die engliſche Währung am Stichtag erachtet hätte, ſondern 
weil ſie, wie in den Gründen der angefochtenen Entſcheidung 
dargelegt iſt, davon ausging, daß der für die Umrechnung 
einer Schuld maßgebende Kurs derjenige zur Zeit ihrer Fäl⸗ 
ligkeit ſei, welche infolge der Bundesratsverordnung vom 
30. September 1914 nicht vor Beendigung des Kriegs ein⸗ 
treten würde, wobei keineswegs ſicher ſei, daß der Kurs in 
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dieſem Zeitpunkt den früheren Friedenskurs überſteige. Dieſes 
Verfahren, welches der Wertermittlung die noch gänzlich un⸗ 
überſehbaren Verhältniſſe eines künftigen, unbeſtimmbaren 
Zeitpunktes zugrunde legen will, wird dem Geſetz, welches die 
Feſtſtellung des wirklichen Werts am Stichtag vorſchreibt, 
nicht gerecht. Die Tatſache, daß die Fälligkeit der Schulden 
des Beſchwerdeführers am Stichtag noch nicht wieder einge- 
treten war, iſt für die Maßgeblichkeit dieſes Zeitpunkts für 
ihre Bewertung ohne Bedeutung. Auch bei Aufſtellung der 
handelsrechtlichen Bilanz ſind die Schulden ohne Rückſicht 
auf den Zeitpunkt ihrer Fälligkeit mit dem Wert einzuſetzen, 
der ihnen in dem Zeitpunkt zukommt, für welchen die Auf⸗ 
ſtellung ſtattfindet, es iſt alſo, wenn ſie auf ausländiſche 
Währung lauten, der in dieſem Zeitpunkt maßgebende Kurs 
für die Bewertung zu verwenden. Das Verfahren der Steuer: 
behörde läßt ſich auch nicht etwa auf den für die Bilanz⸗ 
aufſtellung anerkannten Grundſatz ſtützen, daß der Gegen: 
wartswert, d. h. der für den Zeitpunkt, auf welchen die 
Bilanzaufſtellung erfolgt, maßgebende Wert einer betagten, 
verzinslichen Schuld gleichbedeutend mit dem Fälligkeits⸗ 
werte ſei (Rehm, die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften 8$ 102, 
106). Denn dieſer, vom Beſ.StGeſ. in § 36 ebenfalls an⸗ 
genommene Grundſatz, ſofern der Fälligkeitswert eben durch 
den Nennwert ausgedrückt wird, hat zur Voraus ſetzung, daß 
die Bilanz in der Währung aufgeſtellt wird, auf welche die 
Schulden lauten. Sind dieſe aus fremder in die der Bilanz 
zugrunde liegende Währung umzurechnen, jo kann dies nur 
unter Berückſichtigung des Kurswerts erfolgen, welcher in 
dem für die Bilanzaufſtellung maßgebenden Zeitpunkt als 
Bewertungsmaßſtab in Betracht kommt (Staub, Komm. z. 
HGB. § 40, Anm. 6, Simon, Bilanzen der AGS. S. 427, 
§ 114). Ebenſowenig kann ſich die Steuerbehörde auf § 244 
Abſ. 2 BGB. berufen, denn abgeſehen davon, daß der Zah: 
lungs⸗ d. h. der Fälligkeitstag der Schulden des Beſchwerde⸗ 
führers noch in ungewiſſer Zukunft liegt, hat die Zahlung 
vertragsmäßig gar nicht im Inland zu erfolgen. Für die 
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Ermittlung des Werts der Schulden des Beſchwerdeführers 
in deutſcher Valuta ſtand der Steuerbehörde, falls ander: 
weitige Bewertungsgrundlagen nicht vorhanden waren, der 
in der Preſſe und Fachzeitſchriften, jo in der D. Jur. tg. 
1916 S. 1067 empfohlene Weg der arbitrageähnlichen Be⸗ 
rechnung über das neutrale Ausland offen, wie denn auch 
der gemäß der Bundesrats⸗Verordnung vom 19. April 1917 
(RGBl. 363) zur Verwaltung feindlichen Vermögens im 
Inland aufgeſtellte Treuhänder, wie der Beſchwerdeführer 
an der Hand eines beſtimmten Falls dargelegt hat und die 
Steuerbehörde ſelbſt anerkennt, Zahlungen zur Tilgung von 
Verbindlichkeiten an Feinde nur vorläufig zum Friedenskurs 
entgegennimmt und an und für ſich ſolche auf Grund einer 
von der Reichsbankhauptſtelle in Berlin aufgeſtellten Kurs⸗ 
tabelle verlangt, wobei für die Valuta London der Deviſen⸗ 
kurs über Amſterdam berechnet iſt. Die nach der Bekannt⸗ 
machung des Reichskanzlers vom 15. Januar 1917 (Deut⸗ 
ſcher Reichsanzeiger Nr. 12 vom 15. Januar 1917) vom 
Bundesrat für im Ausland vorhandene Wertpapiere aus: 
ländiſcher Währungsbezeichnung zum Zweck der Umrechnung 
ihrer Wertangaben in deutſche Währung für die Beſitz⸗ und 
Kriegsſteuerveranlagung feſtgeſetzten Kurſe ſind für die Fälle 
des § 34 Beſ.StGeſ. vorgeſehen (zu vgl. Geſ. vom 9. Nov. 
1916 RGBl. 1269) und dürfen nicht zuungunſten des Steuer: 
pflichtigen für die Umrechnung ſeiner Schulden angewendet 
werden. Nach Art. 64 Eink. StG., deſſen Vorſchriften nach 
der Verf. des Fin. Min. vom 3. Auguſt 1915 ABl. S. 137 
für die Rechtsbeſchwerde in Beſitz⸗ und Kriegsſteuerſachen 
Geltung haben, ſind ſolche tatſächliche Feſtſtellungen, welche 
durch Schätzung gewonnen werden, der Nachprüfung 
des Verwaltungsgerichtshofs entzogen, indeſſen iſt dieſe 
Nachprüfung inſoweit zuläſſig, als dargetan wird, daß die 
Schätzung auf unrichtigen Unterlagen beruht oder unter Ver⸗ 
wendung eines geſetzlich nicht zuläſſigen Maßſtabs zuſtande 
gekommen iſt, da es ſich inſoweit um keine Ermeſſensfragen 
handelt. Da die angefochtene Entſcheidung, wie ihre Vor⸗ 
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entſcheidungen, für die Bewertung der Kapitalſchulden des 
Beſchwerdeführers an die Bankfirmen in London eine dem 
Geſetz nicht entſprechende Unterlage nach dem oben Ausge⸗ 
führten verwendet haben, und zwar, wie dem Beſchwerde⸗ 
führer nicht zu verwerfen iſt, zu deſſen Nachteil, ſofern in⸗ 
folge der gegenüber der engliſchen weſentlich ungünſtigeren 
deutſchen Zahlungsbilanz im neutralen Ausland am Stichtag 
zur Anſchaffung engliſcher Geldwerte ein höherer Betrag, 
als der vormalige Friedenskurs in Deutſchland betrug, auf⸗ 
zuwenden war, ſo iſt der Beſchwerdeführer infolge zu niedri⸗ 
ger Feſtſetzung der am Rohvermögen abziehbaren Schulden 
zu hoch mit der Beſitz⸗, Kriegs⸗ und Landesvermögensſteuer 
belaſtet, weshalb die angefochtene Entſcheidung außer Wir⸗ 
kung zu ſetzen war. Hieran kann die Tatſache nichts än⸗ 
dern, daß hinſichtlich der Zinſenzurechnung das Beſchwerde⸗ 
begehren verworfen wurde, da eine Neufeſtſetzung der Höhe 
der Schulden des Beſchwerdeführers an die Gläubiger in 
London durch die Steuerbehörde unter Berückſichtigung der 
hier angegebenen Geſichtspunkte ſtattfinden muß. 

Urteil vom 19. März 1919 in der Rechtsbeſchwerdeſ. 

des M. R. in St. 


8. 


Die von Geſellſchaften gemäß 8 13 ff. des Kriegsſtener⸗ 
gef. vom 21. Inni 1916 (Gl. 561) zu entrichtende 
außerordentliche Kriegsabgabe darf für die Einkom⸗ 
menſtenerveranlagung nicht an den Aeberſchüſſen eines 
Geſchäftsjahres abgezogen werden, welches vor dem 
Eintritt ihrer Fülligkeit abgelaufen war, auch wenn 
in der Bilanz dieſes Geſchüftsjahrs eine Kriegsſteuer⸗ 
rücklage eingeſtellt war. 


Die beſchwerdeführende Aktiengeſellſchaft hat in ihrer 
Einkommenſteuererklärung für 1917 den Abzug des von ihr 
vor Abgabe derſelben, aber nach Beginn des Steuerjahres 
1917 bezahlten Teilbetrags ihrer im Frühjahr 1917 feſtge⸗ 
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ſtellten Kriegsabgabe an dem der Steuerklärung zugrunde 
gelegten Ueberſchuß ihres geſchäftlichen Unternehmens für das 
mit dem Kalenderjahr übereinſtimmende Geſchäftsjahr 1916 
beanſprucht, wobei ſie geltend machte, daß die Bezahlung 
der Abgabe aus dem für die Kriegsſteuer bereits zurückge⸗ 
ſtellten Betrag erfolgt ſei. Die Dividendenverteilung für 1916 
hatte ſchon vor Bezahlung der Abgabe ſtattgefunden. Die 
Geſellſchaft hat ihren Anſpruch, den die Steuerbehörde für 
das Steuerjahr 1917 abwies, im Beſchwerdeweg weiter ver⸗ 
folgt. Ihre Rechtsbeſchwerde iſt vom Verwaltungsgerichts⸗ 
hof zurückgewieſen worden aus folgenden Gründen: 
Nach Art. 10 Abſ. 4 Eink. St Geſ. vgl. mit Abſ. 1 können 
nur die von der Geſellſchaft in dem Geſchäftsjahr 1916, 
welches von ihr der Berechnung ihres ſteuerbaren Einkom⸗ 
mens für das Steuerjahr 1917 zugrunde gelegt war, er⸗ 
zielten Ueberſchüſſe für die Feſtſtellung dieſes Einkommens 
maßgebend ſein, und es haben hiebei alle geſchäftlichen Vor⸗ 
gänge, die erſt nach Abſchluß dieſes Geſchäftsjahres einge⸗ 
treten und daher in den den geſchäftlichen Reingewinn die⸗ 
ſes Jahres ausweiſenden Jahresabſchlüſſen nicht mehr zum 
Ausdruck gebracht ſind, außer Betracht zu bleiben. Dies 
gilt auch für Geſchäfts unkoſten, ſofern ſie erſt nach Abſchluß 


des Geſchäftsjahres entſtanden oder fällig geworden ſind. 


Dieſe fallen immer nur demjenigen Jahr zur Laſt, in wel⸗ 
chem ſie fällig wurden. Daß dieſe Grundſätze auch für die 
Berechnung des ſteuerbaren Einkommens von Aktiengeſell⸗ 
ſchaften Anwendung zu finden haben, kann keinem Zweifel 
unterliegen, da hiefür kein beſonderer Einkommensbegriff 


gilt, vielmehr die geſchäftlichen Ueberſchüſſe im Sinn des 
Art. 16 Eink. StGeſ. gleichbedeutend find mit dem nach Maß⸗ 
gabe des Art. 13 Eink. StGeſ. zu ermittelnden geſchäftlichen 


Reingewinn. Der von der Beſchwerdeführerin im Jahr 1917 
entrichtete Kriegsabgabeteilbetrag kann daher, auch wenn man, 
was hier dahingeſtellt bleiben kann, deſſen Abzugsfähigkeit 
bei Ermittlung des ſteuerbaren Einkommens anerkennt, jeden⸗ 
falls nicht an den auf Grund der Bilanz für 1916 ſich er⸗ 
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ergebenden geſchäftlichen Ueberſchüſſen abgerechnet werden, 
wie die Beſchwerdeführerin verlangt, um ſo weniger, nachdem 
hierüber durch die Generalverſammlung im Weg der Divi⸗ 
dendenverteilung und von Reſervierungen verfügt worden iſt. 
Denn die Veranlagung der Geſellſchaft zur Kriegsabgabe 
und demgemäß die Entſtehung der Verpflichtung zu ihrer 
Entrichtung hat, wie die Beſchwerdeführerin ſelbſt angibt, 
erſt nach Abſchluß der Bilanz für 1916 und alſo erſt nach 
dem Ablauf dieſes Geſchäftsjahrs ſtattgefunden. 

Urteil vom 27. Auguſt 1919 Nr. 157 in der Rechtsbe⸗ 

ſchwerdeſache der V. Tr. AG. in V. 


9. 


Einkommenſtener. Bie von einem Gewerbetreibenden 

für Beſchaffung eines neuen Bankkredits unter Ablö⸗ 

fung des ſeitherigen aufgewendete Proviſton if am 
Einkommen nicht abzugsfähig. 


Der Beſchwerdeführer beanſprucht für die Einkommen⸗ 
ſteuerveranlagung 1917 den Abzug des Betrags von . ... Mk. 
an ſeinem ſteuerbaren Einkommen, den er im abgelaufenen 
Geſchäftsjahr an die Firma P. in S. als Proviſion für die 
Vermittlung einer Kreditgewährung in laufender Rechnung 
durch die W. . .. Bank in S. unter Ablöſung des früheren 
laufenden Kredits bei der Bankfirma F. daſelbſt bezahlt 
hatte. Die Steuerbehörde hat den Abzug abgelehnt, da die 
Proviſion den Charakter von Kapitalbeſchaffungskoſten habe. 
Demgegenüber wendet die Rechtsbeſchwerde ein, das Kredit— 
geſchäft ſei dadurch geboten geweſen, daß die Firma F. ge⸗ 
genüber Induſtriekrediten die Neigung zu Kündigung bezw. 
zu verſchärften Bedingungen wiederholt gezeigt habe. Einer 
Kündigung des Kredits ohne Erſatz habe ſich der Beſchwerde⸗ 
führer nicht ausſetzen können, denn er habe den Kredit zur 
Aufrechterhaltung ſeiner verſchiedenen induſtriellen Unter⸗ 
nehmungen benötigt. Die Ausgabe für die Vermittlung des 
neuen Kreditgeſchäfts habe alſo der Erwerbung, Sicherung 
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und Erhaltung des Einkommens des Beſchwerdeführers ge- 
dient. Wäre der neue Kredit nicht beſchafft worden, ſo hätte 
es dem Beſchwerdeführer an den erforderlichen Mitteln zur 
Aufrechterhaltung eigener Betriebe und von Beteiligungen 
an andern Induſtrieunternehmungen gefehlt. Es handle ſich 
nicht um Neubeſchaffung eines vollſtändig neuen Kapitals 
für die Geſchäfte des Beſchwerdeführers, ſondern um Erſatz 
eines Kapitals an Stelle eines andern. Die erforderlichen 
Mittel zur Aufrechterhaltung der Geſchäftsbetriebe ſeien nicht 
erſt durch den neuen Kredit beſchafft worden, ſondern gerade 
durch den alten Kredit und, da für den alten Kredit die Ge⸗ 
fahr der Kündigung beſtand, ſei der neue Kredit nötig ge⸗ 
weſen, der nur den Zwecken des alten Kredits, nämlich dem 
Betrieb der verſchiedenen Geſchäfte des Beſchwerdeführers 
gedient habe. Es handle ſich hier um reine Geſchäftsun⸗ 
koſten, die den Ertrag des Einkommens aus dem Betriebe 
des Gewerbes mindern und von dem Kaufmann über Ge⸗ 
ſchäftsunkoſten zu verbuchen ſeien. 

Die Rechtsbeſchwerde wurde zurückgewieſen aus folgen⸗ 
den Gründen: Der Beſchwerdeführer läßt ſelbſt vortragen, 
daß er den Bankkredit, für deſſen von dem Beſchwerdeführer 
in Anſpruch genommenen Umfang die Höhe der im Geſchäfts⸗ 
jahr 1916 an die Bankfirma „F.“ bezahlten Kontokorrent⸗ 
zinſen einen Anhaltspunkt gibt, zur Aufrechterhaltung ſeiner 
verſchiedenen induſtriellen Unternehmungen benötige und ſich 
daher der Kündigung des Kredits ohne Erſatz nicht habe 
ausſetzen können, andernfalls es ihm an den erforderlichen 
Mitteln zur Aufrechterhaltung des eigenen Betriebs und 
ſeiner Beteiligung an andern Unternehmungen gefehlt hätte. 
Damit anerkennt der Beſchwerdeführer, daß der Bankkredit 
infolge des durch den Kreditvertrag begründeten Rechts des 
Kreditnehmers auf fortwährende Beanſpruchung des Kredits 
bis zu einer beſtimmten Höchſtſumme der Finanzierung ſeines 
Geſchäftsbetriebs, der Beſchaffung von Betriebsmitteln hie: 
für, dient und demgemäß eine wichtige und für größere ge⸗ 
ſchäftliche Unternehmungen überhaupt unentbehrliche Ge⸗ 


f 
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ſchäftseinrichtung und Grundlage des Geſchäfttbetriebs bildet. 
Da der geſchäftliche Betrieb die Quelle iſt, aus welcher das 
ſteuerpflichtige Einkommen aus Handel und Gewerbe fließt, 
ſo ſtellt ſich der Bankkredit als Beſtandteil dieſer Quelle 
dar, und die Aufwendungen, welche die Beſchaffung, Er⸗ 
neuerung oder Erſetzung dieſes Kredits zum Gegenſtand 
haben, ſind demnach in erſter Linie Aufwendungen zur Er⸗ 
haltung und Sicherung der Einkommengquelle. Eine ſolche 
Aufwendung bildet auch der von dem Beſchwerdeführer an 
die Firma P. und C. für die Vermittlung der Beſchaffung 
eines Bankkredits bei der „W. Bank“ als Proviſion bezahlte 
Betrag von 5600 Mk. Nach Art 9 I Eink.StGeſ. find bei 
Ermittlung des ſteuerbaren Einkommens von den Einnah— 
men in Abzug zu bringen die zur Erwerbung, Sicherung 
und Erhaltung des Einkommens verwendeten Ausgaben, 
außerdem die weiteren in 1, 2—6 bezeichneten Aufwen⸗ 
dungen, die aber hier nicht in Betracht kommen. Dagegen 
ſind nach Ziff. II von Art. 9 nicht abzugsfähig „insbeſon⸗ 
dere“ Verwendungen zur Verbeſſerung und Vermehrung des 
Vermögens, wie Ausgaben zu Geſchäftserweiterungen, Ka⸗ 
pitalanlagen. . .. Die Beſchaffung des Kredits bei der W. 
Bank an Stelle des ſeitherigen Kredits bei der Firma F. 
hatte nach Angabe des Beſchwerdeführers ihren Grund in 
der Befürchtung, daß letztere Firma den Kredit kündigen 
oder verſchärfte Bedingungen für die Weitergewährung auf⸗ 
ſtellen könnte. Jener von dieſen Nachteilen freie Kredit war 
ſomit für den Beſchwerdeführer günſtiger als der aufgege⸗ 
bene, womit für dieſen unmittelbar eine Verbeſſerung einer 
notwendigen Geſchäftsgrundlage und ſeiner geſchäftlichen Un⸗ 
ternehmung ſelbſt als Einkommensquelle erreicht wurde. Ab⸗ 
geſehen hievon ſind die in Art. 9 II aufgeführten Fälle, wie 
ihre Einführung mit „insbeſondere“ zeigt, keineswegs er⸗ 
ſchöpfend. Aus der Vergleichung von Ziffer I und II ergibt 
ſich vielmehr, daß als nicht abzugsfähig alle diejenigen Aus⸗ 
gaben zu gelten haben, welche nicht unter die unter Ziffer I 
bezeichneten Arten von Ausgaben oder Aufwendungen fallen. 
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Das ſind diejenigen, welche im Bereich des die Einkommens⸗ 
quelle darſtellenden Vermögensbeſtands ſich bewegen, Vor⸗ 
gänge auf dem Gebiet des Vermögens zum Gegenſtand 
haben. Hiezu gehören auch diejenigen Aufwendungen, welche 
zur Erhaltung der die Einkommensquelle bildenden Einrich⸗ 
tungen und Anlagen gemacht ſind. Unter dieſe Aufwen⸗ 
dungen fällt aber nach dem Ausgeführten auch die vom Be⸗ 
ſchwerdeführer für die Neubeſchaffung eines Bankkredits 
gemachte Ausgabe für Proviſion. Hieran wird dadurch nichts 
geändert, daß der neue Kredit zugleich der Erhaltung und 
Sicherung des Ertrags aus der Duelle dient, denn dies iſt 
lediglich die Folge der durch den Kredit in erſter Linie be⸗ 
wirkten Sicherung der Quelle ſelbſt. Wenn der Beſchwerde⸗ 
führer, wie er vortragen läßt, die Proviſionsausgabe als 
reine Geſchäftsunkoſten betrachtet, die den Ertrag aus dem 
Gewerbebetrieb mindern, jo hätte er fie an ſeinem gewerb⸗ 
lichen Ertrag und nicht, wie geſchehen, am Geſamteinkom⸗ 
men in der Steuererklärung in Abrechnung bringen müſſen. 
Uebrigens ſind keineswegs alle vom Kaufmann über Ge⸗ 
ſchäftsunkoſten verbuchten Beträge ohne weiteres auch ſteuer⸗ 
rechtlich als Aufwendungen im Sinn des Art. 9, I, 1 Eink.⸗ 
StGeſ. zu erachten, wie z. B. die Gemeindeumlagen auf 
Gewerbe. 

Urteil vom 27. Auguſt 1919 in der Rechtsbeſchwerdeſ. 

des K. H. in G. 


10. 


Der Firmenwert eines anf dem verkauften Grundſtück 

betriebenen, mit dieſem verkauften Geſchäfts kann 

nicht Gegenſtand eines beſonderen umſatzſtener freien 
Erwerbs neben dem Grundſtückserwerb ſein. 


Gründe: 
Mit notariell beurkundetem Vertrag vom 19. Mai 1919 
hat P. R. in C. „das von ihm ſeither in C. unter der Firma 
Färberei und chem. Reinigung P. Rr. betriebene Geſchäft“ 
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an die beiden Beſchwerdeführer verkauft. Von den Beſtim⸗ 
mungen des Vertrags ſind folgende hervorzuheben: 
| 8 1. 

Die Käufer erwerben: 

1. das Recht, die Firma mit oder ohne Beifügung eines 
das Nachfolgeverhältnis andeutenden Zuſatzes weiterzuführen, 
2. das im Grundbuch von C. Heft R. . .. Abt. I Nr. 1 
eingetragene Grundſtück Gebäude 60a an der C. . . ſtraße, 
Fabrikgebäude, und Gebäude 60 b, Stallgebäude, mit ſämt⸗ 
lichen in dem Anweſen befindlichen Maſchinen und Gerät⸗ 
ſchaften und den geſamten beweglichen Zubehörden und der 
Geſchäftseinrichtung der Firma, 3. alle ſonſtigen außerhalb 
des Gebäudes zum Geſchäft gehörigen Einrichtungsgegen⸗ 
ſtänden, alſo insbeſondere * welche ſich in den Lä⸗ 
den F. .. ſtraße 7 in S., ‚Straße 54 und K. 
ſtraße 37 in C. befinden. 

| § 2. 

Der Kaufpreis für die Kaufgegenſtände des § 1 Ziff. 1 
und 3 beträgt. .. 40 000 Mk. 
der Kaufpreis für den Raufgegenftnd sit 2 

beträgne .. 60 000 Mk. 
| 100 000 Mk. 

Von dem Kaufpreis für Ziff. 2 fallen 45 000 Mk. auf 
das Gebäude und 15 000 Mk. auf die Zubehörden. 


§ 3. 

Mitverkauft werden, aber in dem Kaufpreis des $ 2 
nicht inbegriffen ſind 

1. die bei der Geſchäftsübernahme vorhandenen Farb⸗ 
ſtoffe, Chemikalien, Kohlen und ſonſtige Verbrauchsartikel. 
Dieſelben werden von den Käufern zum Fakturenwert über⸗ 
nommen; 

2. die Geſchäftsausſtände für die noch bei der Ueber⸗ 
gabe auf Lager befindlichen gefärbten und gereinigten Kleider 
und Stoffe. Dieſe werden von den Käufern zum Nennwert 
unter Abzug von 5 %, Rabatt übernommen. 
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84. 

Die Geſchäftsausſtände und die Geſchäftsverbindlich⸗ 

keiten werden von den Käufern nicht übernommen. 
8 5. 

Von den Geſchäftsbüchern gehen diejenigen, welche dem 
Verkehr mit den Läden und der Kundſchaft dienen, in das 
Eigentum der Käufer über. | 

8 6. 

Der Verkäufer verpflichtet ſich, in C. und ©. keinen 
Färbereibetrieb mehr zu betreiben oder ſich an einem ſolchen 
in irgend einer Weiſe zu beteiligen. 

§ 10. 

Die Koſten dieſes Vertrags, die Umſatzſteuer und den 
Reichsſtempel tragen die Käufer. 

Hiezu hat der Beſchwerdeführer L. am 5. Juni 1919 
vor dem Bezirksſteueramt C. erklärt: 

Mit den unter $ 1 Ziff. 3 des Kaufvertrags angeführ⸗ 
ten Einrichtungsgegenſtänden ſind die Ladentiſche uſw. in 
den Filialgeſchäften gemeint, die zum Betrieb unſeres Geſchäfts 
gehören. Die 40000 Mk. verteilen ſich auf die Firma mit 
30 000 Mk. und auf die ebengenannten Gegenſtände mit 
10 000 Mk. 

Von dem Bezirksſteueramt C. wurde die Umſatzſteuer aus 
100 000 Mk. Kaufpreis (60 000 Mk. für Gebäude ſamt Zu⸗ 


behör und 40 000 Mk. für Firma und Zubehör) angeſetzt. 


Hiegegen haben die Käufer inſoweit Beſchwerde eingelegt, 
als die Steuer aus einem die Summe von 60 000 Mk. über⸗ 
ſteigenden Betrag berechnet iſt und dabei inſofern eine Er⸗ 
mäßigung erwirkt, als der auf die Einrichtungsgegenſtände 
der Filialgeſchäfte entfallende Teil des Kaufpreiſes mit 
10 000 Mk. von der Umſatzſteuer freigeſtellt wurde, während 
im übrigen die Beſchwerde ebenſo die weitere Beſchwerde er⸗ 
folglos blieben. Die Rechtsbeſchwerde wurde ebenfalls zurück⸗ 
gewieſen aus folgenden Gründen: 

In Art. 1 des Geſ. vom 28. Dezember 1899 wird der 
Gegenſtand der Umſatzſteuer dahin angegeben: 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 3. 19 
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Der Steuer von Grundſtücksumſatz unterliegen Kauf⸗ 
und Tauſchverträge und andere entgeltliche Rechtsgeſchäfte, 
welche den Erwerb des Eigentums an Grundſtücken und ſol⸗ 
chen Berechtigungen zum Gegenſtand haben, für welche die 
ſich auf Grundſtücke beziehenden Vorſchriften gelten (Abſ. 1). 
Zu den ſteuerpflichtigen Gegenſtänden gehören auch alle 
Sachen und Rechte, welche nach den für den Privatrechts 
verkehr geltenden Geſetzesbeſtimmungen Beſtandteile eines 
Grundſtücks bilden (Abſ. 3). Dazu beſtimmt Art. 5: Wenn 
ſteuerpflichtige und nichtſteuerpflichtige Gegenſtände um eine 
Geſamtleiſtung erworben werden, ſo iſt die Umſatzſteuer nur 
von den auf die ſteuerpflichtigen Gegenſtände entfallenden 
Teilbeträge der Geſamtleiſtung zu entrichten. Dieſelbe iſt 
nötigenfalls durch Schätzung zu ermitteln. 

Unter Berufung auf dieſe Beſtimmungen glauben die 
Beſchwerdeführer die Umſatzſteuerfreiheit des angeblich auf 
den Erwerb der Firma entfallenden Teilbetrags des Kauf- 
preiſes mit 30 000 Mk. beanſpruchen zu können. 

Nach 8 17 HGB. iſt die Firma eines Kaufmanns der 
Name, unter welchem er im Handel ſeine Geſchäfte betreibt 
und die Unterſchrift abgibt. Wie in der Rechtslehre allge— 
mein anerkannt wird, iſt die Firma kein beſonderes Vermö⸗ 
gensſtück; ſie kann daher weder gepfändet noch in die Kon⸗ 
kursmaſſe gezogen werden, iſt vielmehr lediglich der Name, 
unter welchem ein Kaufmann ſein Geſchäft betreibt. Ohne 
das Handelsgeſchäft, für welches ſie geführt wird, kann die 
Firma nicht veräußert werden ($ 23 HGB.): dagegen darf 
derjenige, der ein beſtehendes Handelsgeſchäft erwirbt, für 
das Geſchäft die bisherige Firma fortführen, wenn der bis 
herige Geſchäftsinhaber in die Fortführung der Firma aus⸗ 
drücklich willigt ($ 22 HGB.). Ein Handelsgeſchäft kann 
ſomit auch ohne die Firma auf einen anderen übergehen, 
während der Uebergang einer Firma auf einen anderen da- 
von abhängig iſt, daß der andere das unter der Firma be— 
triebene Handelsgeſchäft erwirbt, und daß der bisherige Ge: 
ſchäftsinhaber dem neuen Erwerber die Zuſtimmung zur 
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Fortführung der Firma ausdrücklich erteilt. Der Uebergang 
der Firma auf den Erwerber eines Handelsgeſchäfts iſt da⸗ 
her nicht als Veräußerung eines Vermögensobjekts, ſondern 
als Bewilligung einer Namensführung anzuſehen, wobei es 
allerdings nicht ausgeſchloſſen erſcheint, daß der bisherige 
Geſchäftsinhaber für die Erteilung ſeiner Zuſtimmung zur 
Weiterführung der Firma ein Entgelt verlangen und zuge⸗ 
ſagt erhalten kann. Ob ein derartiges Entgelt im vorlie⸗ 
genden Falle umſatzſteuerpflichtig wäre, kann dahingeſtellt 
bleiben, denn es iſt aus dem eigenen Vorbringen der Be- 
ſchwerdeführer zu entnehmen, daß die 30 000 Mk., für welche 
Steuerfreiheit beanſprucht wird, nicht als ein derartiges Ent⸗ 
gelt anzuſehen ſind. Die Beſchwerdeführer haben nämlich in 
der Rechtsbeſchwerde übereinſtimmend mit ihren früheren 
Ausführungen vortragen laſſen: es ſei das Geſchäft mit der 
Firma verkauft worden, wobei der Firmenwert ausgeſchieden 
worden ſei, weil die zu übernehmenden Beſtände noch nicht 
genau haben berechnet werden können; es ſei klar, daß ein 
derart gutgehendes Geſchäft einen erheblichen Firmenwert 
habe, denn bei einem Geſchäft, welches ſich lediglich mit der 
Bearbeitung von Waren befaſſe, beſtehe der Wert des Ge— 
ſchäfts gerade in dem erworbenen großen Kundenkreis; die: 
ſer Wert ſei in dem Firmenwert ausgedrückt. 
Aus dieſen Ausführungen geht mit Sicherheit hervor, daß 
die 30 000 Mk. von den Vertragsparteien nicht als Entgelt 
für die Bewilligung der Weiterführung der Firma, ſondern 
als Entgelt für das Geſchäft angeſehen wurden. 

Unter den Begriff eines Handelsgeſchäfts fällt alles das⸗ 
jenige, was zum Betrieb des betreffenden Handelsgewerbes 
gehört. Im weiteſten Umfang werden zu einem Handels— 
geſchäft außer den zugehörigen Rechten, ſowie beweglichen 
und unbeweglichen Gegenſtänden auch die ſogenannten Chancen 
des Geſchäfts gerechnet, d. h. die tatſächlichen Beziehungen, 
welche den Betrieb ermöglichen und fördern, mögen ſie nun 
in Fabrikationsgeheimniſſen oder in der Kenntnis von Be- 
zugs⸗ und Abſatzquellen oder in dem durch reelles Geſchäfts⸗ 
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gebaren oder durch hervorragende Leiſtungen erworbenen 
geſchäftlichen Vertrauen oder Ruf beſtehen. Gerade für dieſe 
Chancen des Geſchäfts werden unter der Bezeichnung Form, 
Faſſon, Kundſchaft, Firma u. dgl. bei dem Erwerb eines 
Handelsgeſchäfts erhebliche Beträge ausgeworfen und bei 
Berechnung des Kaufpreiſes für das ganze Geſchäft in Rech⸗ 
nung geſtellt. Auch die Rechtſprechung hat in dieſer Hin⸗ 
ſicht der Geſchäftsanſchauung Rechnung getragen und ange- 
nommen, daß in Fällen, in welchen weder Sachen noch Rechte 
zu einem Geſchäft gehören, auf den Erwerb der „Form“ 
des Geſchäfts die Grundſätze über den Kauf in analoger 
Weiſe Anwendung finden können, obwohl weder körperliche 
Sachen noch Rechte als Gegenſtand des Vertrags in Frage 
kommen. | 

Im vorliegenden Falle war der Gegenſtand des Kauf— 
vertrags die Liegenſchaft, auf welcher das Geſchäft betrieben 
wurde, die Geſchäftseinrichtung und das Geſchäft ſelbſt; dies 
wurde in einem einheitlichen Vertrag, in welchem der Ver⸗ 
käufer „das von ihm ſeither betriebene Gefchäft“ an die Be⸗ 
ſchwerdeführer verkaufte, zuſammengefaßt und geregelt. Der 
Hauptgegenſtand dieſes Kaufvertrags war das Fabrikgebäude 
nebſt den dazugehörigen Zubehörden und der Geſchäftsein⸗ 
richtung, alſo die zum Geſchäfte gehörigen beweglichen und 
unbeweglichen Gegenſtände; dem Erwerb der Form des Ge— 
ſchäfts oder, wie die Beſchwerdeführer ſich ausdrücken, des 
Firmenwerts, konnte daneben keine beſondere ſelbſtändige 
Bedeutung zukommen, da hiebei weder körperliche Sachen 
noch Rechte in Frage kommen. Dieſer Form des Geſchäfts 
kann daher beim Ankauf des Fabrikgebäudes und der Ge— 
ſchäftseinrichtung nur in der Richtung eine allerdings nicht 
unerhebliche Bedeutung beigelegt worden ſein, als bei Be⸗ 
rechnung des Kaufpreiſes auch für den Wert der Form des 
Geſchäfts ein entſprechender Betrag ausgeworfen und in 
Rechnung geſtellt wurde. Sowenig aber eine beſtimmte Eigen⸗ 
ſchaft eines Kaufsgegenſtands noch beſonders erworben wer⸗ 
den kann, ebenſowenig kann die Form eines Geſchäfts neben 
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dieſem ſelbſt in ſelbſtändiger Weiſe erworben werden. Aus 
dieſen Gründen war es durchaus zutreffend, wenn, wie in 
der Entſcheidung des Steuerkollegiums hervorgehoben wird, 
bei der Beratung des Umſatzſteuergeſetzes in der Kammer 
der Standesherren der Gedanke zum Ausdruck gekommen iſt, 
daß bei der Veräußerung von Gebäuden, in denen ein Ge⸗ 
werbe betrieben wird, die Auswerfung eines beſonderen Kauf⸗ 
preiſes für den idealen Wert des Geſchäfts von dem Ge— 
ſichtspunkt aus zu beurteilen ſei, daß der bisherige Betrieb 
des Gewerbes auf dem Grundſtück für den Erwerber ein 
Beweggrund für die Bezahlung eines höheren Kaufpreiſes 
ſei, das Grundſtück für ihn einen höheren Wert habe. Der 
„Firmenwert“ des Geſchäſts iſt in derartigen Fällen für die 
vertragſchließenden Teile lediglich ein Rechnungspoſten, der 
bei Feſtſetzung des Geſamtpreiſes in Betracht kommt und 
berückſichtigt wird. Unerheblich iſt, ob, wie im vorliegenden 
Falle, dieſer „Firmenwert“ in dem Vertrage ſelbſt beſonders 
ausgeſetzt iſt, denn für die ſteuerrechtliche Beurteilung des 
Falles iſt nicht maßgebend der Wortlaut des niedergeſchrie⸗ 
benen und beurkundeten Vertrags, ſondern der wahre Wille 
der vertragſchließenden Teile, wie er in dem Geſamtinhalt des 
Vertrags ſeinen Ausdruck gefunden hat. Hiebei haben insbeſon⸗ 
dere ſolche Vertragsbeſtimmungen, welche nicht ernſtlich gemeint 
und lediglich zur Umgehung der Steuerpflicht in den Ver⸗ 
trag aufgenommen ſind, außer Berückſichtigung zu bleiben. 
Solche Beſtimmungen enthält aber der vorliegende Vertrag, 
indem dort das Recht, die Firma weiterzuführen, als Kauf⸗ 
gegenſtand bezeichnet und für dieſen Kaufgegenſtand ein be⸗ 
ſonderer Kaufpreis ausgeworfen wird, während die Be— 
ſchwerdeführer zur Begründung ihres Anſpruchs auf Steuer⸗ 
freiheit des in Rede ſtehenden Betrags von 30 000 Mk. 
geltend machen, dies ſei die Vergütung für den Firmenwert, 
und unter Firmenwert den Wert der Form des Geſchäfts 
verſtanden wiſſen wollen. Gerade dieſe Unklarheiten laſſen 
mit Sicherheit erkennen, daß die Beſchwerdeſührer eben be⸗ 
ſtrebt find, einen Teil des Kaufpreiſes der Veranlagung zur 
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Umſatzſteuer zu entziehen, und zu dieſem Zweck einen be— 
ſonderen „Kaufpreis“ für den „Kaufgegenſtand“ des S1 . 
Ziff. 1 des Vertrags in dem Vertrage ſelbſt ausgeworfen 
haben, während in Wirklichkeit dieſer „Kaufpreis“ ein Rech⸗ 
nungspoſten war, der bei Feſtſetzung des Preiſes für die 
zum verkauften Geſchäft gehörigen beweglichen und unbe— 
weglichen Gegenſtände in Rechnung geſtellt und berückſichtigt 
wurde. 

Daß unter dieſen Umſtänden der Artikel 5 des Um: 
ſatzſteuergeſetzes im vorliegenden Falle keine Anwendung 
finden kann, geht ſchon aus dem Geſagten hervor. Denn es 
handelt ſich überhaupt nicht darum, daß im vorliegenden 
Falle ſteuerpflichtige und nichtſteuerpflichtige Gegenſtände 
um eine Geſamtleiſtung erworben worden ſind. Allerdings 
ſollte nach dem wahren Willen der vertragsſchließenden Teile 
der Betrag von 90000 Mk. das Entgelt für die an die 
Beſchwerdeführer verkauften Grundſtücke nebſt Zubehörden 
bilden, und inſofern handelt es ſich um eine Geſamtleiſtung; 
aber um dieſe Geſamtleiſtung wurden keine nichtſteuerpflich— 
tigen Gegenſtände, ſondern die Grundſtücke nebſt Zubehör⸗ 
den, ſomit ausschließlich ſteuerpflichtige Gegenſtände erwor— 
ben, während ein ſelbſtändiger Erwerb der weder als Sache, 
noch als Recht anzuſehenden Form des Geſchäfts überhaupt 
nicht in Frage kommen kann. 

Dem Umſtand, daß in dem Vertrag für die Form des 
Geſchäfts ein beſonderer Erwerbspreis ausgeworfen iſt, 
kommt daher bezüglich der Steuerpflicht keine Bedeutung zu; 
vielmehr iſt bei Berechnung der Umſatzſteuer dieſer Betrag 
dem als Erwerbspreis für die Liegenſchaft nebſt Zubehörden 
angegebenen Kaufpreis hinzuzuſchlagen und aus dem ſich 
hiernach ergebenden wirklichen Kaufpreis die Steuer zu be— 
rechnen, wie dies im vorliegenden Falle geſchehen iſt. 

Hiegegen läßt ſich endlich nicht etwa einwenden, daß 
der für die Firma als ſolche beſonders ausgeſchiedene Er: 
werbspreis nicht bloß zu den in § 1 Ziff. 2 des Kaufver⸗ 
trags genannten Grundſtücken nebſt Zubehör, ſondern auch 
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zu den in § 1 Ziff. 3 und § 3 des Vertrags aufgeführten, 
von der Umſatzſteuer nicht berührten beweglichen Sachen und 
Forderungen (Einrichtungsgegenſtände, Farbſtoffe, Chemika⸗ 
lien, Kohlen u. dgl., ferner Geſchäftsausſtände) unter anteil⸗ 
mäßigem Zuſchlag auf die für die letzteren angeſetzten Preiſe 
in Beziehung zu ſetzen ſeien, da auch dieſe Gegenſtände 
Teile des veräußerten Geſchäfts bilden. Denn für den 
dauernden Betrieb des Geſchäfts, dem die Fortführung der 
Firma im weſentlichen allein dienen ſoll, waren ſie von 
keiner oder doch nur ſehr untergeordneten Bedeutung, ſo daß 
bei ihnen durch die Verbindung mit der Firma eine irgend- 
wie erhebliche Wertſteigerung nicht eintreten konnte. ö 

Urteil vom 5. November 1919 in der Rechtsbeſchwerde⸗ 

ſache des P. L. und des R. F. in C. 


11. 


1. Gewerbe: und Gebändeſtenerpflicht eines Ueber⸗ 
landwerks. 
2. Zum Begriff des ökonomiſchen Rutzens im Binn 
des Art. 2 Jiff. 5 des Grund⸗, Gebünde⸗ und Gewerbe⸗ 
ſtenergeſetzes vom 28. April 1873 / 8. Auguft 1903. 


In den Jahren 1909 und 1910 wurde von einer Reihe 
dem Donaukreis angehörender Amtskörperſchaften der Be⸗ 
zirfsverband (Art. 92 BezO.) OEW. gegründet zum Zweck 
der Verſorgung der Bezirke der ihm angeſchloſſenen Amts⸗ 
körperſchaften mit elektriſchem Strom im Weg der Ueber⸗ 
landzentrale. Zur Ausdehnung des Werks wurden dann 
im Lauf der nächſten Jahre die Elektrizitäts⸗Aktiengeſell⸗ 
ſchaften M. und W., ferner das Privatkraftwerk Sch., ſowie 
die Werke der W. G. für Elektrizität in R. und B. erwor⸗ 
ben und dem Ueberlandwerk angegliedert. Der Verband 
wurde im Jahre 1917 zur Gewerbeſteuer veranlagt, nach⸗ 
dem ſchon im Jahr 1915 verſchiedene, dem Betrieb des 
Ueberlandwerks dienende Gebäude in B., nämlich das Unter⸗ 
werkgebäude Nr. 120, Transformatorengebäude R.⸗Straße, 
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ſowie die Schuppen Nr. 2 und 2a zur Gebäudeſteuer her⸗ 
angezogen worden waren. Sowohl gegen die Gewerbe⸗ 
ſteuerveranlagung, wie gegen die Heranziehung dieſer Ge- 
bäude zur Gebäudeſteuer, hat der Verband Beſchwerde er⸗ 
hoben. Die Beſchwerden waren erfolglos. Der Rechts⸗ 
beſchwerde hat der Verwaltungsgerichtshof ſtattgegeben aus 
folgenden, das Sachverhältnis ergebenden Gründen: 

I. Nach 8 1 der Verbandsſatzung iſt der Zweck des 
Verbands, die gemeinnützige Verſorgung ſeiner Bezirke mit 
Elektrizität. § 12 Abſ. 1 beſtimmt: „Der Verband erſtrebt 
keinen Gewinn.“ Nach Abſ. 2 bis 4 werden die Mittel für 
den erſten Ausbau des Unternehmens für die Verzinſung 
des Anlagekapitals bis zur Inbetriebnahme des Werks, ſo⸗ 
wie für ſpätere weſentliche Erweiterungen und Aenderungen 
der Werksanlagen, falls ſonſtige Mittel nicht zur Verfügung 
ſtehen, vom Verband durch Anlehen, ſoweit nötig, mittelſt 
Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, aufgebracht. Die 
ſonſtigen Ausgaben des Verbands werden durch die Be— 
triebseinnahmen gedeckt. Solange der Verband noch keine 
Mittel aus Anlehen hat, werden nach § 13 Abſ 1 die ent⸗ 
ſtehenden Koſten von den dem Verband angehörenden Amts⸗ 
körperſchaften zu gleichen Teilen vorgeſchoſſen und vom Ver⸗ 
band aus Anlehensmitteln mit Zinſen zurückerſtattet. Kön⸗ 
nen nach Inbetriebnahme des Werks die Betriebskoſten, die 
Verzinſung und Tilgung der Anlehen nicht durch die Be— 
triebseinnahmen gedeckt werden, jo haben nach $ 13 Abſ. 2 
die Amtskörperſchaften entſprechende Zuſchüſſe zu leiſten, 
welche, ſobald die Rechnungsergebniſſe dies geſtatten (S 17 
Abſ. 1), in Teilbeträgen zurückbezahlt und bis dahin ver: 
zinſt werden. Die Preiſe für den elektriſchen Strom ſollen 
nach § 13 Abſ. 3 jo feſtgeſetzt werden, daß eine Inanſpruch— 
nahme der Amtskörperſchaften nicht erforderlich wird. Nach 
§ 15 Abſ. 2 iſt auf Schluß jedes Kalenderjahrs Inventar 
zu ſtellen und die Bilanz zu ziehen, wobei die für Aktien⸗ 
geſellſchaften geltenden geſetzlichen Beſtimmungen entſprechend 
anzuwenden, die von den Amtskörperſchaften geleiſteten Zu— 
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ſchüſſe (§S 13 Abſ. 2) unter die Paſſiven aber nicht aufzu— 


nehmen ſind. Nach § 16 iſt ein Erneuerungsfonds anzu⸗ 


ſammeln, dem jährlich die der Abnützung der einzelnen 
Werksanlagen entſprechenden Beträge ſo lange zuzuwenden 
ſind, bis der Fonds den Geſamtbetrag der urſprünglichen 
Herſtellungskoſten dieſer Werksanlagen erreicht hat. Der 
Erneuerungsfonds iſt nach den für die Anlegung des Geld» 
vermögens der Amtskörperſchaften geltenden Beſtimmungen 
verzinslich anzulegen und nur für Neubauzwecke zu verwenden. 
Die Zinſenſind dem Kapital zuzuſchlagen. Falls die Betriebs⸗ 
koſten und die Verzinſung und Tilgung der Anlehen nicht durch 
die Betriebseinnahmen gedeckt werden, unterbleibt der Zuſchlag 
des planmäßig verfallenden Betrags und der Zinſen. Der nach 
Deckung ſämtlicher Geſchäftsunkoſten, der Schuldenzinſen, 
der planmäßigen Schuldentilgung und nach Abzug des zur 
planmäßigen Anſammlung des Erneuerungsfonds erforder— 
lichen Betrags ſich ergebende Jahresüberſchuß ſteht nach 
§ 17 zur Verfügung der Verbandsverſammlung mit der 
Maßgabe, daß in erſter Linie die von den Amtskörper— 
ſchaften geleiſteten Zuſchüſſe ($ 13 Abſ. 2) in Teilbeträgen 
und zwar in dem Verhältnis, in welchem ſie erhoben wur⸗ 
den, zurückbezahlt werden ſollen, in zweiter Linie eine weitere 
Rücklage neben dem Erneuerungsfonds gebildet werden ſoll. 
Weitere Ueberſchüſſe ſollen zur außerordentlichen Schulden⸗ 
tilgung verwendet werden. Eine Verteilung der Ueber— 
ſchüſſe an die Amtskörperſchaften und etwaige Rückvergü⸗ 
tungen der im abgelaufenen Rechnungsjahr von den Strom⸗ 
abnehmern geleiſteten Gebühren können nur beſchloſſen wer- 
den, wenn ſämtliche Schulden des Verbands getilgt ſind. 
Zwiſchen Steuerbehörde und Verband beſteht Einigkeit 
darüber, daß der Betrieb des Ueberlandwerks als Mittel 
zur Hebung der Volkswirtſchaft dem Gemeinwohl und öffent— 
lichen Nutzen dient. Während dagegen die Steuerverwal⸗ 
tung, wie der Begründung der MinEntſch. zu entnehmen iſt, 
davon ausgeht, daß das Ueberlandwerk den Zweck verfolge, 
dem Verband im Weg des privatwirtſchaftlichen Erwerbs 
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dauernde wirtſchaftliche Erträge zu gewähren und ein auf 
Gewinnerzielung gerichtetes gewerbliches Unternehmen dar: 
ſtelle, wird der Gewinnzweck von dem Verband entſchieden 
beſtritten, indem er geltend macht, das Unternehmen ſei aus⸗ 
ſchließlich ein öffentliches und gemeinwirtſchaftliches, wobei 
die Erſtrebung eines Gewinns nicht einmal einen mejent: 
lichen Nebenzweck, ſondern nur eine gelegentliche, nebenſäch⸗ 
liche Folge bilde, wie dies ſich ſchon aus dem grundſätz⸗ 
lichen Aufgabenkreis eines Bezirksverbands ergebe, dem die 
Erfüllung öffentlicher mittelbarer Staatsaufgaben obliege. 
Das Unternehmen werde demgemäß nur im öffentlichen Sn: 
tereſſe unter Ausſchaltung wirtſchaftlicher Rückſichten ver⸗ 
waltet. Aus dieſem Grund komme auch ein ökonomiſcher 
Nutzen der einen Teil der Betriebsmittel bildenden nn 
nicht in Frage. 

II. Beide Rechtsbeſchwerden ſind begründet: 

1. Nach Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 3 des Geſetzes betr. die 
Grund⸗, Gebäude- und Gewerbeſteuer vom 28. April 1873 / 
8. Auguſt 1903 (Rgbl. 344), im folgenden Kataſtergeſetz ge⸗ 
nannt, unterliegen der Gewerbeſteuer die im Land betrie⸗ 
benen ſtehenden Gewerbe jeder Art. Eine Erläuterung des 
Gewerbebegriffs findet ſich weder in dieſem, noch in einem 
andern Steuergeſetz, noch in der Gewerbeordnung, war ſo— 
mit der Wiſſenſchaft und Rechtſprechung überlaſſen. In 
Uebereinſtimmung mit der in der Rechtſprechung der deut⸗ 
ſchen Verwaltungsgerichte herrſchenden Auslegung hat der 
Verwaltungsgerichtshof in ſtändiger Rechtſprechung als Ge— 
werbe jede fortgeſetzte, mit der Abſicht auf Gewinnerzielung 
übernommene ſelbſtändige und erlaubte Arbeitstätigkeit an⸗ 
erkannt, welche ſich als Beteiligung am allgemeinen wirt⸗ 
ſchaftlichen Verkehr darſtellt (zu vgl. insbeſondere Württ. J. 
20, 57 ff.). Als weſentliches Merkmal des Gewerbebetriebs 
erſcheint hienach die auf andauernde Gewinnerzielung ge— 
richtete Abſicht oder der Erwerbszweck. 

Daß das Unternehmen des Bezirksverbands im Hinblick 
auf die volkswirtſchaftliche Bedeutung der Verſorgung gro— 
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ßer landwirtſchaftlicher und induſtrieller Bezirke mit elektri⸗ 
ſcher Kraft und elektriſchem Licht für die Allgemeinheit als 
gemeinnütziges und daher öffentlichen Zwecken dienendes zu 
betrachten iſt (zu vgl. auch §S 1 der Satzung), tft nicht zu 
beſtreiten, auch von der Steuerbehörde anerkannt. Der 
öffentliche Zweck eines Unternehmens ſchließt aber die Er⸗ 
werbsabſicht keineswegs ohne weiteres aus. Allerdings iſt 
eine ſolche nicht ſchon dann anzunehmen, wenn ſeine Nutzung, 
die Abgabe ſeiner Erzeugniſſe privatwirtſchaftlich geſtaltet iſt, 
auch dann nicht, wenn der Betrieb zwar Ueberſchüſſe ab⸗ 
wirft, dieſe aber nur eine gelegentliche, nebenſächliche Folge 
des Betriebs bilden. Ein Erwerbszweck kann vielmehr bei 
dem Betrieb eines öffentlichen Zwecken dienenden Unterneh: 
mens nur dann anerkannt werden, wenn er neben der Er: 
füllung öffentlicher Aufgaben als weſentlicher Nebenzweck er: 
ſcheint, das Unternehmen alſo zugleich eine Einnahmequelle“ 
bilden ſoll. Die Gewerbeſteuerpflicht des Unternehmens des 
Bezirksverbands iſt ſomit davon abhängig, ob er mit dem 
von ihm betriebenen Ueberlandwerk neben dem gemeinnützi— 
gen einen dauernden Erwerbszweck als weſentlichen Neben— 
zweck verfolgt. Ein ſolcher hat bei einem öffentlichen, ge— 
meinnützigen Unternehmen zur Vorausſetzung, daß es zur 
Erzielung dauern der Reinerträge im Weg des privatwirt— 
ſchaftlichen Erwerbs beſtimmt iſt, andernfalls würde die Er⸗ 
tragserzielung lediglich als zufällige, untergeordnete, neben⸗ 
ſächliche Folge des Betriebs erſcheinen und mit gelegent— 
lichen Erſparniſſen im Betrieb gleichbedeutend ſein. Der⸗ 
artige mehr zufällige Erträge können nicht die Grundlage 
einer Einnahmequelle bilden. Nach § 12 Abſ. 1 der Satzung 
erſtrebt der Verband, welcher nach $ 1 die gemeinnützige 
Verſorgung ſeiner Bezirke mit Elektrizität zum Gegenſtand 
hat, keinen Gewinn. Als ſatzungsgemäßer Zweck 
des Verbands (Art. 93 Abſ. 1 Ziff. 1 der BezO.) ergibt 
ſich ſonach lediglich die Förderung des gemeinen Nutzens 
ohne die Abſicht einer Gewinnerzielung. Da die Satzung 
nach Art. 92 Abſ. 3 der BezO. der Genehmigung des Mi: 
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niſteriums des Innern unterlag, ſo konnte in ihr nicht wohl 
ein Verbandszweck aufgeſtellt werden, mit welchem die tat⸗ 
ſächlichen Verhältniſſe und der übrige Inhalt der Satzung nicht 
im Einklang waren. Allerdings beſtimmt § 17 der Satzung, 
daß der nach Deckung ſämtlicher Geſchäftsunkoſten, der plan⸗ 
mäßigen Schuldentilgung und nach Abzug des zur plan— 
mäßigen Anſammlung des Erneuerungsfonds erforderlichen 
Betrags ſich ergebende Jahresüberſchuß zur Verfügung der 
Verbands verſammlung ſtehe mit der Maßgabe, daß in erſter 
Linie die von den Amtskörperſchaften geleiſteten Zuſchüſſe in 
Teilbeträgen zurückerſtattet werden ſollen, in zweiter Linie 
eine Rücklage gebildet werden ſolle; weitere Ueberſchüſſe 
ſollen zur außerordentlichen Schuldentilgung verwendet wer— 
den. Soweit aus den Einnahmen des Unternehmens neben 
der Deckung der Betriebskoſten die Verzinſung und plans 
mäßige Tilgung der zur Gründung und Einrichtung des 
Unternehmens aufgenommenen Anlehen zu bewirken iſt, durch 
welche Maßnahme hier, wie aus $ 12 Abſ. 2 der Satzung 
hervorgeht, die Verzinſung und Amortiſation des — aus 
Anlehen beſchafften — Anlagekapitals herbeigeführt werden 
ſoll, kann der jeweils hiefür verwendete Betrag jedenfalls 
nach den für die Bewirtſchaftung öffentlicher Unternehmun— 
gen geltenden Regeln nicht etwa als ein Neinertrag in Be- 
tracht kommen (zu vgl. die — allerdings für öffentlich- recht⸗ 
liche Einnahmen geltende — Beſtimmung in $ 4 Abſ. 4, 5 
der Verf. des Min J. vom 1. Februar 1903, Rgbl. S. 27, 
ferner VerwGHof in Württ. J. 20, 58, 65/66, auch Württ. J. 
23, 241 und 25, 371, 373 ff., ſowie Preuß. Kommunalabg.⸗ 
Gel. § 4 Abſ. 2 Satz 2). Auch vom kaufmänniſchen Ge⸗ 
ſichtspunkt aus (zu vgl. § 15 Abſ. 2 der Satzung) kann es 
ſich weder bei dem Aufwand für die Verzinſung der Anlehen, 
der einen Beſtandteil der Produktionskoſten bildet, noch bei 
der planmäßigen Tilgung derſelben aus den Betriebseinnah⸗ 
men, um Gewinnverwendung handeln, da der kaufmänniſche 
Standpunkt einen Reingewinn erſt nach Abrechnung ſolcher 
Ausgaben, die für ihn Geſtehungskoſten ſind, anerkennt, wie 
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auch in der Volkswirtſchaftslehre ein Unternehmergewinn 
erſt nach Deckung der zu den Produktionskoſten gerechneten 
Verzinſung und Amortiſierung des im Unternehmen ſtehen⸗ 
den Kapitals angenommen wird (Schönberg, Handbuch der 
polit. Oekonomie, Volkswirtſchaftslehre Bd. 1 S. 218, 762). 
Die planmäßige Verwendung von Einnahmen zur Tilgung 
von Schulden und die hierauf gerichtete Einnahmekalkulation 
bedeutet bei dem Verband eine notwendige Maßnahme zur 
Erhaltung und Sicherung ſeines Unternehmens, wie denn in 
S 13 Abſ. 2 der Satzung für den Fall, daß die Aus⸗ 
gaben für Verzinſung und Tilgung der Anlehen nicht 
durch Betriebseinnahmen gedeckt werden können, eine Bu- 
ſchußpflicht der Amtskörperſchaften ſtatuiert iſt. Schon des⸗ 
halb kann aus jener Vorſchrift keine Gewinnabſicht entnom⸗ 
men werden. Hiezu kommt, daß eine dem Zweck der 
Schuldentilgung dienende Erzielung von Ueberſchüſſen not- 
wendig zeitlich begrenzt wäre, während der Gewerbebegriff 
als weſentliches Merkmal die an dauernde Gewinn⸗ 
erzielungsabſicht erfordert. Ebenſowenig kann der für die 
Bildung eines Erneuerungsfonds vorgeſehene Betrag als 
Reinertrag angeſprochen werden; dieſem Fonds ſind nach 
§ 16 der Satzung die jährlich der Abnützung der einzelnen 
Werksanlagen entſprechenden Beträge ſo lange zuzuwenden, 
bis der Fonds den Geſamtbetrag der urſprünglichen Her— 
ſtellungskoſten erreicht hat. Der Erneuerungsfonds ſoll alſo 
hier ein reines Bewertungskonto für die Betriebsanlage 
bilden, das an die Stelle der Abſchreibungen für Wertmin⸗ 
derung durch Abnützung an dem Wert der letzteren tritt 
und wie dieſe zu behandeln iſt. Die Beſchaffung der Deckung 
für dieſe Aufwendungen muß bei der Kalkulation der Ein⸗ 
nahmen eines ſolchen öffentlichen Unternehmens ſchon aus 
dem Grund vorgeſehen werden, um nicht die Geſamtheit der 
Steuerzahler des betreffenden Bezirks mit dem Riſiko des 
Unternehmens zu belaſten. Aber auch die zur Rückzahlung 
der von den Amtskörperſchaften geleiſteten Zuſchüſſe, ſowie 
zur Anſammlung einer Rücklage zu verwendenden Beträge 
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ſind noch unter die Selbſtkoſten zu rechnen. Die Rückerſtat⸗ 
tung der von den Amtskörperſchaften geleiſteten Zuſchüſſe 
erſcheint aus dem Grund geboten, weil auf die Dauer 
Steuermittel nicht zu derartigen, immerhin nur einem be— 
ſtimmten, wenn auch großen Perſonenkreis zugut kommenden 
Unternehmungen verwendet werden können, abgeſehen davon, 
daß es ſich hier ebenfalls um die Tilgung von zur Deckung 
eigentlicher Betriebskoſten aufgenommenen Schulden handelt 
($ 13 Abſ. 2 der Satzung). Die Anſammlung einer Rück⸗ 
lage dient der finanziellen Sicherung des Unternehmens 
gegen Gefahren irgendwelcher Art und der Möglichkeit der 
Ausgleichung ſpäterer unvorhergeſehener Verluſte oder ſonſtiger 
Einbußen. Im Hinblick auf Gefährdungen, wie ſie z. B. durch 
Naturereigniſſe, Krieg, Konkurrenz, wirtſchaftliche Umwäl⸗ 
zungen, Neuerfindungen, unrentable Neuerwerbungen uſw. 
drohen können, muß ein derartig ausgedehntes, in ſeiner 
Entwicklung keineswegs abgeſchloſſenes Werk, wie es die 
OE W. find, auf eine ſichere finanzielle Grundlage geſtellt 
werden, wozu nicht nur die Amortiſation der Anlagekoſten, 
ſondern auch die Anſammlung einer Rücklage als geeignete 
Maßnahme erforderlich erſcheint. Die hiezu verwendeten 
Einnahmebeträge ſtellen demgemäß eine Riſikoprämie für das 
Unternehmen dar, die ebenfalls unter die Selbſtkoſten zu 
kalkulieren iſt. Uebrigens erſcheinen derartige Sicherungen, 
wie dem Beſchwerdeführer zuzugeben iſt, auch aus dem 
Grund bei ſeinem Unternehmen als angebracht, weil von 
ihm mit erheblichen Unkoſten verbundene Anſchlüſſe entfernt 
liegender Einzelhöfe und kleiner Weiler, wie ſie in Ober— 
ſchwaben ſehr häufig ſind, an die Ueberlandzentrale in Aus⸗ 
ſicht genommen ſind, was immerhin ein gewiſſes finanzielles 
Riſiko bedeutet. Daß über die Deckung dieſes geſamten, in 
der Satzung vorgeſehenen Aufwands hinaus Ueberſchüſſe 
dauernd beabſichtigt ſind, darüber gibt die Satzung keine 
ausreichenden Anhaltspunkte, weshalb ſich aus ihr eine Wi⸗ 
derlegung des im § 12 Abſ. 1 aufgeſtellten Grundſatzes, daß 
kein Gewinn erſtrebt werde, nicht entnehmen läßt. Wenn 
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in $ 17 Abſ. 2 Vorſorge für die Verwendung weiterer 
Ueberſchüſſe getroffen iſt, ſo iſt damit noch nicht geſagt, daß 
der Betrieb auf die Erzielung ſolcher als dauernder gerichtet 
ſei, dieſe einen Zweck des Unternehmens bilden ſoll. Die 
Faſſung des § 17 läßt auch die Auslegung zu, daß et- 
waige Ueberſchüſſe, falls ſolche anfallen follten, 
in der dort bezeichneten Weiſe zu verwenden ſeien. Eine 
vorſichtige Rentabilitätsberechnung, die für ein Unternehmen, 
wie das vorliegende, im Hinblick auf die damit verbundenen 
öffentlichen und privaten Intereſſen von größter Wichtigkeit 
iſt, wird ſtets, auch wenn ein Erwerbszweck nicht vorhanden 
iſt, doch die Einnahmen und Ausgaben derart gegeneinander 
abzuwägen haben, daß Abmängel möglichſt vermieden wer⸗ 
den. Da die tatſächlichen Verhältniſſe, insbeſondere die 
Wirkungen geſchäftlicher Maßnahmen, nicht im voraus ge⸗ 
nau überſehen und zuverläſſig beurteilt werden können, viel⸗ 
mehr nicht nur Täuſchungen in dieſer Richtung nicht aus— 
geſchloſſen ſind, ſondern auch die ſorgfältigſte Berechnung 
durch den Eintritt unvorhergeſehener und nicht vorausſeh⸗ 
barer Ereigniſſe durchkreuzt werden kann, ſo iſt es unmög⸗ 
lich, die Preiſe, insbeſondere die Bedingungen der Strom⸗ 
lieferung und Inſtallationsarbeiten im voraus ſo feſtzu⸗ 
ſtellen, daß in Wirklichkeit weder Abmangel noch Ueberſchuß 
ſich ergibt. Wenn hier durch einen vorſichtig gehaltenen 
Voranſchlag eine gewiſſe Spannung zwiſchen Einnahme und 
Selbſtkoſten belaſſen wird, jo kann in einer ſolchen Maß⸗ 
nahme nicht eine Abſicht, Gewinn zu erzielen, ſondern nur 
das Beſtreben erblickt werden, die Gefahr von Einbußen 
möglichſt auszuſchließen, ſie dient ſomit der Verluſtabwen⸗ 
dung. Fallen auf Grund einer ſolchen Berechnung Ueber: 
ſchüſſe an, ſo kann bei der völligen Ungewißheit ihrer Wie— 
derholung nicht ſofort eine Ermäßigung des Strompreiſes 
eintreten, oder können, zumal bei einer größeren Anzahl von 
Teilnehmern, nicht alsbald Rückvergütungen geleiſtet werden. 
Legt man der Beſtimmung in § 17 Abſ. 2 der Satzung der⸗ 
artige Voraus ſetzungen zugrund — und im Hinblick auf 8 12 
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Abſ. 1 iſt dies begründet —, ſo erſcheint die Annahme nicht 
gerechtfertigt, daß der Betrieb des Ueberlandwerks auf die 
Erzielung dauernder Ueberſchüſſe gerichtet ſei, vielmehr kön⸗ 
nen etwaige Ueberſchüſſe nur als Folge vorſichtig aufge— 
ſtellter Voranſchläge und Preiskalkulationen angeſehen wer— 
den, haben alſo die Eigenſchaft von Erſparniſſen. Sie ent⸗ 
ſpringen demnach keinem Gewinnzweck, ſondern erſcheinen 
als eine, wenn auch nicht unerwünſchte, ſo doch mehr zu— 
fällige und untergeordnete Folge des Unternehmens. Tat⸗ 
ſächlich find übrigens in S 17 Abſ. 2 aus ſolchen Ueber: 
ſchüſſen Rückvergütungen an die Stromabnehmer zugelaſſen, 
was nur bei erheblicherem Umfang etwaiger Ueberſchüſſe 
ausführbar iſt, immerhin ſich aber ebenfalls gegen eine Ge- 
winnerzielungsabſicht anführen läßt. 8 17 Abſ. 2 der 
Satzung ſchreibt keineswegs vor, daß eine derartige Rück 
vergütung erſt nach erfolgter Ueberſchußverteilung an die 
Amtskörperſchaften zuläſſig ſei, läßt vielmehr der Verbands⸗ 
verſammlung hinſichtlich der Art der dort vorgeſehenen 
Ueberſchußverwendung freie Wahl. Die vom Verband vor: 
gelegten Jahresrechnungen für 1915, 1916, 1917 bilden 
keinen Beweis für eine Gewinnerzielungsabſicht. Wenn in 
ihnen noch kein Erneuerungsfonds eingeſtellt iſt, ſo entſpricht 
dies der in $ 16 Abſ. 2 der Satzung gegebenen Beſtim— 
mung. Andererſeits läßt der Bericht der Geſchäftsleitung 
erkennen, daß jährliche Abſchreibungen an den Betriebs: 
anlagen vorgenommen worden ſind. Im Jahr 1915 betrug 
die Mehreinnahme 4337 Mk. 38 Pfg., außerdem wurden 
zur Rücklage (gemäß § 17 Abſ. 1) 30 000 Mk. verwendet. 
Im Jahr 1916 betrug die Mehreinnahme 6775 Mk. 51 Pfg., 
nachdem für Rücklage und Schuldentilgung 70 000 Mk. ver⸗ 
wendet worden find. Im Jahr 1917 betrug die Mehrein⸗ 
nahme 4666 Mk. 45 Pfg. für Schuldentilgung — ſo wird 
nunmehr nach dem Geſchäftsbericht die Rücklage genannt, 
nachdem ihre Verwendung zur Schuldentilgung von der 
Verbandsverſammlung beſchloſſen worden iſt — waren 
200 000 Mk., für die Beamten: und Arbeiterfürſorge 30 000 Mk. 
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eingeſtellt. Auch wenn man die zu Rücklagen verwendeten 
Beträge zu den Ueberſchüſſen rechnen wollte, würden ſie nur 
einen ſehr geringen Prozentſatz des in dem Unternehmen 
inveſtierten Kapitals ergeben. Rechnet man letzteres auf 
rund 10 Millionen Mk. in den Jahren 1915 und 1916, fo- 
würde ſich ein Ueberſchuß von 0,34% im Jahr 1915, von 
0,76% im Jahr 1916 ergeben. Für 1917, in welchem ſich 
das Anlagekapital auf rund 11 Millionen Mk. erhöht hat, 
würde einſchließlich Rücklage der Prozentſatz 2,3 ſein. Ohne die 
Hinzurechnung der Rücklagen würde der Reinertrag 1915 nur 
0,043, 1916: 0,067, 1917: 0,34 % betragen. Dabei iſt hervor⸗ 
zuheben, daß die zur Anſammlung eines Fonds für Arbeiter⸗ 
und Beamtenfürſorge verwendeten Beträge volkswirtſchaft— 
lich als Betriebsausgabe zu betrachten ſind, da ſie ein Mittel 
zu der für einen geſicherten Fortgang des Betriebs wichti⸗ 
gen Erhaltung eines zufriedenen und tüchtigen Stammes 
von Angeſtellten und Arbeitern bildet. Die Tatſache, daß 
der Verband verſchiedene Aktiengeſellſchaften und Privat⸗ 
werke im Lauf der Jahre zur Ausdehnung ſeines Betriebs 
erworben und ſeinem Unternehmen angegliedert hat, kann 
nicht als Beweisgrund für eine Gewinnerzielungsabſicht in 
Betracht kommen. Denn nachdem dieſe Anlagen und Werke 
Beſtandteile des Unternehmens des Beſchwerdeführers ge⸗ 
worden ſind, hat ihre Verwendung und ihr Betrieb nach 
Maßgabe der Satzungsbeſtimmungen zu erfolgen und kann 
ebenſowenig auf dauernden Ueberſchuß gerichtet ſein wie der 
übrige Teil des Werks. Läßt ſich unter dieſen Verhältniſſen 
die Abſicht der Erzielung dauernder Reinerträge, der an⸗ 
dauernden Gewinnerzielung, und damit ein Erwerbszweck 
bei dem Unternehmen des Beſchwerdeführers nicht feſtſtellen, 
ſo fehlt es an einem weſentlichen Merkmal für die Annahme 
eines Gewerbebetriebs, weshalb eine Gewerbeſteuerpflicht des 
Unternehmens des Bezirksverbands nicht begründet iſt. 

2. Die Heranziehung der unter Ziff. 1 bezeichneten Ge⸗ 
bäude zur Gebäudeſteuer läßt ſich ebenfalls nicht aufrecht⸗ 


erhalten. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 3. 20 
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a) Infolge der öffentlichen Zweckbeſtimmung des Ueber⸗ 
landwerkbetriebs des Bezirksverbands dienen auch die dieſem 
Betrieb gewidmeten Gebäude als deſſen Beſtandteile eben⸗ 
falls öffentlichen Zwecken. Daß die genannten 4 Gebäude 
ſolche Betriebsmittel darſtellen, iſt außer Streit. Die Ge⸗ 
bäude, welche zu öffentlichen Zwecken dienen, nimmt der 
Art. 2 Ziff. 5 des Geſetzes betr. die Grund⸗, Gebäude- und 
Gewerbeſteuer vom 28. April 1873/8. Auguſt 1903 (Kat.⸗ 
Geſ.), Rgbl. S. 344, von der in Art. 1 Abſ. 1 Ziff. 2 dieſes 
Geſetzes für die im Land befindlichen Gebäude allgemein 
feſtgeſetzten Steuerpflicht aus, unter der Vorausſetzung, daß 
ſie dem Eigentümer nicht einen ökonomiſchen Nutzen ab⸗ 
werfen. Oekonomiſcher Nutzen iſt hier, worauf der Wort⸗ 
laut hinweiſen könnte, nicht gleichbedeutend mit wirtſchaft⸗ 
lichem Vorteil überhaupt, ſo daß auch die Abwendung von 
Vermögensminderungen darunter fallen würde, vielmehr be- 
deutet ökonomiſcher Nutzen nach dem Kat. Geſ. ſoviel wie 
Reinertrag und zwar einen mit privatwirtſchaftlichen Mit⸗ 
teln erzielten oder erzielbaren Reinertrag. Dies folgt ſchon 
daraus, daß die Gebäudeſteuer ebenſo wie die Grund⸗ und 
Gewerbeſteuer eine Ertragsſteuer d. h. grundſätzlich den 
Reinertrag des Gebäudes erfaſſende Steuer iſt, wobei letz⸗ 
terer nach Art. 75 des Geſetzes allerdings nicht individuell, 
ſondern nach allgemeinen äußeren Merkmalen im Wege eines 
geſetzlichen Durchſchnittſatzes feſtgeſtellt wird. Auf der an⸗ 
dern Seite können Objekt der Ertragsſteuer nur Einkünfte 
aus Erwerbsvermögen, alſo ſolche privatwirtſchaftlicher Na⸗ 
tur, niemals öffentlich⸗ rechtliche Einkünfte ſein. Der Aus⸗ 
ſchluß der Steuerfreiheit der für öffentliche Zwecke dienſt⸗ 
baren Gebäude im Falle eines ökonomiſchen Nutzens für den 
Eigentümer iſt lediglich die notwendige Folge aus dem durch 
Art. 75 in Verbindung mit Art. 2 Ziff. 6 und 7 des Ka⸗ 
taſtergeſetzes zum Ausdruck gebrachten Prinzip, daß alle er⸗ 
tragsfähigen, zur Ertragserzielung geeigneten Gebäude der 
Gebäudeſteuer unterliegen. Verſchiedene Ausführungen in 
den Materialien zum Kataſtergeſetz beſtätigen denn auch, daß 
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nach dem Sprachgebrauch des Geſetzes ökonomiſcher Nutzen 
dasſelbe wie Reinertrag bedeuten ſoll, ſo die Begründung zu 
Art. 2 Ziff. 6 und 7 Verh. der Abg. Kammer von 1868/70, Beil. 
Bd. I S. 160 und zu Art. 2 Ziff. 3 — vgl. mit dem Wort⸗ 
laut dieſer Beſtimmung — a. a. O. S. 159, ferner Kommiſſ.⸗ 
Ber. der Abg. Kammer hiezu Verh. der Abg. Kammer 1870/72 
I. Beil. Bd. 2. Abt. S. 900 und die Ausführungen des Fi⸗ 
nanzminiſters in der Abg. Kammer zu Art. 2 Ziff. 5 Verh. 
1870/75, 5. Prot.⸗Bd. S. 2435. Der Verwaltungsgerichts⸗ 
hof hat ſchon in früheren Entſcheidungen dieſelbe Auffaſſung 
vertreten, zu vgl. Württ. J. 10 232; 23 238; Mitt. aus der 
Steuer⸗Rechtſprechung 1913 4, 9, 11; WüRV. 1911, 247 
und 391. 

b) Ein einem wirtſchaftlichen Unternehmen als Betriebs⸗ 
mittel dienendes Gebäude kann nur inſofern ertragsfähig 
ſein, als aus dem Unternehmen ſelbſt ein Ertrag erzielt 
werden kann. In dieſem Geſamtertrag, für welchen das 
Gebäude als Produktionsfaktor mitbeſtimmend iſt, kommt 
auch der Gebäudeertrag zum Ausdruck. 

Im Hinblick darauf, daß das Unternehmen des Be⸗ 
ſchwerdeführers überhaupt nicht auf die Erzielung dauernder 
Reinerträge gerichtet iſt, einen Erwerbszweck alſo auch nicht 
als weſentlichen Nebenzweck verfolgt und deshalb nicht als 
ertragbringend zu erachten iſt, kann dieſe Eigenſchaft auch 
nicht den dem Unternehmen als Betriebsmittel dienenden 
Gebäuden zukommen. Ein ökonomiſcher Nutzen aus ihnen 
iſt daher ausgeſchloſſen, was ihre Befreiung von der Ge— 
bäudeſteuer nach Art. 2 Ziff. 5 Kat. Geſ. zur Folge hat. 

Urteil vom 26. November 1919 Nr. 438 in der Ge⸗ 

werbe⸗ und Gebäudeſteuerbeſchwerdeſache des Bezirksver⸗ 

bands OEW. in B. 
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III. 
Abhandlung. 


Gilt für die in einem gemeinſchaftlichen Teſtament 

enthaltene Beſchrünkung eines Abkämmlings auf den 

Aflichtteil die Koarreſpektivitäts vermutung des 5 2270 
Abſ. 2 B6B.? 


Ein Beitrag zur Lehre vom gemeinſchaftlichen Teſtament. 
Von Rechtsanwalt Dr. Nathan in Ulm. 


Der Erbvertrag des Bürgerlichen Gefetzbuchs (S 2274 ff.) 
ſtellt die zweiſeitige Verfügung von Todeswegen dar; er iſt 
als ſolche ſeinem Weſen nach nicht einſeitig widerruflich. 
Das gemeinſchaftliche Teſtament (§ 2265 ff.) (nur für Ehe— 
gatten zuläſſig) ſtellt bei aller ſonſtigen Rechtsähnlichkeit 
mit dem Erbvertrage nach dem Standpunkt des Geſetzes nur 
die räumliche Verbindung einſeitiger letztwilliger Verfügungen 
der teſtierenden Ehegatten dar; die vertragsmäßige Bindung 
der Erblaſſer iſt dem Weſen des gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ments grund ſätzlich fremd. Nun hat aber das Geſetz 
die Möglichkeit einer vertragsähnlichen Bindung der Erb— 
laſſer an einzelne Beſtimmungen eines gemeinſchaftlichen Te⸗ 
ſtaments in gewiſſem Umfang geſchaffen, nämlich (entſpre⸗ 
chend den Beſtimmungen beim Erbvertrage, § 2278 Ab}. 2) 
in Anſehung von Erbeinſetzungen, Vermächtniſſen und Auf⸗ 
lagen ($ 2270 Abſ. 3). Stehen ſolche Verfügungen in einem 
Verhältnis, bei dem anzunehmen iſt, daß nach dem Willen 
der Teſtierenden die Verfügung des einen nicht ohne die Ver⸗ 
fügung des anderen getroffen ſein würde, ſo treten mit Be— 
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ziehung auf die Rechtswirkſamkeit bei teilweiſer Nichtigkeit 
und auf die Widerrufs möglichkeit gewiſſe Folgen (8 2270 
Abſ. 1) ein; dieſe aus dem Korreſpektivitätsverhältniſſe her: 
vorgehenden Folgen beſtehen in der Unwirkſamkeit der korre⸗ 
ſpondierenden Verfügung. 

Allein ſchon aus dem Wortlaut des § 2270 Abſ. 1 
geht hervor, daß ein gemeinſchaftliches Teſtament Verfügun⸗ 
gen korreſpektiver und Verfügungen nicht⸗korreſpektiver Art 
in ſich begreifen kann („Haben die Ehegatten in einem ge⸗ 
meinſchaftlichen Teſtamente Verfügungen getroffen“). Eben 
aus dieſem Wortlaut des Geſetzes folgt aber auch, daß ſich 
die Korreſpektivität des Teſtaments auf ſolche Verfügungen 
beſchränkt. Iſt z. B. beim ſogenannten Berliner Teſtament 
die Verfügung, auf Grund deren ein Ehegatte den anderen 
zum Alleinerben einſetzt, nichtig, oder wird ſie nach den für 
den Widerruf geltenden Vorſchriften wirkſam widerrufen, ſo 
fällt auch die entſprechende Verfügung des anderen Ehegatten 
in ſich zuſammen. Die Unwirkſamkeit beſchränkt ſich auf eben 
dieſe Verfügung, und es beurteilt ſich nach den allgemeinen 
Rechtsgrundſätzen, ob dieſe Unwirkſamkeit auch noch andere 
Verfügungen in Mitleidenſchaft zieht (§ 2085). Jedenfalls 
nehmen ſolche anderweitigen Verfügungen nicht ipso jure an 
den hinſichtlich der korreſpektiven Verfügungen eintretenden 
Rechtsfolgen teil. Ernennen alſo im Falle des Berliner Te⸗ 
ſtamentes die Ehegatten einen Teſtamentsvollſtrecker, ſo fällt 
dieſem ſein Amt auch dann zu, wenn die gegenſeitige Erb— 
einſetzung hinfällig iſt, es ſei denn, daß die Berufung des 
Teſtamentsvollſtreckers von der Rechtswirkſamkeit der Erb- 
einſetzung abhängig gemacht iſt. 

Wie iſt es nun, wenn in einem gemeinſchaftlichen Te⸗ 
ſtamente die Ehegatten ſich gegenſeitig bedenken, gleichzeitig 
aber einen gemeinſchaftlichen Abkömmling auf den Pflichtteil 
ſetzen, etwa weil er ſich gewiſſer Verfehlungen gegen einen 
‚ oder beide Erblaſſer ſchuldig gemacht hat? 

Es iſt kein Zweifel, daß dieſe Verfügung, ſoweit ſie 
für die beiden Ehegatten erbrechtliche Zuwendungen begrün⸗ 
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det, nach §S 2270 Abſ. 2 als korreſpektiv vermutet wird. Aber 
die Korreſpektivitätsvermutung beſchränkt ſich vorliegenden⸗ 
falls auf eben dieſe gegenſeitige Zuwendung. Aus einem 
äußeren und aus einem inneren Grund: Wie oben ange- 
führt, kehrt Abſ. 1. des § 2270 ausdrücklich den Gegenſatz 
zwiſchen „Teſtament“ und (den in demſelben enthaltenen) ein⸗ 
zelnen „Verfügungen“ hervor; im Anſchluß hieran beſtimmt 
Abſ. 2, daß „ein ſolches Verhältnis der Verfügungen im 
Zweifel anzunehmen iſt“ u.ſ.f. Aber auch noch ein innerer 
Grund zwingt zur reſtriktiven Interpretation der Geſetzbe— 
ſtimmung: Abſ. 3 des § 2270 ſchränkt die korreſpektiven 
Verfügungen ausdrücklich ein auf die Erbeinſetzungen, Ver⸗ 
mächtniſſe und Aufkagen. Dieſe Einſchränkung wäre illuſo⸗ 
riſch, wenn letztwillige Verfügungen anderer Art, woferne ſie 
nur äußerlich, oder auch innerlich, mit Verfügungen der be- 
zeichneten Art verbunden wären, an der Korreſpektivität teil⸗ 
nehmen würden. Es iſt nach unſerem Dafürhalten ſogar 
noch ein erheblicher Schritt, weiter zu gehen, und der — 
unſeres Wiſſens noch nirgends ausgeſprochene — Satz auf: 
zuftellen, daß andere Verfügungen als die in Abſ. 3 des 
§ 2270 genannten überhaupt nicht als korreſpektive Verfü⸗ 
gungen in Betracht kommen können. Klarheit in dieſer Rich: 
tung erhalten wir aus dem geſetzten Rechte über die gemein⸗ 
ſchaftlichen Teſtamente nicht, wohl aber aus den geſetzlichen 
Beſtimmungen über den in ſeinen Wirkungen an ſich viel 
weiter gehenden Erbvertrag. Es iſt kein Zweifel, daß das 
Weſen der Korreſpektivität in der durch dieſes Verhältnis 
erzeugten vertraglichen oder doch wenigſtens vertragsähnlichen 
Bindung für die Teſtatoren liegt. Im gemeinſchaftlichen Te⸗ 
ſtament ſowohl wie im Erbvertrag (für das erſtere haben 
wir dieſen Grundſatz aus der Auslegung der geſetzlichen Be⸗ 
ſtimmungen durch argumentum e contrario gewonnen, ſiehe 
oben; für den Erbvertrag iſt dies in § 2299 poſitiv aus: 
geſprochen) kann von den Teſtatoren einſeitig jede Verfü— 
gung, die ſich durch Teſtament überhaupt treffen läßt, ge⸗ 
troffen werden. Hieraus folgt für den Erbvertrag aus der 
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poſitiven Beſtimmung des Geſetzes, daß eine vertragliche 
Bindung für andere Verfügungen als Erbeinſetzungen, Ver⸗ 
mächtniſſe und Auflagen (dieſe ſind entſprechend der Beſtim⸗ 
mung des § 2270 Abſ. 3 in $ 2278 Abſ. 2 gleichermaßen 
aufgeführt) rechtlich überhaupt nicht möglich iſt. Iſt eine 
ſolche Verfügung dennoch vertragsmäßig getroffen, ſo iſt ſie 
als Vertrags beſtimmung unwirkſam, und es kommt nur 
ihre Aufrechterhaltung in Geſtalt zweier einſeitiger Verfü⸗ 
gungen in Frage. Hierfür gelten die allgemeinen Aus⸗ 
legungsregeln, insbeſondere die Auslegungsregel des § 140 
BGB. Hierfür gelten aber auch die anderen für einſeitige 
letztwillige Verfügungen maßgebenden Rechtsſätze, insbeſon⸗ 
dere z. B. über den Widerruf des $ 2253 ff. BGB. 

Eine beſondere, auf dem Gebiete der Auslegung lie⸗ 
gende, Frage iſt die, welchen Einfluß auf die übrigen Ver⸗ 
fügungen eines gemeinſchaftlichen Teſtaments der Umſtand 
ausübt, daß der eine oder die beiden Teſtatoren bei der Er⸗ 
richtung des Teſtaments irrtümlich von der gegenſeitigen Ge⸗ 
bundenheit an jene Einzelverfügung ausgegangen ſind. 

Die oben vertretene Interpretation des Geſetzes findet 
ihre Stütze in den Motiven des Geſetzes; die Denkſchrift 
zum Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs (S. 298) ſpricht 
ausdrücklich aus: „Der Erblaſſer muß bei der perſönlichen 
Natur der hier in Betracht kommenden Fragen die Freiheit 
der Entſchließung gegenüber einer etwaigen Aenderung der 
Verhältniffe behalten.“ Aehnlich ſpricht ſich das Reichs⸗ 
gericht anläßlich der Beurteilung der Frage, ob in einem 
Erbvertrage die Entziehung des Pflichtteils zum Gegenſtand 
vertragsmäßiger Vereinbarung gemacht werden könnte, für 
das Geltungsgebiet des gemeinen Rechts aus: „Wie das 
Pflichtteilsrecht ſelbſt, ſo beruht auch die Berechtigung, es 
auszuſchließen, ganz weſentlich auf den perſönlichen, natur⸗ 
gemäß wechſelnden Beziehungen des Erblaſſers zum Pflicht⸗ 
teilsberechtigten. Einen der Natur der Sache nach höchſt 
perſönlichen Akt kann das Recht aber nicht verſtatten für 
immer vertragsmäßig von der Willkür eines Dritten ab⸗ 
hängig zu machen“ (RGE. 24 S. 173). 
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Unſerer Auslegung, wonach eine gemeinſchaftliche Be— 
ſchränkung auf den Pflichtteil als korreſpektive Verfügung 
rechtlich unmöglich iſt, kann nicht die Erwägung entgegen⸗ 
gehalten werden, daß dieſe erbrechtliche Beſchränkung auf 
der einen Seite auf der anderen einen Zuwachs an erbrecht⸗ 
lichen Vorteilen, hinſichtlich derer gemäß § 2270 Abſ. 2 unter 
den dort aufgeführten beſonderen Vorausſetzungen Korreſpek⸗ 
tivität vermutet wird, im Gefolge habe. Dieſer ſcheinbare 
Gegenſatz findet nach dem oben Ausgeführten ſeine einfache 
Löſung dadurch, daß eben bezüglich der einen Verfügung 
Korreſpektivität gilt, hinſichtlich der anderen jedoch nicht. 

Eine aus dem poſitiven Recht ſich ergebende Ausnahme 
iſt noch zu erwähnen: ft die Zuwendung des Pflichtteils 
im Einzelfall (entgegen der geſetzlichen Vermutung des § 2304 
BGB.) als Erbeinſetzung anzuſehen, ſo iſt nach den 
Grundſätzen des § 2270 Korreſpektivität rechtlich möglich. 
Keineswegs aber (in dem wohl häufigſten Fall), wenn be⸗ 
ſtimmt iſt, daß ein Pflichtteilsberechtigter auf ſeinen geſetz⸗ 
lichen Pflichtteilsanſpruch beſchränkt ſein ſolle, denn dann 
liegt eine „Zuwendung“ eines Vermögensvorteils im Sinne 
des § 1939 nicht vor. Hierbei kann alſo die beſtehende Kon⸗ 
troverſe, ob die Zuwendung des Pflichtteils als Vermächt⸗ 
nis zu erachten iſt (was überwiegend bejaht wird), völlig 
außer Betracht bleiben. 
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Zur Frage der Ungültigkeit gerichtlicher N 
vergleiche. 


Von Rechtsanwalt Dr. Wolf, Stuttgart. 


Der zur Beilegung eines anhängigen Rechtsſtreits vor 
Gericht abgeſchloſſene Vergleich iſt anerkanntermaßen ein nach 
den Sätzen des materiellen Rechts zu beurteilender Vertrag; 
er iſt aber zugleich eine Prozeßhandlung in dem Sinne, daß 
er in gewiſſen Beziehungen den Gang des Verfahrens un⸗ 
mittelbar beeinflußt: er bildet gemäß § 794 Z. 1 ZPO. 
einen zur Zwangsvollſtreckung geeigneten Titel, es wird durch 
ihn fernerhin der Rechtsſtreit auch formell zur Erledigung 
gebracht d. h. ſeine Anhängigkeit beendigt. Dieſe letztere 
Wirkung iſt zwar im Geſetze nicht ausdrücklich erwähnt, aber 
dennoch im weſentlichen unbeſtritten !). 

Selbſtverſtändlich iſt, daß die Wirkungen des Prozeß⸗ 
vergleich nur eintreten können, wenn er formrichtig zus» 
ſtande kommt. Sollte über das Vorliegen der formellen 
Vorausſetzungen in ſachlicher oder perſönlicher Beziehung 
ein Irrtum obwalten, z. B. in einem Prozeſſe, der durch die 
Eröffnung des Konkursverfahrens über eine Partei tatſäch⸗ 
lich unterbrochen war, ein Vergleich zu Gerichtsprotokoll ge⸗ 
geben werden, ſo iſt der dem äußeren Anſchein nach ein⸗ 
wandfreie Prozeßvergleich als ſolcher unwirkſam. 

Nach allgemeiner Anſicht ſoll der Prozeßvergleich aber 
auch vom materiellen Beſtand der getroffenen Verein- 
barung abhängig ſein, indem geſagt wird, daß nur ein for⸗ 
mell und materiell gültiger Vergleich die Wirkung der Pro⸗ 
zeßbeendigung habe. Nur darüber iſt man nicht einig, in 


1) Vgl. Gaupp⸗Stein, ZPO. zu § 794 II 3a Anm. 37. 
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welcher Weiſe die Beſeitigung des in die äußere Erſcheinung 
getretenen, wegen Irrtums oder Betrugs angefochtenen oder 
aus ſonſtigen Gründen als ungültig angegriffenen Vergleichs 
zu erfolgen hat. Die eine, vorherrſchende auch in einer Reihe 
von Reichsgerichtsentſcheidungen vertretene Meinung geht da⸗ 
hin, daß die Ungültigkeit des Vergleichs im bisherigen Ver⸗ 
fahren durch deſſen Fortſetzung geltend zu machen iſt und daß 
der Erhebung einer auf Feſtſtellung der Ungültigkeit des Ver⸗ 
gleichs gerichteten beſonderen Klage der Einwand des mangeln⸗ 
den Rechtsſchutzintereſſes regelmäßig entgegenſteht !). In meh⸗ 
reren anderen Entſcheidungen hat ſich hingegen das Reichs⸗ 
gericht auf einen anderen Standpunkt geſtellt und ausgeführt, 
auf Grund der Behauptung einer Partei, ein gerichtlicher Ver⸗ 
gleich ſei wegen Irrtums und Betrugs anfechtbar und angefochten 
und daher nichtig, könne die Fortſetzung des durch den Ver⸗ 
gleich abgeſchloſſenen Verfahrens nicht zugelaſſen werden; es 
ſei nicht als in der Abſicht des Geſetzes liegend anzunehmen, 
daß die völlig klare, durch den Vergleichsabſchluß gewonnene 
Prozeßpoſition durch illiquide Parteibehauptungen ſolle über 
den Haufen geworfen werden und ſich ein Nachverfahren 
anknüpfen können auf die Gefahr hin, daß das Parteivor⸗ 
bringen ſich als unwahr oder unſchlüſſig herausſtelle!). 
Einer Anrufung der Vereinigten Zivilſenate wird aus⸗ 
gewichen, indem geſagt wird, in den früheren, vom Reichs⸗ 
gericht anders entſchiedenen Fällen handle es ſich darum, 
daß die Ungültigkeit des Vergleichs aus Rechtsgründen 
behauptet werde, in dem zur Entſcheidung ſtehenden Falle 
dagegen werde die Ungültigkeit des Prozeßvergleichs nicht 
aus bloßen Rechtsgründen gefolgert, ſondern auf aller⸗ 

1) Auf dem Boden dieſer Meinung ſtehen u. a. Jur. Woch. Jahrg. 
1905 S. 533, 1907 S. 319 (RG. Entſch. Bd. 65 S. 420), Seuff. Arch. 
Bd. 60 n. 133, Bd. 66 n. 106, Bd. 67 n. 56, Rechtſpr. d. OLE. Bd. 16 
S. 282, Bd. 17 S. 192, Bd. 25 S. 161, Komm. der RGR. zu § 779 
BGB., Gaupp⸗Stein a. a. O., Alsberg in Buſch Zeitſchr. f. 
ZP. Bd. 39 S. 434/435. 

2) Vgl. Jur. Woch. Jahrg. 1895 S. 359, 1905 S 535, 1912 S. 356 
(RG. Entſch. Bd. 78 S. 286). 
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hand tatſächliche und beſtrittene Behauptungen gegründet, ſo 
daß es zur Feſtſtellung, ob der Vergleich ungültig ſei, noch 
eines weiteren, hinſichtlich ſeiner Ausdehnung ungewiſſen Ver⸗ 
fahrens bedürfe. Eine ähnliche Unterſcheidung macht Simon !): 
„Die Beſeitigung eines nichtigen Prozeßvergleichs bedürfe 
einer in einem beſonderen Verfahren zu erzielenden Entſchei⸗ 
dung, wenn illiquide Parteibehauptungen vorliegen d. h. 
wenn das den Nicht⸗Eintritt der Prozeßbeendigung behaup⸗ 
tende Vorbringen der neu ladenden Partei beſtritten werde 
und die Möglichkeit wirkſamen Beſtreitens beſtehe; andernfalls 
könne der Prozeß durch einfache Neu-Ladung wieder auf: 
genommen werden.“ 

Die Meinung, die für die Anfechtung eines Prozeßver— 
gleichs in der Regel nur die Fortſetzung des bisherigen Ver⸗ 
fahrens erfordert und zuläßt, leidet an dem offenſichtlichen 
logiſchen Mangel, daß ſie als erwieſen annimmt, was erſt 
zu beweiſen iſt: denn — die Richtigkeit der Anſicht vorausge⸗ 
ſetzt, daß die prozeſſuale Wirkſamkeit des Prozeßvergleichs 
von ſeiner materiellen Gültigkeit abhängt, — der durch den 
Vergleich abgeſchloſſene Prozeß kann als nicht abgeſchloſſen 
eben nur behandelt werden, wenn der Vergleich wirklich 
ungültig iſt; iſt der Vergleich gültig, ſo iſt der durch ihn 
beendigte Prozeß nicht fähig, wieder aufzuleben, und kann 
daher auch nicht fortgeſetzt werden. Es erſcheint daher folge⸗ 
richtiger, vor der Fortſetzung des Verfahrens die Feſtſtellung 
der Ungültigkeit des Prozeßvergleichs zu verlangen. Freilich 
würden die oben erwähnten Unterſcheidungen zwiſchen liqui⸗ 
den und illiquiden, ſich auf bloße Rechtsgründe ſtützenden 
und beſtrittene Tatfachen enthaltenden Parteibehauptungen 
in der Praxis ſich nur ſchwer durchführen laſſen und zu Un⸗ 
zuträglichkeiten führen, weil dieſe Begriffe eine ganz unſichere, 
einer verſchiedenen Beurteilung in den verſchiedenen Inſtanzen 
unterworfene Begrenzung darbieten. Hiezu kommt, daß, ſo⸗ 
weit zur Feſtſtellung der Ungültigkeit die Anſtrengung eines 


1) Die Lehre vom Prozeßvergleich, Berlin 1911 S. 84. 
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Rechtsſtreits auf die Feſtſtellung der Ungültigkeit des Pro⸗ 
zeßvergleichs beſchränkt bleibt und die fachliche Entſcheidung 
in dem nunmehr fortzuſetzenden früheren Verfahren zu ſuchen 
iſt!). Da für das Prozeßgericht nur die Feſtſtellung der 
Ungültigkeit des Vergleichs als bindend erſcheint, nicht auch 
die der Feſtſtellung zugrunde liegende rechtliche und ſach— 
liche Beurteilung des Tatbeſtandes, ſo iſt die Möglichkeit 
einer abweichenden Auffaſſung und damit einer zu dem Feſt⸗ 
ſtellungsurteil in innerem Widerſpruch ſtehenden ſachlichen 
Entſcheidung gegeben. Wie umſtändlich im übrigen das 
ganze Verfahren ſich darſtellt, bedarf kaum der Erwähnung. 

Muß aber wirklich die Annahme, daß ein Prozeßver⸗ 
gleich auch in ſeinen prozeſſualen Wirkungen vom materiellen 
Beſtand der getroffenen Vereinbarung abhängig iſt, wider⸗ 
ſpruchslos hingenommen werden? Gaupp-Stein a. a. O. 
geht ja ſoweit, den Prozeßvergleich als beſeitigt zu erklären, 
wenn eine Partei ihn widerruft und der Gegner mit dem 
Widerruf einverſtanden iſt, d. h. es wird dem Belieben 
der Parteien anheimgeſtellt, den durch den Vergleich erledigten 
Prozeß wieder aufleben zu laſſen. Dieſe an ſich folgerichtige 
Anſicht, der übrigens das Reichsgericht?) beiläufig zuſtimmt, 


iſt geeignet, die Theorie, welche den Prozeßvergleich als 


ſolchen vollſtändig von ſeiner rechtsgeſchäftlichen Gültigkeit 
abhängig ſein läßt, ad absurdum zu führen; denn es er⸗ 
ſcheint als Unding und widerſpricht der öffentlich- rechtlichen 
Natur der Prozeßnormen, daß es den Parteien überlaſſen 
bleibt, einen nicht mehr anhängigen Rechtsſtreit durch pri⸗ 
vate Willenseinigung wieder in Lauf zu ſetzen. 

Um ein brauchbares Ergebnis zu gewinnen, iſt es ee 
mäßig, den Prozeßvergleich einerſeits den Verfügungsakten 
des Verzichts und des Anerkenntniſſes (SS 306, 307 ZPO.), 
andererſeits dem außergerichtlich zur Erledigung eines Rechts⸗ 
ſtreits geſchloſſenen Vergleiche gegenüberzuſtellen. 

Die im Prozeß abgegebene Verzichts- oder Anerkennt⸗ 

) Vgl. Seuff. Arch. Bd. 62 n. 71. 

2) Vgl. Entſch. Bd. 78 S. 289. 
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niserklärung hat nicht die Wirkung der unmittelbaren Prozeß⸗ 
beendigung. Um dieſe herbeizuführen, muß der Gegner ge⸗ 
mäß § 306 bzw. 307 Urteil erwirken. Solange das Urteil 
nicht ergangen iſt oder noch mit der Berufung angefochten 
werden kann, iſt eine Beſeitigung derjenigen Verzichts⸗ oder 
Anerkenntniserklärung, die an Willensmängeln leidet, in dem 
laufenden Rechtsſtreit zuläſſig!). Hat das Urteil die formelle 
Rechtskraft erlangt, ſo können etwaige Mängel gedachter Er⸗ 
klärungen nur geltend gemacht werden, ſofern die Voraus⸗ 
ſetzungen der Reſtitutionsklage gemäß § 580 ZPO. vor⸗ 
liegen. Ein den Inhalt des Prozeßvergleichs beſtätigendes 
Urteil iſt dem Geſetze nicht bekannt; er iſt ja ſchon für ſich 
mit Vollſtreckbarkeitswirkung ausgeſtattet und führt, wie oben 
erwähnt, den ſofortigen Abſchluß des Verfahrens herbei. 
Läßt man dieſe Wirkung nur inſoweit eintreten, als der 
materielle Beſtand des Vergleiches reicht, ſo würde man einer 
Lücke im Geſetze gegenüberſtehen, welches anders, wie bei 
Verzicht und Anerkenntnis, nach Vergleichsprotokollierung 
den Parteien kein Mittel an die Hand gibt, um ſich gegen 
eine Weiterführung des Prozeſſes ein⸗ für alle Male zu 
ſichern. Eine beſondere Beſtimmung hierüber konnte der Ge: 
ſetzgeber als entbehrlich betrachten, wenn er die infolge des 
Vergleichs eintretende Beendigung des Rechtsſtreits als end⸗ 
gültig anſah, jo daß feine Wiederaufnahme ſchlechthin aus⸗ 
geſchloſſen iſt, auch wenn in materieller Beziehung die Gültig⸗ 
keit des Vergleichs in Zweifel gezogen wird. 

Der dem Gerichte unmittelbar in authentiſcher Form 
erklärte Verzicht der Parteien auf die Gerichtsentſcheidung 
iſt es auch, wodurch ſich der gerichtliche von dem außer— 
gerichtlichen Prozeßvergleich unterſcheidet. Letzterem fehlt die 
Wirkung der formellen Prozeßbeendigung; jede Partei kann 
den Rechtsſtreit fortſetzen, wenn und ſo lange die Klage nicht 
auf Grund des Vergleichs zurückgenommen worden iſt. So— 
fern aber die Klagezurücknahme in prozeſſual wirkſamer Form 
erfolgt, iſt und bleibt unſtreitig der Rechtsſtreit erledigt 


1) Vgl. Gaupp⸗Stein zu 8 307 V. 
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ſollte auch der außergerichtliche Vergleich ſich als materiell 
ungültig herausſtellen. Es iſt erſichtlich, daß der außer⸗ 
gerichtliche Vergleich nebſt nachfolgender Klagezurücknahme 
die gleiche materielle Wirkung, nämlich Erledigung des Streits 
durch Vereinbarung der Parteien, und formelle Wirkung, 
nämlich Beendigung der Rechtshängigkeit ohne Urteil, äußert, 
wie der gerichtliche Vergleich, nur daß letzterer den Vorzug 
der Vollſtreckbarkeit genießt. Warum im Falle des gericht⸗ 
lichen Vergleichs die Beendigung der Rechtshängigkeit min⸗ 
der vollkommen und von der materiellen Gültigkeit der 
Parteivereinbarung abhängig ſein ſoll, iſt ſchwer einzuſehen. 
Im einen wie im andern Falle iſt es die in prozeſſual be⸗ 
achtlicher Form hervortretende Willenserklärung der Par⸗ 
teien, durch welche die Beendigung des Verfahrens herbei⸗ 
geführt wird bzw. werden ſoll. Die Parteien, die zur Er⸗ 
ledigung eines Rechtsſtreits einen Vergleich zu Protokoll 
geben, erklären damit, möge es ausdrücklich geſagt ſein oder nicht, 
auf den Richterſpruch zu verzichten; dieſem von den Parteien 
übereinſtimmend kundgegebenen Willen wird vom Geſetze dahin 
Folge gegeben, daß das Verfahren als erledigt gilt. Frei⸗ 
lich beruht die Erklärung der Parteien auf der Vorausſetzung, 
daß der Streit durch ihre Vereinbarung ſeine materielle Er— 
ledigung gefunden hat; aber auch bei der Klagezurücknahme 
kann der Abſchluß eines außergerichtlichen Vergleichs als 
Beweggrund beigefügt ſein, ohne daß deshalb die Gültigkeit 
der Klagezurücknahme von dem Beſtand dieſes Vergleichs 
beeinträchtigt würden). So muß auch die in dem Abſchluß 
des Prozeßvergleichs liegende Erklärung der Parteien an 
das Gericht, den Rechtsſtreit als erledigt anſehen zu wollen, 
als unbedingt und unabhängig von dem materiellen Beſtand 
der Abrede behandelt werden. Es kommt nur darauf an, 
ob der Vergleich in gültiger Form zuſtande kam; iſt 
dies der Fall, ſo muß der Rechtsſtreit als unwiderruf⸗ 
lich erledigt gelten, es ſei denn, daß der Vergleich auch in 
ſeinem Beſtand als Prozeßhandlung beſeitigt werden kann. 
y) Vgl. hiezu RG. Entſch. Bd. 68 S. 166 ff. 
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Die Frage, ob und inwieweit Prozeßhandlungen auf Grund 
von Willensmängeln der Parteien anfechtbar ſind, wird all⸗ 
gemein dahin beantwortet, daß die Beſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs über die Anfechtung privatrechtlicher Willens⸗ 
erklärungen keine Anwendung finden, daß vielmehr darüber 
nach den Normen des Prozeßrechts unter Berückſichtigung 
der öffentlich⸗rechtlichen Natur des Prozeſſes zu entſcheiden 
iſt. Die Frage eingehend zu behandeln, würde hier zu weit 
führen, es ſei nur verwieſen auf RG. Entſch. B. 81 S. 177, 
Württ. Jahrb. B. 29 S. 33 ff. Soweit durch den Prozeß⸗ 
vergleich der Rechtsſtreit unmittelbar beeinflußt wird, iſt er 
Prozeßhandlung und muß unter den Normen des Prozeß⸗ 
rechts ſtehen. Stellt man allein auf die materiellrechtliche 
Seite des Vergleichs ab, ſo gelangt man zu unhaltbaren und 
widerſpruchsvollen Ergebniſſen, wie das RG. !), welches eine 
reine Prozeßhandlung, nämlich die ausdrückliche Erklärung 
der Berufungszurücknahme, weil ſie in einen wegen Irrtums 
angefochtenen Prozeßvergleich aufgenommen iſt, für nichtig 
erklärt. Dabei würde das vom Reichsgericht in ſonſtigen 
Entſcheidungen ſtark betonte öffentliche Intereſſe an der 
Sicherſtellung eines geordneten Prozeßverfahrens erheblich 
zu kurz kommen. 

Zu einer getrennten Beurteilung der Waker ele und 
prozeſſualen Vergleichselemente zwingt auch die Tatſache, daß 
die Regelungen eines Vergleichs in ſachlicher wie perſönlicher 
Beziehung nicht auf die im Prozeß begriffenen Rechtsver⸗ 
hältniſſe beſchränkt ſind und eine ganz neue Sach- und Rechts⸗ 
lage hervorrufen können. Wird beiſpielsweiſe der Rechts⸗ 
ſtreit über eine Dienſtbarkeit dadurch geſchlichtet, daß zwi⸗ 
ſchen den Parteien im Vergleichsweg ein Kauf über das als 
dienend in Anſpruch genommene Grundſtück zuſtande kommt, 
ſo kann ein etwaiger Streit über die Gültigkeit der getroffe⸗ 
nen Abmachung unmöglich durch Fortſetzung des früheren, 
ſich mit einem anderen Gegenſtand befaſſenden Verfahrens 
ausgetragen werden. Ebenſowenig kann, wenn etwa in einem 


) Vgl. Entſch. Bd. 57 S. 257. 
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von einer Ehefrau geführten Rechtsſtreit der Ehemann mit 
dem Gegner einen Prozeßvergleich abſchließt und der Vergleich 
von der einen oder andern Seite als ungültig angefochten werden 
will, dies in dem durch den Vergleich erledigten Verfahren 
geſchehen; durch die Beteiligung am Vergleich iſt der Ehe⸗ 
mann ja hinſichtlich dieſes Verfahrens nicht Streitteil ge⸗ 
worden. Gerade weil das Geſetz die Heranziehung anderer 
Rechtsverhältniſſe und dritter Perſonen geſtattet, muß an⸗ 
genommen werden, daß es dem im Prozeßvergleich erklärten 
Parteiwillen auf Erledigung des ſchwebenden Verfahrens 
abſchließende Bedeutung beimißt und daß es ein Wiederauf⸗ 
leben des erledigten Verfahrens grundſätzlich ablehnt. Nur 
von dem Standpunkt aus, daß ein in prozeſſual wirkſamer 
Form vor Gericht abgeſchloſſener Vergleich mit ſeiner ma- 
teriellen Gültigkeit nicht zugleich auch ſeiner Wirkung auf 
den Prozeß verluſtig geht, läßt ſich für die Anfechtung der 
Prozeßvergleiche eine ſyſtematiſche, allen Fällen gerecht wer⸗ 
dende Regelung gewinnen, die dahin geht, daß ſtets in einem 
neuen Rechtsſtreit die Ungültigkeit und die daraus cagelel 
teten che geltend zu machen ſind. 
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Literarifche Anzeigen. 


Die Aeußerungsdelikte von Dr. jur. Eduard Kern, Privat⸗ 
dozent an der Univerfität München. Tübingen, Verlag von J. C. B. 
Mohr (Paul Siebeck) 1919. 

Die geiſt⸗ und gedankenreiche Arbeit des jungen ſchwäbiſchen Ge⸗ 
lehrten darf in den Württ J. nicht unbeſprochen bleiben. Sie verdankt 
ihre Entſtehung eingehenden Studien, die der Verfaſſer über das Kapitel 
der Beleidigung gemacht und deren Ergebniſſe er in „Die ſyſtematiſche 
Abgrenzung der Verbrechenselemente bei der Beleidigung“ Strafrechtliche 
Abhandlungen, Heft 144, 1912 niedergelegt hat. Die neue Arbeit hat 
das Problem dogmatiſch vertieft, dementſprechend das Thema erweitert 
und die geſamten Aeußerungsdelikte in den Kreis der Unterſuchung und 
Erörterung gezogen. 

Der Begriff der Aeußerungsdelikte wird ſcharf abgegrenzt und feſt⸗ 
gelegt; hiebei wird unterſchieden zwiſchen Aeußerungsdelikten im engeren 
Sinne, d. h. ſolchen, die einen Aeußerungstatbeſtand erfüllen, und den⸗ 
jenigen Delikten, die nur im konkreten Fall das Mittel der Aeußerung 
aufweiſen. Die allgemeinen Beſtimmungen des BGB. werden ſodann 
in Anwendung auf die erſteren beſprochen und hierauf die für fie gelten- 
den Sondernormen entwickelt. Schließlich wird die Auslegung und Aus- 
legungsbedürftigkeit der Aeußerungsdelikte einer gründlichen Unterſuchung 
unterzogen. 

Die Ausführungen des Verfaſſers ſind durchweg dazu angetan, leb⸗ 
haftes Intereſſe zu erwecken; die zahlreich eingeſtreuten, mit Geſchick und 
Geſchmack gewählten Beiſpiele tragen weſentlich zur Klarſtellung und zum 
beſſeren Verſtändnis der von ihm gewonnenen Rechtsſätze bei, ganz ab⸗ 
geſehen davon, daß ſie die Lektüre zu einer beſonders anregenden und 
genußreichen geſtalten. Das Werk wird in der Strafrechtswiſſenſchaft 
in Bälde einen hervorragenden Platz einnehmen und in den behandelten 
Fragen deren weitere Entwicklung beſtimmend beeinfluſſen; es wird 
aber auch der Praxis nicht unwillkommen ſein und vor allem den mit 
der Behandlung und Aburteilung von Beleidigungsſachen befaßten Ge⸗ 
richten eine reiche Ausbeute und eine Fülle von Nutzen bringender Be⸗ 
lehrung gewähren. Rob. Gmelin. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXIX. 3. 21 
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Kommentar zum BGB. von OLGR. Dr. Warneyer (2 Bände. 


Tübingen, Mohr, erſte Lieferung, die 88 1—123 umfaſſend, 9 Mk.). 
Das Werk des bekannten, mit Recht geſchätzten Verfaſſers lehnt ſich 

in der äußeren Anordnung an den auch in dieſer Richtung muſtergültigen 

Gaupp⸗Steinſchen Kommentar zur CPO. an. Es zieht Literatur und 


Rechtſprechung erſchöpfend heran (bei Anführung der Literatur zu 8 119 


3. B. find auch die Abhandlungen von Schefold und Müller in Württ J. 
17 und 21 erwähnt), nimmt aber auch ſelbſtändig Stellung zu den dort 
vertretenen Anſichten. Dem Umfang nach hält das Werk die Mitte zwi⸗ 
ſchen den großen Kommentaren (Staudinger, Planck) und den Hand⸗ 
ausgaben mit Anmerkungen. Es verſpricht in ſeiner überſichtlichen, klaren 
und wohl abgewogenen Darſtellung, die dem neueſten Stand der Wiſſen⸗ 
ſchaft eutſpricht, ein außerordentlich wertvolles Hilfsmittel der Rechts⸗ 
anwendung zu werden und wird ſich ſicherlich einen bevorzugten Platz 
in den Bibliotheken der Praktiker erwerben. Pf. 


— —— — 
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Alphabetiſches Sachregiſter. 


(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


A. 


Abſtrakter Schaden duldet keinen 
übermäßigen Gewinn 1. 

Achtſtundenarbeitstag. Sein Ein⸗ 
fluß auf einen Werkvertrag 198. 

Aenderung der Entſcheidung der Ver⸗ 
waltungsbehörde iſt unzuläſſig 
nach fruchtloſem Ablauf der Be⸗ 
ſchwerdefriſt 101. 

Anerkenntnis der Fälligkeit der 
Klagforderung 118. 

Anerkenntnisurteil iſt unzuläſſſg bei 
Verweiſung des Rechtsſtreits an 
das zuſtändige Gericht 109. 

Anfechtung der Berufungszurück⸗ 
nahme iſt unzuläſſſg 33. 

Antichretiſcher Nießbrauch kann un⸗ 
verzichtbar ſein 28. 

Argliſteinrede gegen die Klage nach 

3 AnfG. 113. 

Arme Partei kann noch nach Ver⸗ 
urteilung des Gegners in die 
Koſten zur Nachzahlung des ge⸗ 
ſtundeten Vorſchuſſes angehalten 
werden 92. 


B. 


Bedingung. Verſteckte neue B. im 
unwiderſprochenen Beſtätigungs⸗ 
ſchreiben gilt nicht 189. 

Belagerungszuſtandsgeſetz. Aende⸗ 
rung des Militärbefehlshabers 
und Preßgeſetz 53. 

— Verordnungsrecht des Militär⸗ 

befehlshabers 85. 

Beleidigung. Verwechſlung von In⸗ 
halt und Form 1683. 

— Wahrnehmung berechtigter In⸗ 
tereſſen 165. 


Berufung nach Bezahlung der Ur- 
teilsſumme 118. 

Berufungszurücknahme kann nicht 
angefochten werden 38. 

Beſchlagnahme von Baumwollab⸗ 
fällen nach dem Verkauf 214. 

Beſitzſteuer. Siehe Kriegs- und Be⸗ 
ſitzſteuer. 

Bierlieferungspflicht und ⸗recht er⸗ 
löſchen bei Aenderung der Ver⸗ 
hältniſſe im Brau⸗ und Wirts⸗ 
gewerbe 201. 

Brotgetreideverordnung im Ver⸗ 
ae zur Grünkernverordnung 


5. 
Bürgſchaftshaftung kommt nach 
Pfandhaftung 8. 


D. 


Drittverpfänder, der den Gläubiger 
befriedigt, hat keinen Rückgriff 
gegen den Bürgen 8. 


E. 


Ehevertrag bei württ. Errungen⸗ 
ſchaftsgeſellſchaft durch Teilung 
eines Sparkaſſenguthabens 97. 


Einkommenſtener. Begriff des ſteuer⸗ 


lichen Wohnſitzes 261. 

— Belohnungen eines Beamten für 
Sonderaufträge, die vor Beginn 
des Steuerjahrs endeten, ſind 
frei 259. 

— Die außerordentliche Kriegsab⸗ 
gabe der Geſellſchaften nach 

13 ff. Kriegsſteuergeſ. vom 
21. Juni 1916 darf nicht an 
den Ueberſchüſſen eines vor Ein⸗ 
tritt ihrer Fälligkeit abgelau⸗ 
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fenen Geſchäftsjahrs abgezogen 
werden 278. 

Einkommenſteuer. Die Proviſion 
für Umwandlung des Bankkre⸗ 
dits eines Gewerbetreibenden darf 
nicht am Einkommen abgezogen 
werden 280 

— Rücklagen gegen Kriegsverluſte 
ſind ſteuerpflichtig 261. 

Einſtweilige Verfügung im Ehe⸗ 
ſcheidungsſtreit. 122. 

Einziehung nach §S 377 StPO. ohne 
Vorprüfung vor der Hauptver⸗ 
handlung 162 

— €. wegen Verletzung kriegswirt⸗ 
ſchaftlicher Anordnungen iſt Ver⸗ 
ee nicht Strafe 
7 


Eiſenbahufrachtvertrag. Mangel⸗ 
hafte Verladung durch den Ab— 
ſender 250. 


F. 
Fahrläſſigkeit eines 
lenkers 176. 
Feuerwehr-Sanitätskraftwagen 221. 
Fortgeſetzte Straftat bei mehreren 
Schulverſäumniſſen 132. 


G. 


Gemeinſchaft zur geſamten Hand 
kann nicht durch Parteiwillkür 
entſtehen 255. 

Gerichtskoſten. Beitreibung von ar⸗ 
mer Partei 92. 

Gerſtehöchſtpreisüberſchreitung iſt 
nad em Höchſtpreisgeſetz ftrafe 
ar 

eee beim Viehhandel 


Kraftwagen⸗ 


Gewinnbeteiligung des Kapitaliſten 
an Kriegslieferungen ſeines Dar- 
lehensnehmers 229. 

Grünkernverordnung. Verhältnis 
zur Brotgetreideverordnung 75. 

Grund-, Gebäude- und Gewerbe⸗ 
ſteuergeſetz. Begriff des ökono— 
miſchen Nutzens 291. 

— Gewerbe- und Gebäudeſteuer⸗ 
pflicht eines Ueberlandwerks 291. 


H. 
Handel in den Höchſtpreisverord— 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


nungen erfordert nicht Erwerbs⸗ 
oder Gewinnzweck 

Herausgabe des Kindes von Mutter 
an Vater 41. 

Höchſtbetragshypothek, ſoweit nicht 
valutiert, iſt vorläufige Eigen⸗ 
tümergrundfchuld 13. 

Höchſtpreiſe 1 aa für verbo⸗ 
tene Geſchäfte 6 

becher eren beim Vieh⸗ 
handel 210 

Hypothekenablöſung hinſichtlich rück⸗ 
ſtändiger Amortiſationsquoten 23. 


J. 


Jagdausübung durch Bergen des 
erlegten Wilds 158. 


f. 


Kraftwagen. Sanitäts-K. der Feuer: 
wehr ſind von den gewöhnlichen 
Fahrvorſchriften befreit 221. 
— Fahrläſſigkeit des Lenkers 176. 
Krankenkaſſenmitglieder haben ein 
eigenes Recht auf ſachgemäße 
Pflege im Krankenhaus 5. 
Krieg. Begriff des Handels in den 
Höchſtpreisverordnungen 72. 
— Beſchlagnahme von Baumwoll⸗ 
abfällen 214. 

— Bierlieferungsvertrag 201. 

— Brotgetreide- und Grünkernver⸗ 
ordnung 75. 

— Einziehung iſt nicht Strafe 78. 

— Gegenſtände I täglichen Be: 
darfs (Moſt) 8 

— Geriehööireiberjhreitun 


— bee z et beim Vieh— 
haudel 175. 

— Gewinnbeteiligung des Kapita— 
liſten 229. 

— e bei verbotenen Ge— 
ſchäften 6 

— Höchſtpreisüberſchreitung bei 
Vieh 210. 

— Kartoffelhöchſtpreis und beſon— 
dere Vergütungen 58 

— 1 kranker Kälber 
148. 


— Mietzinsnachlaß 208. 
— Militärbefehlshaber als Geſetz⸗ 
geber 56 und 85. 
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Krieg. Pferdehandel 195. 

— Preiswucher 62. 

— Preßgeſetz und Anordnung des 
Militärbefehlshabers 53. 


— Teilnahme mehrerer bei Preis⸗ 


ſteigerung 67. 

. Uebermäßiger Gewinn 1 und 62. 

— Uebermäßiger Preis 67; 80; 85; 
195; 210. 

— a hoher Preis 


— Verkehr mit Kriegsgefangenen 47. 
— Verwaltungsrechtſprechung 185. 
— Verweiſung des Rechtsſtreits au 
ein anderes Landgericht 109. 
— e der Schlachtſchweine 


— Werkvertrag 198. 

— Zinſenforderungsverbot 269. 

Kriegs⸗ und Beſitzſteuer. Bewer⸗ 
tung der auf engliſche Währung 
lautenden Schulden von Inlän⸗ 
dern an Gläubiger in England. 
Ausſchluß der Zinsforderung. 
Nachprüfung von Schätzungs⸗ 
unterlagen durch den Verwal⸗ 
tungsgerichtshof 269. 


L. 


Lebeudgewicht beſtimmt auch den 
Preis kranker Schlachtkälber 149. 
Literariſche Anzeigen. 
Dr. E. Kern, Die Aeußerungs⸗ 
delikte 317. 
Dr. O. Warneyer, Kommentar 
zum BGB. 318. 


M. 


Maul⸗ und Klauenſeuche. Behörd⸗ 
liche Bekanntmachungen können 
auf die üblichen Vorſchriften ver⸗ 
weiſen 183. 

Meldepflicht eines unerlaubt zurück⸗ 
kehrenden Ausgewieſenen 142. 
— M. des Vertreters des Haus⸗ 

eigentümers bei Wohnungs⸗ 
wechſel 135. 
eee auf Kriegsdauer 


Moſt iſt Gegenſtand des täglichen 
Bedarfs 80. 
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N. 
Negative Feſtſtellungsklage wegen 


eines nicht mehr rechtsbeſtändigen 
Vollſtreckungstitels 125. 
Niederſchlagung von Koſten 118. 
Nießbraucher kann nicht das Recht 
erlangen, über die dem Nießbrauch 
unterliegenden Gegenſtände erſatz⸗ 
los für ſich zu verfügen 254. 
Notſtand verneint bei Erſchießen 
eines Hundes 160. 
Nutzvieh. Begriff 210. 


O. 


Offenbarungseid. Friſt zu ſeiner 
Erzwingung bei einſtweiliger Ver⸗ 
fügung 130. 

Ortspolizeiliche Vorſchriften nach 
Art. 34 Ziff. 1 Pol StG. find auch 
Anordnungen an einzelne Per⸗ 
ſonen 151. 


P. 

Pfandhaftung kommt vor Bürg⸗ 
ſchaftshaftung 8. 

Polizeiliche Anordnung nach Art. 37 
Pol StG. liegt nicht in vorläufiger 
Beſitzſtandeinweiſung nach Art. 
423 Feldber G. 136 

Preiswucherverfügung des Militär⸗ 
befehlshabers und Preisſteige⸗ 
rungsverordnung 62. 

Preßgeſetz und Anordnung des Mili⸗ 
tärbefehlshabers 53. | 


R. 

Rechts auwaltsverſchulden b. Rechts⸗ 
mitteleinlegung 153. 

Rechtsirrteum über eine Verwal⸗ 
tungsanordnung 139 und 148. 

Rechtsmittelfriſt wird nicht durch 
Schriftübergabe an einen mit dem 
Einlauf nicht betrauten Kanzlei⸗ 
beamten gewahrt 153. 

Revolution. Einfluß auf einen Werk⸗ 
vertrag 198. 

Rückgriff des Drittverpfänders, der 
den Gläubiger befriedigt, gegen 
den Bürgen beſteht nicht 8. 


S 


Sachſchadenhaftung des Eiſenbahn⸗ 
betriebsunternehmers bei geſtei⸗ 
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gerter Betriebsgefahr und Ver: 

ſchulden des Beſchädigten 246. 
Schlacht- und Nutzvieh. Höchſtpreiſe 

a übermäßige Preisſteigerung 
Schulverſäumniſſe. 


Feſtgeſetzte 
Straftat 132. 


Strafbemeſſung, wenn die polizei⸗ 
lich beſtrafte Tat als Vergehen 
feſtgeſtellt wird 145. 

Sühneverſuch in Privatklageſachen 
darf vom Amtsrichter vor Eröff⸗ 
nung des Hauptverfahrens an⸗ 
geregt werden 87 


T. 


Teſtament. Beſchränkung eines Ab⸗ 
kömmlings auf die Pflichtteils⸗ 
forderung in einem gemeinſchaft⸗ 
lichen Teſtament iſt als korreſpek⸗ 
tive Verfügung unmöglich 304. 

Titel, arztähnlicher, iſt ſtrafbar 156. 

Transporthaft ift kein Strafvollzug 

00. 


U. 


Uebermäßige Preisſteigerung bei 
Pferden 195. 
— Bei Schlacht- und Nutzvieh 211. 
— Keine Teilung der Mindeſtſtrafe 
bei mehreren Teilnehmern 67. 
— Verhältnis der BRV O. gegen ü. 
PrSteig. zu dem Verbot des 
Militärbefehlshabers, unver: 
e e hohe Preiſe zu 
fordern 8 
Uebermäßiger Gewinn. Begriff 62. 
— Bei Eu Schadensberech— 
nung 
e Preis. Begriff 80. 
Umſatzſteuer. Begriff der ſonſtigen 
Leiſtungen i. S. des Art. 3 


Abſ. 1 Ziff. 1 württ. Umſ St. 
253 


— Der Firmenwert des mit dem 
Grundſtück verkauften, auf ihm 
betriebenen Geſchäfts kann nicht 
Gegenſtand eines beſonderen 
ee Erwerbs ſein 


— Umfang der UmſSt. für das 
Einbringen von Grundſtücken in 
eine Kommanditgeſellſchaft 263. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


e e hoher Preis 
Urkundenbeweis ſtatt Zeugenver⸗ 
nehmung in 2. Inſtanz 113. 
Urkundenfälſchung zu verneinen bei 
verſteckter Anonymität einer Straf⸗ 

anzeige 171. 
Urteilsfeſtſtellung in den Ausdrücken 
= Strafgeſetzes kann genügen 


V. 


Verbindung beweglicher Sachen mit 
einem Grundſtück nach deſſen 
Privatverkauf 253. 

Vergleiche im Prozeß vor Gericht 
find in ihrer prozeſſualen Wirk: 
ſamkeit unabhängig vom mate⸗ 
riellen Beſtand der getroffenen 
Vereinbarung 311. 

Vergleichsverhandlungen in Privat⸗ 
klageſachen darf der Amtsrichter 
vor Eröffnung des Hauptver- 
fahrens anregen 87. 

Verkehr mit Kriegsgefangenen 47. 

Verſchulden des Verletzten 221. 

Verſicherungsträger. Erforderniſſe 
des Beſchluſſes ſeines Vorſtands 
nach $ 906 RVerſO. 242. 

Verſicherungsvertrag. Wann beruht 
die Nichterſtattung eines Scha⸗ 
denberichts auf Vorſatz oder 
grober Fahrläſſigkeit? 239. 

Vertragsauslegung bei Eintritt 
1055 nicht vorgeſehenen Falles 
193 

i eee im Krieg 


Pech auf antichretiſchen Nieß⸗ 
no als Vertragsverletzung 


Viehauftreiben auf den Markt iſt 
ſchon mit der Ankunft im Markt⸗ 
ort gegeben 173. 

Viehhändlerirrtum über die Pflicht, 
N Kontrollbücher zu führen. 
139 


Vollſtreckungsgegenklage, wenn der 
frühere Gläubiger den Vollſtre⸗ 
cungstitel nach Abtretung der 
Forderung erſchlichen hat 125. 

Vorzeichnen der Schlachtſchweine. 
Begriff 70. 


Alphabetiſches Sachregiſter. 


W. 


Waſſerabfluß. Art. 6 Abſ. 1 WaſſG. 
gilt nicht für gleich hoch gelegene 
Grundſtücke 103. 

— Ueber den privatrechtlichen An⸗ 
ſpruch gegen die Gemeinde auf 
Aenderung eines öffentlichen 
Platzes 1 das bürger⸗ 
liche Gericht 1 

Wehrbeitrag. 1 oder Ei⸗ 
gentum an abgabepflichtigen Be⸗ 
trägen 254. 

Werkvertrag. Einfluß von Krieg, 
Revolution und Achtſtundenar⸗ 
beitstag 198. 
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Wirtſchaftserlaubnis darf auch bei 
dinglicher Gerechtigkeit auf be⸗ 
BEN Räume beſchränkt werden 


i im Sinn des EinkStG. 


3. 
Zinsforderungsverbot gegenüber 
Gläubigern in England 269. 
Zwangsvollſtreckungsvereitlung 
durch ungültige Verträge über 
unpfändbare Gegenſtände 168. 
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